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SPD spielt „Bad Cop - Good Cop" lich an, und die Regierung unter Vik- 
tor ~ l i m a / ~ P Ö  ist eifrigst bemüht, 

bisher keine ,,großen Zukunftsvisio- gen sich im statistischen Feld von 
jeweils 1%. Schmidt versucht, ihre 
neoliberalen ~ i r t scha f ts~os i t i onen  
hinter liberalen Forderungen be- 
treffend Demokratie, Mitbestim- 
mung, Minderheitenschutz, etc. zu 
verstecken. 

Gertraud Knoll verursachte mit ih- 
rer Kandidatur sofort eine heftige öf- 
fentliche Diskussion über das Verhält- 
nis von Kirche und Staat, da sich seit 
dem katholischen Austrofaschismus 
(1 934 bis 1938) keine kirchlichen 
Würdenträger mehr in das politische 
Geschehen einmischen sollten. Ent- 
sprechend der evangelischen Verfas- 
sung legte jedoch Knoll sogleich ihre 
kirchlichen Funktionen zurück. Durch 
ihren engagierten Einsatz für soziale 
und demokratische Anliegen schaffte 
sie innerhalb einer Woche den zwei- 
ten Platz hinter Klestil in der Hoch- 
rechnung und wurde somit zur er- 
klärten Hoffnungsträgerin für das 
Wählerspektrum von liberal-katho- 
lisch über grünalternativ bis sozialde- 
mokratisch. Das erste Ziel für die pro- 
gressiven Kräfte ist, Klestil unter 50% 
zu bringen und dadurch einen zwei- 
ten Wahlgang zu erzwingen. 

Für die anstehenden gesell- 
schafts- und wirtschaftspolitischen 
Probleme hat die SPÖ innerhalb der 
europäischen Sozialdemokratie die 
Verpflichtung, zusammen mit allen 
anderen fortschrittlichen Kräften 
(zumeist Basisbewegungen in der 
katholischen und evangelischen Kir- 
che, Grüne, Bürgerbewegungen, 
Gewerkschaften, etc.) soziale Ver- 
antwortung und politische Füh- 
rungskompetenz zu zeigen und ei- 
nen ,,Europäischen Gesellschaftsver- 
trag" auszuarbeiten, um eine politi- 
sche Radikalisierung mit Abschot- 
tungsparolen zu verhindern. Das Pri- 
mat der Politik gegenüber einem 
Diktat der Ökonomie muß wieder 
erkämpft werden. Dazu muß sich 
auch die SPÖ klar von den Positio- 
nen des Neoliberalismus abgrenzen. 

Die Wirtschaft hat den Menschen 
zu dienen und nicht umgekehrt, wie 
auch der österreichische Bundes- 
kanzler in einem Grußwort an die Ar- 
beitsgemeinschaft Christen und Sozi- 
aldemokratie (ACUS) im April 1997 
erklärte: „Der Siegeszug marktwirt- 
schaftlicher Prinzipien kann zu einer 
gerechteren Welt führen, aber auch 
in einem Markttotalitarismus enden, 
in dem Menschen nur mehr als Ko- 
stenfaktor fungieren und das Streben 
nach Gewinnmaximierung den sozia- 
len Zusammenhalt in der Gesellschaft 
zerstört." s p w  

nen" und insbesondere keine Per- 
spektive für einen politischen Um- 
sturz hat. 

mit Hilfe der Sozialpartner, deren 
Unternehmerseite fortwährend den 

Medienlegitimation, Führungsfiguration und Schlußfolgerungen der Parteilinken 

In Österreich hätten - zumindest Sozial- und Lohnabbau als ,,logi- 
von Andrea Nahles* sches Mittel zur Standortsicherung" 

propagieren, diesen ,,normalen" ka- 
pitalistischen Trend zu verhindern. 

nach Mandaten - die christlich-kon- 
servative ÖVP mit der rechtspopulisti- 
schen FPÖ die parlamentarische 
Mehrheit. 

Das Liberale Forum (LIF) - eine 
,,linkeu Abspaltung von der FPÖ mit 

Aber die Sparpolitik der Regie- 
rung SPÖ/ÖVP sowie die oftmals not- 
wendigen Strukturveränderungen im 
Sozialbereich wie auch in anderen ihrer jetzigen Führungsperson Heide Die Neutralität, die 

Paktungebunden- 
heit, die Atornwaf- 
fenfreiheit und der 
Grundsatz,, keine 
ausländischen 
Soldaten in Öster- 
reich " sind - wie das 
Verbot von Atom- 
kraftwerken - ein 
wichtiger Teil der 
österreichischen 
Identität. 

gesellschaftlich relevanten Bereichen 
und die damit einhergehende Ver- 
schlechterung am Arbeitsmarkt brin- 

Schmidt - ist zwar gesellschaftspoli- 
tisch relativ fortschrittlich, in der 
Wirtschaftspolitik drängen sie aber 

gen große soziale Verunsicherung, 
Frust und Widerstand mit sich. Zu 
den Sparmaßnahmen der Regierung 

zu einer völligen Privatisierung der öf- 
fentlichen und gemeinwirtschaftli- 
chen Betriebe (Modell ,,Nachtwäch- 
terstaat"). 

Die kommunistische Partei (KPÖ) 
spielt außer bei kleinen regionalen 

kommt noch die diesen entgegenste- 
hende Forderung der konservativen 
Seite (ÖvP, FPÖ) nach einem Beitritt 
Österreichs zur NATO. Dies brächte Wahlerfolgen keine politische Rolle. 
eine deutliche Erhöhung des derzeiti- 
gen österreichischen Militärbudgets 
(0,8%) mit sich. 

Die Neutralität, die Paktungebun- 

Sie gehört aber zu den Staatsgrün- 
dern der „2. Republik" von 1 945 und 
genießt so - obwohl bis nach der 
Wende unflexibel SU-treu - politi- 
schen Schutz und Anerkennung aller 
österreichischen Parteien außer der 
FPÖ. 

denheit, die Atomwaffenfreiheit und 
der Grundsatz ,,keine ausländischen 
Soldaten in Österreich" sind - wie 
das Verbot von Atomkraftwerken - 
ein wichtiger Teil der österreichischen 
Identität. Innerhalb der UNO nimmt 
Österreichs Militär jedoch seit Jahr- 
zehnten an friedenssichernden Ein- 
sätzen teil. 

So verbleiben eigentlich nur die 
Grünen, die mit ihren sozial- und 
umweltpolitischen Vorstellungen die 
größte Nähe zur SPÖ aufweisen, 
wenngleich sie wiederum einige Pro- 
bleme mit der ,,Realpolitikf' der SPÖ 
haben. 

Die österreichische Parteien- 
landschaft 
Die Tatsache, daß in Österreich, wie 
auch in der EU, die Armen immer är- 
mer und die Reichen immer reicher 
werden, die Arbeitslosenzahlen im- 
mer höher, die Profite auf den Fi- 
nanzmärkten jedoch unproduktiv 
und spekulativ eingesetzt werden 
und weiter steigen, provoziert Pro- 
testverhalten in der Bevölkerung wie 
auch in den diversen SPÖ-wähler- 
schichten, von Arbeitern über Ange- 
stellte zu Akademikern bis hinein in 
die ,,Mittelschicht". 

Genau diese große Verunsiche- 
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rung greift die rechtspopulistische 
FPÖ unter Jörg Haider auf und bietet 
überwiegend alte Krisenlösungskon- 
zepte (,,Ausländer raus", ,,Sozial- 
schmarotzerdebatte", ,,Privilegienab- 
bau", usw.) an. Sie kann immerhin 
mehr als eine Million Protest- und 
Stammwähler auf sich vereinen. 
Trotzdem kann man von der FPÖ 
nicht von einer klassischen rechtsex- 
tremen Partei sprechen, da für Haider 
vor allem das zynische Gegeneinan- 
derausspielen der anderen Parteien, 
der Medien, usw. zählt, die FPÖ aber 

Eine wichtige Neuerung in der 
österreichischen Parteienlandschaft D ie SPD hat einen Kanzlerkandi- 

daten. Rien ne va plus. Der 
überwältigende Erfolg der 

Wahl in Niedersachsen sollte aus Sicht 
der Parteilinken nichtsdestoweniger 
präzise analysiert werden. Insbeson- 
dere im Hinblick auf die Zukunft der 
Parteidemokratie wird sich leicht fest- 
stellen lassen, daß die Omnipräsenz 
der Medien im Zusammenhang mit 
der Wahlentscheidung den altbe- 
währten Flügelschlag innerhalb der 
Parteien angreift und zu einem Stra- 
tegiewechsel nötigt. So waren weder 
die in der Satzung neu eingefügte 
Mitgliederbefragung noch die Partei- 
gremien bei der Entscheidung um die 
Kanzlerkandidatur relevant. Nicht ein- 
mal einen nennenswerten Wider- 
stand hat es gegen diese Verfahrens- 
weise gegeben. 

,,Volksentscheid" statt Parteide- 
mokratie 
Die Ursache dafür liegt auf der Hand: 
Der Mix aus Volksentscheid via Land- 
tagswahl und deren Verquickung mit 
einer immensen Medienresonanz hat 
in der Öffentlichkeit keineswegs den 
Eindruck erweckt, diese Entscheidung 
sei nicht demokratisch legitimiert. Im 
Gegenteil: Sowohl den in demoskopi- 
schen Umfragen ermittelten Mehr- 
heiten für Gerhard Schröder als auch 
den Wählerinnen und Wähler Nieder- 
sachsens wurde de facto und von den 
Medien systematisch befördert eine 
Quasi-Volksabstimmung zugespro- 
chen. Die Legitimation leitete sich hier 
eindeutig aus dem sich von Woche zu 
Woche selbst aufbauenden Verfahren 
ab. Die ohnehin im öffentlichen Anse- 
hen unbeliebte Parteidemokratie 
konnte so flugs ersetzt werden durch 
eine im hohen Maße medial gesteuer- 
te Polarisierung, in dem die Alternati- 
ven ,Schröder gegen Wulff bzw. Kohl' 
gleichzeitig mit der Alternative 
,Schröder gegen Lafontaine' ver- 
schmolz. Und das mit Erfolg. Aus 
Sicht der so in die Macht (bzw. in Sze- 

ne) gesetzten Öffentlichkeit Iäßt sich 
mit Helge Schneider (,,Texasu) feststel- 
len: ,,Alles ist sehr gut gemacht und 
man meint, dabeizusein!" 

Interessant wird für die Zukunft, 
ob dieses Verfahren eine stabile Legi- 
timationsbasis geschaffen hat. Schrö- 
der & Co. haben sich von einer Res- 
source abhängig gemacht, die sie 
nicht jederzeit erzeugen und beliebig 
steuern können. Sie basiert nicht auf 
gewachsener Anhängerschaft, die 
sich um ein politisches Projekt ver- 
sammelt. Aus ihr Iäßt sich eine be- 
ständige und breite Mobilisierung 
kaum ableiten. 

zeigt sich mit der Gründung des Un- 
abhängigen Frauenforums (UFF) 
1997 mit ihrer Sprecherin Eva Ross- 
mann, das die Unfähigkeit der jetzi- 
gen Funktionärsbünde widerspiegelt, 
geäußerte Bedürfnisse in der Bevöl- 
kerung auch als politisch relevant an- 
zuerkennen 

Die Parteidemokratie 
gegen die Partei und 

ihre Vorsitzenden 
retten zu wollen, 

kann auf Dauer 
keine aussichtsreiche 
Strategie der Linken 

sein. 

Die nahe Zukunft 
Am 19. April 1998 wird in Österreich 
das Amt des Bundespräsidenten neu 
gewählt. Der bisher amtierende Bun- 
despräsident Thomas Klestil ist für 
fortschrittliche Kräfte vor allem we- 
gen seines Mangels an Verfassungs- 
treue nicht wählbar, da er sich bereits 
mehrmals offen für einen NATO-Bei- 

SPD-Linke: Dummer August oder 
Kampagnenkraft 
Aus meiner Sicht gibt es zwei mögli- 
che Konsequenzen aus diesen Ent- 
wicklungen: 1 : Die Parteilinke kämpft 
um den Erhalt der Parteidemokratie. 
Sie setzt auf die Stärkung der Partei- 
gremien als Entscheidungsträger, 
setzt mit Hilfe der Bundestagsfraktion 
politische Kontrapunkte und steuert 
das programmatische Know-how bei, 
ohne dafür Anerkennung oder Ge- 

tritt Österreichs ausgesprochen hat 
und somit gegen das oben beschrie- 
bene Neutralitätsgesetz verstoßen 
hat. 

Seine beiden bedeutenden Her- 
ausforderinnen sind Heide Schmidt 
(LIF) und seit dem 27. Feber auch 
die Superintendentin des Burgen- 
landes Gertraud Knoll. Die weiteren 
drei männlichen Kandidaten bewe- 

* Andrea Nahles, 27, WeilerlBonn, Juso-Bundesvorsitzende, 
Mitglied im SPD-Parteivorstand 
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Österreich 1998 - 
europäisch oder 
II anders"? 
von Jürgen Hirsch und Thomas Mann* 

Der ehemals von der 
SPÖ propagierte 

,,Dritte Weg" droht 
nun aus dem 

Bewußtsein der SPÖ- 
Spitze verdrängt und 

vergessen z u  
werden, ,,überzeugt 

vom Sieg der 
Marktwirtschaft". 

D er Zusammenbruch der kom- 
munistischen Staaten 19891 

90 sowie die Auflösung des 
Warschauer Paktes neben dem ge- 
bliebenen NATO-Militärpakt bewirk- 
ten auch für die politische und wirt- 
schaftliche Lage Österreichs maß- 
gebliche Umstrukturierungen. Das - 
seit dem 26.Oktober 1955 - paktun- 
gebundene, neutrale Österreich 
(verankert als Bundesverfassungsge- 
setz: ,,nach Schweizer Vorbild") hat- 
te, obwohl es sich mit Mehrpartei- 
ensystem, parlamentarischer Demo- 
kratie, kapitalistischer Marktwirt- 
schaft, etc. immer dem westlichen 
Wertesystem zuordnete, hervorra- 
gende Wirtschaftsbeziehungen mit 
allen Ländern des östlichen und 
westlichen Einflußbereichs und be- 
trieb eine international anerkannte 
und eigenständige Vermittlerrolle 
zwischen den Militär- und Wirt- 
schaftsblöcken. 

Soziale Marktwirtschaft und 
Neutralität 
Die aktive Neutralitätspolitik - von Dr. 
Bruno Kreisky seit 1955 kontinuier- 
lich aufgebaut - ermöglichte es 
Österreich und der seit 1945 außer in 
den Jahren 1966 bis 1970 immer 
mitregierenden SPÖ, mit Ländern un- 
terschiedlichster Gesellschaftssyste- 
me (z.8. Libyen, SU, Nicaragua, USA, 
Ungarn, Palästina, Westsahara/Poli- 
sario, usw.) politische und wirtschaft- 
liche Beziehungen aufzubauen und 
friedenssichernde Aktivitäten inner- 
halb und außerhalb der UNO zu set- 
zen, relativ ungehindert von ,,herr- 
schenden" (NATO- und Warschauer 
Pa kt-)Interessen. 

Jürgen Hirsch, Jg. 1945, Werbegestaltec Bildungsreferent der SPÖ; 
Thomas Mann, Jg. 1968, Student der Soziologie, Bildungsreferent der 5PÖ. 
Beide arbeiten führend in der Initiative für eine sozialistische Politik der 5PÖ 
mit (vgl. spw 5/97, 5. 1 5 . ) .  
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Foto Christian Kiel (Meerbusch) 

Das seit 1970 mit unbestreitba- 
rem Erfolg bewältigte umfassende 
gesellschaftspolitische und wirt- 
schaftliche Reformprogramm der 
SPÖ droht nun, nach 1990, auf- 
grund der globalen und teilweise 
neoliberalen Veränderungen desta- 
bilisiert zu werden. Die innere politi- 
sche Lage war 1989190 immer noch 
einerseits geprägt durch eine ,,mixed 
economy" - d.h. von einem seit 
1945 den Staat und die Gesellschaft 
prägenden verstaatlichten, nationa- 
len Industrie- und Bankensektor, der 
die private Wirtschaft überragte, so- 
wie einer jahrzehntelang durchge- 
hend praktizierten engen ,,Sozial- 
partnerschaft" zwischen Gewerk- 
schaften, Unternehmerverbänden 
und Parteien. Die Unternehmerseite, 
auf der auch die SPÖIÖGB-Vertreter 
der verstaatlichten Industrie 
mit,,wirkten", propagierte die sozia- 
le Marktwirtschaft (mit einer relativ 
guten Beteiligung an den Gewinnen 
und einer entgegenkommenden be- 
trieblichen und staatlichen Sozialpo- 
litik) für die Arbeitnehmer und be- 
kam eine streikfreie Sozialpartner- 
schaft dafür. 

EU-Mitgliedschaft Österreichs 
Die Volksabstimmung 1994 über den 
Beitritt zur Europäischen Union 
konnte von der Koalitionsregierung 
sowie den Sozialpartnern erfolgreich 
- mit einer 213-Mehrheit - durchge- 
führt werden. Als Folge davon 
scheint heute die ~ir i führung des 
EURO eine ebenso deutliche Zustim- 
mung zu finden. Das Ende der kom- 
munistischen Regimes und die damit 
verbundene Aufhebung jeglicher Sy- 
stemkonkurrenz zur kapitalistischen 
Marktwirtschaft beschleunigte in 
Österreich die schon eingeleiteten 
Privatisierungen vieler ehemaliger 
staatlicher und halbstaatlicher Berei- 

che. in der zeitweise 60% der arbei- 
tenden Bevölkerung beschäftigt wa- 
ren. Diese drohen nun, im Jahr 1998, 
auch bedingt durch die ökonomische 
Begrenztheit des Landes (konkurrie- 
rend auf dem EU- sowie dem globa- 
len Markt), in einen völligen Ausver- 
kauf und - unter dem Deckmantel 
der ,,Liberalisierung" - eine schritt- 
weise Entmachtung nationaler Politik 
umzuschlagen. 

Der ehemals von der SPÖ propa- 
gierte ,,Dritte Weg" -der austromar- 
xistische Ansatz zu einer Gesell- 
schafts- und Wirtschaftspolitik zwi- 
schen Kapitalismus und diktatori- 
scher Planwirtschaft - droht nun aus 
dem Bewußtsein der SPÖ-Spitze ver- 
drängt und vergessen zu werden, 
,,überzeugt vom Sieg der Marktwirt- 
schaft" (Andreas Rudas, Mitglied der 
SPÖ-Parteiprogrammkommission, 
Februar 1998). Der in der Europäi- 
schen Union praktizierte sozialdemo- 
kratische Krisenlösungsansatz eines 
Tony Blair oder Gerhard Schröder fin- 
det in Österreich seine Fortsetzung; 
gesenkte Kapitalertragssteuern sind 
nur ein Teil davon. 

Grundsätze der Sozialdemokra- 
tie 
Die momentan hitzig geführte Dis- 
kussion um ein neues SPÖ-~artei- 
Programm beinhaltet die grundsätz- 
liche Frage nach einer moralischen 
oder aber einer kapitalismuskriti- 
schen Herangehensweise bei der 
Forderung nach einer gerechten 
(klassenlosen) Gesellschaft. Und dies 
ist eigentlich nur das Spiegelbild des 
unterschiedlichen Seins und Be- 
wußtseins bzw. der unterschiedli- 
chen Visionsfähigkeit verschiedener 
Menschen innerhalb der Partei. Die- 
im EU-Durchschnitt jetzt noch sehr 
niedrigen - Arbeitslosenzahlen (la- 
nuar 98: 4,4%) steigen kontinuier- 
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staltungsmacht zu erhalten. Das ist 
im Kern in den letzten beiden Jahr- 
zehnten mit wechselndem Erfolg so 
gelaufen, muß in der Summe jedoch 
als permanentes Verlustgeschäft für 
die Linken eingestuft werden. Das 
liegt auch darin begründet, daß der 
Parteivorsitzende - eigentlich, von sei- 
ner Funktion aus betrachtet - ein ho- 
hes Interesse daran haben müßte, die 
Partei und ihre Einflußmöglichkeiten 
zu stärken. Tatsächlich haben aber 
alle Parteivorsitzenden nach Hans-Jo- 
chen Vogel (einmal abgesehen von 
dem gescheiterten SPD-2000 Projekt 
unter Engholm) keine Aktivitäten in 
dieser Hinsicht entfaltet. Die Parteide- 
mokratie gegen die Partei und ihre 
Vorsitzenden retten zu wollen, kann 
auf Dauer keine aussichtsreiche Stra- 
tegie der Linken sein. 

2. Die SPD-Linke befreit sich aus 
ihrer ,Babylonischen Gefangen- 
schaft' parteiinterner Rücksichtnah- 
men und reibt sich nicht länger in 
interner Gremienarbeit auf. Die Rol- 
le des Dummen August bzw. des 
Gewissens der Partei dürfen andere 
übernehmen. Statt dessen setzt die - 
Parteilinke auf ihre eigene Stärke. 
Die Parteilinke reorganisiert sich als 
eigenständige Kraft in der Partei. die 
selbstverständlich innerhalb der 
Strukturen ihren Job macht, wenn 
sich damit Gestaltungsoptionen ver- 
knüpfen. Ihren Schwerpunkt legt sie 
jedoch auf ausgewählte Politikberei- 
che, die als Kampagnen im Verbund 
mit Bündnispartnern außerhalb der 
eigenen Partei aufgebaut und ge- 
fahren werden. Entlang dieser Kam- 
pagnen engagiert sie sich im Sinne 

einer Revitalisierung regionaler lin- 
ker Netzwerke. Diese Strategie ver- 
spricht auch auf dem Hintergrund 
einer Regierungsübernahme da- 
durch zu gewinnen, daß wir in die- 
sem Falle für wesentliche gesell- 
schaftliche Initiativen und Bewe- 
gungen interessante Ansprechpart- 
ner sein werden. 

Entwicklungsprogramm für die 
SPD-Linke 
Ich habe im Rahmen der Frühjahrsta- 
gung des Frankfurter Kreises in Berlin 
die Einrichtung einer ,,Entwicklungs- 
werkstatt" für das kommende Jahr 
vorgeschlagen. Aufgaben dieser 
Werkstatt sollten irn Sinne der oben 
genannten zweiten Alternative fol- 
gende Punkte sein: 
1. Die Linke muß sich im Sinne einer 
eigenständigen Plattform in der SPD 
reorganisieren und damit eine Ant- 
wort auf die mediale Aushebelung 
der Parteidemokratie geben. 

2. Die Linke muß sich selber einen 
Entwicklungsplan verordnen, der ent- 
lang konkreter politischer Projekte 
eine neue Vernetzung von Basisgrup- 
pen, gesellschaftlichen Bündnispart- 
nern und Vertreterinnen und Vertre- 
tern der Linken in der Leitung des 
Frankfurter Kreises, der Parteivor- 
standslinken und der Bundestagsfrak- 
tion organisiert. 
3. Die Linke braucht eine themati- 
sche Schwerpunktsetzung, entlang 
derer eine gezielte programmati- 
sche Weiterentwicklung im Dialog 
mit befreundeten oder nahestehen- 
den Gruppierungen erfolgen kann. 
Ich schlage drei zentrale Bereiche 

dafür vor: 1. Zukunft der Arbeit (Ar- 
beitszeitfrage), 2. Demokratie, 3. 
Europa. 
4. Die Linke braucht Eigenmittel, die 
eine professionelle und attraktive 
Umsetzung der 0.g. Kampagnen er- 
möglicht. Es braucht darüber hinaus 
eine hauptamtliche Betreuung der 
hier angeführten Entwicklungsvor- 
schläge. Ein gesondertes Fundraising- 
konzept ist daher wesentliche Grund- 
lage für eine erfolgreiche Umsetzung 
der angeregten Reorganisation. 

Das sind mittelfristige strategische 
Überlegungen, die hoffentlich breit 
diskutiert werden und bald angegan- 
gen werden müssen. Kurzfristig wer- 
den wir im Wahlkampf nur begrenzte 
Spielräume für eine Eigenprofilierung 
linker Politik haben. Lafontaine und 
Schröder werden weiterhin eine Dop- 
pelspitze bilden und ganz der bewähr- 
ten Methode „Bad CopIGood Cop" 
folgen. Schröder profiliert sich wirt- 
schaftsnah mit hemdsärrnligem 
Charme, während ,,Good Cop" Lafon- 
taine die Partei befriedet. Der Dissens 
wird nicht aufgehoben, sondern wei- 
terhin geschickt ausgespielt. Ob sozial- 
demokratische Wirtschaftspolitik eher 
auf Exportorientierung und Flexibilisie- 
rung der Arbeitsmärkte oder auf sozi- 
alökologische Wachstumspolitik und 
Arbeitszeitverkürzung setzen wird, 
entscheidet sich im günstigsten Fall in 
der Regierungsverantwortung an den 
konkreten Gesetzesvorhaben. Die neo- 
liberale Grundlogik Iäßt sich nur dre- 
hen, wenn sich das gesellschaftliche 
und politische Klima in eine andere 
Richtung wendet. Dies anzustoßen, ist 
Aufgabe der Linken. spw 

Schröder & Co. 
haben sich von einer 
Ressource abhängig 
gemacht, die sie 
nicht jederzeit 
erzeugen und 
beliebig steuern 
können. Sie basiert 
nicht au f  gewachse- 
ner Anhängerschaft, 
die sich u m  ein 
politisches Projekt 
versammelt. Aus ihr 
Iäßt sich eine 
beständige und  
breite Mobilisierung 
kaum ableiten. 
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Kurze Bemerkungen zu den 1997 er- Für eine europäische Solidarge- 
meinschaft 
Das Buch von GlaweISchröder setzt 
sich ausführlich mit den verschiede- 
nen Aspekten der Maastrichter Wirt- 
schafts- und Währungsunion ausein- 
ander. Dabei kommen die Autoren 
zu dem Schluß, daß die derzeitige 
neoliberale Konzeption regionale 
und soziale Spaltungstendenzen ver- 
tieft. Das in Maastricht verankerte 
Primat monetärer Stabilität wird von 
ihnen als zentrales Element einer 
neoliberalen hegemonialen Kerneur- 
opastrategie Deutschlands in Koope- 
ration mit - aber auch in Konkurrenz 
zu - Frankreich analysiert. Ihrer Auf- 
fassung nach entwickelt sich hier ein 
Sprengsatz für die Integration, zu- 
mindest einer Integration, die auf ei- 
nem Mindestmaß an Konsens und 
sozialem Ausgleich zwischen den 
Mitgliedstaaten beruht. Als Konse- 
quenz fordern sie einen politischen 
Paradigmenwechsel hin zu einer eu- 
ropäischen Solidargemeinschaft, die 
sich nicht nur auf die Mitgliedstaa- 
ten beziehen soll, sondern auch die 
anderen europäischen Staaten be- 
rücksichtigt. 

Unter Bezug auf die europapoliti- 
sche Debatte in Frankreich, Italien 
und Schweden diskutieren und be- 
nennen sie Handlungsfelder und - 
optionen für eine alternative Politik - 
wie etwa die Forderung nach einer 
europäischen Beschäftigungspolitik 
oder nach der Stärkung der sozialen 
Dimension. Sie plädieren dafür, den 
Euro auf ein kooperatives Politikmo- 
dell zu stützen, welches sich sowohl 
vom konkurrenzfixierten Marktmo- 
dell von Maastricht als auch von ei- 
nem Rückfall in den Nationalismus 
deutlich abgrenzt. Wichtig ist ihnen 
in diesem Zusammenhang, daß die 
europapolitische Debatte nicht mehr 
wie bisher als Konflikt zwischen den 
Mitgliedstaaten geführt wird, son- 
dern da8 nationale Diskursgrenzen 
überwunden werden. 

Konturen eines schienenen Büchern: Wilfried Tel- 
kemper; Deutsche MdEPs Bündnis 
901Die Grünen: Maastricht I1 am grünen Europas Scheideweg - Reformen für Europa 
anstacheln, Verlag die Werkstatt, 
Göttingen, DM 28,OO; und Heiko von Joachirn Schuster* 

GlawelMarkus Schröder: Der Euro 
und die ,Idee Europa' - Katalysator 
oder Sprengsatz der Integration?, 
VSA, Hamburg, D M  19,80. 

Grünes Eurolesebuch 

D as anläßlich der Regierungs- 
konferenz zur Überprüfung 

des Maastrichter Vertrages 
von den bündnisgrünen Europa- 

hinreichende Antworten zu geben 
(was angesichts des Standes der lin- 
ken europapolitischen Diskussion 
aber auch nicht verwundert): 

1. Es bleibt undeutlich, welcher 
politisch-strategische Stellenwert der 
EU im Verhältnis zu den National- 
staaten und Regionen zukommt. Es 
wird sich zwar häufig positiv auf das 
Subsidiaritätsprinzip bezogen und 
vor einer übermäßigen Zentralisie- 
rung gewarnt. Was darunter aber 
letztlich zu verstehen ist, wird nur 
wenig konkretisiert. 

2. Zu Recht wird immer wieder 
das Demokratiedefizit in der EU be- 
klagt. Die entscheidende Frage zur 
Behebung dieses Defizites, wie näm- 
lich die Herausbildung einer europäi- 
schen Zivilgesellschaft gefördert wer- 
den kann, wird zwar kurz aufgewor- 
fen, aber nicht weiter verfolgt. 

3. Insbesondere GlaweISchröder 
befassen sich mit der für eine konse- 
quente Reformpolitik jenseits neoli- 
beraler Konzeptionen zentralen Fra- 
ge, wie eine europäische Beschäfti- 
gungspolitik inhaltlich und institutio- 
nell ausgestaltet sein muß, die die 
spezifischen Handlungsmöglichkei- 
ten der unterschiedlichen staatlichen 
Regulationsebenen -von der Region 
über den Nationalstaat bis hin zu EU 
- miteinander produktiv verbindet. 
Ihre Antworten bieten zwar Ansatz- 
punkte für weitere Überlegungen, 
stellen aber noch kein schlüssiges, 
mobilisierungsfähiges Konzept dar. 

Beide hier betrachteten Bücher 
bieten insgesamt einen interessanten 
Beitrag zu einer dringend notwendi- 
gen Debatte, gerade nachdem die Er- 
gebnisse der Maastrichter Revisions- 
konferenz selbst aus Sicht der Herr- 
schenden mehr Fragen offen gelas- 
sen als beantwortet haben. spw 

abgeordneten herausgegebene 
,Eurolesebuch' markiert einen 
Zwischenstand der grünen Debat- 
te zu Europa. Nachdem lange Jah- Wichtig ist, daß die 

europapolitische 
Debatte nicht mehr 
wie bisher als 
Konflikt zwischen 
den Mitgliedstaaten 
geführt wird, 
sondern daß 
nationale Diskurs- 
grenzen überwun- 
den werden. 

re die Grünen der westeuropäi- 
schen Integration sehr skeptisch 
bis ablehnend gegenüber gestan- 
den haben, verdeutlicht der Sam- 
melband die inzwischen akzeptier- 
te Prämisse, daß eine europäische 
lntegrationspolitik neben der EU 
zum Scheitern verurteilt ist und 
die EU in ihrer derzeitigen Form 
und Ausprägung daher zum Aus- 
gangspunkt einer sozial und öko- 
logisch orientierten Europapolitik 
genommen werden muß. Somit 
muß auch die von den Grünen für 
dringend notwendig gehaltene 
politische Kurskorrektur an den 
bestehenden Institutionen, Struk- 
turen und Politiken ansetzen. 

Von dieser Basis aus befassen 
sich grüne Europapolitiker in fünf 
Blöcken mit den verschiedenen 

JUGEND - INTELLEKTUELLE - SPD 

Marcel Schaller 
Tilman Fichters politische Sackgasse ........................................................................ 39 
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Politikbereichen und Aspekten der 
europäischen Integration, analy- 
sieren und kritisieren Fehlentwick- 
lungen und unterbreiten Reform- 
vorstellungen. Von der Agrarpoli- 
tik über die Außen- und Sicher- 
heitspolitik, die geplante Wäh- 
rungsunion bis hin zu institutio- 
nellen Fragen bleibt kein relevan- 
ter Bereich unberücksichtigt. Da- 
bei zeigen sich durchaus auch er- 
hebliche politisch-strategische Un- 
terschiede bei den Bündnisgrü- 

Zentrale Fragenkomplexe 
Beide Bücher geben einen interes- 
santen Überblick über europapoliti- 
sche Problemstellungen sowie Re- 
formnotwendigkeiten. Gleichzeitig 
vermitteln sie einen Eindruck über 
Diskussionslinien innerhalb der 
Bündnisgrünen. Neben vielen wichti- 
gen Detailfragen, die im Zuge einer 
linken Europapolitik beantwortet 
werden müssen, lenkt die Lektüre 
der beiden Bücher den Blick auf drei 
für die weitere Entwicklung zentrale 
Fragenkomplexe, ohne allerdings 
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nen. Während etwa lrene Soltwe- 
del-Schäfer den Euro aus weltwirt- 
schaftlichen Überlegungen grund- 
sätzlich befürwortet, allerdings 
soziale und ökologische Anliegen 
stärker verankert sehen will, for- 
dern Klaus Dräger und Frieder 
Otto Wolf eine grundlegende Kor- 
rektur des gesamten Konzeptes 
der Wirtschafts- und Währungs- * Dr Joachim Schustei: Politikwissenschafiler, Institut für angewandte Sozial- 

und Politikwissenschaft (ispw) in Bremen, Mitglied der spw-Redaktion union 
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Ehegattensplitting 
führt dazu, daß 

Frauenerwerbstätig- 
keit bestraft wird. Es 

ist durchaus 
möglich, das 
Steuersystem 

dementsprechend 
umzubauen. 

(llse Ridder-Melchers) 

beit, Zeit und Geld". Bei der ASF gibt es 
eine ähnliche Forderung: gerechte 
Umverteilung von Arbeit, Einkommen 
und Macht ... 

llse Ridder-Melchers: ... und ge- 
rechte Verteilung der Familienarbeit. 

spw: Ja, und mit welchen Hebeln 
wäre das möglich? In Österreich ist in 
der letzten Zeit viel Aufsehen erregt 
worden mit dem Gesetzentwurf zur 
Hausarbeit ... 

Kristina Augst: Ich glaube, daß wir 
bisher relativ einfallslos waren bei der 
Überlegung, wo wir die Hebel bei Män- 
nern ansetzen. Die Debatten, die wir 
bei den Jusos führen, sind ausgespro- 
chen unerquicklich, weil dann immer 
das Schlagwort der Vergesellschaftung 
von Reproduktionsarbeit kommt. Es ist 
schwer, deutlich zu machen, daß es 
auch ein Gewinn für einen Mann ist, 
wenn er sich in seinem Lebensentwurf 
nicht nur darauf beschränkt, 40 Stun- 
den die ganze Woche zu arbeiten. Wir 
versuchen, als Vision positiv für junge 
Männer eine Veränderung auch der 
männlichen Lebensentwürfe zu formu- 
lieren. Aber es ist mittelfristig wichtig, 
daß wir auch über Druck auf Männer 
nachdenken müssen, denn im Mo- 
ment ist der ganze Druck nur auf der 
Frauenseite. Die haben Doppel- oder 
Dreifachbelastung, wollen berufstätig 
sein und ein Kind und müssen diese 
Kämpfe individuell mit ihren Männernl 
Partnern zuhause auskämpfen. 

spw: Also eben Quotierung von 
Arbeit, Zeit und Geld in allen Bereichen. 

llse Ridder-Melchers: Wie kann 
man denn Familienarbeit quotieren? 
Und selbst wenn wir es gesetzlich fest- 
legen würden, könnte es niemand kon- 
trollieren. Wer will schon im privaten 
Bereich diese Regelungen einführen? 
Im Prinzip haben wir ja das, was die 
Österreicher diskutiert haben, in dem 
Ehe- und Familiengesetz vor 20 Jahren 
als gesellschaftspolitisches Ziel unter 
sozialliberaler Koalition verankert. Da ist 
es fixiert, aber es wird nicht sanktio- 
niert. 

Für mich sind insgesamt 3 Punkte 
ganz wichtig, bei denen wir ansetzen 
müssen: Zum einen, daß Frauen die 
gleiche Position im Erwerbsleben be- 
kommen. Das kann ich durch Quotie- 
rung und durch entsprechende Förder- 
maßnahmen auf den Weg bringen. Der 
zweite Punkt ist, daß wir in unserem 
sozialen Sicherungssystem die Kinderer- 
ziehungsarbeit wirklich gleichberech- 
tigt anerkennen, d.h. wenn ich einige 
Zeit die Kinder zuhause betreue, muß 
mir diese Zeit bei der Rente zu 100°h 
anerkannt werden. Das dritte ist die 
Frage nach der Arbeitszeitverkürzung 

generell für alle und dazu noch eine 
Sonderregelung für Eltern mit kleinen 
Kindern. 

Anknüpfungspunkte und Forde- 
rungen 

spw: In Schweden hat eine Studie 
festgestellt, daß es noch 100 bis 150 
Jahre brauchen würde, bis wirklich 
Gleichberechtigung erreicht würde. 
Welche Strategien könnt Ihr für einen 
Ausblick empfehlen? 

Kristina Augst: Ich denke, daß wir 
nur dann voran kommen, wenn es zu 
einer Begleitung von Gesetzen und In- 
itiativen durch eine gesellschaftliche, 
parteienübergreifende Bewegung 
kommt. Vielleicht ist nicht mehr die Zeit 
der Bewegungen. Wir brauchen aber 
schon eine Begleitung, eine Flankierung 
durch gesellschaftliche Prozesse. Für 
das nächste Jahr fällt mir ein: es gibt 80 
Jahre Frauenwahlrecht, 50 Jahre 
Grundgesetz, wir befinden uns bald 10 
Jahre nach dem Fall der Mauer. Es gibt 
also jede Menge Anknüpfungspunkte, 
für Frauen, ein Resümee zu ziehen. Ich 
fände es sinnvoll, bei den Partizipati- 
onsansprüchen von Frauen anzuset- 
zen. Was habt Ihr eigentlich für Vorstel- 
lungen von Gesellschaft, von Demokra- 
tie, von der Verteilung, von Reichtum, 
Arbeit usw.. Wie sollen Familien ausse- 
hen, wie wollt Ihr Euer Leben planen? 
Frauen muß die Möglichkeit gegeben 
werden, ihre Stimme zu erheben. Es gilt 
also, Orte und Räumlichkeiten für Frau- 
en zu schaffen, wo sie das formulieren 
können, was sie denken. 

llse Ridder-Melchers: Auf jeden Fall 
brauchen wir für Frauen eine andere 
Mehrheit, weil wir eine andere Politik 
wollen! Wir wären gut beraten, wenn 
wir das, was an breiter Frauenbewe- 
gung da ist, unterstützen würden. Im 
Bund wird es zwingend erforderlich 
sein, andere gesetzliche Grundlagen für 
Frauen zu schaffen: 

In das Bundesgleichstellungsgesetz 
eine echte Quote einbauen; 

beim arbeitsrechtlichen EG-Anpas- 
sungsgesetz die Sanktionen verstärken 
(übrigens eine Aufgabe, die der euro- 
päische Gerichtshof der Bundesregie- 
rung schon zweimal aufgetragen hat); 

die Beweislast umkehren; 
Anerkennen von Erziehungszeiten 

und Einbauen in das soziale Siche- 
rungssystem; 

vernünftige Steuergesetze, die 
nicht den Trauschein vergolden und die 
Frauenerwerbstätigkeit bestrafen. 

Frauenpolitische Klarheit und  
Aggressivität im Wahlkampf?! 

spw: Dafür muß aber auch der 
Wahlkampf mit etwas mehr Aggressi- 

vität mit der Frauenfrage geführt wer- 
den. 

llse Ridder- Melchers: Die Inhalte 
können wir schon liefern, Wir gehen 
auch als Frauen über Land, das ist kei- 
ne Frage. Aber diese Zuspitzung, da 
sind die Herren z.B. in der Kampa ge- 
fragt. 

Kristina Augst: Ja, nicht nur die 
Herren. Die Partei hat eine Menge Ide- 
en, was sie mit ihren jungen Fach'arbei- 
tern machen will, aber sie weiß über- 
haupt nichts, was die jungen Frauen 
angeht. Sie entwickelt keine Strategie. 
Sie ist nicht bereit, junge Frauen in ir- 
gendeiner Form zu berücksichtigen. 
Das ist aber relevant, wenn man ein 
solches Klientel ansprechen will. 

llse Ridder-Melchers: Politisch wird 
es für uns wichtig sein, Themen inhalt- 
lich zu besetzen und beispielsweise 
möglichst nahe an die Umsetzung der 
Quotierung heranzukommen. 

Die Beschlußgrundlage ist da. Es ist 
jetzt wichtig, die Themen auch im öf- 
fentlichen Bewußtsein deutlich zu ma- 
chen. Es kommt außerdem darauf an, 
daß die gesamte Führungsgruppe der 
Partei paritätisch besetzt ist. Wir haben 
über 50% Wählerinnen, und diese gilt 
es anzusprechen. 

spw: Noch ein Nachtrag zu den 
Beschlüssen, die keiner mehr im Kopf 
hat: Die Forderung nach Abschaffung 
des Ehegattensplittings wird von der 
SPD so leise vertreten, daß man sie fast 
gar nicht mehr hö rt... 

llse Ridder-Melchers: Also für mich 
ist ganz klar, das gehört mit dazu. Ehe- 
gattensplitting führt dazu, daß Frauen- 
erwerbstätigkeit bestraft wird. Es ist 
durchaus möglich, das Steuersystem 
dementsprechend umzubauen. 

Kristina Augst: Da kann ich 
mich inhaltlich anschließen. Es ist 
jetzt die Frage, auf was sich die Lage 
im Wahlkampf zuspitzt. Ob es nun 
Ehegattensplitting ist oder 620 DM 
Jobs oder was auch immer. Ich den- 
ke, daß es frauenpolitische Forde- 
rungen geben muß, die wirklich 
knackig vertreten werden. Wo auch 
Differenzen liegen zur jetzigen Ko- 
alition. Ich sehe noch nicht, wo das 
herkommen soll. Wir haben schon 
Beschlüsse gefaßt, die gehen dann 
immer verloren. Im Wahlprogramm 
müssen wir mal sehen, wie es dann 
aussieht. Das wird noch eine span- 
nende Frage sein. Was die Partei in 
Hannover vorgelegt hat, war aus 
frauenpolitischer Perspektive nicht 
nur alles golden und wunderbar. 
Und gerade die Sache, daß ein Nied- 
riglohnsektor disKutiert wurde, war 
für Frauen katastrophal. SPW 

II Das marktwirt- 
schaftlichste 

Programm, das 
die SPD je hatte." - 

Knappe Anmerkungen zum Wahlprogramment- 
wurf der SPD 

von Benny Mikfeld* 

crhaftznnlitik 7war wird treffend 
konstatiert, daß Export allein nicht 
ausreiche und daher auch eine Stär- 

S chröder hat Recht: in der Tat ist 
das nun als Antrag für den am 
17. April bevorstehenden Bun- 

desparteitag in Leipzig vorliegende 
SPD-Wahlprogramm eines, das in ho- 
hem Maße auf die dynamischen Kräf- 
te des Marktes setzt. Anderes war 
auch gar nicht zu erwarten, nachdem 
die SPD mit ihrem Hannoveraner Par- 
teitag und dem sogenannten ,,lnno- 
vationsantrag" bereits die wesentli- 
chen Orientierungen vorgenommen 
hatte.' 

Schröder wählen t u t  n icht  weh: 
d ie  ,,Neue Mi t te"  
Die strategische Orientierung des Wahl- 
kampfes lautet: wir machen einiges an- 
ders als die Konservativen, aber vor al- 
lem vieles besser und moderner. Die 
,,Leistungsträger" und ,,Leistungswilli- 
gen" werden zu einer dubiosen gesell- 
schaftlichen ,,neuen Mitte" erklärt, zu 
der die SPD sich selber hinzuzählt. Auf 
eine Polarisierung gegen den politi- 
schen Gegner wird ebenso verzichtet, 
wie auf eine Darstellung der gesell- 
schaftlichen Spaltungslinien, die sich 
durch eineinhalb Jahrzehnte konserva- 
tiver Politik in der Bundesrepublik erge- 
ben haben. Statt dessen sollen die er- 
wähnten Gruppen für die neue innova- 
tive Standortgemeinschaft gewonnen 
werden. Der Slogan von der ,,neuen 
Mitte" ist der Versuch, verunsicherten 
Teilen der gesellschaftlichen Mittel- 
schichten die Angst vor einem Regie- 
rungswechsel zu nehmen. Gleichzeitig 
sollen sozialdemokratische Stammwäh- 
lerlnnen vor allem über die persönliche 
Autorität des ,,charismatischen Füh- 
rers" Schröder eingebunden und links- 

orientierte Wählerlnnen wohl an die 
Grünen preisgegeben werden.* Ent- 
sprechend unverbindlich und in der 
Kernphilosophie problematisch sind die 
inhaltlichen Teile des Programms. 

Arbeit  und Wohlstand für alle - 
aber wie? 
Das zentrale Anliegen des mit „Ar- 
beit, Innovation und Gerechtigkeit'' 
überschriebenen Programms ist die 
Bekämpfung der Massenarbeitslosig- 
keit. Dies soll zum einen durch ein 
ebenso betiteltes neues Bündnis von 
Gewerkschaften, Unternehmen, Poli- 
tik und Kirchen gewährleistet werden 
-wobei allerdings der staatliche Bei- 
trag zur einer solchen konzertierten 
Aktion nebulös bleibt. Zum anderen 
wird vor allem auf lnnovation und 
Wachstum gesetzt. „Einen reinen Ko- 
stenwettlauf gegen alle Billiglohnlän- 
der kann Deutschland nicht gewin- 
nen. Wenn wir im internationalen 
Standortwettbewerb gewinnen wol- 
len, dann müssen wir einfach produk- 
tiver und besser sein als unsere Kon- 
kurrenten'I3 [7]. Angestrebt wird die 
Führerschaft auf dem Weltmarkt in 
etlichen Feldern: „die besten Autos 
der Welt", ,,wirksamsten Medikarnen- 
te", „die leistungsfähigsten Solarzel- 
len" [8]. 

Die aggressive Exportorientierung 
soll befördert werden durch die Aus- 
weitung von Technologie- und For- 
schutigspolitik, die Senkung der 
Lohnnebenkosten, Existenzgrün- 
dungshilfen, die Senkung der Unter- 
nehmensteuersätze und den Abbau 
von Bürokratie - also das klassische 
Arsenal angebotsorientierter Wirt- 

kung des Binnenmarktes erforderlich 
ist. Allerdings wird der Ausweitung 
öffentlicher lnvestitionspolitik eine 
klare Absage erteilt. „Für neue kredit- 
finanzierte Konjunkturprogramme 
gibt es keinerlei Spielraum." [14]. 

Gleichzeitig wird für eine Flexibili- 
sierung der Tarifverträge und der Ar- 
beitszeiten plädiert. ,,Flexible Lösun- 
gen in der Lohnpolitik wieauch in der 
Arbeitszeitpolitik eröffnen neue 
Chancen für die Sicherung und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen.'' [91 Der Ak- 
zent liegt also deutlich auf der Flexibi- 
lisierung von Arbeitsverhältnissen, 
wohingegen erforderliche tarifpoliti- 
sche Schritte wie die Durchsetzung 
von Lohnsteigerungen und Arbeits- 
zeitverkürzungen allenfalls am Rande 
erwähnt werden. Immerhin wird die 
Stärkung der gewerkschaftlichen 
Handlungsfähigkeit durch die Rück- 
nahme des Sozialabbaus beim 
Schlechtwettergeld, der Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall und dem Kün- 
digungsschutz sowie eine Neufas- 
sung des $146 Sozialgesetzbuch III 
(ehemals $1 16 Arbeitsförderungsge- 
setz) versprochen. Ziel ist auch die 
Verhinderung von Scheinselbständig- 
keit und des ,,Mißbrauchs" von ge- 
ringfügiger Beschäftigung. Es bleibt 
allerdings offen, wann nach Auffas- 
sung der Autorlnnen Mißbrauch vor- 
liegt und wann nicht4 

Gestärkt werden soll unter dem 
Motto ,,Arbeit statt Arbeitslosigkeit" 
auch die aktive Arbeitsmarktpolitik. 
Wie im Entwurf der SPD-Bundestags- 
fraktion für ein Arbeits- und Struktur- 

Die strategische 
Orientierung des 
Wahlkampfes lautet: 
wir machen einiges 
anders als die 
Konservativen, aber 
vor allem vieles 
besser und moder- 
ner Die ,,Leistungs- 
träger" u n d  ,, Lei- 
stungswilligen " 
werden zu einer 
dubiosen gesell- 
schaftlichen ,, neuen 
Mitte" erklärt, zu der 
die SPD sich selber 
hinzuzählt. 

* Benny Mikfeld, Bochum, Mitglied des SPD-Parteivorstands und Juso- 
Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen 
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& noch als eine Säule neben der betriebli- 
Kristina Augst Foto: 

baut werden, dann müssen wir die 

Entscheidend ist, 
daß sich die Linke 

auf die Zeit nach der 
Bundestagswahl 

vorbereitet. Zu 
erwarten ist. daß es 
zu einer Repolitisie- 
rung der kritischen 
Öffentlichkeit und 

der Diskussion über 
weitergehende 

Alternativen kommt. 

förderungsgesetz vorgesehen, wird 
für Langzeitarbeitlose ein individueller 
Eingliederungsplan in den Arbeits- 
markt versprochen und eine bessere 
Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und 
regionaler Strukturpolitik angestrebt. 
Wie bereits im Hannoveraner Leitan- 
trag findet sich im Wahlprogramm 
auch die Forderung nach Kombi-Löh- 
nen in Verbindung mit einer Lei- 
stungskürzung für Sozialhilfeempfän- 
gerlnnen im Falle der Nicht-Annahme 
derartig subventionierter Jobs.5 

Allen wohl und kaum jemand 
wehe: die Verteilungspolitik 
Das gesamte Programm steht unter 
einem ,,strikten Finanzierungsvorbe- 
halt" [ I  41. Dies zu betonen, ist nicht 
prinzipiell problematisch, sondern 
kann ein Beitrag zur Sicherung der 
politischen Seriosität im Wahlkampf 
sein. Allerdings stellt sich die Frage, 
ob denn überhaupt die durchaus vor- 
handenen verteilungspolitischen 
Spielräume zur Ausweitung der öf- 
fentlichen Handlungsmöglichkeiten 
genutzt werden. 

Positiv hervorzuheben sind die 
steuerpolitischen Vorschläge zur Er- 
höhung des Existenzminimums, der 
Senkung des Eingangssteuersatzes 
(schrittweise auf 15%). der Wieder- 
einführung der privaten Vermögens- 
steuer, der Einführung einer Mindest- 
besteuerung sowie der Verbreiterung 
der steuerlichen Bemessungsgrundla- 
ge. Gleichzeitig sollen jedoch auch 
die Spitzensteuersätze (auch für ge- 
werbliche Einkommen) und die Kör- 

perschaftssteuern gesenkt werden. 
Seit längerem angekündigt ist das Be- 
streben, ökologische Komponenten 
in das Steuerssystem einzubauen und 
die Einnahmen zur Senkung der so- 
genannten Lohnnebenkosten zu ver- 
wenden. Zwar wird im Programm die 
ökonomische Notwendigkeit einer Er- 
höhung der Binnenkaufkraft mehr- 
fach betont, eine klare Aussage zur 
Veränderung der gesellschaftlichen 
Verteilungsverhältnisse findet sich al- 
lerdings nicht. Eher soll der Eindruck 
erweckt werden, daß eine sozialde- 
mokratische Steuerreform allen zugu- 
te kommt. Eine Vergrößerung der re- 
formpolitischen Spielräume ist daher 
zunächst wohl kaum zu erwarten. 

Gleichstellung und Sozialpolitik 
Immerhin formuliert der Entwurf die 
selten klare Aussage, die ,,Gleichstel- 
lung von Mann und Frau wieder zu 
einem großen gesellschaftlichen Re- 
formprojekt" 1231 zu machen. Auf der 
Suche nach konkreten Projekten zur 
Verwirklichung dieses Anspruchs geht 
das Papier dann aber über ein ,,Akti- 
onsprogramm Frau und Beruf" und 
die hälftige Beteiligung von jungen 
Frauen an allen Ausbildungsplätzen 
kaum hinaus. 

In der Rentenversicherung soll die 
Kürzung des Rentenniveaus auf 64% 
zurückgenommen werden. Positiv zu 
werten ist sicherlich auch das Bekennt- 
nis zur Versicherungspflicht für alle Er- 
werbstätigen. Gleichzeitig wird aller- 
dings dem Bestreben nachgegeben, die 
gesetzliche Rentenversicherung nur 

chen Vorsorge, der privaten Vorsorge 
und der zusätzlichen Beteiligung der 
Arbeitnehmerlnnen am Produktivkapi- 
tal zu begreifen. 

Im Bereich Gesundheitspolitik 
stößt der Entwurf auf erhebliche Kri- 
tik der Expertlnnen in der Partei. Ver- 
mißt werden klare Aussagen zur Wie- 
derherstellung der sozialen Grundla- 
gen der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung. So wird zu den umstrittenen 
Zuzahlungsregelungen (v.a. Koppe- 
lung von Beitrags- und Zuzahlungser- 
höhung) lapidar ausgesagt: "Die be- 
stehenden Zuzahlungsregelungen 
werden wir überprüfen" [20]. Auch 
fehlen Aussagen beispielsweise zur 
Rücknahme der Kürzung des Kran- 
kengeldes oder zur Notwendigkeit, 
den Versichertenkreis zu erweitern 
und die Beitragsbemessungsgrenze 
zu erhöhen und damit die gesetzliche 
Krankenversicherung zu stärken. 

Was sonst noch? 
Auch im Bereich der Bürgerlnnen- 
rechtspolitik - sicherlich nicht das 
Lieblingsthema des Kanzlerkandida- 
ten - wird alles andere als eine Kehrt- 
wende gegenüber der bisherigen Re- 
gierungspolitik beschrieben. Die For- 
derung nach der Ermöglichung einer 
doppelten Staatsbürgerlnnenschaft 
wird vermieden. Geschaffen werden 
soll statt dessen ein "modernes 
Staatsangehörigkeitsrecht". Die in- 
nenpolitischen Vorstellungen kon- 
zentrieren sich in erster Linie auf die 
Kriminalitätsbekämpfung, wobei auf 
progressive Ansätze, wie die Legali- 
sierung weicher Drogen, verzichtet 
wird. 

Begrüßenswert sind die Passagen 
zur weiteren Ausgestaltung Europas. 
'Arbeit und Gerechtigkeit müssen 
auf Platz Eins der europäischen Ta- 
gesordnung gesetzt werden." 1361. 
Im Rahmen eines europäischen Be- 
schäftigungspaktes werden die Koor- 
dinierung der nationalen Wirt- 
schafts- und Finanzpolitiken, ver- 
bindliche Regelungen gegen Sozial- 
dumping, eine Mindestbesteuerung 
für Unternehmen und die Auswei- 
tung von Zukunftsinvestitionen ein- 
gefordert. 

Innere Widersprüche und 
Aufgaben für die Linke 
Deutlich wird, daß im Programm der 
Versuch unternommen wird, die un- 
terschiedlichen Logiken sozialdemo- 
kratischer Politik miteinander zu ver- 
söhnen. Die Konsequenz sind zahlrei- 
che Unverbindlichkeiten und Wider- 

Quotierung nutzen, damit knappe Res- 
sourcen gerecht verteilt werden. Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen bei- 
spielsweise im Rahmen eines ,,Aktions- 
programms Frau und Beruf" schon 
1994 durchgesetzt, alle Arbeitsmarkt- 
Programme des Landes in irgendeiner 
Form quotieren. Ergebnis ist, daß von 
den über 850 Mio., die Nordrhein- 
Westfalen im Bereich Arbeitsmarktpo- 
litik ausgibt, in allen Programmen rund 
50 - 60% den Frauen zugute kommen. 

Junge Frauen als Maßstab 
gesellschaftlichre Umgestaltung? 

spw: Wir haben immer gesagt, daß 
Quote nicht nur ein parteipolitisches 
Prinzip, sondern auch ein gesellschaft- 
liches Prinzip sein muß. Welche Schrit- 
te wollt Ihr gehen, um Quote auch 

Aufbruchstimmung von damals wirk- 
lich gemeinsam mitzunehmen und zu 
sagen, jetzt können wir etwas neu ge- 
stalten und neben der quanitativen 
Umsetzung auch Gleichstellung umfas- 
send mit Leben füllen. 

spw: Und für die Jusos? 
Kristina Augst: Wir haben noch 

weitergehende Ansprüche an die Quo- 
te. Zum einen haben wir keine Ge- 
schlechterquote, sondern eine Frauen- 
quote bei den Jusos, d.h. eine reine 
Frauendelegation gilt bei den Jusos als 
quotiert. Wir diskutieren viel über Sank- 
tionen, weil wir feststellen, daß zwar 
mittlerweile natürlich durchgängig 
quotiert gewählt wird, was aber nicht 
heißt, daß dann auch quotiert zu Kon- 
gressen angereist wird. Oder daß Kom- 
missionen, die bei uns auf Bundesebe- 
ne eine große Rolle spielen, nicht quo- 
tiert benannt werden. Wir wollen Frau- 
enfördermaßnahmen mit Geldvergabe 
koppeln. Wir haben ein Modellprojekt 
vorgeschlagen, das jetzt angenommen 
wurde. Wir wissen auch, daß rein for- 
malisierte Debatten uns nur begrenzt 
weiterhelfen. Es ist uns nicht gelungen, 
nach der Quote noch einen Punkt zu 
setzen, Inszenierungen zu haben, wo 
wir wieder Energien freisetzen konn- 
ten. Es wird sinnvoll sein, wenn wir die 
Wahlen im Herbst gewinnen wollen, 

noch einen lnszenierungspunkt von 
frauenpolitischer Seite zu setzen, um 
noch einmal einen Energieschub zu er- 
halten. Es muß um Wirtschaftsthemen, 
sozialpolitischeThemen, Existenzsiche- 
rung der Frauen gehen, und das Ziel, 
alle Frauen in ein Vollarbeitszeitverhält- 
nis zu kriegen! Dafür müssen wir die Er- 
werbsarbeit umbauen und Strategien 
entwickeln. 

llse Ridder-Melchers: Das ist für 
mich das klassische Gleichstellungsthe- 
ma. Ich habe schon, als ich mein Amt in 
Nordrhein Westfalen angetreten habe, 
gesagt, für mich gibt es einen zentralen 
Punkt, bei dem ich ansetzen möchte. 
Frauenförderung im Erwerbsleben. 
Denn wenn Frauen eine eigenständige 
Existenzsicherung haben, wenn Frauen 
in allen politischen Feldern und im Be- 
rufsleben gleichberechtigt sind, können 
sie sich eher in Familie und Partner- 
schaft behaupten, als wenn sie von ih- 
rem Partner abhängig sind. Deshalb 
müssen wir unser gesamtes soziales Si- 
cherungssystem so umbauen, daß die- 
se Eigenständigkeit möglich ist. 

Instrumente wie Quotierung sind 
bei der Verteilung von öffentlichen Res- 
sourcen, gerade wenn es denn eng 
wird, um so wichtiger. Wenn wir alles 
im Überfluß haben, dann ist das Vertei- 
len leicht, aber wenn z.B. Stellen abge- 

Arbeitsmarkt an den Ansprüchen der 
jungen Frauen entlang umzubauen 
und diese Ansprüche, diese Lebenser- 
wartungen und Lebenswünsche von 
jungen Frauen als Maßstab zu nehmen, 
um das Normalarbeitszeitverhältnis 
umzustrukturieren. 

llse Ridder-Melchers: Hier gibt es 
einen Kritikpunkt, den ich anbringen 
muß, wenn ich einige Juso-Papiere lese. 
Ich finde es sehr wichtig, daß ihr sagt, 
ihr wollt Eure Forderungen ausrichten 
an den Lebensansprüchen von jungen 
Frauen. Aber: Wo bleiben denn diejün- 
geren Männer, die sich verändern müs- 
sen? Vor zehn Jahren haben wir ge- 
sagt, daß die Frauenfragen die Kinder- 
fragen sind. Das haben wir jetzt zum 
Teil aufgearbeitet. Wir merken heute 
aber immer deutlicher: die Frauenfrage 
ist die Männerfrage. Heute verweigern 
sich die Männer immer noch. So wich- 
tig es ist, daß wir Rahmenbedingungen 
schaffen, die die Vereinbarkeit von Be- 
ruf und Familie möglich machen, sie 
müssen dadurch ergänzt werden, daß 
Männer sich an der Familienarbeit 
künftig gleichberechtigt beteiligen. 

Zur gerechten Verteilung der 
Arbeit 

spw: Eine Forderung der Jusos ist 
die ,,Doppelte Umverteilung von Ar- 

Instrumente wie 
Quotierung sind bei 
der Verteilung von 
öffentlichen 
Ressourcen, gerade 
wenn es denn eng 
wird, um so wichti- 
ger. 
(Ilse Ridder-Melchers) 

Und da ist auch 
unser Versuch, unser 
Ansatz, den ich eben 
formuliert habe, den 
Arbeitsmarkt an den 
Ansprüchen der 
jungen Frauen 
entlang umzubauen 
und diese Ansprü- 
che, diese Lebenser- 
wartungen und 
Lebenswünsche von 
jungen Frauen als 
Maßstab zu neh- 
men, um das 
Normalarbeitszeit- 
verhältnis umzu- 
strukturieren. 
(Kristina Augst) 
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0 Jahre Quote 
w i e w  mi t  llse Ridder-Melchen und Kristina Augst* 

Quote - Entäuschung oder 
Erfolgsgeschichte? 

spw: 1998 wird die SPD Frauen- 
quote 10 Jahre alt. Wie schätzt Du die 
Quotierung innerhalb der SPD ein? 

llse Ridder-Melchers: Einerseits 
können die Frauen in der SPD sehr stolz 
sein, denn die zehnjährige Geschichte 
der Quote in der Partei ist eine Erfolgs- 
geschichte. Als ich in den Landtag kam, 
waren wir 5 Frauen. Dabei ist es lange - -  
Zeit geblieben. Den großen Impuls ha- 
ben wir erst durch die Quotierung be- 
kommen. Wir haben jetzt im Landtag 
in der SPD-Fraktion 32% Frauen, die 
fast alle in Wahlkreisen aufgestellt und 
direkt gewählt wurden (d.h. nicht über 
Listen). Von daher hat sich sehr viel be- 
wegt. Ich sage aber andererseits: Es ist 
nicht so, daß den Frauen der rote Tep- 
pich ausgerollt worden ist. Die Frauen 
haben die ganze Ochsentour in den 
Ortsvereinen und Wahlkreisen machen 
müssen. Die Frauen, die heute Land- 
tagsabgeordnete sind, haben viel par- 

Es wird sinnvoll sein, 
wenn wi r  die 

Wahlen i m  Herbst 
gewinnen wollen, 

noch einen Inszenie- 
rungspunkt von 

frauenpolitischer 
Seite z u  setzen, um 
noch einmal einen 

Energieschub z u  
erhalten. 

(Kristina Augst) 

teipolitische Erfahrung und langjährige 
Arbeit in Kommunalparlamenten und 
in der Partei hinter sich. Viele hatten 
Gegenkandidaturen zu bestehen. Es ist 
ihnen nichts geschenkt worden. 

Und ich sehe das Problem, daß viele 
Frauen heute immer noch in der Stell- 
vertreterin-Position sind. Hier müssen 
Frauen jetzt Mut zur Macht zeigen! Das 
ist aber nicht nur eine Anforderung an 
die Frauen in der Partei, sondern es ist 
wichtig, daß in der Gesellschaft und der 
Partei weibliche Führungsstile und Füh- 
rungspositionen akzeptiert werden. 

spw: Kristina, es gibt trotzdem Ent- 
täuschungen bei den Jusos, oder? 

Kristina Augst: Ja, zunächst möch- 
te auch ich sagen, daß es jedenfalls eine 
quantitative Verbesserung gegeben 
hat. Aber die Frage der qualitativen 
Veränderung innerhalb der Partei wür- 
de ich skeptischer beurteilen. Der An- 
spruch war ja, daß sich durch eine stär- 
kere Beteiligung von Frauen in der Po- 
litik die Politikform ändert. Aus dieser 
Sicht formulieren die Juso-Frauen die 

* llse Ridder-Mekhers ist NRW-Ministerin für die Gleichstellung von Frau und 
Mann sowie ASF-Landesvorsitzende NRW Kristina Augst ist stellvertretende 
Juso-Bundesvorsitzende und promoviert in Marburg. Das Interview führten 
für spw Uta Biermann und Claudia Walther. 

Bilanz nicht so positiv. Ich denke, daß 
da eine ganze Menge ins Stocken gera- 
ten ist. Zum Beispiel gab es parallel zur 
Quote die Debatte zur Parteireform, die 
heute überhaupt nicht mehr existiert. 
Zudem haben wir viele Frauen am An- 
fang - auch bei den Jusos - verheizt, 
indem wir sie in Unmengen von Posten 
geschickt haben und nicht gefragt ha- 
ben, was sieselbst wollen. Und was wir 
bei den Jusos auch bemerken, ist, daß 
es innerhalb unserer Strukturen Kom- 
petenzverlagerungen gibt. Weg von 
den Vorständen, diejetzt quotiert sind, 
in andere Bereiche, z.B. die Geschäfts- 
führungsbereiche. Und da wiederum 
sitzen fast ausschliel3lich Männer. Ein 
weiteres Beispiel: als die SPD die Ju- 
gendquotefür die Bundestagskandida- 
turen verkündet hat, haben ganz viele 
junge Männer sofort ihr Interesse be- 
kundet und wollten unterstützt wer- 
den. Es war durchweg eine geringere 
Anzahl von Frauen, die so agierten. Im 
weiteren scheiterten Frauen mit ihren 
Kandidaturen entweder gegen junge 
Männer oder gegen alte Männer, aber 
es wurden immer dieselben Argumen- 
te gegen Frauen gebracht. Entweder 
sie sind zu alt, zu jung oder es fehlte an 
Kompetenz oder sie hatten angeblich 
zu wenig komrnunalpolitische Erfah- 
rung. Da hat sich also wenig getan. 

Nöt ig  ist ein neuer Impuls ... 
spw: Hat denn die Quote noch die 

gleiche Power wie vor 10 Jahren oder 
hat sich das ein bißchen totgelaufen? 

llse Ridder-Melchers: Wer die Si- 
tuation vor 1988 mit erlebt hat, weiß, 
daß es eine politisch höchst kontrover- 
se Auseinandersetzung um die Quote 
gab. Menschen wie Willi Brandt, Jo- 
chen Vogel, waren ganz wichtig, um 
die Sache nach vorne zu bewegen. Die 
Quote ist gegen größere Widerstände 
in der Partei durchgesetzt worden. Ich 
habe dann die Umsetzung des Quo- 
tenbeschlusses vor Ort miterlebt. Es 
waren immer wieder die SPD-Frauen 
und die ASF, die die Quotierung einfor- 
derten. Es ging beispielsweise darum, 
daß die Fraktionen die Quotierung be- 
achten, von der Verteilung von Füh- 
rungspositionen in den Fraktionen und 
Ausschüssen bis hin zu den Sparkas- 
sen- und kommunalen Aufsichtsräten. 
Es war immer wieder ein neues Anren- 
nen -erst allmählich hat die Partei ge- 
lernt, die Frauen stärker zu beachten. 
Die Quote wird heute formal umge- 
setzt-inhaltlich aber noch lange nicht. 
Vor allem die Männer haben noch 
nicht begriffen, daß es auch eine inhalt- 
liche Veränderung bedeutet, wenn 
Frauen überall mitwirken. Eigentlich 
haben wir es leider nicht geschafft, die 

sprüche. Während nationalstaatliche lich sein, eine vertiefende Diskussion und der Diskussion über weiterge- 
lnvestitionsprogramme abgelehnt über die Perspektiven sozialdemokra- hende Alternativen kommt.' S ~ W  

werden, sollen diese auf Europa-Ebe- tischer Politik zu führen. Dennoch 
ne in Anlehnung an das Weißbuch wird die Notwendigkeit bestehen, an Vgl. R./Mikfeld, BJSkarpelis-Sperk, 

S.: Politikwechsel oder ,.Innovation" a la 
möglich sein. Während die Gleichstel- ausgewählten Punkten zu intervenie- Schröder, in: spw 5,g7, 4ff, 
iung von Frau und Mann als wichtiges ren und Änderungen durchzusetzen. 2 Schröders Wahlkampfberater ~ ~ d o  Horn- 
Ziel hervorqehoben wird, sollen Ar- Zentrale Forderunqen sind die Erhö- bach spricht davon, daß er lieber mit der 

beitszeiten-flexibilisiert, aber nicht hung der ~nvestitio-ns~uote durch die CDU Um fmf, als mit den Grünen um ein 

kollektiv verkürzt werden. Wesentli Ausweitung öffentlicher lnfrastruk- , ~ $ ~ e ~ ~ ~ ~ , " ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ; u f d i e h -  

che Widersprüche des Kapitalismus turinvestitionen, die Forderung nach traosfassuna zum Bundesoarteitaa nach Bear. , ., 
am Ende des 20. Jahrhunderts blei- einer öffentlichen Flankierung von be~ungder~htragskommission(v.21.03.98). 
ben ausgeblendet. Arbeitszeitverkürzung durch die Re- So hat Schröder sich mehrfach dahingehend 

Es schält sich eine Grundlogik her- form des Arbeitszeitgesetzes6 und geäuße*, wieein 
des DIW - Betrieben einen zehnprozentigen 

aus, die in erster Linie auf eine Verbes- weitere Maßnahmen sowie eine weil Anteil geringfügiger Beschäftigung 
serung der Angebotsbedingungen tergehende steuerpolitische Urnver- h„,iii, 

für Unternehmen, aggressive Export- teilung als bisher vorgesehen. Die Diese Vorstellungen stehen in Verbindung 

orientieruna. Flexibilisieruna der Ar- Passaaen zum Kombi-Lohn müssen mit einer grundsätzlich repressiven Haltung 
<. 

beitsmärkte und die ~ e t o n u n ~  der Ei- ersetz? werden durch die Forderung 
~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ' " ' ' ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  

genverantwortung gegenüber kollek- nach einer Ausweitung des öffent- nacheinerSankion~erunqvon Juqendlichen 

tiver Absicherung setzt. Darüber kön- lich geförderten Beschäftigungssek- und Arbeitslosen, die ihnen angebotene 

nen auch Teilerfolae der Linken wie tors. Ausbildungs- und Arbeitrplätze nicht anneh- 
" 

die Durchsetzung der gesetzlichen Viel entscheidender ist jedoch, men, zu hören (vgl. FR V. 26.03.98). 
Dies fordern auch einige Gewerkschaften 

Umlagefinanzierung, der Veranke- daß sich die Linke auf die Zeit nach von der SPD bzw, einem Politikwechsel ein, 
rung des Vollbeschäftigungsziels oder der Bundestagswahl vorbereitet. Die vql. die Broschüre der IG Metall , , ~ ~ ~ t ~ ~ h .  
eines 100.000-Dächer-Proqramms konkreten Elemente des Proqrarnms land hat die Wahl. Handeln fur Arbeit und 

zur Förderung der Solarenergie nicht von Schröder werden nach späte- sozialeGerechtigkeit". 

hinwegtäuschen. stens einem Jahr verbraucht sein, Zu SO überlegen dieJusosz.Z., nach der Bun- 
destagswahl ein mit Bündnispartnerlnnen 

Sicherlich wird es auf der "Krö- erwarten ist, daß es zu einer Repoliti- abaestimmtes ,,Alternatives 100-Taae-Pro- 
nungsmesse" in Leipzig kaum mog- sierung der kritischen Offentlichkeit gr~mm~~vorzuI&en. 

m Samstag, 20. Juni 1998, 
wird in Berlin eine bundeswei- A te Großdemonstration für 

eine neue, andere Politik stattfinden. 
Das ist das zentrale Ergebnis des „Bo- 
chumer Ratschlags", den die Initiato- 
rlnnen der Erfurter Erklärung für den 
7. März in die Ruhr-Universität einge- 
laden hatten (vgl. zur Vorgeschichte 
die Artikel in spw 1/97, 2/97 und 61 
97). Mehr als 500 Unterstützerlnnen 
der Erfurter Erklärung und Vertreterln- 
nen einer Vielzahl von Initiativgrup- 
pen und Organisationen folgten die- 
ser Einladung und diskutierten über 
Aktionsmöglichkeiten, die der Forde- 
rung nach einem umfassenden Poli- 
tikwechsel Nachdruck verleihen und 
Anstöße geben sollen, aus der „Zu- 
schauerdemokratie" herauszutreten. 

Im Mittelpunkt der Debatte stand 
dabei die Planung einer großen ge- 
meinsamen Demonstration vor der 
Bundestagswahl. Die Redebeiträge 
und die Reaktionen der Zuhörerlnnen 
machten von Beginn an deutlich, daß 
dabei nicht mehr das ob, sondern nur 
noch das wie, wo und vor allem wann 
in Frage stand. Auf dem Treffen der 
lnitiatorlnnen am Vorabend war diese 
Linie bereits vereinbart und ein Auf- 
rufentwurf erstellt worden, und die 
Diskussion wurde gleich mi t  der Fra- 

gestellung eröffnet, ob ein über den 
lnitiatorenkreis der Erfurter Erklärung 
hinausgehendes Aktionsbündnis als 
Trägerin dieser Demonstration nötig 
sei und wer diesem Aktionsbündnis 
angehören solle und wolle. 

Politische Bedingungen 
Dabei wäre die Frage nach der grund- 
sätzlichen Sinnhaftigkeit und den po- 
litischen Bedingungen einer solchen 
Demonstration durchaus berechtigt 
gewesen, denn die Stimmung der 
Anwesenden kann nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß die Bewegung bis- 
her noch auf ziemlich schwachen Fü- 
ßen steht. Die Gewerkschaften und 
anderen gesellschaftlichen Großorga- 
nisationen sowie die SPD und die 
Grünen blocken weitgehend ab, nur 
die Gewerkschaft Holz und Kunststoff 
hat bisher beschlossen, eine Demon- 
stration mitzutragen. Einige eher lin- 
ke Gewerkschaften (HBV, Medien ... ) 
stehen dem Anliegen aufgeschlossen 
gegenüber und werden es in gewis- 
sem Rahmen unterstützen, zumin- 
dest durch Bezirke und Landesver- 
bände, aber darüber hinaus wird es 
darauf ankommen, inwieweit von un- 
ten Druck gemacht und eine aktive 
Unterstützung durch örtliche und re- 
gionale Gliederungen (etwa der IG 

Aufstehen für eine 
andere Politik 

Bochumer Ratschlag beschließt Großdemo am 
20.06.98 in  Berlin 

von Ralf Krämer* 

Metall, der ÖTV, des DGB ... ) durch- 
gesetzt wird. 

Andererseits besteht bei vielen 
Menschen und lnitiativen ein massi- 
ves Bedürfnis nach einem bundeswei- 
ten Orientierungs- und Höhepunkt 
von Aktionen. Die Zahl der örtlichen 
Initiativen auf Basis der Erfurter Erklä- 
rung wächst ständig, mittlerweile 
(Ende März) sind in Erfurt 339 Initiati- 
ven gemeldet, allein in NRW sind es 
45. Die Studierenden-Streiks Ende 
letzten Jahres haben gezeigt, welches 
Aktionspotential an den Hochschulen 
rnobilisierbar ist. Auch die Arbeitslo- 
senproteste der letzten Monate (s. S. 

* Ralf Krämer. Dortmund, Sozialwissenschaftle~ spw-Redaktion 
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Foto: Jusos Westliches Westfalen 

Verbindliche Richtlinien für TNCs sichtbare Fortschritte gegeben. Wei- 
Neben den zwischenstaatlichen Ver- tere Maßnahmen zur Stärkung der 
einbarungen zur Regulierung der In- Konsumentenmacht gegenüber 
vestitionstätigkeit muß auch bei den (transnationalen) lnvestoren stehen 
transnationalen Unternehmen direkt noch aus, beispielsweise erweiterte 

Berichtspflichten für die Unterneh- 
men und eine umfassende Kenn- 
zeichnungspflicht für bestimmte 
Produkte (z.B. gentechnisch verän- 
derte). In diesem Zusammenhang 
spielen die nationalen und interna- 
tionalen Verbraucherorganisationen 
unter dem Dach von Consumers In- 
ternational eine Schlüsselrolle. 

angesetzt werden, um sie zu einer 
umweltverträglichen, sozial gerech- 
ten und entwicklungsfördernden 
Wirtschaftsweise zu verpflichten. 
Das britische World Development 
Movement forderte aus diesem 
Grund, das MAI vom Kopf auf die Grüne im 

Medienzeitalter 
Füße zu stellen und statt dessen ein 
,,IAMt', ein International Agreement 
on Multinationals, zu verabschieden. 
Entsprechende Versuche führten be- 
reits in den 70er und 80er Jahren 
zum Entwurf eines Verhaltenskodex 
für TNCs, der Anfang der 90er Jahre 
jedoch in den Schubladen der UNO 
verschwand. Eine der wenigen inter- 

Größere Transparenz und unab- 
hängige Kontrolle transnationaler 
Wirtscha fisaktivitäten 
Angesichts der einseitigen Zielset- 
zung der bisherigen MAl-Verhandlun- 
gen und der weiterhin dominieren- 
den neoliberalen Wirtschaftsdoktrin 
in den meisten Ländern der Welt 
wäre es realitätsfern, von den Regie- 
rungen ein plötzliches Umschwenken 
in ihrer (Außen-) Wirtschaftspolitik zu 
erwarten. Statt allein auf die Einsicht 
der Regierungen zu hoffen, sollten 
sich NGOs daher selbst verstärkt mit 
den Aktivitäten transnationaler Unter- 
nehmen befassen. Gruppen wie Cor- 
porate Watch, [Vlultinational Monitor 
oder Corporate Europe Observatory, 
sowie die Kritischen Aktionäre und 
die diversen Produktkampagnen lei- 
sten hier bereits wichtige Arbeit. 
Denn nur wenn die negativen ökolo- 
gischen, sozialen und ökonomischen 
Effekte der TNC-Aktivitäten für die 
Bevölkerung transparenter werden, 
und in der Folge der öffentliche Druck 
auf Unternehmen und Politik steigt, 
sind auch auf der zwischenstaatlichen 
Ebene Fortschritte auf dem Weg zu 
einem ,,IAM" zu erwarten. spw 

Personalisierung 
der Politik 

/ AKP hi97. I 1 DM nationalen Vereinbarungen in die- 
sem Bereich sind die Richtlinien für 
Multinationale Unternehmen, die die 
OECD 1976 verabschiedete und seit- 

:bis dein Itilialt: 
Kandidaten, Koiizepte, Kampagnen 
(Re7rr.o Schlamh) +++- Starke Mariiier 
fiir harte Zeiten9 (Heide Rülile) +J-+ 
Rraiicheii wir "local I ~ e r o e s ' ~  (Rolatid 
K o t h )  -+- Persotialisierung als Her- 
ausforderiing (Clirlsta Veiitiegerts, 
Gabt iele C' Klug LI a ) 

dem wiederholt ergänzte. Die Richt- 
linien sind unverbindlich, unpräzise 
und veraltet und damit ohne prakti- 

13 in diesem Heft) und die Aktivitäten 
des Jugendbündnisses (s. S. 10ff. in 
diesem Heft) zeigen, daß etwas in Be- 
wegung kommt. Sowohl Vertreterln- 
nen der Studierenden- wie der Ar- 
beitslosenbewegung waren auch auf 
dem Bochumer Ratschlag und sind in 
dem Aktionsbündnis zur Vorberei- 
tung der Demonstration vertreten. In 
einer Reihe von Orten ist es auch be- 
reits gelungen, etwa DGB-Kreise für 
Aktionen und die Unterstützung der 
Demonstration zu gewinnen. Es gibt 
auf den verschiedenen Ebenen zu- 
nehmende Zusammenarbeit mit 
kirchlichen Gruppen, Sozialverbän- 
den, Schülerlnnenvertretungen, 
Gruppen der Friedensbewegung und 
der Antirassismusbewegung usw. 
Und da es ja gerade der Anspruch der 
Erfurter Erklärung war und ist, Bürge- 
rlnnenbewegung von unten zu ent- 
wickeln, war das Votum für die De- 
monstration logisch. 

Sen, daß die neue Hauptstadt künf- 
tig der Ort für bundesweite Großde- 

Bei aller Skepsis, die nicht wenige 
vor dem Bochumer Ratschlag hatten 

monstrationen sein wird. Wenn man 
daran denkt, daß im Januar über 
hunderttausend Menschen an der 

und vielleicht noch haben: Jetzt 
kommt es darauf an, unverzüglich 
loszulegen mit der Mobilisierung und 

sche Relevanz. Sie könnten aber im- 
merhin den Ausgangspunkt für wei- 
tergehende verbindliche Regeln bil- 

jährlichen Manifestation zu Ehren 
von Karl Liebknecht und Rosa Lu- 
xemburg in Berlin-Friedrichsfelde 

die Demonstration zu einem mög- 
lichst großen Erfolg zu machen. Der 
Bundeskoordinierungsrat des Akti- 

den, die sich u.a. mit Fragen des in- 
ternationalen Haftungsrechts und 
der konzerninternen Verrechnungs- 
preise befassen sollten. Ab Juni 1998 
steht die Überarbeitung der Richtlini- 
en durch den zuständigen OECD- 
Ausschuß auf der Tagesordnung. 
NGOs sollten prüfen, ob es für sie 

20 Jahre 
teilnahmen, kann man davon ausge- onsbündnisses hat sich mittlerweile 
hen, daß auch am 20. Juni eine 
sechsstellige Teilnehmerlnnenzahl er- 

getroffen und den endgültigen Text 
des Aufrufs beschlossen. Die Demon- 

Die Aufgabe besteht 
jetzt darin, an 

möglichst vielen 
Orten und in 

möglichst vielen 
Gruppen und 

Organisationen die 
Demonstration 

bekannt zu machen 
und für Unterstüt- 

zung z u  werben. Wo 
noch keine Initiati- 

ven oder Bündnisse 
bestehen, die die 

Vorbereitung tragen, 
müssen sie so 

schnell wie möglich 
gegründet werden. 

reicht werden wird - und das muß stration soll mit Auftaktkundgebun- 
schon sein, wenn es ein Erfolg sein 
soll. Hier wird allerdings auch das 
politische Problem deutlich, das mit 

gen um 13.00 Uhr beginnen und mit 
einer Abschlußkundgebung um 
15.00 Uhr beendet werden. In Frank- 

GrilnmaIternative 
Kommunalpolitik 

sinnvoll ist, diese Verhandlungen zu 
verfolgen und mit eigenen Vorschlä- 
gen zu beeinflussen. Berlin verbunden ist: Hintze & Co. 

und die westdeutschen Massenme- 
dien werden die Demonstration als 
PDS-dominiert hinstellen. Um so 

furt und Berlin sollen Organisations- 
büros eingerichtet werden, bis dahin 
gibt es weitere Informationen und Maßnahmen zur Stärkung der 

Konsumentenmacht 
Es wäre falsch, bei der Einflußnahme 

I AKP 1/98. 12.50 DM I Kontaktadressen in den Regionen 
wichtiger ist es, auch aus dem We- 
sten und aus gesellschaftlichen und 
politischen Bereichen, die nicht als 

beim Büro der Erfurter Erklärung in 
Erfurt, d o  Kulturverein Mauernbre- 
chen e.V., Tel. 0361 -5961 220. 

Aiis dem Itilialt: 
Als die Biirgeririitiativen iri die Parla- 
niente strebte11 ( T i m  Sirnoii 1i.a.) +++ 
Voti der Koinintiiialpolitik ziir Biiti- 
despolitik ( I-liibert Kleinert, Renate 
Backhaus) -t,++ Der Marsch durch die 
It~stittttioiien: Gnine Betriebsgmppe 
++" 20 Jahre Verkehrspolitik: fast 
tiichts bewegt (Heitier Moiilieim) +..W 

Stadt lind Urbanität (Hartrniit Häiißer- 
mann. Walter Siebel) 

auf transnationale lnvestoren nur die 
zwischenstaatliche Ebene im Auge 

' Die folgenden Ausführungen über das 
MAI beziehen sich auf den OECD-Ver- 
handlungstext vom 14. Februar 1998. 
Tony Clarke: The Corporate Rule Treaty. A 
Preliminary Analysis of the Multilateral 
Agreement on Investments (MAI) which 
seeks to consolidate global corporate 
rule. Canadian Centrefor Policy Alternati- 
ves, April 1997, 5. 2. 
Brief des BMWi-Referatsleiters Dr. Zimmer 
an Germanwatch vom 14. Oktober 1997. 
Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Micha- 
el Müller (Dusseldorf) u.a. und der Frakti- 
on der SPD betreffend ,,Multilaterales Ab- 
kommen für Investitionen" (BT Drucksa- 
che 1319549). 
Vgl. Rainer Falk: Neuer Kodex? In: Infor- 
mationsbrief Weltwirtschaft & Entwick- 
lung 05/95, S.lf. 
Zuvor hatte als einziger der fraktionslose 
Abgeordnete Kurt Neumann in mehreren 
Anfragen auf die Bedeutung des MAI 
hingewiesen. 

PDS-orientiert dargestellt werden 
können, möglichst viele Menschen 
nach Berlin zu mobilisieren. 

Die heftigste Debatte gab es in 
Bochum um den Termin - 12. Sep- 
tember oder 20. Juni. Nach Abwä- 

Die Aufgabe besteht jetzt darin, 
an möglichst vielen Orten und in 
möglichst vielen Gruppen und Orga- 

zu haben. Von geradezu existentiel- 
ler Bedeutung für ein Unternehmen 
ist das Konsumverhalten der Bevöl- 
kerung. Ihre Kaufentscheidung ist Organisation und Mobilisierung 

Nach kurzer Debatte gab es auf dem 
Bochumer Ratschlag eine ganz über- 
wiegende Mehrheit dafür, die De- 
monstration in Berlin (und nicht in 
Bonn) durchzuführen. Aufgrund der 
immer noch stärkeren Verankerung 
der Bewegung in Ostdeutschland - 
obwohl gerade im Westen die Zahl 
der Initiativen stark anwächst - und 
der extrem hohen Meßlatte, die an 
die Teilnehmerlnnenzahl von Groß- 
demos in Bonn gelegt würde, spricht 
dafür vieles. Und die (wir) Wessis 
werden sich daran gewöhnen müs- 

nisationen die Demonstration be- 
kannt zu machen und für Unterstüt- 
zung zu werben. Wo noch keine In- 

für einen Investor letztlich ökono- 
misch relevanter als nationale Geset- 
ze und multilaterale Abkommen. Die gung der verschiedensten Gesichts- itiativen oder Bündnisse bestehen, die 

punkte, die ich jetzt nicht alle darstel- 
len will (zum Glück ist an dem Tag 

die Vorbereitung tragen, müssen sie 
so schnell wie möglich gegründet 
werden. Und dann heißt es: Men- 

Konsumentenboykotts gegen Nestle 
und Shell zeigten die Macht, aber 
auch die Grenzen der Konsumenten- kein Spiel der deutschen Mannschaft 

bei der Fußball-WM), ergab sich letzt- 
lich eine deutliche Mehrheit für den 
20. Juni. Der 20. Juni 1998 ist auch 

schen ansprechen und gewinnen, die 
Basis verbreitern, Aktionen durchfüh- 
ren, Öffentlichkeitsarbeit, Plakate kle- 

souveränität. Um gegen umwelt- 
schädliche oder unter unsozialen Be- 
dingungen gefertigte Produkte vor- 
gehen zu können, müssen die Ver- der 50. Jahrestag der Einführung der 

DM in den damaligen Westzonen, 
womit die Spaltung Deutschlands be- 

ben, die Fahrt nach Berlin organisie- 
ren ... Die Zeit bis zum 20 Juni ist 
knapp. Dieser Druck muß in um so 

braucher über Produkt und Produkti- 
onsweise umfassend informiert wer- 
den. In den vergangenen Jahren hat siegelt wurde, und hat damit auch mehr Dynamik umgewandelt wer- 

den. Auf nach Berlin! SPW symbolischen Wert. es in diesem Bereich in Deutschland 
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Jede staatliche 
Maßnahme, die die 

Gewinnerwartungen 
eines ausländischen 
Investors schmälert, 

kann als indirekte 
Enteignung interpre- 
tiert werden und  für 
den Staat Kompen- 
sationsforderungen 

zur Folge haben. 

Statt i m  Rahmen der 
OECD oder der WTO 

sollte ein multilatera- 
les Regelwerk, das 

die weltweite 
Investitionstätigkeit 

dem Leitbild der 
nachhaltigen 
Entwicklung 

unterordnet, i m  
Rahmen der 

Vereinten Nationen 
ausgehandelt 

werden. 

genen Land, der für weltweit agieren- 
de Konzerne meist keine Gefahr dar- 
stellt. 

4. Die An twor t  der Zivilgesell- 
schaft: Ein weltweites Bündnis 
gegen das M A I  
NGOs haben frühzeitig auf die Ge- 
fahren des MAI hingewiesen. WEED 
hat bereits im Mai 1995 in  seinem 
lnformationsbrief Weltwirtschaft & 
Entwicklung auf die Absichten der 
OECD aufmerksam gemacht5 In ei- 
ner vom Third World Network initi- 
ierten Stellungnahme hat schon im 
November 1995 eine größere Grup- 
pe von NGOs aus aller Welt ihre 
grundsätzliche Ablehnung eines der- 
artigen lnvestitionsabkommens for- 
muliert - damals allerdings noch ge- 
genüber der W O .  Daß es danach 
noch über ein Jahr gedauert hat, bis 
zunächst Bürgerinitiativen und Um- 
weltgruppen in den USA und Kana- 
da aktiv wurden, lag vor allem an der 
Geheimhaltungspolitik der OECD 
und ihrer Mitgliedsstaaten. Erst 
nachdem NGOs im Januar 1997 den 
ersten Entwurf des MAI öffentlich 
machten, wurde die Tragweite des 
Abkommens deutlich. Die Folge war 
eine wachsende Protestbewegung, 
die sich Ende Oktober 1997 in Paris 
zu einer weltweiten Kampagne for- 
mierte. Initiatoren des Treffens wa- 
ren Friends of the Earth, der WWF In- 
ternational, Consumers International 
und die US-Bürgerrechtsgruppe Pu- 
blic Citizen. Ergebnis des Pariser Tref- 
fens war eine gemeinsame Stellung- 
nahme, die seitdem von weit über 
500 Gruppen und Organisationen in 
aller Welt unterzeichnet wurde. Die 
Hauptforderung darin: Stop der 
MAI-Verhandlungen und Durchfüh- 
rung einer umfassenden unabhängi- 
gen Untersuchung der potentiellen 
sozialen, ökologischen und entwick- 
lungspolitischen Auswirkungen des 
MAI. 

Die weltweite Kampagne gegen 
das MAI hat seitdem an ungeahnter 
Dynamik gewonnen und die Ver- 
handlungsführer in Paris zunehmend 
unter  ruck gesetzt. In zahlreichen 
Ländern wurden lnitiativen gegen 
das MAI gestartet, in den Parlamen- 
ten wird über das Abkommen debat- 
tiert, und auch die Medien entdek- 
ken mehr und mehr dieses Thema 
für sich. In Deutschland haben sich 
vor allem WEED und Germanwatch 
sowie eine Gruppe um die Soziolo- 
gin Maria M,ies bemüht, eine öffent- 
liche ~ e b a t r e  über das MAI in Gang 
zu bringen. Im Bundestag griffen zu- 

nächst die SPD und die PDS das The- 
ma in Anfragen auf6, und auch der 
Wirtschaftsausschuß ließ sich nicht 
mehr mit  nichtssagenden Kurzbe- 
richten abspeisen, sondern verlangte 
vom Wirtschaftsminister eine aus- 
führliche Unterrichtung über das 
MAI. Im April soll nun sogar ein Hea- 
ring zu diesem Thema im Wirt- 
schaftsausschuß stattfinden. Auch 
Umweltorganisationen wie der Na- 
turschutzbund Deutschland, Ge- 
werkschafterlnnen sowie zahlreiche 
Studentlnnengruppen (u.a. in 
Aachen, Berlin, Freiburg und Regens- 
burg) begannen gegen das MAI mo- 
bil zu machen. Am 25. April 1998 - 
zwei Tage vor der OECD-Ministerta- 
gung in Paris - soll auf einem bun- 
desweiten Kongreß in Bonn die deut- 
sche MAI-Opposition zusammen- 
kommen. 

5. Das MAI  aus der Gegenper- 
spektive: Plädoyer f ü r  e in  ,,IAMn 
Notwendig ist im weiteren MAl-Pro- 
zeß eine offensive Auseinanderset- 
zung darüber, wie weltweit verbind- 
liche Regeln für die Aktivitäten trans- 
nationaler Investoren aussehen soll- 
ten, und in welchem institutionellen 
Rahmen sie ausgehandelt werden 

. könnten. Dies führt rasch zu den al- 
ten Forderungen nach international 
gültigen Umwelt- und Sozialstan- 
dards, nach verbindlichen Kodizes 
für TNCs sowie nach mehr Transpa- 
renz und Kontrolle transnationaler 
Wirtschaftsaktivitäten. Daraus erge- 
ben sich eine Reihe von Vorschlägen, 
über die im weiteren Verlauf der 
Anti-MAI-Kampagne diskutiert wer- 
den sollte: 

Weltkonferenz über lnvestitionen 
und nachhaltige Entwicklung 
(World Conference o n  Investment 
and  Sustainable Developrnent) 
Eines der Argumente gegen die aktu- 
ellen MAI-Verhandlungen in der 
OECD ist der faktische Ausschluß der 
Länder des Südens aus dem Verhand- 
lungsprozeß. Über ein Abkommen 
von derart globaler Tragweite sollte 
nicht allein der Klub der reichen und 
neureichen Industrieländer entschei- 
den. Aber auch die W O ,  die sich mit 
dem Thema ebenfalls seit 1995 be- 
faßt und bereitsteht, nach Abschluß 
der Verhandlungen in der OECD die 
Auseinandersetzung im größeren 
Kreis fortzusetzen, ist kaum der rech- 
te Ort dafür. Ihre eingeschränkte Uni- 
versalität, die mangelndeTransparenz 
und vor allem die einseitige Ausrich- 
tung auf die Interessen der Privatwirt- 
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schaft sprechen gegen die W O  als 
Ort der Verhandlungen über ein um- 
fassendes lnvestitionsabkommen. 
Statt dessen sollte ein multilaterales 
Regelwerk, das die weltweite Investi- 
tionstätigkeit dem Leitbild der nach- 
haltigen Entwicklung unterordnet, im 
Rahmen der Vereinten Nationen aus- 
gehandelt werden. Die UN-General- 
versammlung könnte eine Weltkonfe- 
renz über Investitionen und nachhal- 
tige Entwicklung einberufen, die die 
Verabschiedung verbindlicher Investi- 
tionsregeln zum Ziel hat. Auf diese 
Weise wäre die gleichbereichtigte Be- 
teiligung aller Länder des Südens, die 
weitgehende Partizipation von NGOs 
und damit die Transparenz des Ver- 
handlungsprozesses sichergestellt. 
Die Verhandlungen müßten zweifel- 
los unter enger Einbeziehung der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation 
(110) und des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen (UNEP) stattfin- 
den. 

Stärkung des internationalen 
Umwelt- und Sozialrechts und  der 
dazugehörigen Institutionen ILO 
und UNEP - auch gegenüber WTO 
und OECD 
Als Argument gegen die Verankerung 
weitreichender Umwelt- und Sozial- 
standards im MAI wird bei den Ver- 
handlungen immer wieder angeführt, 
die OECD und die versammelten Ver- 
treter der Wirtschaftsministerien 
könnten nicht über die Regeln hin- 
ausgehen, die in den dafür zuständi- 
gen Gremien 110 und UNEP von den 
Kabinettskollegen aus dem Umwelt- 
und Arbeitsministerium verabschie- 
det wurden. Dieses Argument ist 
zweifellos stichhaltig, denn es kann 
nicht angehen, daß in einer Wirt- 
schaftsorganisation wie der OECD 
oder in einer Handelsorganisation wie 
der WTO internationales Umwelt- 
und Sozialrecht geschrieben wird. 
Daraus ergeben sich zwei Konsequen- 
zen: Erstens muß die Formulierung 
verbindlicher Standards im Umwelt- 
und Sozialbereich (und in diesem 
Kontext auch die Ausarbeitung ver- 
bindlicher Umwelt- und Sozialver- 
träglichkeitsprüfungen für Handel 
und Investitionen) politisch vorange- 
trieben werden, und zweitens müs- 
sen die Kompetenzen der dafür zu- 
ständigen lnstitutionen ILO und UNEP 
erweitert und mit wirksamen Durch- 
setzungs- und Sanktionsmechanis- 
men (die zumindest denen der W O ,  
des NAFTA und den im MAI vorgese- 
henen vergleichbar sind) versehen 
werden. 

MAGAZIN 

E ine Woche nach der Nieder- 
sachsenwahl traf sich der 
Frankfurter Kreis i m  Willy- 

Brandt-Haus zu seiner Frühjahrsta- 
gung. M i t  unerwartet wenig Weh- 
klagen wurde die Nominierung 
Gerhard Schröders zum Kanzler- 
kandidaten der SPD aufgenom- 
men. Die gute Stimmung in der 
Partei geht auch an der Linken 
nicht vorüber. So konnte Heiderna- 
rie Wieczorek-Zeul der Kandidatur 
Schröders den Vorzug der größe- 
ren Reichweite der Doppelspitze 
abgewinnen. Zwar steht Schröder 
(zumindest der Schröder der letz- 
ten Jahre) kaum für eine linke Inter- 
pretation des Begriffs ,,Politikwech- 
sel". Aber die Entscheidung für ihn 
eröffnet der Linken auch neue 
Spielräume, die bisher dem Primat 
des pfleglichen Umgangs mi t  Oskar 
Lafontaine geopfert wurden. Pro- 
blematisch wird es allerdings, wenn 
das Verhältnis SchröderIParteilinke 
dauerhaft so aussieht, daß die Linke 
den dummen August gibt, der gele- 
gentlich aufmuckt und anschlie- 
ßend abgewatscht und zum Steig- 
bügelhalter der Profilierung Schrö- 
ders gegen die Partei degradiert 
wird. Wenn es im Herbst zum Regie- 
rungswechsel kommt, werden die 
Aufgaben der Linken größer; sie 
wird ihre politische und organisato- 
rische Effizienz erhöhen müssen, 
um dem gerecht zu werden. Auf 
diese Anforderungen wies insbe- 
sondere die Juso-Bundesvorsitzende 
Andrea Nahles in ihrem Beitrag hin 
[vgl. auch ihren Artikel i n  diesem 
Heft, die Red.]. 

Nachdem die Kandidatenfrage 
(anders als bei der Festlegung des 
Termins absehbar) bereits erledigt 
war, konzentrierte sich die Diskus- 
sion auf das Regierungsprogramm 
der SPD und insbesondere auf ei- 
nen Punkt, der im dem dem Präsi- 
dium vorgelegten Programment- 
wurf völlig fehlte: Die Umvertei- 
lung von Arbeit und die Möglich- 
keiten einer staatlichen Flankie- 
rung entsprechender lnitiativen 
der Tarifparteien. Hierzu stellten 
der IG-Medien-Vorsitzende Detlef 
Hensche, von dem die Initiative zu 
dieser Diskussion ausging, und 
Klaus Lang vom IG-Metall-Haupt- 
vorstand die Positionen ihrer Ge- 
werkschaften dar. 

Arbei tsze i tverkürzung p o l i -  
t isch s tützen 
Der Abbau der Arbeitslosigkeit 
wird nach Auffassung von  Detlef 

Hensche nicht ohne politische Ge- 
staltung, allein durch die Erschlie- 
ßeung von Wachstumsreserven zu 
erreichen sein, die im privatwirt- 
schaftlichen Dienstleistungsbe- 
reich und in  den Informations- 
und Kommunikationstechnologien 
vermutet werden. Im Gegenteil 
sind ja gerade letztere auch ein In- 
strument der Produktivitätssteige- 
rung. 

Rein tarifpolitische Lösungen 
für die Umverteilung von Arbeit 
stießen jedoch zunehmend auf 
Grenzen. So scheiterten Bemü- 
hungen u m  mehr Teilzeitarbeit an 
der fehlenden sozialrechtlichen 
Flankierung, und die verschlech- 
terte Einkommenssituation der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer verursache in  den Ge- 
werkschaften viele Zweifel an ei- 
ner weiteren allgemeinen Arbeits- 
zeitverkürzung. Neuer Schub für 
die Tarifpolitik müsse deshalb 
durch eine breite gesellschaftliche 
Arbeitszeit-Debatte organisiert 
werden, die auch die Möglichkei- 
ten einer staatlichen Flankierung 
ins Visier nimmt. 

Klaus Lang verwies darauf, 
daß im Vordergrund der gewerk- 
schaftlichen Arbeitszeit-Debatte 
zwar immer die Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen 
(die m i t  den bisherigen Schritten 
auch erreicht worden sei) gestan- 
den habe. Stärker betont werden 
müsse aber, daß es nicht um die 
Verwaltung eines Mangels an Ar- 
beitsplätzen, sondern um die 
Verteilung von Reichtum gehe, 
u m  die Möglichkeit, anders zu ar- 
beiten und zu leben, und u m  
eine gerechtere Verteilung von 
Erwerbs- und Nichterwerbsar- 
beit. 

In der anschließenden Diskus- 
sion wurden neben den bisher 
diskutierten Möglichkeiten einer 
staatlichen Flankierung von Ar- 
beitszeitverkürzung durch eine 
Änderung des Arbeitszeitgesetzes 
und eine Beteiligung der Bundes- 
anstalt für Arbeit am Lohnaus- 
gleich eine Reihe weiterer Mög-  
lichkeiten aufgezeigt, die Arbeits- 
zeitpolit ik der Gewerkschaften 
politisch zu unterstützen. Als 
wichtiger als die Ausgestaltung 
i m  Detail wurde aber einge- 
schätzt, daß die SPD eine Antwort 
auf das DGB-Projekt Arbeitsum- 
verteilung findet und die gesell- 
schaftliche Debatte in Schwung 
kommt. 

Frü hjahrstagung des 
Frankfurter Kreises 

von Burkhard Winsemann* 

Druck  für das Regierungspro- 
g r a m m  
In Arbeitsgruppen wurden Ände- 
rungsvorschläge zum Regierungs- 
programmentwurf formuliert, wo- 
bei es vorrangig darum ging, in 
wesentlichen Punkten die in  Han- 
nover erreichte Beschlußlage in 
das Programm hinüberzuretten. 
So fehlte zunächst im Programm- 
entwurf jegliche Orientierung auf 
Arbeitszeitverkürzung. Dies ist in- 
zwischen ansatzweise von Präsidi- 
um und Parteivorstand korrigiert 
worden, ebenso wie die elternun- 
abhängige Studienförderung nach 
dem 3-Körbe-Modell jetzt wieder 
im Programm steht. Auf Granit 
beißt die Linke jedoch mi t  ihrer 
Forderung, das Programm dürfe 
sich nicht gegen kreditfinanzierte 
Konjunkturprogramme festlegen. 
Mehr als prägnantere Aussagen zu 
Zukunftsinvestitionen, die eben- 
falls gefordert wurden, wird nicht 
drin sein. 

M i t  der weitgehenden Einigkeit 
über die zur Schaffung von Ar- 
beitsplätzen notwendigen Instru- 
mente kontrastierte ein heftiger 
Streit über die Formulierung von 
Zielen. Eine Minderheit beharrte 
darauf, die SPD müsse sich im 
Wahlprogramm auf ein quantitati- 
ves Ziel, z.B. die Halbierung der Ar- 
beitslosigkeit in einer Legislaturpe- 
riode, festlegen, und inszenierte 
damit ein absurdes Schauspiel, 
dessen Akteure sich nicht unver- 
drossen, aber trotzdem mi t  Aus- 
dauer ausschließlich dieser Frage 
annahmen. SPW 

Die Entscheidung für 
den Kanzlerkandida- 
ten Schröder 
eröffnet der Linken 
auch neue Spielräu- 
me, die bisher dem 
Primat des pflegli- 
chen Umgangs mi t  
Oskar Lafontaine 
geopfert wurden. 

* Burkhard Winsemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB. 
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Ethyl Corporation gegen Kanada 
Im April 1997 beschloß das kanadische Parlament, den Import und Trans- 
port von MMT, einem Zusatzstoff für Benzin, zu verbieten. Es begründete 
seine Entscheidung mit den schweren Gesundheitsrisiken, die mit den MMT- 
Emissionen verbunden wären. Die US-amerikanische Ethyl Corporation, die 
einzige Herstellerin dieses Stoffes in Kanada, verklagte daraufhin im Rahmen 
des Schiedsgerichtsverfahrensvon NAFTAdie kanadische Regierung und for- 
derte Schadensersatz in Höhe von 251 Mio. Dollar. Ihr Argument: Der fakti- 
sche MMT-Bann würde den Wert ihrer Produktionsstätten und die zukünfti- 
gen Umsätze mindern und wäre damit eine Form von Enteignung, die ge- 
mäß den NAFTA-Regeln kompensiert werden müßte. 

Das Urteil wurde in diesem Fall noch nicht gesprochen. Es Iäßt sich jedoch 
bereits erahnen, welches Instrumentarium Unternehmen durch die weit- 
gehend identischen Regeln des MAI in die Hand bekämen, um gegen unlieb- 
same Umweltgesetze vorzugehen. Quelle: The Preamble Center for Public 
Policy, Washington, D.C. 

Wer, wenn nicht Wir An den Schulen und Universitäten 
regiert der Rotstift aufgrund fiskalpo- 
litischer Probleme unaufhaltsam. 

weite Durchschnitt liegt bei etwa 5 
Tonnen, wobei 2,3 Tonnen die abso- 
lute Obergrenze wären, um den 
Treibhauseffekt zu begrenzen 
(Enquete-Kommission "Schutz der 
Erdatmosphäre" des Bundestages). 

ohne diese Untersuchung skizziert 
werden: 

Jugendbündnis für eine zukunftsfähige Politik 
Hochschulveranstaltungen gleichen 
oftmals Massenkundgebungen. In 
Schulen und Berufsschulen kann we- 

3.1. Das M A I  schränkt die makro- 
ökonomische Steuerungsmöglich- 
keiten der Staaten ein. 
Tritt ein Staat dem MAI bei, ver- 
pflichtet er sich, sowohl zukünftig 
auf Gesetze und politische Maßnah- 
men zu verzichten, die im Wider- 
spruch zum MAI stehen, als auch die 
bereits existierenden nicht-MAI-kon- 
formen Regelungen über kurz oder 
lang zu beseitigen. Die Iänderspezifi- 
schen Ausnahmen bieten hier keinen 
Ausweg, da sie nicht auf Dauer gel- 
ten, sondern im Sinne des Roll-back- 
Prinzips sukzessive beseitigt werden 
sollen. 

In der Finanz- und Währungspoli- 
tik müßten die Staaten einen Verlust 
an Steuerungsmöglichkeiten in Kauf 
nehmen, da Kapitalverkehrskontrol- 
len und -beschränkungen künftig un- 
tersagt wären. Die vorgesehene 
Schutzklausel greift hier viel zu kurz, 
da sie staatliches Handeln erst dann 
erlaubt, wenn das Kind bereits in den 
Brunnen gefallen ist. Denn Zahlungs- 
bilanzschwierigkeiten können gerade 
durch den freien Fluß von hochmobi- 
lem Spekulationskapital hervorgeru- 
fen werden. 

In besonderem Maße vom MAI 
betroffen ist die staatliche Investiti- 
onspolitik. Durch das Verbot von Lei- 
stungsauflagen wird vor allem den 
Entwicklungsländern ein wichtiges 
wirtschaftspolitisches Instrument aus 
der Hand genommen - unabhängig 
davon, wie sinnvoll die Auflagen im 
einzelnen sein mögen. 

von Reinhard Hahn* 
gen Lehrermangel, Unterrichtsausfall, 
mangelnder Ausstattung und vielem 
mehr nicht qualifiziert unterrichtet 
werden. Durch die Beschneidung der 

Politische Krise und Widerstand 
Die demokratischen Grundlagen der 
Gesellschaft werden mehr und mehr 
ausgehölt. Politische Rhetorik und 
Zweckoptimismus sind an die Stelle 
von politischer Gestaltung im Interes- 
se der Menschen und gerade auch 
junger Menschen getreten. Die herr- 
schende Politik ist auf die unterneh- 
merische Sachzwanglogik reduziert. 
Unermüdlich werden die Unterneh- 
merforderung der Deregulierungen 
und Einschnitte in das soziale Netz, so 
z. B. beim Jugendarbeitsschutzge- 
setz, zur Richtschnur der herrschen- 
den Politik (auch mancher SPD-Propa- 
gandisten) gemacht. Die Politik hat 
versagt, der Markt allein scheint die 
Bedingungen für die Lebensplanung 
zu bestimmen. Damit wird aus Sicht 
Jugendlicher (wie es auch die jüngste 
Shell-Jugendstudie zeigte) den politi- 
schen Parteien in Gänze immer weni- 
ger zugetraut, die heutigen Problem- 
stellungen in dieser Gesellschaft 
ernsthaft anzugehen. lnsofern fühlt 
sich die Jugend von den Erwachsenen 
verraten und verkauft. Insbesondere 
der Widerspruch zwischen postulier- 
ten Werten und den erfahrenen Rea- 
litäten hinterläßt bei immer mehr jun- 
gen Menschen seine Spuren und 
führt zu einer Vertrauenskrise in ge- 
sellschaftliche Institutionen und da- 
mit auch insgesamt in das Politikgefü- 
ge. Folgen sind die Flucht in Drogen 
oder Sekten bis hin zur Jugendkrimi- 
nalität oder aber auch die Akzeptanz 
von rechtsextremem Populismus. 

Die Wahlbeteiligung bei den 
Jungwählern ist mittlerweile auf 30 
bis 40% abgesackt. Warum auch 
wählen? In der Politik wird kein Sinn 
und Nutzen gesehen, bis hin zu der 
zentralen Feststellung der Shell-Stu- 
die, daß "nicht die Jugend politikver- 
drossen, sondern die Politik jugend- 
verdrossen ist". Und wieder einmal 
muß kurzsichtiges politisches Han- 
deln festgestellt werden, indem die 
Probleme an' Polizei oder Sozialarbeit 
delegiert werden, obwohl sich die 
Probleme nicht einfach wegschließen 
oder wegtherapieren lassen. Die zum 
Himmel schreiende Ungerechtigkeit 
in dieser Gesellschaft, ja in dieser gan- 
zen Welt, wird jedoch von vielen Ju- 
gendlichen sehr bewußt zur Kenntnis 
genommen. Die Kluft zwischen stei- 

B ei seinem Regierungsantritt vor 
über 15 Jahren verkündete 
Kohl als Kanzler lauthals: "Un- 

ser Staat braucht die zupackende 
Mitarbeit der jungen Generation: Das 
Tor zur Zukunft steht offen". Die Bi- 
lanz der Kohl-Regierung ist jedoch 
verheerend. Von 100 Jugendlichen 
sind heute 10 als arbeitslos gemeldet, 
7 leben von der Sozialhilfe, 20 "par- 
ken" nach erfolgloser Ausbildungs- 
platzsuche im Schulbereich und 5 su- 
chen immer noch eine Lehrstelle. 
Jetzt hat sich ein Jugendbündnis ge- 
gründet, in dem auf zentraler Ebene 
die Gewerkschaftsjugend im DGB 
und in der DAG, BUNDjugend und 
Naturfreundejugend, freier zusam- 
menschluß von studentlnnenschaf- 
ten, Bundesschülerlnnenvertretung, 
die Landesjugendringe Hessens, Ber- 
lins und Hamburgs, die Katholische 
Landjugendbewegung sowie Künstler 
in Aktion zusammenarbeiten, um ge- 
meinsam für eine andere Politik aktiv 
zu werden und zu mobilisieren. 

Lehrmittelfreiheit und der Einführung 
von Studiengebühren etc. wird mehr 
und mehr versucht, die Kosten wieder 
einmal auf die Jugendlichen und ihre 
Eltern abzuwälzen. Die Zahl der öf- 
fentlich geförderten Studentinnen 
(BAFÖG) ist 1997 mit 15% auf einen 
historischen Tiefstand gesunken 
(1 972 = 45%). 

Bereits mehr als eine Million Kin- 
- und damit auch ihre Entwicklungs- 
chance. 

Bevölkerung ergeben, ist offensicht- 
lich, insbesondere wenn in den Län- 
dern ein wirksames Wettbewerbs- 
und Kartellrecht fehlt. 

der und Jugendliche müssen von den 
Leistungen der Sozialhilfe leben. Die 
Zahl jungendlicher Obdachloser steigt 
ebenfalls. Gleichzeitig wird überall 

Suggeriert wird ein 
Generationenkon- 

flikt. lnsofern 
verstehen es die 

gegnerischen 
Ideologen wieder 

einmal sehr gut, ihre 
lnteressenlage der 

ungerechten 
Umverteilungspolitik 

als Sachzwang 
darzustellen. 

3.3. Das M A I  schürt den ruinösen 
Standortwettbewerb zwischen 
den Ländern 
Da sich die Regierungen über die Not- 
wendigkeit, lnvestitionen ins Land zu 
holen, offensichtlich einig sind, und 
der Weltmarkt für Investitionen durch 
die angestrebten Liberalisierungs- 
maßnahmen in jedem Fall wächst, 
wird auch der Standortwettbewerb 
zwischen den Ländern weiter zuneh- 
men. Um konkurrenzfähig zu blei- 
ben, werden sie sich gezwungen füh- 
len, vorgebliche oder tatsächliche In- 
vestitionshemmnisse zu beseitigen. 
Dies betrifft an erster Stelle die sozia- 
len, arbeitsrechtlichen und umwelt- 
politischen Auflagen und Standards. 
Die Gefahr einer Anpassung nach un- 
ten, eines ,,race to  the bottom" bzw. 
des Verzichts auf die Einführung neu- 
er Regeln und Standards ist daher 
groß. 

3.5. Das M A I  vergrößerl die Macht 
transnationaler Konzerne gegen- 
über den Nationalstaaten 
Durch das im MAI vorgesehene inve- 
stor-state-Streitschlichtungsverfah- 
ren wird den TNCs ein Hebel in die 
Hand gegeben, mit dem sie ihre In- 
teressen gegenüber Regierungen in 
größerem Umfang durchsetzen kön- 
nen als jemals zuvor. Dies gilt vor al- 
lem angesichts der unklaren Defini- 
tionen von de-facto-Diskriminierung 
und indirekter Enteignung. Wird 
etwa ein ausländisches Unterneh- 
men zufällig in besonderer Weise 
von einem neuen Umweltgesetz be- 
troffen, kann es das Gastland wegen 
,,Diskriminierungn auf Schadenser- 
satz verklagen. Ebenso kann jede 
staatliche Maßnahme, die die Ge- 
winnerwartungen eines ausländi- 
schen Investors schmälert, als indi- 
rekte Enteignung interpretiert wer- 
den und für den Staat Kompensati- 
onsforderungen zur Folge haben. 

Der Machtzuwachs, den transna- 
tionale lnvestoren durch das MAI er- 
fahren würden, wiegt besonders 
schwer angesichts des Defizits an 
ebenbürtigen Interventionsmöglich- 
keiten für Staaten und betroffene Be- 
völkerungsgruppen gegenüber den 
TNCs. Das internationale Streitschlich- 
tungsverfahren ist eine Einbahnstra- 
ße. Ein internationales Haftungsrecht, 
mit dessen Hilfe ausländische Firmen 
für ökologische, menschenrechtliche 
oder gesundheitliche Schäden ihres 
wirtschaftlichen Engagements mit ih- 
rem Weltvermögen haftbar gemacht 
werden können, existiert nicht. Im 
Schadensfall bleibt den Betroffenen 
in der Regel nur der Rechtsweg im ei- 

dort gespart, wo versucht wird, die 
Betroffenen zu unterstützen bzw. in 
einem Mindestmaß in die Gesell- 
schaft zu integrieren. Ein Focus-Titel 
vor einigen Monaten "Die Jagd der 
Jungen auf die Alten ..." suggeriert 
einen Generationenkonflikt. lnsofern Durch das irn M A I  , 

vorgesehene 
investor-state- 
Streitschlichtungs- 
verfahren wird den 
TNCs ein Hebel in 
die Hand gegeben, 
m i t  dem sie ihre 
Interessen gegen- 
über Regierungen in 
größerem Umfang 
durchsetzen können 
als jemals zuvor. 

verstehen es die gegnerischen Ideolo- 
gen wieder einmal sehr gut, ihre In- 
teressenlage der ungerechten Umver- 
teilungspolitik als Sachzwang darzu- 
stellen. Es gibt genügend wissen- 
schaftlich solide Untersuchungen, die 

Probleme der Jugend heute belegen, daß der Generationenver- 
Von der Massenarbeitslosigkeit sind 
junge Menschen in besonderer Weise 
betroffen. Die offizielle Statistik weist 

trag funktionieren kann. Wir haben 
es jedoch mit einer falschen Politik zu 
tun, die nur an die Gegenwart denkt 

aus, daß mittlerweile über eine halbe 
Millionen junge Menschen unter 25 
Jahren arbeitslos gemeldet sind. Wenn 

und die Lasten in die Zukunft ver- 
schiebt. Die Finanzierung der Arbeits- 
losigkeit kostete im letzten Jahr allein 
160 Milliarden DM. 

Der Generationenvertrag betrifft 
aber mehr als nur die Rente. Erstmals 

3.2. Das M A I  erhöht die Chancen- 
ungleichheit zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern. 
Da die positive Diskriminierung aus- 
ländischer lnvestoren auch künftig 
erlaubt sein soll, werden die Regie- 
rungen, die es sich leisten können, 
weiterhin mit Subventionen und an- 
deren Anreizen lnvestitionen anlok- 
ken und in die gewünschten Sekto- 
ren lenken. Den Entwicklungslän- 
dern fehlt in der Regel das Geld für 
diese Form der Investitionspolitik. 
Wenn aber gleichzeitig ihre Möglich- 
keiten der lnvestitionslenkung mit- 
tels Leistungsauflagen und gesetzli- 
chen Regelungen - die sich nebenbei 
bemerkt wirtschaftstheoretisch nicht 
grundsätzlich von der Form der posi- 
tiven Diskriminierung unterscheiden 
- verboten werden, verschlechtert 
sich ihre Konkurrenzfähigkeit gegen- 
über den Industrieländern zusätzlich 

überhaupt, sind oftmals nur noch be- 
fristete Jobs drin, mit der Folge, daß 
für immer mehr junge Menschen in 

3.4. Das M A I  erhöht den Wettbe- 
werbsdruck a u f  die einheimischen 
Unternehmen 
Was für die l'ndustrieländer kaum von 
Bedeutung ist, spielt für die Ökono- 
mien der Entwicklungsländer eine 
entscheidende Rolle: Durch die unbe- 
schränkte Öffnung ihrer Märkte für 
ausländische lnvestoren setzen sie die 
einheimischen Unternehmen - nicht 
selten kleine und mittlere Betriebe, 
die oft  noch in den Kinderschuhen 
stecken (infant industry) - der unge- 
schützten Konkurrenz zu den großen 
transnationalen Unternehmen (TNCs) 
aus. Die Gefahr ist groß, daß dadurch 
viele einheimische Unternehmen vom 
Markt verdrängt oder von den TNCs 
übernommen werden. Daß sich dar- 
aus nicht unbedingt positive Beschäf- 
tigungseffekte für die einheimische 

dieser Gesellschaft nur noch eine "zer- in der Geschichte der Menschheit ist 
das Recht zukünftiger Generationen, 
ihr Leben auf einem ökologisch ge- 

stückelte" Lebensplanung möglich ist. 
Die Ausbildungsplatzkrise verschärft 
sich von Jahr zu Jahr. In nur 6 von 146 sunden, biologisch vielfältigen Plane- 
Arbeitsamtbezirken lag das Angebot 
im vergangenen Jahr über der Nach- 
frage. Warteschleifen und Parkmaß- 

ten zu verbringen, ernsthaft gefähr- 
det. Jedem ist mittlerweile eigentlich 
klar, daß das Marktmodell mit seinem 

nahmen sind oftmals der letzte Notna- Egoismus zwar ungeahnte Produktiv- 
kräfte entfesselt, aber auch im Hin- 
blick auf den Naturverbrauch an seine 

gel. Hunderttausendfache Schicksale, 
deren Biographie ebenso wie die der 
ganzen "Altbewerber" der vergange- Grenzen geraten ist. Trotz hoffnungs- 
nen Jahre lebenslang vorgezeichnet 
ist. Ein solides Fundament beim Be- 
rufseinstieg wurde Ihnen verbaut. 

voller Ansätze, wie z. B. dem Klima- 
gipfel in Rio vor 5 Jahren, wird die 
Umweltpolitik Zug um Zug den Wirt- 
schaftsinteressen einer immer frag- 
würdigeren Standortlogik geopfert. 
Die Kohlendioxidemissionen liegen in 
Deutschland bei durchschnittlich 12 
Tonnen pro Kopf im Jahr. Der welt- * Reinhard Hahn, Abteilung Jugend beim Vorstand der IG Metall 
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Das kontinuierliche 
Anwachsen der Liste 

der Ausnahmen ist 
Beleg dafür, daß den 

Regierungen 
offensichtlich erst i m  
Verlauf der Verhand- 

lungen klar wurde, 
was sie m i t  dem M A I  
potentiell anrichten. 

Um konkurrenzfähig 
z u  bleiben, werden 

die Staaten sich 
gezwungen fühlen, 

vorgebliche oder 
tatsächliche Investiti- 

onshemmnisse zu 
beseitigen. Die 

Gefahr einer 
Anpassung nach 

unten, eines , race t o  
the bottom" bzw. 

des Verzichts auf  die 
Einführung neuer 
Regeln und  Stan- 

dards ist daher groß. 

wie eine Wunschliste der Business- 
Lobby, die von der OECD-Verhand- 
lungsgruppe ohne Wenn und Aber 
übernommen wurde. 

Ein weiteres Element des Abkom- 
mes, das den Interessen der Investo- 
ren in besonderer Weise dient, ist das 
vorgesehene Streitschlichtungsver- 
fahren des MAI. Anders als bei der 
W O ,  die ein Staaten-Staaten-Verfah- 
ren bei Vertragsverletzungen vorsieht, 
sollen beim MAI darüber hinaus auch 
lnvestoren das Recht erhalten, Ver- 
tragsstaaten vor eine Schiedsstelle zi- 
tieren zu können, wenn sie der An- 
sicht sind, daß diese die MAI-Regeln 
verletzen (investor-state-Verfa hren). 
In der Praxis würde dies vor allem Fäl- 
le vorgeblicher oder tatsächlicher Dis- 
kriminierung und Enteignung betref- 
fen und könnte für die Staaten Scha- 
densersatzforderungen in mehrstelli- 
ger Millionenhöhe zur Folge haben. 
Das investor-state-Verfahren ist zwar 
bereits in bilateralen Investitionsab- 
kommen und auch im NAFTA enthal- 
ten, wird aber selbst von der OECD als 
qualitativ neues völkerrechtliches In- 
strument auf der globalen Ebene an- 
gesehen. Es stärkt die Rechtsstellung 
transnationaler Unternehmen (TNCs) 
gegenüber den Nationalstaaten und 
kann in Kombination mit schwammi- 
gen Definitionen von de-facto-Diskri- 
minierung und indirekter Enteignung 
die politische Handlungsfähigkeit 
staatlicher Institutionen nachhaltig 
untergraben. 

Die Frage der  Ausnahrneregelun- 

gen 
Vor der völlig unkontrollierten Öff- 
nung ihrer Märkte können sich die 
Staaten nur durch vorab ausgehan- 
delte Ausnahmeregelungen schüt- 
zen. Sobald das MAI einmal unter- 
zeichnet und ratifiziert ist, soll ein Ver- 
tragsstaat mindestens zwanzig Jahre 

an die Regeln des Abkommens ge- 
bunden sein (fünf Jahre Kündigungs- 
frist plus weitere fünfzehn Jahre 
Rechtswirksamkeit der MAI-Regeln). 
Vorgesehen sind im MAI selbst drei 
Formen von Ausnahmeregelungen: 

Allgemeine Ausnahmeregeln 
(general exception provision). 
Generelle Ausnahmen, die für alle 
Vertragstaaten gleichermaßen gelten, 
sind lediglich für den Bereich der na- 
tionalen Sicherheit (Rüstungsindu- 
strie) und zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung - was immer 
darunter zu fassen ist - vorgesehen. 
Frankreich und Kanada fordern dar- 
überhinaus, zum Schutz der kulturel- 
len Identität für den Kultur- und Me- 
dienbereich eine allgemeine Aus- 
nahmeregel aufzunehmen. Die EU 
besteht darauf, daß das Abkommen 
eine Regionale lntegrationsklausel 
enthalten soll (Regional Econornic In- 
tegration Organisation Clause - 

REIO), die regionale Wirtschaftsge- 
meinschaften von der Verpflichtung 
zur Meistbegünstigung von Unter- 
nehmen aus Drittstaaten entbinden 
soll. Die USA schließlich haben jüngst 
auf Druck des US-Kongresses den Vo- 
schlag in die Diskussion gebracht, für 
alle subnationalen Gesetze und Vor- 
schriften auf der Ebene der Bundes- 
staaten oder -1änder und Gemeinden 
eine allgemeine Ausnahmeregel im 
MAI zu verankern. Dies würde aller- 
dings dem Selbstverständnis des MAI, 
wie es die OECD propagiert, diame- 
tral widersprechen. 

Vorübergehende Ausnahmer- 
egeln/Schutzklauseln (temporary 
safeguard provisions) 
Im Falle von Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten sollen Länder die Möglichkeit 
erhalten, vorübergehend das Recht 
der lnvestoren auf freien Kapitaltrans- 

fer einzuschränken. Vor allem die 
Bundesregierung drängt darauf, die- 
se Regel möglichst restriktiv und im 
konkreten Fall im Einklang mit den 
Vorschriften des IWF zu handhaben. 

Jugendbndnisse - Politische Initiative zur 
Wahlherausforderung 1998 

Länderspezifische Ausnahmen und 
Vorbehalte (reservations) 
Vor Unterzeichnung des Abkommens 
können die einzelnen Vertragsstaaten 
spezifische Ausnahmen anmelden. 
Diese werden nicht automatisch ak- 
zeptiert, sondern müssen von der Ver- 
handlungsgruppe genehmigt wer- 
den. Was akzeptiert wird, hängt letzt- 
lich von der Verhandlungsmacht der 
jeweiligen Staaten ab. Die Liste der 
Ausnahmen wurde im Verlauf der 
Verhandlungen immer länger und 
umfaßt gegenwärtig rund 600 Punk- 
te. Da die Liste von der OECD als Ge- 
heimsache behandelt wird, sind ge- 
nauere Informationen für die Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich. Bekannt ist, 
daß die Ausnahmen praktisch alle 
Wirtschaftssektoren betreffen, so z.B. 
den Transport- und Energiesektor, die 
Versicherungs- und Finanzwirtschaft, 
den Tourismus, die Medienbranche 
und die Landwirtschaft. 

Die Kontroversen um die Aus- 
nahmeregeln vor allem zwischen der 
EU und den USA können die Verab- 
schiedung des MAI auf unbestimmte 
Zeit verzögern. Zusätzlich verschärft 
wird diese Lage durch die Forderung 
der EU, das Verbot extraterritorialer 
Sanktionsmaßnahmen im MAI fest- 
zuschreiben. Diese Forderung zielt 
auf die US-amerikanische Helms-Bur- 
ton- und d2mato-Gesetzgebung, die 
den Boykottvon ausländischen Unter- 
nehmen vorsieht, die in angeblich 
völkerrechtswidrig enteignetes Ver- 
mögen in Kuba, Libyen oder dem Iran 
investieren. Nach Worten eines deut- 
schen Delegierten bietet diese Kon- 
troverse zwischen der EU und den 
USA soviel ,,Sprengstoff". daß der 
Abschluß des gesamten Abkommens 
dadurch gefährdet sein könnte. 

3. Ökologische und soziale 
Konsequenzen des MAI 
Es zeigt sich immer deutlicher, daß 
das gesamte Ausmaß unterschied- 
lichster direkter und indirekter Folgen 
des MAI auch von den Regierungen 
völlig unterschätzt wurde. Das konti- 
nuierliche Anwachsen der Liste der 
Ausnahmen ist Beleg dafür, daß den 
Regierungen offensichtlich erst im 
Verlauf der Verhandlungen klar wur- 
de, was sie mit dem MAI potentiell 
anrichten. Die generellen Gefahren 
des Abkommens können aber bereits 

gendem Wohlstand für immer weni- Hoffnung auf dessen Überwindung 
ger, bei gleichzeitiger sozialer Aus- miteinander verbinden und politische 
grenzung von immer mehr Men- Angebote einfordern. Jugendlicher 
schen, ist für Jugendliche deutlich Idealismus, der das Bedürfnis nach ei- 
sichtbar. So besitzen 358 Milliardäre nem radikalen Wandel und Aufbe- 
soviel wie die Hälfte der Weltbevölke- gehren artikuliert. Die "Bereitschaft 
runa oder rechnerisch müßte ieder zum zivilen Ungehorsam" wächst ge- - 
Haushalt auf seinem Konto über 
135.000 DM verfügen. Das Spekulan- 
tentum, das Hochschnellen der Akti- 
enkurse, das Roulettespiel des Casino- 
kapitalismus mit ganzen Völkern be- 
zogen auf die Standortdebatte sind 
Kehrseiten ein und derselben Medail- 
le, der kapitalisitischen Verwertungs- 
logik, die mehr und mehr auf soziale 
Gerechtigkeit und Gestaltung durch 
die Politik verzichtet. 

Aber auch die andere Jugend ist 
existent. Jene, die erfahrenes Leid und 

rade auch bei jugendlichen, so eine 
Berliner Studie. Überhaupt zeigen 
übereinstimmend alle Jugendfor- 
schungsergebnisse dieses Jahrzehnts, 
daß Initiativen und Gruppierungen, 
bei denen Worte und Taten sich in 
hoher Übereinstimmung befinden 
(Glaubwürdigkeitsfrage), ein hohes 
Maß an Zustimmung genießen. 
Ebenso zeigen die großen Themen 
der heutigen Zeit, im Sinne der Zu- 
kunftsängste, aber auch der Engage- 
mentbereitschaft, Anknüpfungs- 

punkte für das Handeln. Der verbrei- 
tete Alltagsprotest Jugendlicher ist je- 
doch oft  nicht sichtbar, da die Auf- 
merksamkeit der Medien auf die Dar- 
stellung von Action und Steinewerfen 
verengt ist. Nicht zuletzt der Kampf 
der Gewerkschaftsjugend (erinnert 
sei an die Aktion "Deine Einstellung 
zählt" der IG Metall-Jugend) für eine 
gesetzliche Finanzierungsregelung 
der Berufsausbildung bestätigte die 
Engagementbereitschaft junger Men- 
schen. Als weiteres Indiz seien die 
Wahlen zur Jugend- und Auszubil- 
dendenvertretung in den Betrieben 
mit einer Wahlbeteiligung von über 
80% genannt. Damit wird deutlich, 
daß Demokratie und Teilhabe von der 
Jugend und für die Jugend machbar 
ist. 

Zielsetzung "Jugend für  eine 
andere Politik" 
Nach wie vor ist die Mobilisierungsfä- 
higkeit rechtsextremer politischer Zu- 
sammenhänge nicht zu unterschät- 
zen. Gerade in Krisenzeiten vermen- 
gen sich individuelle Entwurzelung 
und Alltagsrassismus sehr leicht mit 
vorhandenen rechtsextremen Ange- 
boten. Dies hat nicht zuletzt die Ham- 

Die zum Himmel 
schreiende Unge- 
rechtigkeit in dieser 
Gesellschafi, ja in 
dieser ganzen Welt, 
wi rd jedoch von 
vielen Jugendlichen 
sehr bewußt zur 
Kenntnis genorn- 
men. 

Kurt Pätzoldi 
Manfred Weißbecker 
Geschichte der NSDAP 
584 Seiten; 68,-DM 
ISBN 3-89438-134-5 

Das umfassende Standardwerk 
über die ideologische, politische 
und organisatorische Entwick- 
lung der NSDAP von der G N ~ -  
dungsphase 19 19/20 bis zur 
deutschen Kapitulation 1945. 

Karl Georg Zinn 
Wie Reichtun 
Armut schafft 
180 Seiten; 28,- DM 
ISBN 3-89438-150-7 

In seiner harschen Kritik am 
wirtschaftspolitischen 
Mainstream liefert Zinn eine 
lebendige und gut lesbare Ein- 
führung in die politische Ökono- 
mie des 20. Jahrhunderts. 

Fritz Bilz/Klaus Schmidt 
Das war 'ne heiße 
Märzenzeit 
Revolution im Rheinland 1848149 
196 Seiten; DM 26.- 
ISBN 3-89438-153-1 

Aus der Perspektive einer 
"Geschichte von unten" stellt das 
Buch wichtige Personen und 
Ereignisse des Vormärz und der 
Revolution im Rheinland dar. 

Herbert Beckmann 
Abenteuer Vaterschaft 
Die ersten zwei Jahre 
154 Seiten; DM 19,80 
ISBN 3-89438- 147-7 

Herbert Beckmam schildert an- 
schaulich und amüsant die Sta- 
tionen seines Vaterwerdens und 
Vaterseins. Sein Buch ist eine 
praxisorientierte und zugleich 
vergnügliche Arbeitsplatzbe- 
Schreibung f i r  junge Väter. 

Hwbert Bedvnann 

Abenteuer Vaterschaft 
Die ersten zwei Jahre 
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burger Bürgerschaftswahl deutlich 
gemacht. Insofern rnuß für eine ein- 
deutige Absage an rechtsextreme Par- 
teien insbesondere bei jungen Men- 
schen geworben werden. Die Ver- 
harmlosung sogenannter "Protest- 
wähler" ist außerordentlich proble- 
matisch. 

Es gilt zu verdeutlichen, daß Poli- 
tik durchaus im Interesse der Men- 
schen sein kann, wie z. B. die Umla- 
gefinanzierung der beruflichen Bil- 
dung. Es geht darum, deutlich zu ma- 
chen, daß die Verwirklichung von rea- 
listischen Alternativen machbar ist, 
eben im Sinne einer "anderen Politik". 
Wer hier erfolgreich und "hegemo- 
niefähig" sein will, rnuß als glaubwür- 
dig und offen für ausdifferenzierte 
Lösungen bei Jugendlichen wahrge- 
nommen werden. Ein einfaches 
"Knopfdrücken" einer "Großorgani- 
sation" wird diesen Anspruch nicht 
erfüllen können. "Fertige" und voll- 
ständige Handlungs- und Problemlö- 
sungsstrategien, die nur noch über- 
nommen werden sollen, sind hierzu 
ungeeignet. Gerade deshalb ist es 
zwingend geboten, konzeptionell das 
Gewicht auf die Selbsterfahrung und 
-deutung zu legen. 

Der Generationenvertrag betrifft 
zudem die Verabredungen, wie wir 
künftig miteinander leben wollen. ÄI- 
tere und Jüngere sind gleichermaßen 
den gesellschaftlichen Bedingungen 
und einer verfehlten Politik ausge- 
setzt. Es ist nicht einsehbar, daß die 
Älteren bis zur Altershöchstgrenze im 
Betrieb ihre Gesundheit ruinieren 
müssen und die Jugendlichen gleich- 
zeitig auf die Straße gesetzt werden. 
Wir brauchen also Arbeitszeitverkür- 

MAGAZIN 

Perspektive ,,JugendbewegungM 
Dem ,,Jugendbündnis" geht es dar- 
um, die Anforderungen an Politik für 
ein zukunftsfähiges Deutschland in 
Verbindung mit der konkreten Inter- 
essenlage Jugendlicher zu bringen. 
Hierzu sollen Foren selbstformulierter 
Politik initiiert werden, um damit Be- 
teiligungsangebote zum Mitmachen 
zu ermöglichen und die Klarheit von 
Politik einzufordern. Ziel ist es, an al- 
len gesellschaftlich relevanten Orten, 
in denen Jugend "zu Hause" ist, Im- 
pulse für die Selbstformulierung von 
Perspektiven und die Förderung des 
Engagements zu bieten. Im Kern sind 
das: 

Schulen- und Berufsschulen, 
Fach- und Hochschulen, 
Lehrwerkstätten und Betriebe so- 

wie Verwaltungen, 
Kirchengemeinden und Sportver- 

bände, 
freizeitbezogene Einrichtungen 

einschließlich kommunaler Jugend- 
projekte, 

Umwelt- und Menschenrechts- 
gruppen. 

Strategisch soll bezogen auf die 
Zielgruppe Jugend dazu beigetragen 
werden, daß andere Mehrheiten orga- 
nisiert werden. Dies ist nicht erreich- 
bar, wenn diese Initiative sich auf eine 
rotlgrüne Wahlkampfkolonne reduzie- 
ren Iäßt oder einfach zum "Wählen 
gehen" aufruft. Vielmehr ist auf einen 
Politikwechsel insgesamt in der Weise 
hinzuarbeiten, daß der Machtwechsel 
in Bonn dieVoraussetzung für eine an- 
dere Politik ist. Im Vordergrund steht 
der Kampf für eine Reformperspektive, 
die der Jugend eine Zukunft gibt, die 
die Ausbildungsverpflichtung und den 

zung, die Altersteilzeit, also solidari- Beschäftigungsaufbau sowie neue 
sche Beschäftigungskonzepte, von Leitbilder und Werte, aber auch mehr 
denen Jung und Alt profitieren. In 
dieser Hinsicht, aber auch in finanziel- 
ler und ökologischer Hinsicht, rnuß 
der Generationenvertrag im Sinne ei- 
ner anderen Politik neu definiert wer- 
den. Auch hier rnuß das Prinzip der 
Nachhaltigkeit bzw. Zukunftsfähigkeit 
Maßstab sein. 

Die andere Zukunft, die zukunfts- 
fähige Politik rnuß definiert werden. 
Politik rnuß wieder Ideen wagen. 
Grundlagen bilden hierzu Modelle wie 
das "Zukunftsfähige Deutschland" im 
Sinne eines alternativen Wohlstands- 
modells. Im Kern geht es darum, zu 
den scheinbaren wirtschaftspoliti- 
schen Sachzwängen gesamtgesell- 
schaftliche Alternativen sichtbar zu 
machen. Auf die derzeitigen politi- 
schen Sackgassen müssen glaubwür- 
dige Antworten gegeben werden. 

Demokratie und insbesondere globale 
Gerechtigkeit zum unwiderruflichen 
Inhalt hat. 

Voraussetzungen für das Entfa- 
chen einer "Jugendbewegung" sind 
vor allem die Vernetzung und das Or- 
ganisieren einer gemeinsamen Hand- 
lungsperspektive, in der die Aktivitä- 
ten auf den unterschiedlichen Ebenen 
bzw. der einzelnen Bündnispartner 
als auch innerhalb der Gewerk- 
schaftsjugend verknüpft mit dem All- 
tagsprotest Jugendlicher im Sinne ei- 
nes dynamischen Handlungsprozes- 
ses zusammenfließen. Dafür ist eine 
arbeitsfähige Bündnisstruktur, ein be- 
teiligtenorientiertes Vorgehen bzw. 
offenes Aktionskonzept und das Her- 
unterbrechen der Aktivitätenplanung 
in die Regionen bzw. vor Ort not- 
wendig. 

GLOBALISIERUNG UND POLITIK 

men des vorgesehenen Streitschlich- 
tungsverfahrens verklagen. 

Ein weiterer gravierender Unter- 
schied zu den BIAS besteht in dem 
weiten lnvestitionsbegriff des MAI. Er 
umfaßt neben den traditionellen Di- 
rektinvestitionen, auf die sich die BIAS 
i.d.R. beziehen, auch Portfolioinvesti- 
tionen, materielle und immaterielle 
Vermögenswerte, Konzessionen, Im- 
mobilien und Landbesitz. Damit wird 
das MAI auch den freien Fluß hoch- 
mobilen Spekulationskapitals fördern. 

Das Hauptcharakteristikum des 
MAI, das dieses Abkommen auch von 
den WTO-Übereinkommen unter- 
scheidet, ist sein Top-down-Ansatz. 
Demnach sollen die Liberalisierungs- 
bestimmungen des MAI generell für 
alle Sektoren einer Volkswirtschaft 
und alle politischen Entscheidungs- 
ebenen gelten, sofern ein Land nicht 
vor dem Beitritt zum Abkommen spe- 
zifische Ausnahmen (resenfations) an- 
gemeldet hat. Dieses Verfahren steht 
im Gegensatz zur üblichen Praxis in- 
ternationaler Vereinbarungen, die 
sich am Bottom-up-Ansatz orientie- 
ren -das heißt, geregelt ist nur, was 
in der Vereinbarung ausdrücklich be- 
nannt wird. 

Verstärkt wird der Top-down-An- 
satz noch durch die Status-quo- und 
Roll-back-Prinzipien, die im MAI ver- 
ankert werden sollen, um die Liberali- 
sierungsmaßnahmen für die Ver- 
tragsstaaten irreversibel zu machen. 
Nach dem Status-quo-Prinzip sind die 
Vertragsstaaten verpflichtet, keine 

neuen Gesetze und Maßnahmen ein- 
zuführen, die als lnvestitionsrestriktio- 
nen im Sinne des MAI interpretiert 
werden können. Das Roll-back-Prin- 
zip zielt darauf, im Rahmen regelmä- 
ßiger Überprüfungen (z.B. sogenann- 
ter Länderexamina) auch die zunächst 
zugestandenen Iänderspezifischen 
Ausnahmeregelungen zu beseitigen. 
Das Endziel ist die uneingeschränkte 
Marktöffnung und die garantierte 
Nichtdiskriminierung ausländischer 
Unternehmen. 

Das Postulat der Nichtdiskrimi- 
nierung 
Das Postulat der Nichtdiskriminierung 
bildet den Kern des gesamten Investi- 
tionsabkommens. Nichtdiskriminie- 
rung bedeutet zum einen, daß im 
Sinne der Inländerbehandlung (natio- 
nal treatment) ausländische Investo- 
ren einheimischen grundsätzlich 
gleichzustellen sind, zum anderen, 
daß Vergünstigungen die einem aus- 
ländischen Unternehmen gewährt 
werden, im Sinne des Meistbegünsti- 
gungsprinzips (most favoured nation 
principle) den Investoren aller MAI- 
Vertragsstaaten gleichermaßen ge- 
währt werden müssen. Während in 
Ländern wie Deutschland eine explizi- 
te Diskriminierung ausländischer Inve- 
storen eher selten ist, ist der Fall der 
de-facto-Diskriminierung von erhebli- 
cher Brisanz. Dahinter verbirgt sich 
die ,,faktischeu Schlechterstellung ei- 
nes ausländischen Unternehmens 
durch ein Gesetz oder eine staatliche 

Maßnahme - etwa im Umweltbe- 
reich -, die nur ,,zufällig" dieses Un- 
ternehmen betrifft. Eine positive Dis- 
kriminierung ausländischer Unterneh- 
men durch Subventionen oder ande- 
re Investitionsanreize, und damit ihre 
Besserstellung gegenüber der einhei- 
mischen Wirtschaft, bleibt dagegen 
weiterhin erlaubt. 

Was künftig generell verboten 
sein soll, sind alle Formen von Lei- 
stungsauflagen (perfomance require- 
ments) die bisher an ausländische In- 
vestitionen geknüpft werden können. 
Dies betrifft zum Beispiel Vorgaben 
zum Technologietransfer und zur Ver- 
wendung bestimmter (umwelt- 
freundlicher) Produktionsprozesse, 
die Verpflichtung zur Verwendung 
einheimischer Vorprodukte und der 
Beschäftigung lokalen Personals, die 
Vorgabe eines Mindestsatzes für den 
einheimischen Eigenturnsanteil an ei- 
ner Investition oder auch die Ver- 
pflichtung zu Joint Ventures. Das Ver- 
bot solcher Auflagen bildet ein 
Hauptelement des Investitionsschut- 
zes, der durch das MAI garantiert 
werden soll. Weitere Elemente sind 
die Gewährleistung des freien Kapital- 
und Gewinntransfers, die Sicherstel- 
lung des Zugangs- und Aufenthalts- 
rechts für sog. Schlüsselpersonal des 
ausländischen Unternehmens und 
der Schutz vor direkter und indirekter 
Enteignung. Wie der Tatbestand der 
indirekten Enteignung zu definieren 
ist, bleibt dabei völlig unklar. Diese 
Passagen des MAl-Entwurfs lesen sich 

Anders als be i  den 
rund 7 630 bilatera- 
len Investitionsab- 
kommen, die sich 
i. d. R. auf  den Schutz 
der bereits getätig- 
ten Investitionen ex 
post beschränken, 
soll das M A I  also 
auch das Recht auf  
freien Marktzugang 
ex ante verbriefen. 
Ein weiterer gravie- 
render Unterschied 
besteht in dem 
weiten Investitions- 
begri f f  des MAI. 
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MAI - die dritte 
Säule 
weltwirtschaftlicher 
(De-) Regulierung 
von Jens Martens* 

1. Die globale Regulierung der 
Deregulierung 

Wer von der 
Ohnmacht der 

Politik gegenüber 
den transnationalen 
Konzernen und  den 

Mechanismen der 
internationalen 

Finanzmärkte 
spricht, verkennt 
den Gestaltungs- 

spielraum der 
Regierungen und 

Parlamente. Mit dem 
Multilateralen 

Investitionsabkom- 
men (MAI) entsteht 

ein umfassendes 
Regelwerk, das 

erneut vor allem den 
Interessen des 

Privatkapitals dienen 
soll. 

D aß die wirtschaftliche Globali- 
sierung ein Sachzwang ist, 

dessen negativen Folgen die 
Politik machtlos ausgeliefert ist, hat 
sich schon lange als Mythos ent- 
puppt. Der Globalisierungstrend wur- 
de durch die Deregulierungswelle der 
letzten zwei Jahrzehnte maßgeblich 
befördert. Diese wiederum ist Ergeb- 
nis einer gezielten Entstaatlichungs- 
politik der Regierungen (Stichwort: 
Reagonomics, Thatcherism) seit An- 
fang der achtziger Jahre. Die G A T I  
WO-Abkommen, das nordamerika- 
nische Freihandelsabkommen NAFTA 
und auch die Strukturanpassungspro- 
gramme von Internationalem Wäh- 
rungsfonds (IWF) und Weltbank sind 
von den Regierungen ausgehandelte 
komplexe Regelwerke zur globalen 
Deregulierung. 

Wer von der Ohnmacht der Politik 
gegenüber den transnationalen Kon- 
zernen und den Mechanismen der in- 
ternationalen Finanzmärkte spricht, 
verkennt den Gestaltungsspielraum 
der Regierungen und Parlamente. Sie 
waren und sind machtvolle Akteure, 
die ihre wirtschafts- und finanzpoliti- 
schen Kompetenzen in den vergange- 
nen Jahren freilich vor allem dafür ver- 
wandten, die internationalen Rah- 
menbedingungen für das Privatkapi- 
tal zu verbessern. Ähnlich weitrei- 
chende und verbindliche Regelungen 
im ökologischen und sozialen Bereich 
wurden dagegen nicht angestrebt. 

Die rund 180 multilateralen Um- 
weltabkommen und die etwa eben- 
sovielen arbeits- und sozialrechtlichen 
Übereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (110) blieben bis- 

* Jens Martens. Vorstandsmitglied von der Nichtregierungsorganisation 
Weltwirtschafi, Okologie und Entwicklung WEED), Bonn 
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lang nicht viel mehr als schmücken- 
des Beiwerk einer Weltwirtschaftsord- 
nung, deren tragenden Säulen die 
weltweit gültigen Handelsregeln der 
W O  und das finanz- und währungs- 
politische Instrumentarium des IWF 
bilden. 

Mit  dem Multilateralen Investiti- 
onsabkommen (MAI), über das seit 
1995 in der OECD verhandelt wird, 
schicken sich die Regierungen der In- 
dustrieländer nun an, die dritte Säule 
weltwirtschaftlicher Regulierung zu 
errichten. Hier entsteht unter dem 
Banner von Liberalisierung und Dere- 
gulierung ein umfassendes Regel- 
werk, das erneut vor allem den Inter- 
essen des Privatkapitals dienen soll. 
Die Unterzeichnung des Abkommens 
ist vorläufig noch für die OECD-Mini- 
sterkonferenz Ende April 1998 vorge- 
sehen -vorläufig deshalb, weil ange- 
sichts der bestehenden Konflikte zwi- 
schen den Verhandlungspartnern, al- 
len voran den USA und der EU, eine 
rasche Einigung eher unwahrschein- 
lich ist. Zudem wächst der weltweite 
Widerstand gegen das Abkommen 
seit Herbst 1997 rapide an und setzt 
die Verhandlungsführer unter zuneh- 
menden Legitimationsdruck. 

2.  Ziele u n d  Kernbegriffe des 
MAI  
Worum geht es beim MAI1? Der Ka- 
nadier Tony Clarke, der durch seine 
Veröffentlichungen frühzeitig auf die 
Brisanz und Tragweite des Abkom- 
mens hingewiesen hat, nennt das 
MAI ,,eine Deklaration weltweiter 
Konzernherrschaft", die die politi- 
schen Rechte, die politische Macht 
und die politische Sicherheit der 
transnationalen Konzerne (TNCs) 
weltweit erhöhen soll.* Das Bundes- 
wirtschaftsministerium spielte den 
Stellenwert des MAI anfangs bewußt 
herunter und betonte noch im Okto- 

ber 1997, bei dem Abkommen han- 
dele es sich „von der Sache her nicht 
um ein neues Internationales Rechts- 
instrument", sondern lediglich um die 
,,Kodifizierung und Zusammenfas- 
sung seit Jahrzehnten bestehender 
und bewährter Instrumente der 
OECD und einer Vielzahl bilateraler 
lnvestitionsschutzverträge zu einem 
einheitlichen multilateralen Abkom- 
men".3 Seitdem hat sich die Bewer- 
tung der Bundesregierung in der Au- 
ßendarstellung allerdings verändert: 
Im Dezember nannte das BMWi das 
Abkommen ,,einen ersten Schritt zu 
einem weltweiten ,GATT für Investi- 
t i ~ n e n ' . " ~  

Das Abkommen gilt zunächst für 
die 29 Mitgliedsstaaten der OECD, die 
an den Verhandlungen beteiligt sind. 
Nach der Fertigstellung werden aber 
alle anderen Staaten ,,eingeladenu, 
dem Abkommen beizutreten. Nach- 
dem für die OECD der Nutzen welt- 
weiter Handelsliberalisierungen außer 
Frage steht, sieht sie in der Liberalisie- 
rung der weltweiten Investitionsre- 
geln nun einen logischen nächsten 
Schritt. Dabei verfolgen ihre Mitglie- 
der mit dem Abkommen zwei grund- 
sätzliche Ziele: 
1. Die weltweit uneingeschränkte Öff- 
nung der Märkte für ausländische In- 
vestoren, 
2. den garantierten Schutz ausländi- 
scher Investitionen vor staatlichen 
Auflagen und Reglementierungen. 

Anders als bei den rund 1630 
bilateralen lnvestitionsabkommen 
(BIAS), die sich i.d.R. auf den Schutz der 
bereits getätigten Investitionen ex post 
beschränken, soll das MAI also auch 
das Recht auf freien Marktzugang ex 
ante verbriefen. Fühlt sich ein ausländi- 
sches Unternehmen mit seinem Investi- 
tionsvorhaben in einem MAl-Vertrags- 
staat gegenüber der Konkurrenz be- 
nachteiligt, kann es den Staat im Rah- 
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Aktivi tätenplanung 
Im Rahmen der Aktionskonferenz des 
Jugendbündnisses, die am 24.125. Ja- 
nuar 1998 mit rund 300 Teilnehme- 
rinnen stattfand, wurden folgende 
Aktionselemente verabredet: 

Eine mobilisierende Abstimmung 
während des Monats Mai zu den An- 
forderungen junger Erwachsener an 
eine zukunftsfähige Politik in den Le- 
bens- und Arbeitsbereichen Jugendli- 
cher (Betriebe, Berufsschulen, Unis, 
Schulen etc.). 

Eine öffentlichwirksame koordi- 
nierte Stafetten-Aktion in den Regio- 
nen, zur Verdeutlichung des breiten, 

bundesweiten Charakters der Aktivitä- 
ten für eine andere Politik von Mitte 
Mai bis Ende Juni. Als Vernetzungsele- 
ment dient ein Forderungstransparent, 
daß von Aktion zu Aktion weiterge- 
reicht und damit immer länger wird. 

Am 19. September ein großes Ak- 
tionsfestival in Frankfurt am Main 
(Waldstadion) als abschließender Hö- 
hepunkt mit stadtteilbezogenen Akti- 
vitäten, ähnlich dem Panzerknacker- 
Aktionstag am 21.9.1 996, und ver- 
bunden mit einem Konzert (in Koope- 
ration mit Künstler in Aktion). Einige 
namhafte Bands haben bereits Inter- 
esse zur Unterstützung bekundet. 

ie Arbeitslosenproteste in chen Protestagen der Arbeitslosen D. Frankreich waren ein Signal. aufrief. 
In Deutschland wurden für Das Medienecho und die Reso- 

Januar 5 Millionen registrierte Ar- nanz bei Initiativen und Gewerk- 
beitslose erwartet; in fast allen Berei- schaften waren groß. Innerhalb kür- 
chen ist weiterer Stellenabbau ange- zester Zeit wurden örtliche Aktionen 
kündigt; statt die Arbeitslosigkeit zu auf die Beine gestellt, an denen sich 
bekämpfen, verstärkte die Bundesre- oft  auch kirchliche Gruppen, Sozial- 
gierung den Druck auf die Arbeitslo- 
sen, kürzte Leistungen, verschärfte 
die Zumutbarkeitsregelungen, schi- 
kanierte sie mit  verschärfter Melde- 
pflicht und Bewerbungszwang. Das 
alles ließ den Funken überspringen, 
als am 20. Januar 1998 die Koordi- 
nierungsstelle gewerkschaftlicher Ar- 
beitsloseninitiativen gemeinsam mit 
der Gewerkschaft ÖTV und den Zu- 
sammenschlüssen der Arbeitslosen- 
und Sozialhilfeinitiativen zu monatli- 

Hauptforderungen: 
Kein vierteljährliches Stempeln, 

sondern Beratung und Qualifizie- 
rung; 

Wiederherstellung des Berufs- 
schutzes; 

kein Arbeits- und Bewerbungs- 
zwang in miese Jobs, sondern Ar- 
beitsplätze, von denen wir leben 
können; 

keine verlängerten Arbeitszei- 
ten, sondern radikaler Abbau von 
Überstunden, sofortige Einführung 
der 35-Stunden-Woche in allen 
Branchen, weitere tägliche Arbeits- 
zeitverkürzung auf 25 Stunden bei 
vollem Lohnausgleich für die unte- 
ren Tarifgruppen in den nächsten 5 
Jahren; 

existenzielle Absicherung für 
alle durch ein Einkommen, das dem 
gesellschaftlichen Reichtum ange- 
messen ist. 
Quelle: Koordinierungsstelle gewerkschaft- 
licher Arbeitslosengruppen, Info-Rundbrtef 
Nr. 39, Februar 1998 

initiativen und Studentinnen beteilig- 
ten. Die mehr als 50.000 Teilnehme- 
rinnen in über 200 Städten am ersten 
Aktionstag vor den Arbeitsämtern 
am 5. Februar übertrafen die Erwar- 
tungen bei weitem und bedeuteten 
eine drei mal so hohe Beteiligung wie 
bei früheren Aktionen. ,,Die neue A- 
Klasse" hatte ihren ,,Elch-Test" be- 
standen. Am zweiten Aktionstag am 
5. März waren es Ca. 50.000 - 
60.000 Teilnehmerlnnen in 280 Städ- 
ten. Das bedeutet v.a. eineverbreite- 
rung in der Fläche, während in eini- 
gen großen Städten die hohen Zah- 
len des Februar nicht wieder erreicht 
wurden. Insgesamt ist die Beteili- 
gung an den Protesten in Ost- 
deutschland stärker als im Westen. 

Eine neue Erwerbslosenbewe- 
gung? 
Französische Verhältnisse sind das 
zwar noch nicht, aber die hat auch 
keiner ernsthaft erwartet. Dennoch 
zeigt sich eine neue Qualität von Ar- 
beitslosenprotesten. Laut einer Forsa- 
Umfrage halten 73% der befragten 
Arbeitslosen die Proteste für wichtig, 
65% würden sich an Aktionen in ih- 
rer Stadt beteiligen. Viele Betroffene 
waren das erste Mal auf der Straße, 
es wächst die Bereitschaft, sich zur 
Arbeitslosigkeit zu bekennen und ak- 
tiv gegen Ausgrenzung und Diskrimi- 
nierung anzugehen. In den Medien 

Zur Koordinierung und Umsetzung 
der Aktivitäten wurde ein Jugendbünd- 
nisbüro in Frankfurt am Main eingerich- 
tet. Ebenfalls haben sich im Nachgang 
zu der Aktionskonferenz auch regiona- 
le Bündnisstrukturen entwickelt. Eine 
ganze Reihe von unterstützenden Ma- 
terialien, so insbesondere auch ein Akti- 
onshandbuch und Materialien wie Vi- 
deoclip, Transparente, Plakate etc. ste- 
hen zur Verfügung (Koordinationsbüro 
Jugendbündnis, 6051 9 Frankfurt am 
Main, Tel.: 06916693-2554, Fax.: 0691 
6660-061 0, e-mail: WirQjugend- 
buendnis.de, internet: http:ll 
www.jugendbuendnis.de). SPW 

Endlich auf der 
Strasse: 

Die neue A-Klasse 

genen Faktor in den sozial-politi- 
schen Auseinandersetzungen gewor- 
den. Sollte sich dieseTendenz fortset- 
zen und verstärken, wäre das ein 
wichtiger Beitrag zur Veränderung 
des gesellschaftlichen Klimas. 

Die Proteste sollen in den kom- 
menden Monaten fortgesetzt wer- 
den, und zwar immer am Tag der Be- 
kanntgabe der Arbeitslosenzahlen: 
7.4, 8.5, 9.6, 7.7., 6.8. Neben Aktio- 
nen vor den Arbeitsämtern, die bis- 
her im Mittelpunkt standen, soll ver- 
stärkt auch bei denen demonstriert 
werden, die für die Massenarbeitslo- 
sigkeit und den Sozialabbau wesent- 
liche Verantwortung tragen: Unter- 
nehmerverbände, CDU und FDP, Bör- 
sen und Banken, Betriebe und Ver- 
waltungen, die Stellen abbauen oder 
w o  die Belegschaften in Tarifausein- 
andersetzungen stehen: Für den 11. 
September ist dann als Höhepunkt 
eine zentrale Veranstaltung in Berlin 
geplant. spw 

von Ralf Krämer* 

Französische 
Verhältnisse sind das 
zwar noch nicht, 
aber die ha t  auch 
keiner ernsthaft 
ewartet.  Dennoch 
zeigt sich eine neue 
Qualität von 
Arbeitslosenprote- 
sten. Die Arbeitslo- 
sen sind erstmals z u  
einem eigenen 
Faktor in den sozial- 
politischen Ausein- 
andersetzungen 
geworden. 

wurden die Proteste breit wahrge- * Ralf Krämec Dortmund, Sozialwissenschafile~ spw-Redaktion. Der Artikel 
nOmmen und die Ar- beruht in weiten Teilen auf Mitteilunqen der Koordinierunqsstelle qewerk- 
beitslosen sind erstmals zu einem ei- - schafilicher ~rbe;slosen&~ppen. 



Zeitreise und 
Neubeginn 
materialistischer 
Theoriebildung 
von Detlef Bimboes* 

Eingangs wird der 
Stoffwechsel, der 

Stoff- und Energie- 
austausch zwischen 
Mensch und Natur 
als Grundlage allen 
menschlichen Seins 
in das Zentrum der 

Betrachtung 
gerückt. "Gesell- 
schaft" wird hier 

konsequent als 
"Mittel der Selbster- 

haltung menschli- 
cher Lebewesen in 

natürlichen Umwel- 
ten" au f  den Punkt 

gebracht. 

Buchbesprechung zu Lars Lam- 
brecht, K.H. Tjaden und M. Tjaden- 
Steinhauer: Gesellschaft von Olduvai 
bis Uruk - Soziologische Exkursio- 
nen, Verlag Jenior und Presslec Kas- 
sel 1998, 280 Seiten, 34,- DM. 

M it dem vorliegenden Buch 
wird ein Essay über die Ge- 
schichte menschlicher Ge- 

sellschaften vorgelegt, konkretisiert 
durch historische Beispiele früher 
Gesellschaften seit den Anfängen 
der Steinzeit: in Ostafrika, auf der 
iberischen Halbinsel, am östlichen 
Mittelmeer und im Zweistromland. 
Dabei handelt es sich um jene Zeit- 
spanne, die von der "Menschwer- 
dung des Affen" bis zur Entstehung 
wirtschaftlicher Verfügungsmacht, 
staatlicher Gewalt und patriarchali- 
scher Familie in einer "Frühen Hoch- 
kultur" reicht. Zu diesen Enwick- 
lungs-prozessen wird gefragt, wo- 
bei ein wesentlicher Aspekt der Ar- 
beit die Entstehung gesellschaftli- 
cher Ungleichheit ist. 

Beim Lesen drängt sich unwillkür- 
lich der Vergleich zur grundlegenden 
Arbeit Friedrich Engels "zum Ur- 
sprung der Familie, des Privateigen- 
tums und des Staates" auf. Dieser 
Eindruck täuscht nicht. Theoriebil- 
dung setzt an der Wurzel an. Die 
nachhaltige Beschädigung sozialisti- 
scher Theorie und Praxis hat die Au- 
toren deshalb dazu bewegt, noch 
einmal zu den Quellgründen 
menschlicher Gesellschaften und den 
Grundlagen unterschiedlicher gesell- 
schaftspolitischer Weltanschauun- 
gen zurückzukehren. Von dort aus 
wagen sie einen neuen Anfang - de- 
stillieren gleichsam das Neue heraus 
- unter vorsichtig abwägender Aus- 

* Dr. Detlef Bimboes, Diplornbiologe, Wiesbaden 
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wertung des wissenschaftlichen 
Kenntnisstandes über frühe Gesell- 
schaften. Zugleich werden unter- 
schiedliche, alte und neue weltan- 
schauliche Positionen einer verglei- 
chenden und wertenden Betrach- 
tung unterzogen. Dabei werden so- 
wohl die bürgerlichen als auch die an 
Marx und Engels anknüpfenden Ge- 
sellschaftslehren kräftig gegen den 
Strich gebürstet. Selbst Marx und En- 
gels bleiben nicht verschont. 

Gesellschaft und Polit ik 
Bereits in der Einleitung wird ein 
weiter Bogen geschlagen. Eine gan- 
ze Reihe von Kernpunkten sind Ge- 
genstand der kritischen Auseinan- 
dersetzung. Ihr kommt gerade an- 
gesichts des um sich greifenden 
Werteverfalls, sozialdarwinistischer 
und biologistischer Argumentati- 
onsmuster hohe Aktualität zu. Ein- 
gangs wird der Stoffwechsel, der 
Stoff- und Energieaustausch zwi- 
schen Mensch und Natur als Grund- 
lage allen menschlichen Seins in das 
Zentrum der Betrachtung gerückt. 
Dies ermöglicht eine weite und sinn- 
volle Auslegung des Begriffs "Ge- 
sellschaft", der hier konsequent als 
"Mittel der Selbsterhaltung mensch- 
licher Lebewesen in natürlichen Um- 
welten" auf den Punkt gebracht 
wird. Hier knüpfen die Autoren 
auch an Engels Vorwort aus 1884 
zur Ersten Auflage eingangs ge- 
nannter Arbeit an, in der es heißt: 
"Nach der materialistischen Auffas- 
sung ist das in letzter Instanz be- 
stimmende Moment in der Ge- 
schichte: die Produktion und Repro- 
duktion des unmittelbaren Lebens". 
Mithin werden die Gewinnung des 
Lebensunterhalts (Subsistenz), die 
Sorge für die Nachkommenschaft 
(Familie) sowie die Erhaltung und 
Gestaltung des Lebensraumes (Poli- 
tik) als Dimensionen gesellschaftli- 
cher Reproduktion ausführlich be- 
handelt. Dabei wird auf Fragen zur 
"Natur des Menschen" (der "Wolf in 
uns") eingegangen und inwieweit 
"Familie in der Natur des Men- 
schen" begründet (Stichworte: Pro- 
miskuität, Patriarchat) ist. 

Abschließend wird den Schwie- 
rigkeiten nachgegangen, Politik zu 
begreifen. Es wird herausgearbeitet, 
daß das "Politische weder von der 
Natur des Menschen her, noch vom 
Staat her, noch als Spiegelung gesell- 
schaftlicher Gewalt begriffen wird, 
sondern in erster Linie als eine Sphä- 
re der menschlichen Autonomie; ge- 
nauer: des Bemühens um die Erhal- 
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tung und immerwährende Wieder- 
herstellung allgemeiner Daseinsbe- 
dingungen der Menschen einer Ge- 
sellschaft in ihrer gemeinsamen 
Welt". Diese Sicht knüpft an Hegel 
und Max Weber an und greift Posi- 
tionen von Hannah Arendt auf. We- 
sentlich ist den Autoren, daß das Po- 
litische aus seiner Staatsfixiertheit ge- 
löst und wird wieder in den Schoß 
der Gesellschaft zurückkehrt. Erst 
dann kann das politische Handeln 
zur Angelegenheit aller Menschen 
werden. Das ist Vorbedingung, da- 
mit im Laufe der Entwicklung eines 
fernen Tages "an die Stelle der alten 
bürgerlichen Gesellschaft mit  ihren 
Klassen und Klassengegensätzen 
eine Assoziation" treten kann, "wor- 
in die freie Entwicklung eines jeden 
die Bedingung für die freie Entwick- 
lung aller ist" (Marx). 

Krit ik tradit ionel ler marxisti- 
scher Aufassungen 
Bei der Bearbeitung dieser Themen 
werden immer wieder traditionelle 
marxistische Positionen kritisch aus- 
geleuchtet. So wird die Vorstellung 
der Entwicklung menschlicher Ge- 
sellschaften als gerichteter Gesamt- 
entwicklung zurückgewiesen. 
Grundlage für diese Position bzw. 
Gegenstand der Kritik bilden u.a. 
die Beschränkung der Marxschen 
Konzeption auf den Begriff einer 
durch Produkte vermittelten 
menschlichen Subsistenz, die Ab- 
straktion von bio-Igeogenen Le- 
bensbedingungen sowie die Veren- 
gung des Blickwinkels auf den eura- 
sischen Entwicklungspfad. Des wei- 
teren erfährt die Ableitung des ge- 
schichtlichen Wandels von Familien- 
formen bei Engels Kritik. So haben 
die verschiedenen Hypothesen zur 
Entstehung von Familie als Instru- 
ment gegen Promiskuität offenbar 
mit der geschichtlichen Wirklichkeit 
nicht viel zu tun. Eine ganze Reihe 
von begründeten Hinweisen werden 
hierfür gegeben. Gegenstand der 
Auseinandersetzung ist auch die 
traditionelle marxistische Staatsbe- 
Stimmung (die das Politische nur in 
Bezug auf den Staat denkt) sowie 
die Kritik am verkürzten Begriff des 
Arbeitsprozesses ("der Prozeß er- 
lischt im Produkt") bei Marx. Letzte- 
res hat bei Marx und Engels wie bei 
bürgerlichen Wirtschaftswissen- 
schaftlern zu einer Fetischisierung 
der Instrumente der Produktion ge- 
führt. Den Autoren ist hier nach- 
drücklich zuzustimmen. M i t  dem 
Produkt endet eben gerade nicht 
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STAAT UND DEMOKRATIE 

auch die gesellschaftliche Verteilung 
der G r ~ n d g ü t e r ~ ~ .  

Das Ordnungs- und Strafrecht 
wird dem Anspruch nach immer 
mehr zum ,,WächterJ' und ,,HüterJ' 
über die gesellschaftliche Wertord- 
nung, und soll einen substanziellen 
Zusammenhalt fingieren, der auf der 
Ebene moralischer und politischer 
Diskurse gegenwärtig nicht mehr or- 
ganisiert werden kann. Durch neue 
Gefängnis- und Überwachungskom- 
plexe wird versucht, die schwindende 
motivationale Zustimmung durch äu- 
ßeren Zwang zu kompensieren. Die 
Repolitisierung politisch entschärfter 
sozialer Konflikte wird systemisch in 
Kauf genommen, da sie mit den zur 
Verfügung stehenden Machtmitteln 
als disziplinierbar gelten. Die Funktion 
des Staates wird unter der Geltung 
eines neoliberalen Paradigmas zu- 
nehmend auf die Aufrechterhaltung 
repressiv strukturierter politischer Sta- 
bilität zurückgeschraubt, die eine 
notwendige Umweltbedingung für 
die Operation auf dem Weltmarkt ist. 
Die Gesellschaft verliert sich zuneh- 
mend in neoliberalen Entsolidarisie- 
rungen, die der sozialen Atomisie- 
rung jenen Vorschub leistet, den die 
vollständige Implementierung eines 
neoliberal strukturierten Gesell- 
schaftssystems benötigt. Hinter den 
Forderungen nach einer durch eine 
,,neuen Ethik des Gemeinsinns abge- 
sicherten öffentlichen Sicherheit als 
Schutzzone einer scheinbar entpoliti- 
sierten Privatheit, scheint ein Gesell- 
schaftsmodell auf, daß sich vom Mo- 
dell einer sozialen, demokratischen, 
rechtsstaatlichen und liberalen Ord- 
nung, wie es bisher im Grundgesetz 
immer noch zum Ausdruck kommt, 
immer weiter entfernt und die mate- 
rialen Grundlagen der Demokratie in- 
tern aufzulösen beginnt. 

Die neoliberale Politik Iäßt kein 
Konzept gesamtgesellschaftlicher In- 
tegration erkennen. Die Herstellung 
politischer Gerechtigkeit am Leitfaden 
gleichheitlicher Anerkennungsverhält- 
nisse wird fallengelassen. Die Reich- 
weite der demokratischen Legitimati- 
on wird in eine Zivilgesellschaft ver- 
schoben, der es nur noch zukommt, 
das politische System formal zu legiti- 
mieren und effektive Regierungsope- 
rationen auf der Basis dieser Folie zu 
ermöglichen. Am Ende einer konse- 
quent neoliberalen Durchstrukturie- 
rung der westlichen Zivilisation könn- 
te eine Gesellschaftsstruktur stehen, 
deren effektive Fungibilität allein auf 
die Existenz effektiver (nicht unbe- 
dingt ,,staatlicher") ,,Polizeikomplexe" 

angewiesen ist26. Der Endpunkt der 
Entwicklung hin zu einer ,,Sicherheits- 
gesellschaft" kann gegenüber einer, 
sich weiter vergrößernden, verelende- 
ten Unterklasse eine neue Form totali- 
tären Terrors sein, der antiker Tyrannis 
wenig fern steht und der ,,Innere Si- 
cherheit" zu einem romantischen 
Traum werden Iäßt. spw 

Überblicke bei Gössner, R. (Hrsg.): My- 
thos Sicherheit, 1995; Dreher, G/Feltes, 
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nalitätsprävention durch ,,Zero Toleran- 
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Das Strafrecht wird 
tendenziell zum 

Risikovorbeugungs- 
recht und z u  einem 

probaten Mittel  
symbolischer Politik, 

die zur ,, Lösung" 
sozialer Probleme 

eingesetzt wird, 
wenn politische 

Steuerung versagt. 

und der ,,professionellen Nothilfe" 
im Gefahrenfall beschränkt. Die wei- 
tere Delegation staatlicher Aufgaben 
bedarf Verfassungsänderungen, de- 
ren Verfassungsgemäßheit zweifel- 
haft sein dürfte. Die Implementie- 
rung repressiver Normen über den 
Status einer Bewehrung des libera- 
len Rechtsstaats hinaus, führt in aller 
Regel nicht zur angestrebten Lö- 
sung, sondern zur Risikoerhöhung 
für ausführende Behörden und Bür- 
ger, ohne die öffentliche Sicherheit 
angemessen zu erhöhen. Der Um- 
bau zum Präventionsstaat hat insbe- 
sondere eine Senkung der Eingriffs- 
schwelle für staatliches Handeln bei 
gleichzeitiger Absenkung der Anfor- 
derungen für Beschränkungen von 
Bürgerrechten zur Folge. 

Die ontologische Gefährdungsla- 
ge durch die Folgen und Nebenfol- 
gen politischen HandelnsZ0 wird von 
den systemischen Ursachen, zu de- 
nen auch Güterknappheit aufgrund 
ökologischer Gefährdungen zählt2', 
auf eine Gefährdung insbesondere 
durch ,,organischu verursachte ,,or- 
ganisierte" Kriminalität verschoben, 
die im gegenwärtigen Umfang selbst 
Ausdruck dieser Unsicherheit einer 
reflexiv gewordenen Moderne ist. 
Liest man statt dessen die Beschrän- 
kungen der Bürgerrechte politisch le- 
gitimierende ,,Globalisierung" als ei- 
nen Rationalisierungsprozeß einer 
neokapitalistisch durchstrukturierten 

Moderne, erweist sich organisierte 
Kriminalität als Strategie einer Erhö- 
hung von Gewinnmargen jenseits al- 
ler moralischen und rechtlichen Gren- 
zen. Nicht ohne Grund werden inzwi- 
schen die Grenzen des Marktsteue- 
rungsmechanismus zunehmend the- 
r n a t i ~ i e r t ~ ~ .  Stellt man die Frage rich- 
tig, hängt die Bekämpfung der welt- 
weit vernetzten organisierten Krimi- 
nalität von den rechtlichen und mo- 
ralischen Grenzen wirtschaftlichen 
Handelns und ihrer globalen Durch- 
setzbarkeit ab. 

5. Umrisse einer neuen ,.Sicher- 
heitsgesellschaft" 
Die Relation der anwachsenden Un- 
derclass zum Rechtssystem ist von 
Loyalitätsverlusten gekennzeichnet, 
ohne sich politisch anders als durch 
Abkehr von der Partizipation an der 
demokratischen Kultur auszuwirken. 
Die Folgen sind beginnende Stabili- 
täts- und Legitimationsprobleme des 
politischen Systems. Infolgedessen 
werden Normmodelle im Sinne einer 
repressiv orientierten Loyalitäts- 
einforderung bevorzugt, um politi- 
sche Steuerungsdefizite durch prä- 
ventiv unterfangene Repressionsstra- 
tegien kompensieren zu können, wo 
die Sozialintegration über Marktme- 
chanismen versagt23. Unter den gel- 
tenden Bedingungen kann die Erhö- 
hung des Repressionsdrucks nichts 
entscheidendes bewirken. Die Befol- 

gung von Normgeboten mit immer 
kürzerer Halbwertszeit ist kaum ge- 
eignet, die rational motivierte Ein- 
sicht der Adressaten zu erhöhen, 
wenn gleichzeitig die Differenz zwi- 
schen Normbefehl und sozialer Rea- 
lität immer größer wird. Zudem eine 
allgemeinen Wohlstand suggerieren- 
de globale Kulturindustrie zu Über- 
tretungen der Grenze der Rechtswid- 
rigkeit wenigstens implicite einlädt, 
um einen dumpfen Widerstand ge- 
gen die Macht eines Systems zu er- 
zeugen, das Wohlstand für alle struk- 
turell verspricht, tatsächlich aber 
zahlreiche Mechanismen sozialer Ex- 
klusion bereithält. 
Neoliberale Politik überläßt die pau- 
perisierte Underclass angesichts ihres 
geringen politischen Drohpotentials 
sich selbst, in der Annahme, daß die 
Abspaltung großer Bevölkerungsteile 
politisch folgenlos bleiben wird2+. Die 
sich immer weiter öffnende ökono- 
mische Schere führt zu einem Kon- 
flikt des rebellierenden Individuums 
mit der als Schutzmacht eines nach 
kurzfristigen Rentabilitätsgesichts- 
punkten operierenden Wirtschaftssy- 
stems agierenden Staatsmacht, der 
in weiteren sozialen Instabilitäten 
ausufern wird, sofern es nicht ge- 
lingt, die entstandenen gesellschaft- 
lichen Konfliktherde politisch zu ent- 
schärfen. Die Herstellung gesell- 
schaftlicher Gerechtigkeit als Reali- 
sierung gleicher Freiheiten umfaßt 

MAGAZIN 

der Prozeß, sondern er setzt sich 
nach dem Ableben des Produkts 
z.B. in  Gestalt von Entsorgungsar- 
beiten fort. 

Ausgehend vom Allgemeinen der 
Einleitung werden dann so konkret - 
wie es die vorliegenden Erkenntnisse 
erlauben - historische Beispiele frü- 
her Gesellschaften von den Anfän- 
gen bis zu den Reichen an Euphrat 
und Tigris vorgestellt und im Sinne 
der eingangs genannten Fragestel- 
lungen bearbeitet. Die Autoren wis- 
sen um den schwankenden Grund 
archäologischer Forschungen und 
die Schwierigkeiten der Interpretati- 
on darauf aufbauender Ergebnisse. 
Sie kleiden deshalb ihre Deutungen 

und Schlußfolgerungen vorsichtig in 
Annahmen, Hypothesen und Vermu- 
tungen ein. Dabei wird bewußt und 
konzentriert immer wieder kritisch 
auf frühgesellschaftliche Forschun- 
gen in der ehemaligen DDR und de- 
ren Schlußfolgerungen eingegan- 
gen. Vieles Iäßt sich danach nicht 
mehr halten. Lange Zeit von dort ver- 
kündete Gewißheiten geraten auf- 
grund der Ausführungen ins Wan- 
ken. 

Insgesamt ein wichtiges und an- 
regendes Buch, dem eine weite Ver- 
breitung und ein dafür noch "reißeri- 
scher" Titel zu wünschen ist. Es lädt 
zur differenzierten Auseinanderset- 
zung ein. Gerade auch diejenigen. 

Liebe Leserinnen und Lesec 

spw hat in diesem Jahr doppelten 
Grund zum Feiern: Zunächst mal ist 
dies Heft 100 unserer Zeitschrift, was 
wir mit einem entsprechenden 
Schwerpunkt und der Erinnerung an 
die Zeitschrift ,,Sozialistische Politik 
und Wirtschaft'' in der Weimarer Re- 
publik und ihren Herausgeber Paul 
Levi würdigen. Im Oktober dieses 
Jahres können wir dann das 20-jähri- 
ge Bestehen der spw feiern, deren 
erste Ausgabe im Oktober 1978 in 
Berlin erschien. Aus diesem Anlaß 
werden wir uns auch ausführlicher 
mit der eigenen Geschichte beschäf- 
tigen und über die zukünftige Auf- 
gabenstellung und Positionierung 
der spw diskutieren. Der Ort dafür 
wird - neben der Zeitschrift - die 
spw-Jahrestagung vom 3 I .  10. bis 
1.11.1998 sein, die diesmal in Berlin 
stattfinden wird. Höhepunkt wird 
am Samstag abend eine Feier im 
Atrium des Willi-Brandt-Hauses sein, 
zu der wir alle alten und neuen 
Freundinnen und Freunde der spw 
ganz herzlich einladen. Merkt Euch 
den Termin schon mal vor! 

Die Frühjahrstagung der spw fin- 
det wieder in Springe bei Hannover 
statt, und zwar am 24.-26. April. Das 
Thema lautet ,,Auf dem Weg zur 
neuen Mitte? - Sozialdemokratie 

und kapitalistische Strukturkrise". 
Wer Interesse an weiteren Informa- 
tionen hat, um möglicherweise teil- 
zunehmen, kann diese beim spw- 
Verlag anfordern. 

Einer unserer Herausgeber, der 
stellvertretende Bundesvorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft der Selb- 
ständigen in der SPD, Diether Dehm, 
ist von Parteiordnungsmaßnahmen 
betroffen. Diether Dehm ist Mitinitia- 
tor eines ,,Forum für Sozialistische 
Verständigung", das Anfang März 
mit  einer Erklärung an die Öffentlich- 
keit getreten ist, in der für ,,Verstän- 
digung und Solidarität unter Soziali- 
stinnen und Sozialisten" plädiert und 
gefordert wird, ,,daß die Verdrän- 
gung der PDS nicht zum Wahlziel der 
SPD wird". Der Bundesgeschäftsfüh- 
rer der SPD forderte daraufhin von 
den sozialdemokratischen Unterstüt- 
zerlnnen der Erklärung mit der Be- 
gründung, „die Unterstützung einer 
anderen Partei, insbesondere der 
Einsatz für deren Verbleib im Bun- 
destag neben der SPD und zwangs- 
läufig auch zu Lasten der SPD ist mit  
der Mitgliedschaft in der SPD nicht 
vereinbar", ihre Unterstützung zu- 
rückzuziehen - eine gewagte Inter- 
pretation des Statuts, denn ginge es 
z.B. um die Grünen statt um die PDS, 
hätte wohl kein Hahn danach ge- 
kräht. Diether Dehm und etliche an- 

die mit den Autoren nicht einer Mei- 
nung sein werden. Wichtig übrigens, 
daß der Essay auch für alle, die sich 
erstmals mit dem Thema beschäfti- 
gen wollen, durchaus verständlich 
geschrieben worden ist. 

Das hier vorgestellte Buch ist als 
Teil eines seit 1990 betriebenen Pro- 
gramms zu Studien von Subsistenz, 
Familie und Politik entstanden. Vor- 
arbeiten dazu sind bereits in der 
Zeitschrift "Z" Nr. 22 (1995) anläß- 
lich des 100. Todestages von F. En- 
gels erschienen. Die folgenden Bän- 
de werden sich mit neueren Ent- 
wicklungen der gesellschaftlichen 
Ungleichheit in den genannten Be- 
reichen beschäftigen. SPW 

dere blieben bei ihrer Unterstützung 
der Erklärung, woraufhin der Partei- 
vorstand die Einleitung eines Partei- 
ordnungsverfahrens und als Sofort- 
maßnahme das Ruhen aller Mit- 
gliedsrechte für drei Monate be- 
schloß. Wir werden über den weite- 
ren Fortgang berichten. 

Am 20. und 21. März fand die 
gemeinsame Veranstaltung der Zeit- 
schriften spw und Sozialismus zu 
,, 150 Jahre Manifest" in Frankfurt 
statt. Mehr als 150 Teilnehmerlnnen 
diskutierten über Entwicklungsten- 
denzen des modernen Kapitalismus, 
die teils im Manifest bereits beschrie- 
ben, teils auch anders als erwartet 
verlaufen sind. Was diese Tagung 
von den Besprechungen in ,,bürgerli- 
chen" Medien anläßlich des 150-jäh- 
rigen Jubiläums der Veröffentlichung 
des Kommunistischen Manifests un- 
terschied, war aber, daß für uns die 
dort formulierten gesellschaftspoliti- 
schen Zielstellungen keineswegs erle- 
digt, sondern eine noch ungelöste 
Aufgabe sind -wie auch der Schwer- 
punkt dieser spw-Ausgabe belegt. 
Eine publizistische Auswertung wird 
wahrscheinlich später im Jahr zu- 
sammen mit weiteren Beiträgen im 
VSA-Verlag erscheinen. Unser Her- 
ausgeber Peter von Oertzen konnte 
seinen angekündigten Beitrag auf 
der Tagung nicht halten, weil er kürz- 
lich einen - zum Glück relativ leich- 
ten - Schlaganfall erlitten hat. Es 
geht ihm mittlerweile wieder recht 
gut, vor allem ist er geistig fit, und 
wir wünschen ihm, daß er die Folgen 
bald völlig überwunden hat. 

Die spw-Reda ktion 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 100, 1998 
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Künstliche 
Aufregung 
von Burkhard Winsemann* 

Diejenigen, die die 
Indiskretion von 

unbekannter Stelle 
genutzt haben, u m  

rückwärts in die 
Personaldebatte 

einzusteigen, haben 
die Partei erneut den 

Medien unterwor- 
fen, aus deren 

Umklammerung sie 
sich gerade erst ein 
wenig befreit hatte. 

K napp drei Wochen vor der 
Landtagswahl in Niedersach- 

sen passierte es dann doch: Der 
Burgfriede zwischen Oskar Lafontaine 
und Gerhard Schröder schien gebro- 
chen. Die Berliner Zeitung und die 
Süddeutsche Zeitung (und später alle 
erdenklichen anderen Medien) be- 
richteten über ein Strategiepapier ei- 
niger linker SPD-Abgeordneter und 
befanden, es sei eindeutig gegen Ger- 
hard Schröder gerichtet. 

Einziges Indiz dafür war die Fest- 
stellung, daß es ,,angesichts des welt- 
anschaulichen Querschnitts der Be- 
völkerung folgerichtig (ist)", daß „bei 
der Frage nach dem bevorzugten 
Kandidaten ein hoher Anteil für einen 
konservativeren Sozialdemokraten 
votiert". Dies sei „aber noch lange 
keine Unterstützung, geschweige 
denn Stimme für die SPD". Eine ei- 
gentlich triviale Erkenntnis, für die 
niemand sieben Seiten zu schreiben 
braucht. Tatsächlich ging es auch 
nicht um den Kandidaten, sondern 
um die Notwendigkeit einer inhaltli- 
chen ,,Megabotschaft" für den Bun- 
destagswahlkampf, mit welchem 
Kopf sie dann auch immer verbunden 
werde. 

In dem Strategiepapier wird argu- 
mentiert, Union und Bündnis '901 
Grüne stünden nur für je eine Hälfte 
der Moderne- die Union für die tech- 
nisch-ökonomische, die Grünen für 
die kulturelle. Die SPD müsse sich da- 
gegen als die Partei profilieren, die die 
,,Einheit der Moderne" vertritt und 
wirtschaftliche, soziale und ökologi- 
sche Interessen zusammenführt. Dies 
müsse in einer ,,Megabotschaft" ge- 
bündelt werden, die Orientierung 
gebe, programmatische Identität und 
politische Glaubwürdigkeit vermittele 
und damit einen entpolitisierten Per- 

* Burkhard Winsemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB 

Barrikadenkampf in Paris 1848 

sonenwahlkampf vermeide. Gegen 
eine starke konservative Öffentlich- 
keit' brauche die SPD mehr als hohe 
Sympathiewerte für ihren Spitzenkan- 
didaten. Vorgeschlagen wird, ,,Nach- 
haltigkeit als soziales Bündnis mit der 
Zukunft (zu) definieren" und so als 
programmatische Leitidee für die SPD 
zu reklamieren. 

Daß das - nicht zur Veröffentli- 
chung bestimmte - Papier solchen 
Wirbel verursacht hat, ist rational 
kaum zu erklären. Über ~ohannes Rau 
wird in der Süddeutschen Zeitung 
vom 27.2.98 berichtet, er begreife 
nicht, daß in der Partei nicht mehr 
über Inhalte gesprochen werden kön- 
ne, ohne unmittelbar auf Personen zu 
kommen. In der Tat: Die Gelegenheit, 
dies als Beitrag zur Personaldebatte 
aufzufassen und sich darüber künst- 
lich aufzuregen, ließen einige sich 
nicht entgehen. Mi t  Schimpf und 
Schande wurde die „Siebenerbander' 
deshalb überzogen, allzuoft von Leu- 
ten, die nur die in der Presse zitierten 
Passagen des Textes kannten. In der 
Fraktion wurden inszenierte Unmuts- 
bekundungen losgelassen, jegliche 
Gegenrede oder sonstige Möglichkeit 
zur Klarstellung dagegen systema- 
tisch unterbunden. 

Hätte die Partei stattdessen mit 
Leidenschaft über das inhaltliche An- 
liegen gestritten, wäre sie endlich ein- 
mal wieder als interessanter Ort der 
politischen Willensbildung wahrge- 
nommen worden. Daß sie diese 
Chance nicht genutzt hat, ist doppelt 
bedauerlich. Einerseits hätte die For- 
derung nach einer Megabotschaft 
eine über die Antwort ,,Gerhard 
Schröder" hinausgehende Debatte 
verdient, ebenso die Frage, ob ,,Nach- 
haltigkeit" und ,,Zukunftsfähigkeit" 
tatsächlich die Begriffe sind, die die 

Megabotschaft der Sozialdemokratie 
ausmachen. Evident ist dies nicht, 
und ohnehin muß eine solche, eher 
abstrakte Botschaft durch eine Debat- 
te mit Leben gefüllt werden. Anderer- 
seits haben diejenigen, die die Indis- 
kretion von unbekannter Stelle ge- 
nutzt haben, um rückwärts in die Per- 
sonaldebatte einzusteigen, die Partei 
erneut den Medien unterworfen, aus 
deren Umklammerung sie sich gerade 
erst ein wenig befreit hatte. 

Wichtiger war großen Teilen der 
Partei aber, vorsorglich eine Art 
Dolchstoßlegende für den Fall zu kon- 
struieren, daß das niedersächsische 
Wahlergebnis hinter den hochge- 
steckten Erwartungen zurückgeblie- 
ben wäre. Vor dem Hintergrund einer 
solchen Drohung muß man es fast 
schon als erfreulich werten, daß die 
Kandidatenfrage in einem völlig un- 
würdigen Schauspiel, nämlich ohne 
jegliche innerparteiliche Debatte ge- 
klärt wurde. Zugleich ist jedoch die 
Partei erneut degradiert worden. Viel- 
leicht ist die SPD so dem Ziel näher 
gekommen, die nächste Bundesregie- 
rung zu stellen. Ob sie sie vor dem 
Hintergrund solcher Selbstentwer- 
tungsstrategien auch führen wird in 
dem Sinne, daß sie einen Politikwech- 
sel gegen absehbare Widerstände 
durchsetzt, steht auf einem anderen 
Blatt. spw 

I Der Einstieg der Wirtschaftsverbände in 
den Wahlkampf der Koalition wird an die- 
ser Stelle zutreffend prognostiziert. 

Die Strukturveränderungen der 
Arbeitsgesellschaft werden als solche 
zwar konstatiert, aber als politisch 
nicht steuerbar betrachtet, ihre indivi- 
duell spürbaren Folgen jedoch als 
Konsequenz überzogenen An- 
spruchsdenkens abgetan. Die gegen- 
wärtige Höhe der Kriminalität wird im 
wesentlichen einerseits als Folge einer 
als naturwüchsig begriffenen ,,Glo- 
balisierung" mit  umfassender Freizü- 
gigkeit verstanden; andererseits im 
Hinblick auf die geopolitische Lage 
Deutschlands und ihrer Anziehungs- 
kraft in den weltweiten Wanderungs- 
bewegungen als repressiv gestaltbar 
angesehen. Entsprechend erfordert 
die Sicherung nach außen eine re- 
striktive Ausländer- und Asylpolitikl0. 
Zur Gegensteuerung im ,,Innerenn 
soll eine politisch definierte ,,öffentli- 
che Ordnung" wieder zum Zentralbe- 
griff werden. 

Die Regierungskoalition hat der 
gesellschaftlichen Entwicklung innen- 
politisch lediglich eine Repressionspo- 
litik entgegengesetzt, ohne ihr sozial- 
politisch entgegenzusteuernl1. Die 
soziale Folge dieser politischen Dysre- 
gulierung ist die Entstehung einer 
neuen Unterklasse, deren Angehöri- 
ge weithin ausgeschlossen von den 
Informations- und Kommunikations- 
strukturen einer ,,globalisierten Le- 
benswelt", zu Modernisierungsverlie- 
rern werden, die nicht mehr Teil der 
Gesellschaft sind und deren anomi- 
sches Handeln repressiv reguliert wer- 
den so1112. Derartige soziale Exklusio- 
nen untergraben gleichzeitig die 
Grundlagen der demokratischen Le- 
gitimation und bereiten den Boden 
für fundamentalistische ,,Alternati- 
ven". Dieses Konzept politischer 
Steuerung ist durch einen Übergang 
politischer Regulationskompetenz 
auf Marktsteuerungsmechanismen 
gekennzeichnet, dem ein Abbau sozi- 
alstaatlicher Regulationen entspricht, 
dessen Folgen durch den Aufbau ei- 
nes Präventionstaates kompensiert 
werden sollen13. Unter diesen Bedin- 
gungen muß dieses Konzept der Her- 
stellung ,,Innerer Sicherheit" als eine 
Strategie der innerstaatlichen Befesti- 
gung der Strukturen des neoliberalen 
Paradigmas und der repressiven Be- 
wältigung ihrer Folgelasten gelesen 
werden. 

Folgerichtig wird den Bürgern 
vorgeworfen, ihre Interessen auf die 
Versteinerung von Besitzständen zu 
richten und einem Vorrang der 
Gleichheitsrechte vor den Freiheits- 
rechten zu huldigen, der im Zeitalter 
der ,,Globalisierung" nicht mehr an- 

gemessen sei und sich als Festklam- 
mern an obsoleten ,,Besitzständen" 
äußere14, deren Abbau auch die Ar- 
beitslosigkeit beseitigen können soll. 
Die Rücknahme der ,,StaatshaftungJ' 
für unterlassene ,,Selbstverantwor- 
tung" soll zu einer Begrenzung sozi- 
alschädlicher Ausübung grundrechtli- 
cher Freiheiten führen. Ungleichheit 
ist demnach der Preis der Freiheit und 
Ausfluß der Selbstverantwortung15. 
Die Deregulierung des Sozialstaates 
soll durch den Abbau von Verkru- 
stungen, der Rücknahme von An- 
spruchsdenken, mehr ,,Eigenverant- 
wortung" und der Auflösung ge- 
wachsener Besitzstände ausgeglichen 

4. Die Tendenz zum ,,Präventi- 
onsstaat" 
Es scheint sich eine Konzeption durch- 
zusetzen, in der prinzipiell jede Hand- 
lung unter dem weiten selektiven 
Blickwinkel umfassender Risikovorsor- 
ge sicherheitsrelevant werden kann. 
Grundrechte haben in diesem Kon- 
zept die Funktion, jene Personen wie- 
der aus dem ,,RasterJ' auszuscheiden, 
bei denen sich Risikoprognosen nicht 
erhärtet haben. Die Grenzen zwischen 
Gefahrenabwehr und repressiven 
Maßnahmen werden zu formalrechtli- 
chen Kompetenzzuweisungen. Der 
sog. ,,Große Lauschangriff" des Art. 
13 GG n. F. (bisher: 5 I I 1 C Strafpro- 
zessordnung: ,,Kleiner Lauschan- 
griff"), dem ein ,,Großer Videoangriff" 
(ohne weitere Verfassungsänderung) 
folgen könnte, hat insoweit Modell- 
charakterI7. Methodisch ist er der Än- 
derung des Art. 16 GG nachgebildet. 
Auf dem Gebiet der Gefahrenabwehr 
ist er längst Realität (s. 55 17, 18 Poli- 
zeigesetz NW). 
Dieses Konzept der ,,Inneren Sicher- 
heit" ist von einer schleichenden Auf- 
weichung der rechtlichen Anforde- 
rungen an den Gefahrenbegriff ge- 
kennzeichnet. Die diesbezügliche 
Grundrechtsausübung wird im we- 
sentlichen zu einem Problem des 
postoperativen Datenschutzes, deren 
Wahrnehmung von einer eher zufälli- 
gen Kenntnisnahmeder Maßnahmen 
abhängt, sofern kein Zugriff erfolgt. 
Der Präventivbereich zeichnet sich 
durch relativ geringe Rechtsschutz- 
möglichkeiten aus. Konsequenterwei- 
se wird inzwischen gefordert, daß die 
Justiz bei der Rechtsanwendung von 
der grundgesetzlich geforderten Be- 
urteilung von Einzelfällen zu einer 
kollektivbezogenen Folgenabschät- 
zung und zu einer typisierten Rechts- 
anwendung übergehen sollt8. 

Der Tendenz zum Präventionsstaat 
entspricht auch eine paradigmatische 
Wende in der Konstruktion der Straf- 
rechtsdelikte: Herrschte unter dem li- 
beralen Rechtsstaates die Anknüp- 
fung an einen konkreten Schadens- 
eintritt vor, wird heute das abstrakte 
Gefährdungsdelikt, zum neuen Para- 
digma des Strafrechtstatbestandeslg. 
Das Strafrecht wird tendenziell zum 
Risikovorbeugungsrecht und zu ei- 
nem probaten Mittel symbolischer 
Politik, die zur ,,Lösung" sozialer Pro- 
bleme eingesetzt wird, wenn politi- 
sche Steuerung versagt. Völlig konse- 
quent wird vorgeschlagen, das Lega- 
litätsprinzip der Strafprozeßordnung 
zugunsten einer ,,Konzentrationsma- 
xime" preiszugeben, die das Ermes- 
sen der handelnden Polizeibehörden 
und der Staatsanwaltschaften dahin- 
gehend bindet, in erster Linie zur Ver- 
folgung schwerer Straftaten tätig zu 
werden und kleinere Delikte der In- 
itiative privater Rechtsverfolgung zu 
ü herlassen. 
Ein schwer gangbarer Weg, zu dem 
die rechtsstaatlich klarere Alternative 
besteht, bestimmte Delikte (etwa 
Drogenkonsumdelikte) von der Straf- 
sanktion auszunehmen und das Le- 
galitätsprinzip für Delikte aufrechtzu- 
erhalten, die entsprechend strafwür- 
dig sind. Durch den Rückgang der Be- 
schaffungskriminalität wäre damit 
eine spürbare Entlastung der Polizei- 
funktionen verbunden. Angesichts 
der Wirkungslosigkeit der general- 
präventiven Strafzwecke stellt sich 
das Problem einer umfassenden Re- 
form der letztlich aus der Frühmoder- 
ne stammenden Strafkonzepte. Die 
Renaissance des gesellschaftlichen 
,,Bösenn dient im übrigen auch zur 
Erklärung der Fehlschläge der weitge- 
hend wirkungslosen lmplementation 
repressiver Normenstrukturen, die 
noch ,,härtere3' Repressionsstrukturen 
erfordern. 

Im Vollzug einer derartigen Si- 
cherheitskonzeption werden gesell- 
schaftliche Probleme, die politische 
Lösungen erfordern würden, auf Po- 
lizei-, Justiz- und Ordnungsbehör- 
den, bzw. private Sicherheitsdienste 
verschoben, ohne dort gelöst wer- 
den zu können, da diese Funktions- 
einheiten mit  der Wahrnehmung 
politischer Steuerungsaufgaben 
schlichtweg überfordert sind. Private 
Sicherheitsdienste dürfen keine Poli- 
zeifunktionen wahrnehmen, da ihre 
Rechte nicht weiter reichen können, 
als die Rechte ihrer Auftraggeber. 
Derartige private ,,Polizeien" sind auf 
die Wahrnehmung des Hausrechts 

Nicht mehr der 
Bürger steht i m  
Mittelpunkt der 
Verfassung, sondern 
die Sicherheit des 
,Kollektivs", 
demgegenüber der 
Einzelne die Wahr- 
nehmung von 
Individualrechten z u  
begründen hätte. 
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SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT 

Das Nachtgesicht 
des Neoliberalismus 
Konturen einer neuen ,,Sicherheitsgesellschaft" 

von Ralf Hansen * 

1. ,,Zero Tolerance" u n d  ,,Innere 
Sicherheit" 

D ie deutsche Aufarbeitung der 
US-amerikanischen ,,Zero To- 
1erance"-Strategie trifft auf ei- 

nen konservativen Diskurs, der von ei- 
ner Renaissance der Repressionsstra- 
tegien geprägt ist1. Sie bezeichnet 

Unter diesen 
Bedingungen beruht 

die Möglichkeit 
,,Innerer Sicherheit" 

allein auf der 
abschreckenden 

Wirkung sanktions- 
bewehrter Rechts- 
normen und ihrer 

präventiven Durch- 
setzung zur Kom- 

pensation eines 
allgemeinen 

,, Werteverfalls" 

eine Strategie zur Herstellung ,,Inne- 
rer Sicherheit", die Normverstöße 
jeglicher Art mit gleicher Intensität 
ahnden will. Jeder Normverstoß wird 
als Eintritt in die Drehscheibe der Kri- 
minalität betrachtet. Die gegenwärti- 
ge Entwicklung wird als Folge einer li- 
beralistischen Entwicklung, insbeson- 
dere nach „68" betrachtet, deren 
Produkt eine allgemeine Auflösung 
der gesellschaftlichen ,,Moral" sein 
soll. Integrierende moralische „Tu- 
genden" seien nicht mehr vorhanden 
und sollen durch physisch durchsetz- 
baren rechtlichen Zwang ersetzt wer- 
denz. Als Folge werden um sich grei- 
fende Verwahrlosungsprozesse gan- 
zer gesellschaftlicher Lebensbereiche 
unter Verlust des ,,öffentlichen Rau- 
mes" konstatiert. den es wiederzuge- 
winnen gilt3. Die ,,ontologische Unsi- 
cherheit" ist danach durch die zivilisa- 
torische Entfesselung eines allgemei- 
nen, analytisch nicht faßbaren ,,Bö- 
sen" gekennzeichnet. Unter diesen 
Bedingungen beruht die Möglichkeit 
,,innerer Sicherheit" allein auf der ab- 
schreckenden Wirkung sanktionsbe- 
wehrter Rechtsnormen und ihrer prä- 
ventiven Durchsetzung zur Kompen- 
sation eines allgemeinen ,,Wertever- 

,,Zero Tolerance" ist angesichts des 
Grundgesetzes (GG) in Deutschland 
(noch) nicht praktizierbar. Die Her- 
stellung ,,innerer Sicherheit" wird je- 
doch mit entsprechenden Modifika- 
tionen zunehmend unter Anlehnung 
an dieses neoliberale Konzept organi- 

* Ralf Hansen, Düsseldod, studiert Jura mit Schwerpunkt Europarecht an 
der Universität Köln, Mitglied der SPD 

siert, dessen Funktion es sein soll, den 
Zustand des Bürgerkrieges als dem 
Naturzustand gesellschaftlicher Be- 
ziehungen effektiv zu verhindern. Mit  
diesem Diskurs erfolgt ein ,,neoklassi- 
scher" Anschluß an frühmoderne 
Straf- und Gefahrenabwehrkonzepte, 
getragen von der Absicht einen neu- 
en Gesellschaftsvertrag zur Errich- 
tung eines spätmodernen „Le- 
viathan" zu ermöglichen, in dem die 
bürgerlichen Freiheiten in einem Sy- 
stem ,,kollektiver innerer Sicherheit" 
aufgehen. 

2.  Von der ,,öffentlichenu zur 
,,inneren Sicherheit" 
Perspektivisch hat sich seit dem 
,,Herbst '77" längst ein Paradigmen- 
wechsel von der Herstellung ,,öffent- 
licher Sicherheit" zur ,,Inneren Sicher- 
heit" vollzogen, deren Durchsetzung 
im Vollzug der neoliberalen Deregu- 
lierungs- und Privatisierungsmaximen 
nicht mehr in jeder Hinsicht als Wahr- 
nehmung staatlicher Aufgaben in 
Konkretisierung des Gewaltmonopols 
angesehen wird, sondern als gesell- 
schaftliche Aufgabe definiert wird5. 
Im Gegensatz zum Rechtsbegriff der 
,,öffentlichen Sicherheit'' umfaßt der 
politische Begriff der ,,Inneren Sicher- 
heit" die ständige Bereitschaft aller Si- 
cherheitsorganisationen (auch der 
Privaten) zur Abwendung von „Si- 
cherheitsrisiken" nach Maßgabe ei- 
ner politisch definierten ,,Normalla- 
ge". ,,Innere Sicherheit" als Verspre- 
chen verlangt umfassende Präventi- 
ons- und Vorsorgeorganisation6 und 
wird zum Äquivalent der „ä'ußeren Si- 
cherheit". Als kollektives ,,Grund- 
recht" schränkt es Individualgrund- 
rechte ein. Diese Konstruktion zwingt 

zu einem Umbau des grundgesetzli- 
chen Wertsystems, das bisher von ei- 
nem Vorrang der Grundrechte insbe- 
sondere aufgrund von Art. 1 Abs.3 
GG geprägt ist und ein explizites 
Grundrecht auf Sicherheit nicht 
kennt. Das Grundgesetz geht von der 
Annahme aus, daß die Ausübung 
gleicher Freiheiten auf der Herstel- 
lung öffentlicher Sicherheit als Staats- 
ziel beruhen. 

3. Ein neoliberales Verständnis 
,,Innerer Sicherheit" 
Dieser Politikansatz geht davon aus, 
daß eine Gesellschaft, in der die 
Angst vor Straftaten das Lebensge- 
fühl jedes einzelnen beherrscht, nicht 
wirklich frei ist7. So verstandene Si- 
cherheit wird unter der Geltung des 
GG zu einem Mythos, der die Brücke 
zu neurechten Konzepten schlägts, 
deren Intentionen darauf beruhen 
eine national Rechtsgemeinschaft 
herzustellen, in dem jedem ,.Mit- 
glied" durch genau umrissene Pflich- 
ten sein Lebenskreis zugewiesen ist. 
Nicht mehr der Bürger steht im Mit- 
telpunkt der Verfassung, sondern die 
Sicherheit des ,,Kollektivs", demge- 
genüber der Einzelne die Wahrneh- 
mung von lndividualrechten zu be- 
gründen hätte. Dem ,,I 989" wegge- 
fallenen äußeren ,,Feindv entspricht 
das gesellschaftliche ,,Böse" als dem 
Feind im Innereng. Diese Politikansät- 
ze versuchen durch symbolische Poli- 
tik von gesellschaftlichen Verände- 
rungen abzulenken, deren politische 
Steuerung mit neoliberalen Konzep- 
ten nicht gelungen ist. Der kaum be- 
streitbare Zusammenhang zwischen 
Pauperisierung und Kriminalität wird 
weitgehend ignoriert. 

D er Schwerpunkt dieses spw-Heftes verbindet Beiträge 
zur Diskussion um die Neubestimmung einer sozialis- 

tischen, über den national und im Weltmaßstab mehr 
denn je dominierenden Kapitalismus hinausweisenden, Per- 
spektive linker Politik mit Texten zur Tradition unserer Zeitschrift. 
Das hat natürlich den Anlaß, daß es sich um Ausgabe Nr. 100 
der spw - Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft - 
handelt. 

Im Editorial des ersten Heftes der spw, das im Oktober 
1978 erschien, wurdeausdrücklich auf die gleichnamigezeit- 
Schrift ,,Sozialistische Politik und Wirtschaft" Bezug genom- 
men, die Paul Leviin den Jahren 1923 bis 1928 herausgab, bis 
sie mit der Zeitschrift ,,Klassenkampf" fusioniert wurde. Diese 
historische SPW hatte nur wenige Seiten, meist 6 oder 8, da- 
für erschien sie jede Woche, zu Beginn sogar zweimal pro 
Woche. Michael Krätke würdigt in seinem Aufsatz ausführlich 
das Leben und Wirken Paul Levis, der als Politiker, Publizist, 
Theoretiker und Anwalt einführender Kopfes der sozialdemo- 
kratischen und sozialistischen Linken in der Weimarer Repu- 
blik war. In einer kaum überschaubaren Menge von Leitarti- 
keln in spw und anderen Texten sowie Reden brachte er seine 
entschieden sozialistische und marxistische Auffassung zu Ge- 
hör. Als Beispiel drucken wir als Faksimile seinen Leitartikel in 
der SPW Nr. 48,2. Dezember 1927, in dem Levi anläßlich des 
bevorstehenden 80. Jahrestags die Bedeutung des von Marx 
und Engels verfaßten Manifests der Kommunistischen Partei 
von 1848 würdigt. Der Text zeigt auch, wie sehr sich seitdem 
Inhalt und Stil der Auseinandersetzung von Sozialistlnnen 
mit diesem Dokument verändert haben. 

Der Heftschwerpunkt ist aber auch und vor allem in der 
Sache begründet:.Während die sozialistische und in hohem 
Maße marxistisch begründete Kritik der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise und bürgerlichen Gesellschaft durch die un- 
übersehbaren Krisenerscheinungen der Gegenwart wieder 
zunehmende Beachtungfindet, wird der Kapitalismusauf der 
anderen Seite doch weitgehend für alternativlos gehalten. Es 
bleibt dann nur der Versuch, im Rahmen der gegebenen Ver- 
hältnisse für sich selbst und die seinen bzw. ihren - im enge- 
ren und weiteren Sinne - das Bestmögliche herauszuholen 
und die gröbsten Katastrophen zu vermeiden oder in Grenzen 
zu halten. Wir halten dagegen an der noch im BerlinerGrund- 
satzprogramm der SPD von 1989 formulierten Erkenntnis 
fest, „daß Reparaturen am Kapitalismus nicht genügen. Eine 
neue Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft ist nötig."' 
Nötig nicht nur, um endlich sozialer Freiheit und Gleichheit 
zum Durchbruch zu verhelfen, sondern auch, weil das Kapital 
seine Krisen nur - partiell und vorübergehend - überwindet. 
indem es zugleich ,,allseitigere und gewaltigere Krisen vorbe- 
reitet und die Mittel, den Krisen vorzubeugen, vermindert", 
wie Marx und Engels im Manifest (mit Blick auf die Wirt- 
schaftskrisen) schreiben. 

Die Frage ist allerdings, wie eine gesellschaftspolitische Al- 
ternative aussehen und wie sie durchsetzbar sein könnte. Die 
sozialistischen und radikalreformerischen Kräfte, die in spw und 
im Rahmen des ,,Crossover"-Prozesses über Reformalternativen 
und Politikwechsel diskutieren, gehen-im Unterschied zu Kräf- 
ten der ,,radikalen Linken" -davon aus, daß eine bloße Kritik 
und abstrakte Negation der bestehenden Verhältnisse es nicht 
bringt. Stattdessen muß gezeigt werden, wie ausgehend von 
den im modernen Kapitalismus entwickelten und sich entwik- 
kelnden gesellschaftlichen Strukturen und Kräften ein sozial- 
ökologischer und international solidarischer Umbau der ökono- 
mischen und sozialen Bedingungen eingeleitet und vorange- 
trieben werden kann, der die Dominanz kapitalistischer Interes- 
Sen zurückdrängt und perspektivisch überwindet. Darum ist 
eine über den jeweils nächsten Wahltermin hinausweisende 

Sozialistische Politik 
und Wirtschaft 

Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Ralf Krämer* 

Diskussion über konzeptionelle und strategi~heGrundorientie 
rungen sozialistischer Politikund Wirtschaft unumgänglich, um 
eine links-sozialistische Position zu fundieren und überzeugend 
begründen zu können. 

Uwe Kremers Beitrag geht Elementen bzw. Potentialen 
,,assoziierter Produktionsweise" nach, die sich noch im Rah- 
men des modernen Kapitalismus herausbilden und Aus- 
gangspunkte sozialistischer Gestaltung sein können. Die 
Chance für die Linke bestünde darin, die ,,Neoindustrialise- 
rung mit dem Projekt des ökolo- 
qischen und sozialen Umbaus ,,ES 1st ihre (der Arbeiterbewegung) hi- 
systematisch zu verbinden''. Da- storische Grunderfahrung, daß Repa- 
für entscheidend sei eine Aus- 
weituna neuer Formen wirt- raturen am Kapitalismus nicht - 
schaftsdemokratischer Einfluß- genügen. Eine neue Ordnung von 
nahme und insbesondere demo- 
kratische Kontrolle des Finanz- 

Wirtschaft und Gesellschaft ist nötig." 

Wesens und gesellschaftlicher In- Berliner Grundsatzprogramm der SPD, 
vestitionsfonds. Anknüpfend an 1989 
diesen Aufsatz sollte m.E. die 
Diskussion weitergeführt werden, ob und unter welchen Be- 
dingungen die beschriebenen Entwicklungen tatsächlich ,,so- 
zialistische Elemente und Potentiale" darstellen und in welcher 
Weise sozialistische Politik daran ansetzen sollte. 

Auch Wolfgang Gehrcke stellt demokratische Eingriffe in 
die Verfügungsgewalt und einen Umbau des gesellschaftli- 
chen Systems der Arbeit in den Mittelpunkt seiner Überlegun- 
gen. Im Unterschied zu Uwe Kremer betrachtet er aber die 
Frage der Verteilung -von ökonomischen Ressourcen, von 
Arbeit, von Lebenschancen - als das zentrale Problem. Damit 
werde auch über die Richtung der Produktivkraftentwicklung 
entschieden. Strategisch setzt er auf eine Stärkung demokra- 
tischer Politik gegenüber Kapitalinteressen und den Versuch, 
durch einen ,,neuen Gesellschaftsvertrag" die Spielräume für 
sozialistische Gestaltung zu erweitern. 

Frigga Haug betont, daß eine sozialistische Perspektive 
über die soziale Frage im entwickelten Kapitalismus hinaus 
auch Antworten auf die internationalen Spaltungen, die 
ökologische Frage und die Unterdrückung der Frauen geben 
müsse. Der Globalisierung des Kapitals und der weltweiten 
neoliberalen Gegenreform müsse eine globale Vernetzung 
des Widerstands der Unterdrückten aller Länder entgegen- 
gesetzt werden. Die neuen Kommunikationsmedien schaf- 
fen dazu die objektiven Möglichkeiten. 

„Die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne die Produk- 
tionsinstrumente, also die Produktionsverhältnisse, also 
sämtlichegesellschaftlichen Verhältnisse-fortwährend zu re- 
volutionieren", um noch einmal das Manifest zu zitieren. 
Wenn es eine Perspektive des Sozialismus im 21. Jahrhundert 
geben soll, müssen Sozialistlnnen Antworten auf die neuen 
Bedingungen und Fragen entwickeln und geben, die sich 
daraus ergeben. Wir werden die Debatte in folgenden Hef- 
ten der spw fortsetzen. spw 

I Vgl. zur Standortbestimrnung der spw das Editorial der Herausgebe- 
rlnnen in Heft 75, 1/94, S. 4ff. 

* Ralf Krämer, Dortmund, Sozialwissenschaftler, spw-Redaktion 
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über dem MSB-Spartakus noch stärker 
bewußt wurde und diese entspre- 
chend hervorhob, 

seine eigenständige Rolle in der so- 
zialdemokratischen Bewegung formu- 
lierte und parallel dazu ein offenes 
(nicht nur taktisch bestimmtes) Listen- 
konzept für die Studierenden-Parla- 
ments-Wahlen und die Fachschaftsar- 
beit entwickelte ("TuWas!") und 

ein Politikkonzept vorantrieb, das 
lnteressenvertretung, AStA- und Fach- 
schaftsarbeit nicht als eine administra- 
tive, an den Studentinnen und Stu- 
denten vorbeigehende Politik ver- 
stand. 

Der Bochumer SHB hat recht früh 
begriffen: Wer unter den Bedingun- 
gen einer Rechtsregierung die Studie- 
renden mittelfristig von linken Politik- 
konzeptionen überzeugen will, muß in 
allererster Linie deren Interessen auf- 
greifen, sie in den Strukturen der Ver- 
faßten Studierendenschaft und dar- 
über hinaus artikulieren und niedrig- 
schwellige Angebote des Mitmachens 
offerieren. 

Vor diesem Hintergrund wurde seit 
1986 in verschiedenen Etappen eine 
neue Konzeption der Anbindung akti- 
ver Studentinnen und Studenten an 
den SHB entwickelt. Dabei ist der SHB 
- bis auf den heutigen Tag - das orga- 
nisierende und orientierende Zentrum 
dieser breit angelegten Bündnisliste. 
Das Konzept von "TuWas!" ist weit 
mehr als eine kurzfristige Listenverbin- 
dung für Wahlen zum Studierenden- 
Parlament. Sie stellt vielmehr das An- 
gebot des SHB an alle Studentinnen 
und Studenten dar, sich mit ihren Be- 
dürfnissen und Ansprüchen an eine 
demokratische, emanzipatorische und 
linke Politik entsprechende Hand- 
lungsfelder an der Hochschule zu er- 
schließen. 

Keine Frage: Die Umwälzungen in 
Ost- und Mitteleuropa, die Auswir- 
kungen der neuen industriellen Revo- 
lution auf dieTechnologie und die ge- 
sellschaftlichen Beziehungen der 
Menschen haben auch im SHB Bo- 
chum tiefe Spuren hinterlassen. Sie 
haben zu Verirrungen, Fehleinschät- 
zungen und Rückschlägen geführt. 
Auch heute ist der SHB Bochum keine 
heile Welt und keine Insel der Glück- 
seligen. Auch war in einzelnen Pha- 
sen der 90er Jahre das Überleben als 
sozialistischer, parteiunabhängiger 
Verband gefährdet. Wie in zahlrei- 
chen anderen linken Gruppen fanden 
auch hier Anfang der 90er Jahre lang- 
wierige Selbstverständnis-Diskussio- 
nen statt, und nicht nur einmal stand 
die Gruppe mit ihrer ''Tuwas!''-Liste 

in der Versuchung, ein Sammelbek- 
ken für alles und jedes zu werden. 
Aber diese Wege waren nicht ge- 
kennzeichnet von jener postmoder- 
nen politischen Beliebigkeit und je- 
nem willfährigen Abschied vom Prin- 
zipiellen, der die deutsche Hochschul- 
Linke und mit ihr dieJuso-Hochschul- 
gruppen in die Bedeutungslosigkeit 
führten. 

bindliche, organisierte linke Politik 
nicht mehr zu gewinnen sei. Die Tu- 

Einzelpreis 20 Pm, 

olif 
Was!-Liste hat mit dem SHB einen or- 
ganisatorischen Kern, der sich auf die 
fortschrittliche Sozialdemokratie be- 
zieht. Dieser Kern ist, wie die Liste 
selbst, parteiunabhängig und versteht 
sich als Teil der sozialdemokratischen 
Bewegung. Die Tuwas!-Liste ist der 
parteiübergreifende Zusammenhang 
aktiver linker Studierender. Diese Or- 
aansationsform ist Modell für eine Das Projekt Sozialismus 
J 

mehrheitsfähige Plattform. In den Nach einem längeren Diskurs gab sich 
der SHB Bochum im Frühjahr 1996 
eine neue Grundsatzerklärung. Die 

Strukturen der Verfaßten Studieren- 
denschaft und darüber hinaus. Die Tu- 
Was!-Liste steht politisch an der darin enthaltenen Einschätzungen 

dürften auch und gerade für eine 
links-sozialdemokratische/sozialisti- 
sche Arbeit an den Hochschulen dis- 

Schnittstelle zwischen linker Sozialde- 
mokratie, fortschrittlichem grün-alter- 
nativen Spektrum und unabhängigen Jenseits vieler 

aktueller Denkmo- 
den wird die Linke 
wieder begreifen 
müssen: Will 
fortschrittliche 
Hochschulpolitik 
wieder handlungs- 
und i m  Wortsinne 
politikfähig werden, 
dann wird sie auch 
die Organisationsfra- 
ge beantworten 
müssen. 

kussionswürdig sein. Die Erklärung 
geht davon aus, daß die sozialistische 
Linke nicht abzuschwören braucht. 

Sozialistlnnen. Erst aufgrund der Par- 
teiunabhängigkeit ist TuWas! in der 
Lage, große Teile der studentischen 
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Sie darf vielmehr den Traum einer ge- Linken zu formieren. 
Die Arbeit der Gruppe ist Beleg 

dafür, daß parteiunabhängige, links- 
sozialdemokratische Hochschulpolitik 

rechteren Gesellschaft, mit dem Marx 
die Welt konfrontiert hat, nicht ver- 
drängen. Und sie darf ihr intellektuel- 
les Instrumentarium nicht wegwer- 
fen. Aber sie muß es natürlich über- 
prüfen. Wörtlich heißt es in der 

"nichts von gestern" ist. Sie ist ein 
reales Lehrbeispiel für die notwendige 
Neuformierung der organisierten, de- 

gum &eSurtltag bel Rommuniftildyen TZanifefte3. 
S o n  v a u l  Q e b i .  

9er 'Liorgang b4d genialen Bdjajfenl ijt in ber Citeratur Binn unb 23crftanb gegeben unb bat aird bem Chuiilnbiültigen 
bielfadj bargeitcltt borben; 9Ziehfdje bat eine plaitijdje -Tor= iwr menf4licSfn @ci@idjtc ein E i  n j i g e d gemacht tton 
itellung hbon  gegeben. B i e m n b  aber b t  bobl jo iinntallig, .ooIlenbeter wrmonie, ju f@ucn, 
Elar unb ttollfommen gL3 geidjilkri, iaie ber geniale 6ebaitfe 
geboren birb, aIB bie al!en Oiriedjcn in  iijrer Gage, bah VallaB <?Sie alled jic!j 3um Csian;en mebt, 
Utijtine, bie gÖttIidje 'TDeiShcit, bem N u ~ t e  beed 23a:eri; 3eils eins in k m  anbern toirit unb lebt! 
entjprungen {er in boller Qüitung, ala nidjt meijr t~adjfmhe3 .?Sie fjimrnel~fräfte auf unb nieber itoigen 
Ca3eien,,fonbern all feienbcs". CTZTilr; bat in fettiem 9ebenlbcrE unb fi(S bie golbncn Birncr reidjen! 
Uncnblic$eed unb Un~rgÜng[i&ed gelciitet, bat baia ioiijen= marr_' %irflidjFci!dfirtn @erbot iijm, bie Erfenritnis aitf 
fdjaitlidje %Üit3eug ge cben für bie gr3Ete jo3iale 'Bebegi~ng, bad gejrorenc (-Sefdjcijen, auf  bie 6efdjidjte, anjube!iben. dr 
bie bie "Ibltgejdjicijte fennt, ijat bie %rbciter[@aft ber 9än>er iit nidjt lum @idjiQtdprojejfor gemorben unb hat begannen, 
ber %klt getebrt, e i n e  Bpra&je 3u fpredjen unb b ~ d )  lp t  aite jener ErEcnntrriG praftijdje $oIgerungcn für bie Cwgcn= 
feincl feiner 'ZUerfe bad errei@t, bml baed Rommuniitij-$je murt unb 3utunft ~u jirijen. %r iijm ioie für bic 9er= 
127anifeit gab unb bracijte. 9enn aIIel, bad banadj, audj Don gangcnbeit, jo iiir btc Gegcnkrart ber Rampf ber Rlafien bal 
m a r ~  unb BngeI8, gefdjrieben iaurbe, bar nur betaillierte io i r E l i dj C (Cjcfüjcben itnb gatt iijm ni4t bic %erbrämutig 
Iluedfüijrung beifen, bag bad Rommuniitiidje 9nanijeft in ald bar3 Qkien, jo bar ber ineitere @ritt, \Beien unb Gein 
groben Umriffen entijielt: bad Rommunijti[djc 92ianijejt aber bcr (Sejellf&ft j i l  entbeden, in ber er lebte. 3n großen 
itieg auB bem 9irnfcI menidjIi4en '3enfenG ijerbor bie bie 3Ügen bicberum, aber ai16 ijicrin bid ijeute unangefodjten, 
Feucrfüule bei 'rcldjt. bat er 3 ~ ~ 3  'TDcien ber bürqerlidjcn (Sefcllidpit bargeleqt: iijre 

Grundsatzerklärung: "Unsere Vorstel- 
lung einer gerechten und humanen 
Gesellschaft drückt sich aus im Projekt 

mokratischen Linken an den Hoch- 
schulen der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Es wäre für andere Hochschulen 

Sozialismus." Dabei orientiert sich der wie für die Uni Bochum sinnvoll und 
SHB Bochum nicht an endgültigen 
und für alle maßgeblichen Modellen: 
"Wir können und wir wollen nicht 

hilfreich, wenn es zu ähnlichen Pro- 
jekten auch anderenorts kommen 
würde. Ob diese Projekte dann den 

den ausbuchstabierten Entwurf des 
Sozialismus liefern. Wir können das 
Projekt Sozialismus aber beschreiben: 

Namen SHB tragen, scheint von nach- 
geordneter Bedeutung. Aber über die 
inhaltliche Ausrichtung und die Prin- 

Der Sozialismus ist für uns der Inbe- z i ~ i e n  eines solchen Projekts dürfte 
griff einer humanen und sozialen Ge- 
sellschaftsform, die die Bedingungen 

eine Reflexion auch in der linken Sozi- 
aldemokratie nicht schaden. Jenseits 
vieler aktueller Denkmoden wird die schafft für emanzipierte Lebensfor- 

men. Wichtiges Element des Sozialis- 
mus ist eine ökologische, demokrati- 
sche und soziale Kontrolle der Pro- 
duktion." 

Linke wieder begreifen müssen: Will 
fortschrittliche Hochschulpolitik wie- 
der handlungs- und im Wortsinne po- 

%arg twr fein Erfinber, er tuar Enthder: h B  bat 
er fetbjt betont. „sie Oiefdjic$te aIIer bilberigen Geie[lj&ait 
ift bic 6cfdjicf)te bon Rlaijenfämpfen": bicjer Rarbinaliat, 
ben (marz bcm Rommuniitifdjen *VianiFeit boranf*idte, motltc 
ja ni6M anhre8, aM ein toirEenbed Geie$ im menfdjlidjen 
Qeidjeijen aufkcfen unb aui eine zormel bringen. Seute. ba 
bag 6eiei3 fo formuliert iit, ijt ed ein leidjtee, !ein \ri4irfen 
nadj3umeiien; tue[* ie[tfumcit %ei3 bietet ed aber @ittc, bic 
(Sefc$idjibfdjreibung ber Dergilngenen Sijrijunberte unb 3aIjr= 
taufenbe 3u Überlefen unter bem Gefi6tlpunft bed ni4t ents 
bcdten QeietJe4. &it 'XriffoteleS unb Sijuigbibel gibt e l  
feinen groFcn Gtaatglleijrer ober Qefdjic$tljdjreiber, ber fein 
%irten ni& gefühlt, ja frlbft geiein hätte: ijeute, ba mir bad 
@eietJ in feiner ~ormuIicrung fjaben, erkllen jid) bie 9unteI= 
Geiten, bie felbit jene Qr~ben  raiien mujten, weil Fe eben &ad 
Wirfen nur faijen, nidjt ba@ Qeleq. 

rcboIiitionierenbe S h i t  gegenüber ttergangerren Ge ic[ l j~ j tB= 
ftjitemen iinb bercn Zlebcrreiten, iijre itarfc dntmidlungls 
fähigfeit in ihrem e i n .  bic Bntioi\fIuitg unb SunEtion igrer 
$ro3uEtion~Fräftc. '2lbcr Iriary Bare fein -Xcbotu:iznär, lori= 
hern ulfenjall~ ein tü@tiger ~~afioiialöfonum gebeien, Bär: 
er babei itchen gcblicben, ba3 bi: bitrgerlidje 6eielljdytft be- 
ijerridjt. „SÜr iijn iit nodj ttor aIIem midjfig &B &je$ iijrer 
'Lieränberi~ng, ihrer (c;ntbidlung, baz hibt  ber Uebergang alt8 
einer 3orm in Sie anbere, aud einer Orbrrung &L%' 3uiummeit- 
bngd in eine anbere", !@rieb ein tiejbtidenber gritifer im 
Saijrc 1872. 

ZÜr biejen itrengen Eogifer bar bie 9ialeFtif bie 9en f=  
form, in ber er bad Gcieijcnbe erfajt. CUuB einer p$ilo= 
fophifdjen 'Eobe marb jie in feinem (Seljirn ein Gdjbert, 
„bei[ jie in k m  poiitieen 'LierjtänbitiS ber3 Wjteijenben 3u- 
qleidj au* bal 93crifänbnib feiner %eqation. ferne3 not= 

litikfähig werden, dann wird sie auch 
Bemerkenswert scheint uns auch, 

daß gerade die jungen SHBlerlnnen, 
die Organisationsfrage beantworten 
müssen. In einem solchen Überle- 

die nichts anderes kennengelernt ha- gungsprozeß wird schnell deutlich, 
daß sich der Widerstand gegen neoli- 
berale Politik und das Eintreten für ei- 
nen Politikwechsel, für Demokratie 

ben als Kohl und die Rechtsregierung, 
und die erst nach 89/90 politisch so- 
zialisiert wurden, gerade für die Orga- 
nisationsprinzipien des SHB offen sind 
und sie als wichtige Ursache für ihre 
Politikfähigkeit begreifen. Einheitlich- 
keit, Verbindlichkeit und Kollektivität 

und Emanzipation nicht in diffusen 
Zusammenhängen und schon gar 
nicht ausschließlich in linken Parteien 
realisieren lassen. Linke Politik, ob an Gcnbigen Untergange3 eini*iießt, ' e h  gGmorDene 3orm im marz  !%t bie @f6i&tgidjreihng rationalifkrf. C J [ ~ ~ ~ ~  '13eioequng, alio auc$ na$ ihrer üngli6en Gitc 

bar jie in %ijrtaufenben! Ein &@irr Bon ~ufälligfciten „ifa . . .„ gür ihn mr fein Gt)item, au,$ nidjt Me bitr unb CJafalit.ten- bud>Ln bei IVanif* Erbfo[geitrtit ger[i$ Qeie~[i@jt, auiälligfpit im Enrjtehen Iinb aud 
unb bir sltadjfolge in ($fette, . - E  unb FbeMberg auf 3~ gea 
ic$idjtfi&jer 9 k u t u n g .  mal im Bett ernea Türiten gei<fab, $ ~ r $ ~ ~ ~ k ~ ~ e r , 6 f ~ $ $ ~ ~ g \ e { ~ i j ~ e $ ~ t l ~ ~ ~ ~ i o ~ $ ~  bar Don gro erer Bebeutung a[@ bte Bnthdung Umerrfae 
bie Li maia iit hrute nodi beitimmenbere; i&r, io bie ticie WeiGheit hl &@B ernpbnbcn: natvia non 
%deutung =[i; bie 6rfinbung bed wiebpu[berd. Der Rampf. facit saltus - bie aatur macf)t feine BPrcnge- 
ber Rlafpn aled h r  grobe, ijinter ben (F>ejd$cijni@n fteijettbe U u l  biefer gan3 eigentlidj mar$ffifdjen TDeiBSeif jinb 
gefehmäbige 93orgung mit k t  ber (E>efdjic$teidjreibung eogil, nun ireilidj einige 3rrtümer entitanben Der berÜ3mte Btreit 

sind keine Dogmen, die zur Hierachi- 
sierung führen, sondern Prinzipien, die 

der Uni oder anderswo, Iäßt sich nicht 
ohne die Organisations- und Macht- 
fraae diskutieren. Wer das nicht be- handlungsfähige, emanzipative und 

< 

greift, wird bei den Herren Henkel, 
Cromme und Co. noch manches ler- 
nen müssen. Und in diesem Zusam- 

sozialistische Politik erst möglich ma- 
chen oder zumindest erleichtern. 

Der SHB Bochum und dieTuWas!- 
Listean der Ruhr-Universität haben die 
Legende widerlegt, daß die heutige 
Studierendengeneration für eine ver- 

menhang sei daran erinnert, daß ne- 
ben den neuen Fragen auch manch 
alte noch nicht ganz gelöst ist. S ~ W  
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Einheitlichkeit, 
Verbindlichkeit und  

Kollektivität sind 
keine Dogmen, die 

zur Hierachisierung 
führen, sondern 

Prinzipien, die 
handlungsfähige, 
emanzipative und  

sozialistische Politik 
erst möglich machen 

oder zumindest 
erleichtern. 

Selbstzweck sein, sehen sich mit der 
Hypothek eigener Geschichte konfron- 
tiert. 

Mit  der Linkswende des SHB Ende 
der 60er Jahre entwickelte sich der 
Verband zu einer Organisation "die 
auf der Grundlage des wissenschaft- 
lichen Sozialismus um die sozialisti- 
sche Umgestaltung der BRD kämpft" 
(Grundsatzerklärung). Die Ausdeu- 
tung dessen, was "wissenschaftlicher 
Sozialismus" sei, hat der SHB nur all- 
zuoft mit einem - wenn auch zuwei- 
len kritischen - Bekenntniszwang zum 
Staatssozialismus verwechselt. Der 
SHB hat die "Idee" hinter dem System 
gesehen und lange Zeit nicht sehen 
wollen, daß die staatssozialistischen 
Länder mit  ihrer politischen Rhetorik 
fortschrittliche Ideen zu ihrer Legiti- 
mation mißbraucht haben. Und si- 
cher hat eine Mehrheit des Verbandes 
sich in seinem Selbstverständnis als 
marxistische Organisation zu lange 
gegen dissonante Erfahrungen abge- 
schirmt. Das hat zu einer immer wie- 
der auftretenden Blindheit gegenüber 
der Realität des Staatssozialismus ge- 
führt. 

Auch der SHB Bochum hat lange 
gebraucht, um (anders als die Mehr- 
heit des Bundesverbandes) zu begrei- 
fen, daß der Staatssozialismus auch 
deshalb nicht zukunftsfähig ist, weil 
er von der falschen Prämisse ausging, 
mit Hilfe staatlicher Macht repressiv 
und gewaltsam solidarische Lebens- 
verhältnisse herstellen zu können. Im 
Untergang des Staatssozialismus al- 
lerdings die wesentliche Ursache für 
den bundesweiten Niedergang des 
SHB zu sehen, wäre eine oberflächlich 
verkürzte Analyse. Natürlich erfaßten 
die mit diesem historischen Einschnitt 
verbundenen Unsicherheiten auch 
den SHB, aber wirklich entscheidend 
war dies nicht. denn so monolithisch 
auf den Staatssozialismus festgelegt, 
wie dies zuweilen gern gesehen wird, 
war der SHB nicht. Dazu kommt, daß 
eine überwältigende Mehrheit der 
SHB-Mitglieder das SPD-Parteibuch 
keinesfalls aus taktischen Gründen 
besaß. 

Von ganz wesentlicher Bedeutung 
für das Scheitern des SHB erscheint 
uns, daß es dem Verband -wie der ge- 
samten deutschen Sozialdemokratie - 
Mitte der 80er ~ahr'e nicht gelang, sich 
auf die tiefgreifenden innenpolitischen 
Veränderungen durch den Antritt der 
Rechtsregierung und die sich entwik- 
kelnde Hegemonie des Neoliberalis- 
mus einzustellen. Besonders proble- 
matisch war die Tatsache, daß die 
Möglichkeit einer dauerhaften Instal- 

lierung des konservativen Blocks an 
der Macht höchstens theoretisch be- 
dacht wurde, aber keinerlei Auswir- 
kungen hatte auf die Entwicklung der 
strategischen Konzeption. So blieb 
beispielsweise offen, wie unter den Be- 
dingungen des langsamen Verschwin- 
d e n ~  industrieller Arbeit die Strategie 
des "antimonopolistischen Bündnis- 
ses'' zu hinterfragen oder zu überar- 
beiten wäre. Oder wie gewerkschaft- 
lich-orientierte Hochschulpolitik unter 
Vorherrschaft neoliberaler Hegemonie 
neu auszugestalten wäre. Zudem 
lähmte die innerhalb der Grundsatz- 
programmdiskussion vom Bundesvor- 
stand durchgesetzte Annäherung an 
die parteilich formierte Sozialdemo- 
kratie eine Auseinandersetzung über 
diese entscheidenden Fragen. Für eine 
vergleichsweise kleine Organisation 
wie einen Studierendenverband muß- 
ten diese theoretisch-praktischen 
Schwächen fatale Auswirkungen ha- 
ben. 

Verbandsprinzipien 
Zweifelsfrei hat auch die nicht ausrei- 
chend entwickelte innewerbandliche 
Demokratie des SHB in den 80er Jah- 
ren mit zu seinem Niedergang beige- 
tragen. Gerne wird in diesem Zusam- 
menhang auf die Verbandsprinzipien 
des SHB als originäre Ursache für die 
Demokratiedefizite hingewiesen. 
Mehr als der Versuch einer deskripti- 
ven Beweisführung ist dabei aller- 
dings nie herausgekommen. Wichti- 
ge Verbandsprinzipien des SHB wur- 
den seit 1983 unter den Stichworten 
"Planung und Leitung", "Kritik und 
Selbstkritik", "Einheitlichkeit und Ver- 
bindlichkeit" und "Kollektivität und 
Solidarität" zusammengefaßt. Bei al- 
len Anwendungsschwächen dieser 
Prinzipien in der Praxis, bei allen Ver- 
suchen, sie einseitig zu instrumentali- 
sieren, hatten und haben diese Struk- 
turelemente für eine sozialistische Or- 
ganisation allerdings mehr Vor- als 
Nachteile. Und dementsprechend ge- 
hörte zu den Stärken des SHB ja seine 
klare Organisationsstruktur und 
Schlagkraft. Deshalb erscheint es uns 
von entscheidener Bedeutung, wie 
und mit welchem Ziel diese Prinzipien 
gelebt werden. 

Es muß Gründe geben, warum 
dies im SHB Bochum bis heute mehr 
gut als schlecht funktioniert. Aus- 
gangspunkt für die Realisierung der 
Verbandsprinzipien war für die Bo- 
chumer Gruppe seit Mitte der 80er 
Jahre die Einsicht: "Eine Mee, die 
nicht organisiert ist, wird zu einem 
oder bleibt ein individualistisches 
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Konzept, das keine Wirkung hat." Die 
Entwicklung praktizierter innerver- 
bandlicher Demokratie und die Ent- 
faltung optimaler Handlungsfähigkeit 
wurden und werden dabei als die 
zwei Seiten einer Medaille begriffen. 
Voraussetzung für die anzustrebende 
Geschlossenheit und die Verbindlich- 
keit der Umsetzung ist die Teilhabe 
der Mitglieder an und die Einsicht in 
die Positionsbildung. Einheitlich heißt 
hier nicht, daß es zu bestimmten Fra- 
gen nicht auch unterschiedliche Mei- 
nungen geben könnte. Im Gegenteil 
sind diese für eine grundsätzliche Dis- 
kussion unerläßlich. Einheitlichkeit 
muß jedoch bedeuten, daß einmal 
gefaßte Beschlüsse auch eingehalten 
und umgesetzt werden. Diskussio- 
nen, die nie beendet werden, lähmen 
und schwächen jede linke Organisati- 
on. Erweisen sich einmal gefaßte Be- 
schlüsse als nicht praxistauglich, so 
werden sie modifiziert. Integraler Be- 
standteil der Verwirklichung des Prin- 
zips von Einheitlichkeit und Verbind- 
lichkeit ist deshalb die ständige Be- 
schlußkontrolle, d. h. eine intensive 
gemeinsame Auswertung (Anwen- 
dung von Kritik und Selbstkritik) der 
Beschlüsse und Aktionen mit dem 
Ziel, eine weitere Planung im Kollektiv 
möglich zu machen. 

Zum Problem werden die Prinzipi- 
en allerdings dann, wenn sie isoliert 
benutzt oder gegeneinander in Stel- 
lung gebracht werden. Und das war 
Ende der 80er Jahre im SHB (nicht nur 
auf Bundesebene) mehr die Regel als 
die Ausnahme. 

Das Phänomen SHB Bochum 
Der Sozialistische Hochschulbund Bo- 
chum besteht als parteiunabhängige 
links-sozialdemokratische Studieren- 
denorganisation seit 30 Jahren. Das 
dürfte in der jüngeren Geschichte lin- 
ker bundesdeutscher Hochschulorga- 
nisationen einzigartig sein. Seit jetzt 
1 1  Jahren stellt der SHB Bochum die 
personell und bei Wahlen mit Abstand 
stärkste Kraft an einer der größten 
deutschen Universitäten und führt seit 
April 1988 ununterbrochen den Allge- 
meinen Studierenden Ausschuß 
(AStA) der Ruhr-Universität. 

Daß dem SHB Bochum der Weg 
des Untergangs erspart blieb, findet 
seine Erklärung darin, daß sich die 
Gruppe ab etwa Mitte der 80er Jahre 
mehr und mehr von der dogmatisch 
versteinerten Lesart des Marxismus ei- 
ner Verbandsmehrheit auf Bundesebe- 
ne verabschiedete und gleichzeitig 

seine Gruppenstruktur festigte, 
sich der Eigenständigkeit gegen- 
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Vollbeschäftigung 

u m  hi? ,,SXL<: bie einen meinten bie SXeborution, bie anber~n 
bic Eaorution erfülle fo redjt bal bOn 9Iiarg cntbedtc Qefeb 
unb um bicfei? 92 ijuben fidj in 3aijrjcijntcn bic feinbIicStln 
Brüber in Nt t ragi fer  Q3eiic gcfirittcn. Unb bodj fjatte 
a [ l e g  in M a r ~ .  feincn Ginn unb feine Pogif; allfl Beiciibe 
@at fcincn Ginn, bic aIl& 6cbcfenc 3u feincr seit h n  fcincn 
ijattc. S t t c  22iar~ hm, hia.3 ijunhrtfa4 in b-cr Qefdjidjte 
hiar, b4r ( f l ~ b o ~ ~ f i 0 I t  i m  eigcntIi&n Ginn, bcr „mit ioilb 
mcijcn+m SodcnFyar unb cberncn 9 n h k n  an ben gÜgcnir 
bcn Ginn abgcfDroQn, 50 müre fe~nc ganje ?3ijiloiopbic io 
eine iaäficriqc Rraftbrüb geborben, mit bic jcncr, bie hl 
gcfdj i&t l id jc '~ i~i jcn  a ~ f  bcn 'BcifdjIaf i m  fÜrftfic$en -C= 
bctt obcr auf bcn 2ibIerblid fjcrab botn ~cIbijerrnijugcI 3urudn 
fiibrcn. 3n  %irTit+fcit finb beibe cinl: bic Geic@mäfjigEeit 
ift ba6? Emefen, bic Xcb0hti0n aber iit Wc Sorm, in bcr baG 
Ecicij fidj Qclhing wrfcfjafft. 9ic (ScfcfJc ber dleFtri3itÜt - 
bcfannt obcr unbefannt -. iaaitcn in unocrbrÜdjli&a @fep 
mäbigicit über bcr Erbe, abcr 3 I t f  unb 9ontrcr iinb k e  
sorm, in ber fic iidj äußern, mit iijrcm 8djabcn unb mit 
tbrcr Erquidung. 

(rnar~ bat bic Pcbrc k c i t l  im Rommuniftiidjen 92bniicit 
iiui hi? 6cfCr,cijcn übertragcn. 9ic biirgerli+c 05cicIIid)aft 
cntiüidcit bic mcnf+li@n ~robuft iafräftc in4 Ungcmcifcnc, 
,,bat in iijrcr Euum ijunbertiabrigcn Rlaffenijerridju~t maficn= 
ijaftcrc unb Foio~ialcrc ~~robuftionSfräftc gc[cijaiicn als alle 
bcrgangcncn Ckncrationcn ~ [ a m m c n .  Untcrjo$ung bcr %tut= 
Fräftc, TIIafdjincric, Ilnkmnbung 8er 6ij:mic auf 3nbuitrie unb 
%dcrbau, 9am~ifCr,iifaijrf, @ijenba$ncn, cfcffriidjc scicgra- 
pijic, Urbasmadjiing gon3cr ?IklttciIc, B$$iiharrn~c$ung ber 
st f i f fc ,  ganjc, aui3 bcm %oben ~crborgcftanip~tc L'3coolfcrungcn1' 
mic bat bcr 2Eanii, b-cr bat3 bor 80 3abrcn icijrich, nüdjtcrne 
Brfcnntnil mit pro~hctijCr,cr ?3iiion bcrhunbcn. U i ~ b  bialcftii4 
faij cr bic QcqcnfrUitc. „9ic Boi~rgcoific bat nidjt nur bie 
.rCaifcn gcidjtficn, bic ibr bcn 50b brinqen, fic bz~t audj bic 
Qiänncr gcidjaiicn, bie bicic CfCaficn iübren mcrbcn - bic 
nrobcrncn arbcitcr, bic -ifrolctaricr." ,;2Xit bcr Bntiaidluttg 
bcr Snbüittic bcrmcbr: fi* nidjt nur ba8 ~rolctariat, cg hiirb 
in grnbcrcn I!iaiicn ~~~i~nrtnc~igcbrängt,  cJ füblt f i d j  mcbr-" 
3n  bicjcn Ccitinotiacn- ijt bie Ccbrc bcS S?ornmuiiiitifdjcn 
CIiaiiifeitcG, bcr i2riaryildniil8 3ufammcngefabt. 

Sat ijier I2iar~ bic propijetif4c 9iiion bcrlaffcn, barb 
bier cr 3um Tijantaftcn? 9 ic  gragc iit fo oft in bjcfen 
3abrcn ünb 3aSr3cijnicn angcidjnittcn morbcn Übcr 10 biclcn 
XüdfälIcn, bic Sic Xrbcitcr, io bicr~n %Übfdjiägcn, bie bic 
%chicgung crlittcii. mar8 i j ~ t  audj bieic gcfcijcir, in ifjrcr 
%cbeutung irnb (>iotu>cnbigfcit crfatint. Unb iacnn ntandjc 
Gcgncr triumpijicrcn, io m3djlcii iai: bic ciiic 6cgcnfragc 
itcllcn: b o  in bcr @cfdjidjtc iif & acmcicn. bzk ciii armer. 
barhiirbcr &ic[)rtcr, irgcnbhio in Gin; 3&iamnkrcr, ein arm; 
fcligcd 23roidjÜrcfyn ic$ricb, baG bclitc nadj adjtjig 3oijrcn: 
cinc %clt nrit rcincn Btbaiikn criüllt hat Fo [ehr. ban aut 
bcm Erbball iajt fcin '.Urolctarier &ehr iit .  Bcr 'i&c (hiunb; 
k,cbanfcn nic$t Iennf? 90 taar cg, bat cin arrnfctigcr ~jribciit 
eincn Oc$Iadjtrui cntfanbtc, bcr nadj adjt3ig Sabrcn nidjt 
tiodj, ionbcrn iinmcr micbcr bic Scrridjcnbcn in G3~rcifeii fc!jti> 
Gcrt ud~f3ig 3aIjrcn iit biciel sudj  gcidjricbcn: icit nciinunb= 
iiebjig itcl~cn alle ir\cnolutioncn in fcincin 3ci&cn. 3it bna 
Sitcrutur obcr iit bnG %t? Qrogc Ontbcbcr unb briinbcr, 
gcioib, bat bic -XcIt gcichcn, ?5clttcilc unb Tiiturfräitc 
inurbcii cntbcGt unb bamrt h'r beftcbcnbc 5I'nIturfrcrs gcäiibcrt: 
Sar[ 11iarr abcr ,bat bog Qcictj bc: ittcnfdjIid>cn @cidjcijcni3 
ciitbcdt unb batirrt bcn 927cnfdwn Born T5:icn ;um hcrrcn 
icinca &cidjic'cZ ctSubcn. 9 a e  iit C@. mag' bic" %eb&rtuna 
jcncs 23iidjlciti~ oon aor a4t3ig 3abrcn auicmadjt unb ba2 
iijm in k r  6cia)idjtc bcl mcnfdjlic$m 6ciftcic eiric BtcIIc 
$bt, bic io hicnig mcggebadjt berbcn fann, inic & miigii6 
ilt, biz VoIc bon bcr &rbc hicgjubcnfcn. 

Sendet 

neu bestimmen 

- Wege aus der Jobkrise - 
I 

Tagung des Europäischen Aufrufs 
für Vollbeschäftigung 

Berlin, 9. und 10. Mai 1998, Tagungs- 
zentrum Haus am Köllnischen Park 

Samstag, 9. Mai 1998: 

12 - 13 Uhr: Eröffnung 

13.30 - 15 Uhr: Impulsreferate: 

Ein neues Leitbild der Vollbeschäftigung (Dr 
Werner Krämer, Sozialethiker, PD Universitä, 
Dortmund) 
Beschäftigungspolitik in europ. Perspektive - 
Aufgaben und Instrumente (Ken Coates MdEF 
Brüssel) 

Arbeitszeitverkürzung und doppelte Umver 
teilung (Dr. lngrid Kurz-Scherf, Universitä 
Marburg) 

15.30 - 19.00: Foren 

Forum plätze? I: Der Euro kommt - gehen die Arbeits 

Forum 2: Weniger arbeiten, gerecht teilen, bes 
ser leben 

Forum 3: Nachhaltigkeit schafft neue Arbeit 

Forum 4: Solidarität statt Ausgrenzung 

19.30 - 21.00 Uhr: Diskussion: Wir können auci 
anders! - Unsere Wege aus der lobkrise . 

mit Vertreterlnnen aus Kirchen, Gewerkschaften, EI 
werbslosenverbänden, Wissenschaft und Parteien 

Sonntag, 10. Mai 1998 

70 - 12 Uhr: Beratung über Berliner Thesen zu 
den Anforderungen an eine deutsche Beschäfti- 
gungspolitik mit europäischer Dimension; mil 
Frieder 0. Wolf MdEP, Berlin 

4usführliches Tagungsprogramm u n d  Anmeldung bei: 
=rank Schmidt, Gewerkschaft Holz und Kunststoff, Sonnenstr. 10; 
10227 Düsseldorf, Tel.: 02 1 1 - 77 03 2 10 , Fax: 02 1 1-77 03 2 10 

spw. Zeitschrift fur Sozial~stische Politik und Wirtschaft. Heft 100. 1998 



Moderner Sozialismus 
und 
Wirtschaftsdemokratie 
von Uwe Krerner* 

E s ist noch gar nicht so lange her, daß ich in der spw 
einen Artikel unter dem Titel ,,Sozialismus als offenes 
historisches Projekt" plazieren durfte. Hierin wurde 

der Sozialismus als ein Vorhaben definiert, ,,in dessen Mit- 
telpunkt die Gemeinschaftlichkeit als moralisches und re- 

gulatives Prinzip des menschli- 

Als sozialistische Elemente (oder Po- chen steht 
und das - wiewohl in begrenz- 

tentiale) bezeichne ich zunächst Ele- ten bzw. bornierten Formen 

mente aemeinschaftlicher Reaeluna, v~moderner  Epochen wur- 
d d d .  

zelnd - sich im Kontext der 
die sich innerhalb anderer Logiken modernen Zivilisation, also der 
bzw. Formbestimmungen herausbil- Industrie und des Weltmarktes, 

der Arbeiterklasse, der Intelli- 
den und diesen (noch) unterliegen. genz und der Volksmassen ent- 

faltet. Dieses Projekt umfaßt 
m.E. - man kann auch andere Klassifizierungen wählen - 
drei zentrale Aspekte: 

den Sozialismus als real existierende gesellschaftliche 
Struktur (als System, Produktionsweise, Gesellschaftsfor- 
mation o.ä.), 

den Sozialismus als moralisch-kulturelles Ensemble (als 
Wertehorizont, Lebenseinstellung, Kommunikationsform 
o.ä.), 

den Sozialismus als kollektive Betätigungs- bzw. Kampf- 
form (als soziale Bewegung: spontane Vereinigung wie 
auch Organisation)." 

Im nachfolgenden Text möchte ich mich nun der Frage 
der ökonomischen Elemente eines modernen Sozialismus 
widmen, wobei ich ganz überwiegend auf einen noch älte- 
ren Artikel (nämlich aus der spw-Ausgabe vom Januar 
1990) zurückgreife, der mit der Überschrift ,,Demokrati- 
sche Wirtschaftsreform und moderner Kapitalismus" über- 
schrieben war. Er enthielt wiederum zentrale Elemente, die 
aus den „53 Thesen des Projektes Moderner Sozialismus" 
der Jusos stammten. Im übrigen deckte er sich in vielerlei 
Hinsicht mit der Grundphilosophie des Berliner Grundsatz- 
Programmes der SPD (,,Politik ausgewählter Wachstums- 
felder" und Wirtschaftsdemokratie). 

Sozialistische Elemente und Potentiale 
Die Entwicklung des sozialistischen Projektes kann 
auch in Zukunft nicht von der Frage losgelöst werden. 
was der Sozialismus als ökonomischer Mechanismus 
darstellen könnte. Für die Bewertung der Vergangen- 
heit wie auch der Zukunft wiederhole ich einen schon 
mehrfach unterbreiteten Vorschlag: Bevor wir uns auf 

* Dr. Uwe Kremer, Dortrnund, spw-Herausgeber 
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die Ebene formationstheoretischer Gesamtdefinitionen 
begeben, sollten wir zunächst von Elementen des So- 
zialismus sprechen und sie in der Entwicklung des Ka- 
pitalismus (wie auch der sowjetischen Formation) zu 
identifizieren versuchen. Diesem Vorschlag unterliegt 
die Auffassung, die bisherige Geschichte des Sozialis- 
mus als eine Geschichte der Herausbildung derartiger 
sozialistischer Elemente zu verstehen - in gewisser 
Weise vergleichbar mi t  der Vorgeschichte der bürger- 
lich-modernen Produktionsweise, deren Elemente sich 
schon im Rahmen von vorkapitalistischen Formationen 
bzw. in  Verbindung mi t  vorhergehenden Produktions- 
weisen entwickelten - bis die historische Zeit in  einigen 
Regionen der Erde reif für die Durchsetzung des Kapi- 
talismus war. Redet man über den Sozialismus als Sy- 
stemalternative, als Produktionsweise oder gar als Ge- 
sellschaftsformation, so gehe ich mithin von Marx' be- 
kannter Feststellung aus, daß eine Gesellschaftsforma- 
t ion nicht untergehe, bevor sie in ihrem Schoß sämtli- 
che Elemente der neuen hervorgebracht habe. 

Als sozialistische Elemente bezeichne ich zunächst 
Elemente gemeinschaftlicher Regelung, die sich inner- 
halb anderer Logiken bzw. Formbestimmungen heraus- 
bilden und diesen (noch) unterliegen (man müßte viel- 
leicht besser von ,,sozialistischen Potentialen" sprechen). 
Die Schriften von Marx sind voll mit Hinweisen auf der- 
artige Elemente (bzw. Potentiale) - erinnert sei hier an 
seine Bemerkungen zur Verkürzung des Arbeitstages als 
Sieg der politischen Ökonomie der Arbeit über die des 
Kapitals, seine Ausführungen zur Verwissenschaftli- 
chung der Produktion und ihrer Konsequenzen für das 
Wertgesetz und die Rolle des Arbeiters, seine Hinweise 
auf die Veränderung bzw. Herausbildung neuer Eigen- 
tumsformen von den Aktiengesellschaften bis hin zu 
den Kooperativfabriken. 

Vor diesem Hintergrund kann man ungezwungener an 
die Frage herangehen, wie es mit der Realität des Sozialis- 
mus in der sowjetischen Formation des Ostens, aber auch 
hinsichtlich des Sozialstaats im Westen aussah. Denn die 
Geschichte des Sozialismus des 20. Jahrhunderts war so- 
wohl auf sozialdemokratischer wie auch kommunistischer 
Seite mit der Herausbildung bzw. Freisetzung derartiger 
Elemente verknüpft - und zwar im wesentlichen in zweier- 
lei Weise: 

als Herausbildung des Sozialstaates und eines dadurch 
geprägten Sektors der Verteilung von Reichtum und der Er- 
bringung von Dienstleistungen sowie der gewerkschaftli- 
chen Mitbestimmung und genossenschaftlichen Koopera- 
tion, der zwar funktional auf die in der Produktion domi- 
nierende kapitalistische Akkumulationslogik (in seiner mo- 
nopolkapitalistischen und fordistischen Ausprägung) be- 
zogen war, selbst aber eine andere Logik beinhaltete 
(Schweden kann hier als Inbegriff des ,,realen Sozialismus" 
sozialdemokratischer Prägung im Kapitalismus der Metro- 
polen angesehen werden); 

als Herausbildung gemeinschaftlicher Strukturen im 
Zuge nachholender lndustrialisierungsprozesse an der Peri- 
pherie des Weltmarktes, die v.a. auf den Gebieten der so- 
zialen Sicherung, des Bildungs- und Gesundheitswesens, 
der Arbeitskollektive, der Volkskultur u.a.m. eine eigen- 
ständige Ausprägung annahmen, dabei nach innen so- 
wohl mit  vormodernen Formen und Elementen (von der 
Dorfgemeinschaft bis zum,Despotismus) wie auch mit ei- 
nem extremen Etatismus [Orientierung auf staatliche Rege 
lung, die Red.], nach außen mit einem kapitalistisch domi- 
nierten Weltmarkt koexistierten. 
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Der folgende Artikel war uns angekündigt worden als Reaktion auf den Aufsatz von Christoph Meyer zur Geschichte des 
SHB (,Aktionseinheit, Klatschmärsche und Grundlagenfetischismus~ in: spw 6/97, 5.3 1-35). Er ist aber vor allem ein - an 
vielen Punkten zur Kontroverse herausfordernder - Beitrag zur Diskussion um die Organisation und Perspektiven linkssozi- 
aldemokratischer Politik an den Hochschulen. Einige der Antworten des Artikel erscheinen als etwas einfach, und einige 
Fragen muß er sich gefallen lassen, etwa ob es nicht - bei allem Respekt vor den Erfolgen des SHB Bochurn - etwas vermes- 
sen ist, das eigene Konzept als ,, Lehrbeispiel" allgemein übertragen zu wollen, oder ob die Formulierungen zur innerver- 
bandlichen Demokratie des historischen SHB - deren eklatanter Mangel ein Hauptgrund seines Untergangs war - nicht 
doch verharmlosend sind. Auch ob Verbandsprinzipien, wie sie der SHB formuliert und interpretiert hat, für linke Hoch- 
schulpolitik sinnvoll und realistisch sind und es sich nur u m  ,, Anwendungsschwächen" handelte, kann bezweifelt werden. 
,,Einheitlichkeit1' ist angesichts der Komplexität der Bedingungen eine Illusion. Und nicht zuletzt gibt es aus der Geschich- 
te des Verbands begründete Vorbehalte gegen ein Anknüpfen daran und damit gegen den Namen SHB (vgl. og. Artikel 
von Meyer). Eine weitergehende Diskussion um Organisation und Perspektiven linkssozialdemokratischer Hochschulpoli- 
tik ist allerdings angesichts deren eklatanter Schwäche U. E. unumgänglich. Weitere Beiträge in spw dazu sind erwünscht. 

Die spw-Redaktion 

D ie Streiks der Studentlnnen- 
Bewegung im Herbst 1997 
haben noch einmal Fragen 

aufgeworfen, die schon seit Jahren der 
Beantwortung harren, und die ein be- 
zeichnendes Licht auf die Bedeutung 
der Sozialdemokratie an den Hoch- 
schulen der Bundesrepublik Deutsch- 
land werfen. 

Die aktuelle Studentlnnen-Bewe- 
gung ist vor allem eine Protest- und 
Suchbewegung, der organisierende 
Kerne und politische Zentren fehlen. 
Organisationspolitische Formen der 
Sozialdemokratie spielen in ihr - wenn 
überhaupt - eine marginale Rolle. Es 
wurde noch einmal deutlich: Die 
Schwäche der Sozialdemokratie in 
der Gruppe der bis 30-jährigen ist be- 
sonders an den Hochschulen augen- 
scheinlich. Gleichwohl gibt es unter 
den Studierenden das ausgeprägte 
Bedürfnis nach politischen Alternati- 
ven zum herrschenden Status quo 
deutscher Politik. Es wächst der 
Wunsch nach qualitativ neuen Politik- 
konzepten und Organisationsformen. 

Wer sich den Realitäten nicht ver- 
schließt, stellt fest: Bundesweite, orga- 
nisierte linke Studierenden-Verbände 
existieren nicht mehr oder sind ver- 
gleichsweise orientierungs- und be- 
deutungslos. Das gilt auch für die 
Juso-Hochschulgruppen. Sie sind we- 
der in der Lage, ein breites sozialde- 
mokratisches Spektrum noch das 
linksalternative und sozialistische Mi- 
lieu abzudecken. Gemessen an ihren 
Ansprüchen sind die Juso-Hochschul- 
gruppen gescheitert. Die von den Stu- 
dierenden subjektiv vorgenommene 
Zuordnung der Juso-HSG zum SPD- 
Parteiapparat schränken ihre Wir- 
kungsmöglichkeiten deutlich und ihre 
Hegemonie-Fähigkeit dramatisch ein. 

Notwendige Breitenakzeptanz 
Das ist das Dilemma aller parteinah zu 
verortenden linken Hochschulprojekte. 
Sie sind mittelfristig zum Scheitern ver- 
urteilt, weil lhnen die nötige Breitenak- 
zeptanz fehlt. Eine bundesweit agie- 
rende, handlungs- und orientierungs- 
fähige demokratische Linke an den 

Das Elend der linken 
Sozialdemokratie an 

den Hochschulen 
Anmerkungen zum Phänomen SHB Bochum und 

seinen möglichen Perspektiven 

von Achirn Dahlheirnec Lothar Fröhlich 
u n d  Barbara Underberg* 

Hochschulen fehlt. Sie ist allerdings 
notwendiger denn je. Das gilt schon 
deshalb, weil die Schaffung eines Kli- 
mas für einen inhaltlich ausgewiese- 
nen Politikwechsel die Hochschulen 
nicht ausblenden kann. Auch deshalb 
lohnt ein Blick in die Vergangenheit 
des SHB und - mit Verlaub - die Gegen- 
wart des SHB Bochum. War doch der 
Sozialistische Hochschulbund (mit al- 
len seinen Schwächen, aber auch Stär- 
ken) der letzte existierende parteiun- 
abhängige Ausdruck linker Sozialde- 
mokratie an den Hochschulen. 

Diesen - gezwungenermaßen knap- 
pen - Rück- und Ausblick unterneh- 
men wir in der Einsicht, das IinkeTradi- 
tionen nur so lange lebendig bleiben, 
wie sie produktiv fortgeführt und da- 
mit  auch verändert werden. Jedes 
neue Nachdenken über die Geschichte 
des SHB und die Aufgaben linker 
Hochschulpolitik heute, sollen sie kein 

Das ist das Dilemma 
aller parteinah zu 
verortenden linken 
Hochschulprojekte. 
Sie sind mittelfristig 
zum Scheitern 
verurteilt, weil lhnen 
die nötige Breitenak- 
zeptanz fehlt. Eine 
bundesweit agieren- 
de, handlungs- und 
orientierungs fähige 
demokratische Linke 
an den Hochschulen 
fehlt. 

Achirn Dahlheirnec SHB-Vorsitzender in Bochurn und München 1981 - 
1983, Mitgliedirn SHB-Bundesausschuß 1981 - 1986, heute SHB- 

Förderkreis; Lothar Fröhlich, SHB-Vorsitzender in Bochum 1990; Barbara 
Underberg, SHB-Vorsitzende in Bochurn 1994195 
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Fazit: Den Jusos der 90er Jahre 
hat Tilman Fichter wenig zu sagen. 
Die intellektuelle Substanz und das 
politische Selbstbewußtsein der Ju- 
sos ist entwickelt genug, zur Reor- 
ganisation der Arbeits- und Orga- 
nisationsformen der SPD im Ju- 
gendbereich kompetente Auskünf- 
te zu geben. Man muß sie aller- 
dings auch fragen. Auch an der 
Suche nach der ,,nächsten und 
übernächsten Führungsgeneration 
der SPD" (5. 46) werden sich die 
Jusos - im Sinne des Konzepts der 
linken Richtungsorganisation - mit 
großem Engagement beteiligen. 

SPD-Enkel: vaterlandslose 
Gesellen? 
Tilman Fichter versucht sich seit 
geraumer Zeit als konzeptiver 
Ideologe nationaler Orientierun- 
gen innerhalb der SPD. Ein Aus- 
gangspunkt seiner Ambitionen ist 
die These vom Desinteresse der 
SPD-Enkel gegenüber der DDR-Re- 
volution von 1989. Fichter stützt 
sich dabei auf Willy Brandt: ,,Für 
ihn blieb die Anerkennung der 
Spaltung Deutschlands' Anfang 
der 70er Jahre immer nur ein real- 
politischer Zwischenschritt auf 
dem Weg zur Einheit der deut- 

Ausbildung, Vollbeschäftigung, Einstieg in 
die Solarwirtschafl - das sind unsere Themen! 

Wir sind links und lebendig. 
Wir haben Ansprüche. 

Wir machen diese Ansprüche deutlich. 

schen Nation. Andererseits hatte 
jedoch Brandt i n  den 70er Jahren 
darauf verzichtet, seinen Enkeln 
dieses Denken in  taktischen Zwi- 
schenschritten zu vermitteln." 
(S. 46) 

Die These von den realpoliti- 
schen und taktischen Zwischen- 
schritten ist schlicht falsch. Horst 
Ehmke hat die Situation im Westen 
am Ende der 80er Jahre auf den 
Punkt gebracht: ,,Auf die innere 
Einheit war niemand vorbereitet."* 
Fichter sollte an diesem Punkt of- 
fen aussprechen, welche Frage ihn 
umtreibt: Es ist die Haltung der 
SPD zur nationalen Identität, zu 
Deutschland. 

Darauf hat er eine klare Ant- 
wor t  verdient: Das Konzept des 
politisch-territorialen souveränen 
Nationalstaats ist ein historisches 
Auslaufmodell. Für die politische 
Linke liegt die Zukunft in  einer 
forcierten europäischen Integra- 
t ion. Die wichtigsten Stichworte 
dieser Politik sind eine koordinier- 
te Beschäftigungspolitik, Demo- 
kratisierung der europäischen In- 
stitutionen, Sozialcharta, Euro- 
Betriebsräte und Harmonisierung 
der Unternehmens- und Kapital- 
besteuerung. Außerdem muß die 
Verantwortung Westeuropas ge- 
genüber den weit  fortgeschritte- 
nen Verelendungsprozessen in  
vielen osteuropäischen Regionen, 
die mörderische Ethnisierung von 
Verteilungskonflikten und die zu- 
nehmen.de Armutsmigration ins 
Blickfeld der politischen Klasse 
und der Bevölkerung gerückt 
werden. 

Wer den Blick in die sozialde- 
mokratische Zukunft richtet, wird 
vergeblich nach Kurt Schumacher 
Ausschau halten; aber durch das 
spitzbübische Lächeln von Jaques 
Delors belohnt. SPW 

I Vgl. Fichters Beitrag über ein Seminar 
der Friedrich-Ebert-Stiftung vom Som- 
mer 1993 mit jungen SPDlern des 
,,Hofgeismarer Kreises" in der sozial- 
demokratischen Zeitschrift Neue Ge- 
sellschaft/Frankfurter Hefte vom Au- 
gust 1993. 
Vgl. Ehmke, Horst: Mittendrin - Von 
der Großen Koalition zur Deutschen 
Einheit, Berlin: 1994 

Foto Fachhochschule fur Design (Koln) 

,,Assoziierte Produktionsweise" und gesellschaftli- 
che Selbstverwaltung 
Beiden Versionen des ,,Realsozialismus" gemeinsam ist die 
starke Rolle des Staates bei der Entfaltung dieser Elemente 
gegenüber der Logik kapitalistischer Akkumulation und 
bürgerlicher Bereicherung. Entscheidend ist hierbei, daß 
der Sozialismus als Struktur gesellschaftlicher Selbstverwal- 
tung und ,,assoziierte Produktionsweise" (Marx) sich bis- 
lang weder in sozialdemokratischer noch in kommunisti- 
scher Regie entfalten konnte. Der Ansatz gesellschaftlicher 
Selbstverwaltung bzw. eine moderne Sozialismus-Konzep- 
tion ist jenseits der ideologischen Markt-Staat-Debatte an- 
zusiedeln. Hierbei kann man schon von den Strukturen des 
modernen Kapitalismus ausgehen, der sich durch ein ent- 
wickeltes gesellschaftliches Geflecht von Instanzen, Ver- 
bänden und Körperschaften auszeichnet, die ,,zwischenu 
Markt und Staat angesiedelt sind. Und hierzu sind auch die 
großen Konzerne zu zählen, die mit ihren Bürokratien und 
Strategien real als gesellschaftliche Einrichtungen agieren 
und dabei ebenso real lnvestitionslenkung und Planwirt- 
schaft betreiben. In diesem Geflecht werden die wesentli- 
chen Zukunftsentscheidungen gefällt, Marktdaten und 
staatliche Vorgaben gesetzt und verarbeitet. Und auf die- 
sen gesellschaftlichen Raum, in dem öffentliche Rahmen- 
setzungen, Konzernstrategien, Konsensbildungen und In- 
teressenkonflikte wirksam werden, konzentriert sich auch 
eine moderne sozialistische Wirtschaftspolitik. 

Der strategische Versuch besteht also zunächst darin, 
gesellschaftliche Interessen in den ökonomischen Mecha- 
nismus des modernen Kapitalismus einzubauen - und zwar 
nicht im  Sinne einer zentralen staatlichen Planung, son- 
dern in Form einer demokratischen Selbstverwaltung der 
Wirtschaft, in der die Pluralität gesellschaftlicher lnteressen 
(von Belegschaften, Kommunen, Gewerkschaften, Urn- 

welt- und Verbrauchergruppen) in  den ökonomischen 
Wettbewerb um ökologische und soziale Problernlösungen 
eingeht. Diese Pluralität, die schon in den unterschiedli- 
chen Formen der Wirtschaftsdemokratie angelegt ist, kann 
zusammen mit einer öffentlichen Rahmenplanung und 
den Kräften des Marktes als neuer Faktor der ökonomi- 
schen Stimulierung angesehen werden. Es handelt sich 
hierbei um eine ,,Politisierung der Ökonomie", um eine be- 
wußte Vergesellschaftung, in- 
mweit  auch um den Ausbau Der strateaische Versuch besteht also 
sozialistischer Elemente, wäh- a 

rend der kapitalistische Charak. zunächst darin, gesellschaftliche Inter- 
ter der Ökonomie zurückge- essen in den ökonomischen Mechanis- 
drängt wird. 

Diese ,,Politisierung der mus des modernen Kapitalismus 

Ökonomie" muß in Beziehung einzubauen - und zwar in Form einer 
zu den sozial-ökonomischen 
Umbrüchen unserer Zeit ge- demokratischen Selbstverwaltung der 

setzt werden, wobei der Hin- Wirtschaft. 
weis auf Massenarbeitslosig- 
keit, Armut und soziale Ungleichheit zentrale, aber nicht 
hinreichende Elemente sind. Der moderne Sozialismus 
muß auch eine Vorstellung beinhalten, die auf die Verän- 
derungen in den Akkumulationsmustern, in den Betriebs- 
weisen und in den Bedarfsstrukturen selbst und auf die 
hier vorhandenen progessiven Potentiale wie auch Ent- 
wicklungsblockaden Bezug nimmt. 

Akkumulation und demokratische Modernisierung 
Wenn es richtig ist, daß die Erhöhung der Arbeitsproduktivi- 
tät und die dadurch erzielte Steigerung der Mehrwertrate 
die eigentliche Methode der Kapitalverwertung darstellt, so 
muß es sich bei der Ära der fordistischen Massenproduktion 
um die Blütezeit kapitalistischer Produktion schlechthin g e  
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handelt haben (auch wenn sie mit bestimmten etatistischen 
und sozialistischen Elementen einherging). Allerdings wird 
die Bedeutung der relativen Mehrwertproduktion von zwei 
Seiten aus zunehmend in Frage gestellt wird: 

Einerseits werden in der modernen Industrie (ein- 
schließlich sog. produktionsorientierter Dienstleistungen) 
standardisierte Formen von industrieller Massenproduktion 
Zug um Zug durch flexiblere, spezialisiertere und intelligen- 
tere Verfahren ergänzt und abgelöst, wobei der Effektivität 
des fixen Kapitals und der Qualität des Arbeitsvermögens 
sowie der Kombination beider Elemente die Schlüsselrolle 
in der modernen lndustrie zukommt. Demgegenüber 
nimmt die Ausbeutung der lebendigen Arbeit und die Stei- 
gerung ihrer originären Produktivität einen geringeren 
Stellenwert ein. 

Andererseits wachsen in naturwüchsiger Weise perso- 
nen- und haushaltsbezogene Dienstleistungszweige, in 
denen Rationalisierungsmaßnahmen aufgrund ihrer Spezi- 
fik enge Grenzen gesetzt sind und deren Leistungen des- 
halb im Verhältnis zu lndustriewaren immer teurer wer- 
den, solange arbeits- und sozialrechtliche Standards einge- 
halten werden. Hier feiern Methoden der absoluten Mehr- 
wertproduktion und Ausbeutung (Verlängerung des Ar- 
beitstages und Lohnsenkungen) fröhliche Urstände. Zu- 
gleich spielen informelle und halbinformelle Arbeitsver- 
hältnisse eine immer größere Rolle. Das Mißverhältnis zwi- 
schen einer hochproduktiven industriellen Basis und einer 
wachsenden ,,~ienstboten-Ökonomie" nimmt immer dra- 
matischere Züge an 

Demgegenüber bestehen enorme gesellschaftliche Bedar- 
fe auf zentralen lnfrastrukturfeldern wie Umwelt, Energie, 
Verkehr, Stadtentwicklung, Wohnungsbau und Kommunika- 
tion. Offenkundig ist auch der individuelle Zukunfts- und 
Nachholbedarf großer Bevölkerungsteile an qualitativ hoch- 
wertigen Gütern und Diensten (2.T. sogar an Grundversor- 
gungsmitteln) und an Möglichkeiten für eine eigenständige 

sozialkommunikative, umwelt- 

Für die Linke geht es um die histori- verträgliche und gesunde Le- 
bensführung. Die ökolo- 

sche Chance, die "Neoindustrialisie- gisch-techno~ogische E~~~~~ 

rung" mit dem Projekt des öko- rung des industriellen Kapital- 
stocks stellt ebenso eine Heraus- 

logischen und sozialen Umbaus syste- forderung dar wie der notwen- 

matisch zu verbinden. dige Umbau der Qualifikations- 
struktur der Beschäftigten. Aber 

vor allem zur Lösung der globalen Entwicklungsprobleme ist 
eine Mobilisierung und Umlenkung ökonomischer Ressour- 
cen erforderlich, die alle bisher gekannten Ausmaße über- 
steigt. Die Produkte, um die es in Zukunft vor allem gehen 
wird, nehmen immer mehr den Charakter komplexer Pro- 
blemlösungen für Individuen und Gesellschaften an (es geht 
z.B. nicht alleine um das Auto, sondern um Mobilität auf der 
einen und Verkehrssysteme auf der anderen Seite). 

,,Modernisierungl' bedeutet unter diesen komplizierten 
Bedingungen, einen qualitativ veränderten, ,,höherenu Ty- 
pus von Produktion und Konsum durchzusetzen, der sich - 
allgemein gesprochen - durch eine größere Qualität, Viel- 
falt und Flexibilität des Arbeitsvermögens, der Produktions- 
struktur, des Angebots an Gütern und Diensten, der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen überhaupt auszeichnen 
wird und dabei die Verantwortung für die globalen Ent- 
wicklungsperspektiven an die erste Stelle setzt. Hierbei ste- 
hen zwei Aspekte irn Vordergrund: 

der Aspekt der Investitionen, d.h. Modernisierung und 
Mobilisierung der Ökonomie für die enormen ökologi- 
schen und sozialen Zukunftsausfgaben, und 

der Aspekt der Individualität, auch im Sinne einer Mo- 
bilisierung subjektiver Bedürfnisse und Kompetenzen im 
Kontext der gesellschaftlichen Zukunftsaufgaben. 

Es geht darum, diese Aspekte in einer demokratischen 
Regulierungsperspektive zu verarbeiten, die die Zukunft 
der Arbeits- und Lebensweise mit einem Zugriff auf die 
Struktur der Akkumulation und der Investitionen verbin- 
det. In der ökonomischen ,,Philosophie" des modernen 
Sozialismus geht es genau um diesen Punkt: die ,,demo- 
kratische Kontrolle der Akkumulation", also die Einfluß- 
nahme auf die Investitions- und Vermögensstruktur, auf 
die betrieblichen Leitungskriterien, auf die regionalen und 
sektoralen Verschiebungen der Volkswirtschaft, um 
ökologisch-soziale Entwicklungsperspektiven dauerhaft in 
den ökonomischen Mechanismus einzubauen. Grundlage 
ist zwar eine radikale Kritik des realen Kapitalismus und der 
von ihm verantworteten Prozesse weltweiter Verelendung, 
ökologischer Risiken und sozial-kultureller Deformation 
(auch in seinen Zentren), die eine demokratische Program- 
mierung der künftigen Entwicklung erforderlich machen. 

Aber andererseits gilt auch, daß der moderne Kapitalis- 
mus selbst schon auf den Gebieten der Wissenschaft und 
der Technologie, der Qualifikation und der kulturellen 
Kompetenz, der individuellen Ansprüche wie auch der 
ökonomischen Regulierung Potentiale hervorbringt, die 
eine demokratische und verantwortlich-bewußte Gestal- 
tung von Produktion und Konsum ermöglichen: Es handelt 
sich gewissermaßen um sozialistische Potentiale, die in den 
veränderten Akkumulations- und Regulierungsmustern 
von der Linken identifiziert werden müssen. Auf dieser 
Überlegung beruht die folgende Skizze von Elementen ei- 
nes demokratisierten ökonomischen Mechanismus. 

Formationstheoretisch betrachtet scheinen mir im übri- 
gen erst jetzt die Elemente und Potentiale einer sozialisti- 
schen Produktionsweise heranzureifen - und zwar in Ver- 
bindung von Produktivkräften und Produktionsverhältnis- 
sen. V.a. die mikroelektronisch gestützten Informations-, 
Kommunikations- und Steuerungstechnologien auf der ei- 
nen und die solaren energetisch-stofflichen Technologien 
auf der anderen Seite stellen in Verbindung mit entwickel- 
ten Formen gesellschaftlicher lnvestitionsfinanzierung, 
ökologischer Bilanzierung und Steuerung und sozialer 
Kontrolle des Produktionsprozesses die Basis eines moder- 
nen Sozialismus dar. Wie sieht es heute mit den sozialisti- 
schen Elementen - Elementen einer ökologisch-sozialen 
Kontrolle der Produktion und einer gesellschaftlichen 
Selbstverwaltung -aus? 

,,Neoindustrialisierung" und Produktionskultur 
Auf der realwirtschaftlichen Seite (an der produktiven Ba- 
sis) drückt sich die Veränderung von Akkumulationsmu- 
stern in Ansätzen einer ,,Neoindustrialisierung" aus: flexi- 
ble Spezialisierung und diversifizierte Qualitätsproduktion, 
technologische Integration und Innovation, Effektivierung 
der Maschinerie und lean production, Ausdehnung pro- 
duktionsorientierter Dienstleistungen, Aufwertung des in- 
tellektuellen Arbeitsvermögens und entsprechende Verän- 
derung von Qualifikationsprofilen. Hierin zeigt sich eine 
grundlegende Tendenz des entwickelten Kapitalismus, die 
Marx schon in seinen ,,Grundrissen zur Kritik der Politi- 
schen Ökonomie" entdeckte: Das konstante bzw. fixe Kapi- 
tal (Produktions- bzw. Arbeitsmittel) wird im Verhältnis 
zum variablen Kapital (also zur angewandten Arbeitskraft) 
beständig ausgedehnt. Dadurch wiederum wird die Ar- 
beitskraft in ihrer Rolle als ,,Kostenfaktor" reduziert, zu- 
gleich aber als qualitativer Faktor (,,Produktionsintelli- 

ilman Fichter bescheinigt der 
SPD eine ,,konzeptionelle bzw. T. personelle Schwäche der 

Parteiführung." (5. 42) Diesem Be- 
fund ist aus (jung-)sozialistischer 
Sicht uneingeschränkt zuzustim- 
men. Um Mißverständnisse zu ver- 
meiden: Das SPD-Führungsduo 
LafontaineISchröder beherrscht 
die Klaviatur des Erfolgs in der 
Mediengesellschaft sehr virtuos 
und die Chancen der SPD bei der 
Bundestagswahl 1998 stehen au- 
ßerordentlich günstig. Trotzdem 
bleibt die berühmte Prognose des 
liberalen Soziologen Ralf Dahren- 
dorf vom ,,Ende des sozialdemo- 
kratischen Zeitalters" brisant und 
scharfe Kritik an der Juso-Genera- 
t ion der 70er Jahre berechtigt. 
Darin sind sich Tilman Fichter und 
die Jusos einig: ,,Neue und über 
die Vorstellungen der ,Godesber- 
ger" hinausgehende gesellschafts- 
theoretische Entwürfe wären drin- 
gend nötig." (5. 46) M i t  dieser 
Forderung dürften die Gemein- 
samkeiten allerdings auch er- 
schöpft sein. Insbesondere die 
Frage nach dem Stellenwert und 
dem Bedeutungsinhalt der ,,Nati- 
on" im Rahmen eines neuen sozi- 
aldemokratischen Politikentwurfs 
wird strittig bleiben1 . 

Tilman Fichter liegt mi t  seinen 
politischen Überlegungen in min- 
destens zwei Punkten falsch. Fich- 
ter geht - zugespitzt formuliert - 
davon aus, daß 
1. die Jusos seit der Linkswende 
1969 unter einem defizitären Be- 
griff von Politik leiden und wahr- 
scheinlich nicht mehr in der Lage 
sind, ,,die nächste und übernäch- 
ste Führungsgeneration der SPD" 
(5. 46) intellektuell und politisch zu 
sozialisieren; 
2. große Teile der SPD-Enkelgene- 
ration falsch auf die deutsche Ein- 
heit reagiert hätten und ein Defekt 
existiere, „der sich noch heute auf 
die Psyche der West-SPD" (S. 46) 
auswirke. 

Jusos: Bilanz des Scheiterns? 
Fichters Einschätzung der Jusos 
beinhaltet zwei problematische 
Punkte. Er erhebt den Vorwurf des 
,,bürokratisch gefärbten Denkens 
in Modellen statt in gesellschaftli- 
chen Prozessen" (S. 45f.) und be- 
hauptet, ,,bei den Jusos gewann 
man im Regelfall nur Ansehen, 
wenn man es verstand, Mehrhei- 
ten zu organisieren'' (S. 46); was 
bis heute gelte. 

Zum Vorwurf der Strippenzie- 
herei muß angemerkt werden, 
daß Fichter damit nicht falsch 
liegt. Die politische Kultur der Ju- 
sos ist dringend sanierungsbe- 
dürftig;. das Aggressionspotential 
nach innen unangemessen hoch. 
Aber ist es wirklich das zweifelhaf- 
te Privileg der Jusos, daß der ,,so- 
ziale Status" eng verknüpft ist mi t  
der Fähigkeit, Mehrheiten zu or- 
ganisieren? Selbst ein flüchtiger 
Blick auf die Mechanismen der 
Macht - egal in welcher Abteilung 
der bürgerlichen Gesellschaft - 

zeigt, daß dieser Vorwand, ,,über 
die künftigen Arbeits- und Orga- 
nisationsformen der SPD im Uni- 
versitätsbereich bzw. in  der Ju- 
gendpolitik" (S. 46) nachzuden- 
ken, drittklassig ist. 

Der Vorwurf der Bürokratisie- 
rung der Juso-Politik bzw. des 
,,mangelnden Denkens in gesell- 
schaftlichen Prozessen" wirkt bi- 
zarr, da Fichter die Bedeutung der 
Doppelstrategie für die Jusos aus- 
drücklich erwähnt. Er zielt aber auf 
einen anderen Punkt, da er den Ju- 
sos außerdem unterstellt, „das un- 
geliebte Erbe der sozialwissen- 
schaftlichen Phantasie des Dutsch- 
ke-Krahl-SDS" (S. 46) ausgeschla- 
gen zu haben. Nun wäre es inter- 
essant, von Fichter einen konkre- 
ten Hinweis auf die politisch-intel- 
lektuelle Potenz dieses ,,Erbesu zu 
erhalten. Fakt ist, daß die Jusos ab 
Mitte der 70er Jahre mi t  einer sozi- 
alliberalen Bundesregierung kon- 
frontiert waren, die keinerlei Ant- 
worten auf das Ende des ,,kurzen 
Traums immerwährender Prosperi- 
tät" (Burkart Lutz) hatte, die eman- 
zipatorischen Elemente der Re- 
formpolitik beendete und zum blo- 
ßen Krisenmanagement überging. 
Hätten die Jusos - im Spannungs- 
feld zwischen linker Richtungsor- 
ganisation und ungeliebter Regie- 
rungsjugend - mit einer Wiederbe- 
lebung der SDS-Rezeption von Ad- 
orno, Horkheimer und Marcuse 
reagieren sollen? Wäre der Rück- 
griff auf die radikaldemokrati- 
schen, anarchistischen oder räte- 
demokratischen Traditionen der 
68-Bewegung die geeignete Ant- 
wort auf die Fehler der Helmut- 
Schmidt-SPD gewesen? Wohl 
kaum. 

An diesem Punkt wird die 
Schwäche der gesamten Argumen- 
tation Fichters unübersehbar: Der 
Versuch die Krise der Sozialdemo- 
kratie über die These von der ,,Aus- 

Tilman Fichters poli- 
tische Sackgasse 

Anmerkungen zu ,,Eliten- und Theoriebildung in  
der SPD nach 1945" in spw 1/98 

von Marcel Schaller* 

trocknung der Nachwuchsreser- 
voirs" erklären zu können, ist - 
höflich ausgedrückt - zum Schei- 
tern verurteilt. Übrig bleibt die ba- 
nale Feststellung, daß die Ausgren- 
zung des SDS durch die SPD-Füh- 
rung ein kapitaler politischer Fehler 
war. 

Ärgerlich ist die billige Stamo- 
kap-Schelte zur ,,Überschätzung 
der Rationalität des modernen 
Kapitalismus bzw. Poststalinis- 
mus" (5. 46). Wem soll damit ei- 
gentlich noch etwas bewiesen 
werden? Diese Art von Kritik ist 
nach Stil und Inhalt anachroni- 
stisch. Fichters Vorwurf des über- 
kommenen Juso-Lagerdenkens in 
der SPD-Führungsriege fällt auf 
ihn zurück. 

M.E. sind grundsätzliche Zwei- 
fel angebracht, ob die Auseinan- 
dersetzung mi t  früheren Juso-Dis- 
kussionslinien politisch noch sinn- 
votk ist. Weder die ,,Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus" der Herforder Thesen noch 
die einseitig auf das Klassenindivi- 
duum abhebenden Analysen zum 
,,Bewußtsein der Lohnabhängi- 
gen" in  den Göttinger Thesen kön- 
nen viel zur aktuellen gesell- 
schaftstheoretischen Debatte der 
politischen Linken beitragen. Von 
der Erwartung, die Krisenhaftigkeit 
der kapitalistischen Produktions- 
weise könne durch einen intelli- 
genten Reformismus der SPD-Re- 
gierung aufgehoben werden, ganz 
zu schweigen. Sogar bei der bis 
heute vielgepriesenen Doppelstra- 
tegie sollte nüchtern konstatiert 
werden, daß sie längst zum bana- 
len Standardrepertoire aller politi- 
schen Lager gehört. 

Den Jusos der 90er 
Jahre hat Tilman 
Fichter wenig z u  
sagen. Die intellek- 
tuelle Substanz und  
das politische 
Selbstbewußtsein 
der Jusos ist 
entwickelt genug, 
zur Reorganisation 
der Arbeits- und 
Organisationsformen 
der SPD i m  Jugend- 
bereich kompetente 
Auskünfte z u  geben. 

* Marcel Schalle6 Gehilfe in Steuer- und wirtschafisberatenden Berufen, 
wohnt in Untenchleißheim bei München und ist stv. Bundesvorsitzender der 

Jusos. 
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(vgl. Beradt 1969, 147f.). Ein Unfall ist wahrscheinlicher als Paul Levi, 1922a. Nürnberg. in: UnserWeg,Jg. 4, H. 17.29. ~e~ tember  

Selbstmord, über den hin und wieder spekuliert wurde (zu- 1922, s. 341 - 343 
Paul Levi, 1922b. 11 fascio, in: Unser Weg, Jg. 4. H. 20, 10. Dezember 

letzt wieder Quack 1983, 19). 1922, S. 391 - 396 
,,Er war ein Ritter", der letzte Ritter des europäischen paul Levi, 1922~. Zum Stand der proletarischen Bewegung in Deutsch- 

Sozialismus, wie ihn Valeriu Marcu genannt hat. Ein Mann land, in: Rote Revue, Jg. 2, H. 4, Dezember 1922, S. 128 - 133 

wie U1ric-h von Hutten. der der Max',me folate: ,.aeistia frei Paul Levi, 1923, Über die gegenwärtigen Aufgaben der Partei, in: SPW, 
d ..- d 

Jg. 1, Nr. 56, 7. September 1923 und niemandes Knecht''' Arthur Rosenberg hat in sei- 
Paul Levi, 1924a. Sachverständigen-Gutachten und was dann? Zur in- 

ner Geschichte der Weimarer nen- und außen~olitischen Orientieruns. Berlin 

,,Die Kommunisten taten unrecht, ihn Republik Levis frühzeitigen Tod Paul Levi, 192413, Nach dem Parteitag, in: SPW, Jg. 2, Nr. 23, 18. Juni 
ein ,,beis~ielloses Unalück" ae- 1924 .. , 

einen Abtrünnigen, die Sozialdemo- , den l e Z n  Paul Levi, 1926a, .-. Zur ~ntwicklung in Rußland, in: SPW, ~ g .  4, Nr. 2,14. 
Januar 1926 

kraten, ihn einen Bekehrten ZU nen- War Levi als proletarischer Paul Levi, 1926b. Hannibal oder Scipio, in: Der Querschnitt, ~ g .  4, 1926, 
Staatsmann ununterbrochen H. 3, S. 185 - 188 (auch in: SPW, Jg. 4, Nr. 15, 15. April 1926) 

nen. Er war ein aewachsen. Er vertrat eine Paul Levi, 1926c. Das neue österreichische Parteiproqramm, in: SPW, - . - 
revolutionärer Sozialist aus Rosa Lu- ebenso reale wie entschlossene ~ g .  4, Nr. 33, 19. ~ u g u s t  1926 

Politik. Er verlangte, daß die so- Paul Levi, 1926d. Das österreichische Parteiprogramm, in: SPW, Jg. 4. 

xemburgs Schule, er hat es nie ver- Nr. 45, 11. November 1926 
zialistische Arbeiterschaft wie- Paul Levi, 1927a. DerTerror in Rußland, in: Der Klassenkampf, l.Jg., Nr. 

leuqnet." der zum rücksichtslosen Klas- 3, 5. 85.- 86 - 

Carl von Ossietzky 1930 
senkampf übergehen müsse, 
wenn sie nicht nur ihre eigene 
Existenz, sondern auch die de- 

mokratische Republik in Deutschland retten wollte. Levi 
wußte gleichfalls, da8 dieses Ziel nur im Rahmen der sozia- 
listischen Massenbewegung, aber nicht durch neue Sek- 
tenbildung zu erreichen war. In der kommenden Krise hät- 
ten entscheidende Teile des deutschen Proletariats auf Levi 
gehört" (Rosenberg 1961, 196). Der Tag wird kommen, 
hatte Levi im Streit um die Große Koalition aesaat. an dem 

J 2 ,  

die Stärke der SPD nicht gemessen werden wird an der 
Zahl ihrer ,,Sitze oder Sitzgelegenheiten im Parlament, son- 
dern nach den Köpfen, die sie draußen hat und nach den 
Machtmitteln, über die sie verfügt" (Beradt 1969, 85). Als 
der Tag wenige Jahre später kam, fehlte ihr sein Kopf. 
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I Um diesen Luxemburg-Text entbrannte ein heftiger Streit. Einige, 
die ihn am liebsten hätten verschwinden lassen, verbreiteten die 
Mär, Rosa Luxemburg habe sich im Gefängnis, schlecht informiert, 
zu voreiligen Äusserungen hinreißen lassen, ihre Ansicht aber kurz 
darauf gründlich revidiert. Levi stellte den Sachverhalt klar (vgl. 
1922a). Die Unterstellung, er habe das Manuskript Luxemburgs 
manipuliert, konnte beim Auffinden des vollständigen Originals 
1930 ebenfalls ins Reich der Fabel verwiesen werden. Luxemburgs 
Kritik machte zusammen mit Levis Einleitung solchen Eindruck, daß 
sich Lenin genotigt fühlte, eine Anti-Kritik dieser „Irrtümeru zu 
schreiben (s. W.I. Lenin, Notizen eines Publizisten, in: LW 33). * Levi hat sich in den Jahren 1927 bis 1929 in mehreren Aufsätzen - 
im linksliberalen Tagebuch ebenso wie in derSPWzum Niedergang 
des Parlamentarismus und der (innerparteilichen) Demokratie bzw. 
zu den dagegen notwendigen Reformen geäußert. Heute sind das 
Standardthemen der Politikwissenschaft. 
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genz") aufgewertet. Konkret: Je umfangreicher das kon- 
stante und insbesondere das fixe Kapital im Verhältnis zur 
lebendigen Arbeit ausfällt, desto wichtiger wird es für die 
Kapitalverwertung, daß die Maschinen rund um die Uhr 
durchlaufen, daß der Materialzufluß ständig gewährleistet 
und Stillstände minimiert werden. 

Marktseitig entspricht dem eine in der Tendenz zuneh- 
mende Bedeutung der Qualitäts- gegenüber der Preiskon- 
kurrenz (natürlich im Rahmen des gegebenen Zusammen- 
hanges von Wert und Gebrauchswert). Die ökonomische 
Effizienz der modernen Industrie Iäßt sich insoweit immer 
weniger in einem Verhältnis von Profiten und Löhnen (also 
auf Basis der Ausbeutung bzw. Mehrwertrate) bemessen. 
Immer mehr zählen hingegen die langfristige Effektivität 
des Kapitalstocks und der Ressourcenbewirtschaftung, 
produktive Problemlösungen und eine entsprechende 
Qualität der lebendigen Arbeit. 

Auch wenn die heutigen Entwicklungen in den Betrie- 
ben v.a. unter den Vorzeichen der ,,StandortdebatteU ver- 
laufen - in den Bemühungen um Qualitätszirkel und Grup- 
penarbeit, um Ökobilanzen und Ökocontrolling verbergen 
sich auch neue Elemente industrieller Demokratie, die über 
eine grundlegende Veränderung der betrieblichen Lei- 
tungs- und Rentabilitätskriterien freizusetzen wären, und 
auf Formen des selbstverwalteten Gemeineigentums ver- 
weisen. Vor diesem Hintergrund lautet die entscheidende 
Modernisierungsfrage: Kommt es zu einer zügigen und sy- 
stematischen Erneuerung des Kapitalstocks und einer um- 
fassenden Mobilisierung von Qualifikationen und Kompe- 
tenzen der Beschäftigten? In der Realität kollidiert das 
überkommene (einzel)kapitalistische Profitkalkül regelmä- 
ßig mit den Anforderungen einer umfassenden 
sozial-ökologischen Modernisierung. Hiervon zeugen allei- 
ne schon stärker werdenden Tendenzen, selbstverwaltende 
Elemente in der Arbeitsorganisation zu blockieren oder so- 
gar wieder auf tayloristische Prinzipien zurückzugreifen. 
Für die Linke geht es um die historische Chance, die ,,Neo- 
industrialisierung" mit dem Projekt des ökologischen und 
sozialen Umbaus systematisch zu verbinden. 

Entscheidend ist dabei eine weitergehende Verände- 
rung der ökonomischen Effizienz- und betrieblichen Lei- 
tungskriterien, also die ,,Hereinnahmen ökologischer und 
sozialer Perspektiven in ein langfristig-strategisch ausge- 
richtetes Rentabilitätskalkül der Unternehmen. Hierhin ge- 
hört auch die Auseinandersetzung zwischen ,,Shareholder 
Value"-Konzepten und „Stake-" bzw. ,,Workholder ValueU- 
Ansätzen, die keineswegs nur eine Spiegelfechterei dar- 
stellt, sondern ein Aspekt des Kampfes um die ökonomi- 
sche bzw. Produktionskultur darstellt. 

Handwerk und personenbezogene Dienstleistun- 
gen 
Ganz anders sieht die Situation zunächst im Bereich perso- 
nen-, haushalts- und konsurnbezogener Dienstleistungen 
einschließlich des entsprechenden Handwerkes aus. Denn 
anders als in der durchrationalisierten Massenproduktion 
und der darauf aufbauenden flexiblen Qualitätsproduktion 
spielt hier die lebendige Arbeit eine vergleichsweise enor- 
me Rolle - und zwar auch und gerade'als ,,Kostenfaktor". 
Während im Bereich der sog. produktions- bzw. unterneh- 
mensbezogenen Dienstleistungen gewissermaßen eine 
Partizipation an der industriellen Kapitalverwertung statt- 
findet, besteht bei den hier genannten Diensten und Ge- 
werken eine Klemme zwischen den erzielbaren Preisen und 
den hohen Arbeitsko5ten. Ich will dies hier aus Platzgrün- 
den nicht weiter ausführen, weil ich auf die Diskussionen 

um einen ,,dritten Beschäftigungssektor" und eine ,,Ge- 
werbeförderung von links" verweisen kann, wie sie aktuell 
im Crossover-Zusammenhang geführt werden. 

Es scheint mir nur wichtig zu sein, daß auch hier - in 
Nachfolge zum klassischen sozialstaatlichen Dienstlei- 
stungssektor - eine „Politisierung der Ökonomie" stattfin- 
den muß, in der - erstens- der Staat eine vermittelnde und 
regulierende Rolle einnimmt, in der die Interessen der Be- 
schäftigten wie auch der Klienten berücksichtigt werden, 
und in der -zweitens - ein kooperativer Ansatz vorange- 
bracht wird, der kleingewerbliche Unternehmensverbünde 
und insbesondere Genossenschaften systematisch begün- 
stigt. Es gehört zu den Schlüsselfragen der Zukunft, wie 
sich ein derartiger Sektor in Beziehung zu den ,,großen" 
Infrastruktur- und Umbaubedarfen setzen kann. 

Stoff- und Energiekreisläufe 
Wir erleben vielfache mehr oder weniger sinnvolle Versu- 
che einer ökologischen Umorientierung der Wirtschafts- 
weise. Dabei bilden sich schon 
im Rahmen kapitalistischer Pro- 
duktionsweise Elemente einer Erforderlich ist ein regelrechter 

Politischen Ökonomie der I nfrastru kturschu b, der den Anforde- 
Stoff- und Energiekreisläufe 
heraus, die m,E, deutlich über rungen der "Neoindustrialisierung" 

eine rein kapitalistische und wie auch des qesellschaftlichen Werte- - 
letztlich auf Wertrechnung ba- 
sierende Logik des Wirtschaf- wandels entspricht. 

tens hinausweisen. Erforderlich 
ist eine stofflich-energetische Bilanzierung von Kreisläufen 
und eine darauf beruhende Bewirtschaftung der Ressour- 
cen. Eine entsprechende Umrüstung der Produktion unter- 
stellt den Einbau von gemeinschaftlichen regulativen Ele- 
menten in das Wirtschaftssystem, wobei hierbei natürlich 
monetäre und marktorientierte Instrumente zum Einsatz 
kommen können (wofür im Prinzip sowohl Öko-Steuern 
wie auch Zertifikatslösungen in Frage kommen). 

Entscheidend ist aber, daß das Moment der gemein- 
schaftlichen Regulierung auch in planerischer Form (im 
nationalen wie auch internationalen Maßstab) in den 
Vordergrund tritt. M.E. müßte die moderne Ökonomie 
des Sozialismus mit dem Übergang in das ,,Solarzeitalter" 
und der weltweiten Durchsetzung einer Solarwirtschaft 
verknüpft werden, weil dies eine umfassende Ausrich- 
tung auf Stoff- und Energiekreisläufe (bzw. thermodyna- 
mische Prozesse) zur Voraussetzung hätte. Kurioserweise 
könnte es sein, daß die an der früheren sowjetischen 
Planökonomie zunächst einmal zu Recht krisierte Ausrich- 
tung auf eine stoffliche Mengenplanung in einem freilich 
ganz anderen sozialistischen Kontext wieder hochaktuell 
werden könnte. 

Volks- und betriebswirtschafliche Rechnungsfüh- 
rung 
Man muß sich an dieser Stelle klar machen, daß es sich bei 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wie auch bei der 
betriebswirtschaftlichen Rechnungsführung nicht um ,,neu- 
trale" Techniken der Bilanzierung handelt. Sie reflektieren 
vielmehr immer, wie die Wirtschaft und die Unternehmen/ 
Betriebe insgesamt und wie die verschiedenen Elemente - 
die Maschinerie und das Arbeitsvermögen, aber auch Aus- 
gaben für Forschung und Qualifizierung, Reparatur- und 
Wartungskosten usw. usf. - gesehen und bewertet und wel- 
che Effizienzkriterien bzw. Maßstäbe für ökonomischen Er- 
folg und Mißerfolg dabei zugrundegelegt werden. In ver- 
schiedensten Ausarbeitungen ist hinterfragt worden, inwie- 
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weit die heutigen Bilanzierungsregeln und -systeme die ver- 
schiedenen sozialen und ökologischen Elemente des moder- 
nen Wirtschaftens tatsächlich hinreichend in ihrer Gewich- 
tung und in ihren Beziehungen zueinander erfassen. 

Wie auch die Ergebnisse sein werden: Die Frage der 
Stoff- und Energiekreisläufe, die Beziehungen von Produk- 
tionsintelligenz und Produktionsmitteln wie auch die Rolle 
personenbezogener Dienstleistungen und Gewerke zwin- 
gen dazu, die volks- und betriebswirtschaftliche Rech- 
nungsführung auf den Prüfstand zu stellen, sie zu politisie- 
ren und alternative Ansätze unterschiedlichster Herkunft 
auszuwerten und miteinander abzugleichen. 

lndustriepolitische Programmierung 
Ein grundlegender ökologischer und sozialer Umbau der 
Volkswirtschaft im Sinne einer ,,Politik ausgewählter 
Wachstumsfelder" (Berliner Grundsatzprogramm der SPD 

von 1989!) wird zwangsläufig 
~i~~ demokratische K ~ ~ ~ ~ ~ ~ -  ZU einer veränderten Auftei- 

lung nach Wirtschaftszweigen 
verfassung müßte insbesondere um und Produktgruppen führen, 

auf der Seite der sog. Kapitaleigner 50 ist es einsichtig, daß eine 
entsprechende Umstrukturie- 

eine Verbindung von ökonomischen rung des Verkehrssektors ein- 
und sozialökologischen lnteressen schneidende Konsequenzen 

für die Automobilindustrie mit 
herstellen. ihren Beschäftigten (sowie wei- 

teren im Vorleistungs- und 
Dienstleistungsbereich) hätte. Politisch wird also gewollt, 
was ansonsten ein grundlegendes Charakteristikum einer 
dynamischen kapitalistischen Ökonomie darstellt, nämlich 
der fortlaufende Auf- und Abstieg ihrer Sektoren (,,lnnova- 
tionszyklen"). Im modernen Kapitalismus findet dieser Auf- 
und Abstieg vorwiegend im Rahmen einer konzerngebun- 
denen Regulierung statt. 

Nun offenbaren schon zurückliegende und noch an- 
haltende Strukturkrisen, daß diese Zyklen und Strategien 
ganze Landstriche, Wirtschaftszweige und Beschäftigten- 
gruppen in Mitleidenschaft ziehen können. Dieses Problem 
kann angesichts latenter Überkapazitäten auch für die bei- 
spielhaft erwähnte Automobilindustrie ins Haus stehen 
und zusätzlich durch den ökologischen Umbau des Ver- 
kehrssektors verschärft werden, so daß eine schrittweise 
Umlenkung von Arbeitskräften und Kapital in andere Sek- 
toren ins Auge gefaßt werden muß. Real vorhandene Kon- 
flikte zwischen ökonomischen, ökologischen und sozialen 
lnteressen müßten dabei demokratisch verarbeitet wer- 
den. Es geht also um die demokratische Transformation 
und Weiterentwicklung kapitalistischer Regulierungsele- 
mente 

Infrastruktur-Offensive 
Nun werden die Akkumulationsmuster einer modernen 
Ökonomie in wachsendem Maße von ihrer lnfrastruktur 
bestimmt (öffentliche Verwaltung, Verkehr/Kommunikati- 
on. Energieversorgung, Umweltschutz/Entsorgung, Bil- 
dungNVissenschaft, KulturIFreizeit, Gesundheits- und Sozi- 
alwesen, Bau- und Wohnungswesen). Im Zuge einer ,,Neo- 
industrialisierung" werden zwei qualitative Aspekte stärker 
in den Vordergrund gerückt: lnfrastruktur als Vorausset- 
zung für die Effektivität des fixen Kapitals und die Qualität 
des Arbeitsvermögens und lnfrastruktur als Faktor des pri- 
vaten Freizeit- und Konsumverhaltens. Auf der anderen 
Seite Iäßt sich aber nachweisen, daß sich in den vergange- 
nen 15-20 Jahren ein erheblicher Nachhol- und Modernisie- 
rungsbedarf in wichtigen lnfrastrukturbereichen angestaut 
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hat, was einer schwachen öffentlichen Investitionstätigkeit 
entspricht. 

Erforderlich ist also ein regelrechter Infrastrukturschub, 
der den Anforderungen der ,,Neoindustrialisierung" wie 
auch des gesellschaftlichen Wertewandels entspricht (und 
dabei auch die Anforderungen des EU-Binnenmarktes auf- 
nimmt). Dieser Schub erfordert eine Mobilisierung von In- 
vestitionen in Höhe von mehreren hundert Mrd. DM. Da- 
mit sind freilich nicht nur Chancen, sondern auch ökono- 
mische und ökologische Risiken verbunden, die eine lang- 
fristige gesellschaftliche Programmierung erforderlich ma- 
chen. 

Öffentlicher Sektor 
An dieser Stelle ist eine neue strategische Definition des 
Staates durch die Linke erforderlich, aber auch möglich: Es 
geht um eine Pionierrolle des Staates, die weniger mit öf- 
fentlichen Haushaltsmitteln, dafür mehr mit öffentlicher 
Entwicklungsplanung und der Pilotfunktion öffentlicher Un- 
ternehmen zu tun hat. Angesichts des Finanzierungsbedarfs 
muß zweifellos auch privates Kapital mobilisiert werden - 
entweder in Form von Kooperationen und Konsortien oder 
in Form von lnvestitionsfonds (s.u.). Es geht also darum, für 
die lnfrastrukturerneuerung neben den öffentlichen Haus- 
halten ein zweites, ,,wirtschaftsnäheres" Finanzierungs- 
standbein aufzubauen. Der entscheidende Punkt liegt in der 
demokratischen Kontrolle derartiger Konsortien und Fonds, 
also in ihrer Öffnung für gesellschaftliche Interessen (z.B. im 
Verkehrs-, im Telekommunikations- und im Umweltsektor). 
Um gesellschaftliche Entwicklungsinteressen gegenüber pri- 
vater Kapitalmacht durchzusetzungsfähig zu machen, müs- 
sen mehrere Mindestbedingungen erfüllt sein: 

erstens demokratisch-gesellschaftliche Kontrollorgane 
auf den zentralen lnfrastrukturfeldern und in Bezug auf 
dort bestehende infrastrukturell-industrielle Komplexe (als 
Weiterentwicklung oder Alternative zu bestehenden infor- 
mellen oder institutionellen Einrichtungen, die im wesent- 
lichen noch durch Konzerninteressen und Verbandslobby- 
ismus geprägt sind); 

zweitens ein konkurrenzfähiges öffentliches Unterneh- 
men auf jedem Infrastruktursektor, das die Ziele der demo- 
kratischen Rahmenplanung auch im Rahmen des ökono- 
mischen Wettbewerbes zur Geltung bringen kann; 

drittens ein öffentlichen Zielen verpflichtetes monetä- 
res Potential außerhalb des Staatshaushaltes, wie es im 
Prinzip ja schon im öffentlich-rechtlichen Bankensektor 
(Landesbanken und Sparkassen) existiert. 

Demokratische Regionalwirtschaft 
Ansätze einer Infrastruktur- und Branchenmodernisierung 
sind in den vergangenen Jahren vor allem im Zuge einer 
,,innovationsorientierten Regionalpolitik" bzw. regionali- 
sierten Strukturpolitik entwickelt worden. Die regionale 
Verknüpfung von Wirtschaftsförderung, Technologiepolitik 
und Infrastrukturmaßnahmen signalisiert, daß veränderte 
Akkumulations- und Regulierungsmuster auch im regiona- 
len Kontext diskutiert werden müssen. Dabei haben sich 
die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe im Bereich der re- 
gionalen Wirtschaftsförderung und die EU-Strukturförde- 
rung durchaus als wirksamer Steuerungsansatz erwiesen, 
den die Linke insbesondere mit Blick auf die kommenden 
lnfrastrukturaufgaben weiterentwickeln sollte. Im Zuge ei- 
ner demokratischen Modernisierung sollte die ,,Region" so 
gestärkt werden, daß auch hier eine gesellschaft- 
lich-demokratische Verarbeitung von staatlichen Vorgaben 
und Marktdaten stattfinden kann. 
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binden"; allerdings hätten sie selbst eine eigene ,,Synthese" 
von beidem zu entwickeln, die den ganz andersartigen 
Machtpositionen der Arbeiterklasse im und neben dem bür- 
gerlichen Staat Rechnung zu tragen habe (vgl. Levi 1969, 
190, 191). 

Levi war einer der herausragenden Parlamentarier der 
ersten deutschen Republik. Seine Glanzzeit erlebte er als 
Abtrünniger der KPD bzw. als zeitweiliger USP-Abgeordne- 
ter, der das Parlament als Tribüne gebrauchen konnte und 
sich um Partei- und Fraktionsdisziplin nicht zu kümmern 
brauchte. Nach seinem Wiedereintritt in die SPD waren es 
die Parteimitglieder im Bezirk Zwickau-Plauen, die den 
schwäbischen Intellektuellen zu ihrem Abgeordneten im 
Wahlkreis Chemnitz-Zwickau, einem der ärmsten Wahl- 
kreise des ,,roten Sachsen" machten. Levi wurde 1924 
(und bei jeder folgenden Wahl) in den Reichstag gewählt 
(vgl. Beradt 1969, 83ff.). 

Von eiserner Fraktionsdisziplin, obwohl historisch eine 
Erfindung der Arbeiterparteien, die sich den Luxus ,,frei- 
schwebender" Honoratioren im Parlament nicht leisten 
konnten, hielt er wenig, ja sah sie als Gefahr für den Parla- 
mentarismus und für die innerparteiliche Demokratie: Das 
Plenum werde damit zur ,,Abstimmungsmaschine", alle 
wirklichen Beschlüsse würden von ,,Parteihäuptern" in klei- 
nen, informellen (in der Regel in der Verfassung nicht vor- 
gesehenen) Gremien (vor)gefaßt. Die Verantwortung des 
einzelnen Abgeordneten verschwinde hinter der ,,Kollektiv- 
verantwortung" der Fraktion; die öffentliche Rede im Parla- 
ment verliere ihren Sinn. Das Absterben allen politischen 
Lebens, das Rosa Luxemburg von der ebenfalls auf straffer 
Organisationsdisziplin gegründeten Herrschaft der Bol- 
schewisten erwartete, konnte auch bürgerlichen Demokra- 
tien blühen. Tödlich war die starre Partei- (Fraktions-)Diszi- 
plin für die innerparteiliche Demokratie, gerade für die Ar- 
beiterparteien das Lebenselement. Alle wirklichen Demo- 
kratien brauchen das wache Mißtrauen der Mitbürger, das 
nur der Ausdruck ihres wachen politischen Gewissens ist. 
Blindes Vertrauen, Disziplin, d.h. Gehorchen ohne Nach- 
denken und ohne Widerspruch zerstört im Endeffekt jede 
demokratische Organisation - für  die Führer wie für die 
Geführten (vgl. Beradt 1969, 103f., 1 29ffJZ 

Natürlich war er kein prinzipieller Gegner jeglicher Ko- 
alitionspolitik, obwohl ihm das in den innerparteilichen 
Kontroversen der zwanziger Jahre immer wieder unterstellt 
wurde. Aber eine bestimmte Form von Koalitionspolitik, 
eine Politik der prinzipienlosen Konzessionen, nur um an 
der Regierung und ,,an der Macht" bleiben zu können, 
hielt er für unerlaubt und gefährlich. „Der Parlamentaris- 
mus geht vor die Hunde", schrieb er 1929, ,,wenn eine Par- 
tei nach der Wahl das Gegenteil von dem tun darf, was sie 
zur Wahl versprach; wir glauben, in England dürfte sich 
das keine Partei und kein Minister erlauben" (Levi 1929b, 
322). In diesem Fall hatte die SPD ihre Wahlversprechen 
aus Koalitionsrücksichten gebrochen. Eine Koalition 
braucht, wie jede Taktik, eine Grundlage; das kann nur die 
zeitweilige, bedingte Gemeinsamkeit der lnteressen zweier 
Parteien sein. Selbstverständlich könnten sozialistische Par- 
teien etwa zur ,,Verteidigung der demokratischen Staats- 
form" eine Koalition mit nichtsozialistischen Parteien ein- 
gehen (vgl. Levi 192813). Ohne diese Grundlage verliert sie 
jeden Sinn und wird zum Selbstzweck. 

Gerechtigkeit und Eigensinn 
Levi war mit  Leib und Seele Anwalt. Er vertrat viele linke 
Künstler und Intellektuelle wie Bertolt Brecht, wie Willi 
Münzenberg, aber auch ,,kleine Leute", die Unter-, wie die 

Paul Levi. Rosa Luxembura Foto: AdsD d. FES 

Ober- und Halbwelt (vgl. Beradt 1969, 116f.). Wie in sei- 
nen Anfangsjahren nahm er sich als Strafverteidiger der 
größten wie der kleinsten Sachen an, wenn sein Rechtsge- 
fühl verletzt war. Berühmt wurde er durch die politischen 
Prozesse, die er, in der Regel allein und aus eigenem An- 
trieb führte. Er war die treibende Kraft im Fall Bullerjahn, 
einem Landesverratsprozeß, der zur Verurteilung eines 
Unschuldigen geführt hatte und der die Dreyfus-Affaire 
der ersten deutschen Republik genannt wurde. Levi rollte 
den Fall wieder auf und kämpfte unablässig für die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens (vgl. Beradt 1969, 1 I Off.). Am 
nachhaltigsten engagierte er sich bei der Aufklärung der 
zahlreichen politischen Morde, die, geplant und bezahlt 
von der politischen Rechten, die politische Kultur der ersten 
Republik von Anfang an prägten 

Den Höhepunkt bildete der Jorns-Prozeß, in dem es um 
die Aufklärung des Mordes an Liebknecht und Luxemburg 
ging (vgl. Beradt 1969, 1 19ff.). Diesen Prozeß, den letzten 
und wichtigsten seines Lebens, hat Paul Levi gewonnen. 
Juristisch und moralisch: Der Freispruch für den angeklag- 
ten Redakteur des Tagebuch, den er erreicht hatte, kam ei- 
ner Verurteilung erster Klasse für die Justiz gleich, für die 
Richter und Staatsanwälte, die statt ihre Pflicht zu tun, die 
Mörder Liebknechts und Luxembergs (und der vielen ande- 
ren vor und nach ihnen) gedeckt, geschützt hatten und mit 
lächerlichen Strafen davonkommen ließen. Bei der Ermor- 
dung Erzbergers und Rathenaus hat Levi die ständige exi- 
stenzielle Bedrohung der Republik und ihrer Repräsentan- 
ten durch die von der Rechten gepflegte Kultur des politi- 
schen Meuchelmords angeprangert; er hat stets betont, 
daß es keineswegs um Wahnsinnstaten verblendeter Ein- 
zelgänger ging: Die Kräfte, die diese Morde auf dem Ge- 
wissen hatten, waren „ein wesentlicher Bestandteil der ... 
deutschen Gesellschaftsordnung" (vgl. 1969, 226). Dies- 
mal, so schien es, hatte er gesiegt. 

Allerdings stand die Berufungsverhandlung im Jorns- 
Prozeß Anfang 1930 noch bevor. Levi entzog sich dieser 
Prüfung nicht. Aber am dritten Verhandlungstag erkrank- 
te er an einer schweren Grippe, ein paar Tage später kam 
eine Lungenentzündung hinzu. Am 9. Februar 1930, in 
der Nacht, ist er im Fieberwahn aus dem Fenster seiner 
Dachwohnung gestürzt. Es war die sechste Fiebernacht. 
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Abrustung (,,Der Sozialismus ist der Friede, der Kapitalismus 
ist der Krieg". Über realistischen Pazifismus, 1924; Wehrhaf- 
tigkeit und Sozialdemokratie, 1928). Als einer der ersten hat 
er die neue internationale Ordnung nach dem I. Weltkrieg 

und den neuen ,,lndustriefeu- 
,,Aber Freiheit, die für einen Einzigen, dalismus,, in den alten lndu- 

eine einzige Person, eine einzige Partei strieländern analysiert; er hat 
die Bedeutung der neuen, na- 

existiert, ist eben keine Freiheit. ... die tionalen Befreiungsbewegun. 

Freiheit, die die Bolschewiki gleich gen in den heute so genannten 
Ländern der ,,Dritten Welt" ge- 

dem Zaren für sich in Anspruch neh- und sich die da- - .  

men. entbehrt des Abmaßes zur Frei- mals noch in der europäischen 
Arbeiterbewegung herrschen- 

heit anderer und verliert damit alle de Boiniertheit diesen Bewe- 
ihre Qualitäten." 

Paul Levi, 1925 

gungen gegenüber gestellt. 
Viele seiner politischen Analy- 
sen in der SPW behandelten, 

was man traditionell ,,Außenpolitik" nennt; denn er hielt 
eine eigene, aktive ,,internationale Politik" der Arbeiterbewe- 
gung für notwendig -gegenüber einem Kapitalismus, der 
sich immer rascher internationalisierte (vgl. 1969, 179f. u.ö.) 

Linksopposition in der SPD - Unpraktischer Sozia- 
list gegen unsozialistische Praktiker 
Levi hatte seit seinem Rausschmiß aus der KP unermüdlich 
für die ,,Konzentration" aller proletarischen und sozialisti- 
schen Kräfte geworben. Ende 1922 ging er mit den Resten 
der USPD zurück zur SPD. Ohne Begeisterung, da die prinzi- 
piellen Meinungsverschiedenheiten, die während des Krie- 
ges zur Spaltung geführt hatten, keineswegs ausgeräumt 
waren, aber fest entschlossen, innerhalb des Rahmens der 
bestehenden Massenorganisationen der deutschen Arbei- 
terschaft weiter zu arbeiten. Hier die ,,unsozialistischen Prak- 
tiker", dort die ,,unpraktischen Sozialisten", auf diese Formel 
war der Streit zwischen den feindlichen Brüdern in der sozia- 
listischen Bewegung gebracht worden (Levi 1922a. 341). 
Mit der Wiedervereinigung war dieser Streit keineswegs ent- 
schieden. Levi warb unablässig für eine entschiedene ,,sozia- 

listische Arbeiterpolitik" der SPD 
„Die Fehler, die Schwächen, die Män- und der Gewerkschaften, 

gel von 191 8 hundertfach zugegeben, wandte sich gegen eine ziellose 
Koalitionspolitik, nur um dabei 

es war doch die erste große revolutio- und ,,„ der Macht,, zu sein, 

näre Bewequng der deutschen Arbei- ohne klares Bewußtsein von - - 
den Grenzen staatlicher Macht 

terschaft. Aus der Revolution stammt und den realen Grundlaqen der - 
die Republik, gerade das zeigt, daß Macht der Arbeiterbewegung; 

er bekämpfte die ,,Staatsmän- der historische Fortschritt nicht erhan- 
nerei,, vieler Genossen, die zwi- 

delt, sondern nur erkämpft werden schen realer Macht und Symbo- 

kann." len der Macht nicht mehr unter- 
scheiden konnten oder wollten. 

Paul Levi auf dem Heidelberger Partei- E, nutzte und verteidigte die in- 

tag der SPD, 1925 nerparteiliche Demokratie und 
bekämpfte als gebranntes Kind 

des Kommunismus entschieden alle Versuche, auch in der 
Sozialdemokratie eine ,,ParteipolizeiU einzurichten. 

In einem nach wie vor bourgeoisen, wenn auch demo- 
kratischen Staat hielt er die Opposition für die gleichsam 
natürliche Stellung der Sozialisten, die eben nicht den 
,,herrschendenr' Ideen und Meinungen der ,,herrschen- 
den" Klassen und Schichten zu gehorchen, sondern Willen 
und Meinungen einer beherrschten, sozial und ökono- 
misch durchaus nicht freien sozialen Klasse zum Ausdruck 
zu bringen hätten. Oppositionspolitik galt ihm allerdings 
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als höchst verantwortungsvolle politische Tätigkeit, jeden- 
falls nicht als ,,Verzicht auf politische Wirksamkeit". Denn 
eine sozialistische Opposition habe, anders als jede bürger- 
liche Opposition, nicht nur gegenwärtige, sondern auch 
künftige Aufgaben. Sie muß um die Klasse, die sie zu ver- 
treten beansprucht, werben und sie muß diese Klasse ,,erst 
zu der Höhe politischer und wirtschaftlicher Einsicht und 
zu jener klassenmäßigen Geschlossenheit" bringen, ohne 
die sie zum politischen Handeln nicht fähig ist (vgl. Levi 
1969, 185f.). Levi bestritt daher entschieden die Kritik (von 
links wie von rechts), die Opposition mit purem Neinsagen 
(bzw. ,,Entlarvenu) verwechselte. Man dürfe der bürgerli- 
chen Republik durchaus mit Gedanken kommen. Die sozia- 
listische Opposition sollte über den Tag und die Stunde 
und über den Rahmen der vom Bürgertum beherrschten 
Demokratie hinausdenken und hinausweisen. 

Die linke Opposition in der Weimarer SPD bildete eine 
Minderheit (mit starken lokalen Hochburgen, vor allem in 
Sachsen). Sie mischte sich konsequent in die Debatten um 
die aktuelle Politik wie die Programmatik der Partei ein; sie 
war auf allen Parteitagen zugegen, sie war - nicht zuletzt 
dank der SPW - in der (lokalen) Parteipresse zu vernehmen 
(vgl. Jones 1968). Den Höhepunkt ihres Einflusses in den 
zwanziger Jahren erreichte sie 1928 mit der Wehrdebatte 
auf dem Magdeburger Parteitag und der Auseinanderset- 
zung um die Rüstungspolitik der zweiten Großen Koalition 
(die Panzerkreuzer-Affäre). Levi folgte in dieser Debatte sei- 
ner Vorstellung von Oppositionspolitik: Wie sich die Sozial- 
demokratie zur Rüstung bzw. Abrüstung im bürgerlichen 
Staat stelle, könne man nicht von einer momentanen in- 
nen- und außenpolitischen Konstellation abhängig ma- 
chen. Krieg sei vielmehr ein soziales Phänomen und das 
habe seinen Charakter im Zuge der jüngsten 
(Nachkriegs)entwicklung des Kapitalismus gründlich ge- 
wandelt; den Charakter des kommenden Krieges zu erken- 
nen -der ein ,,totaleru lndustriekrieg sein werde - und die 
Arbeiterschaft auf den Kriegsfall moralisch und intellektu- 
ell vorzubereiten, zugleich das innenpolitische Risiko eines 
Krieges für die zum Kriege treibenden sozialen Klassen zu 
erhöhen, sei die Aufgabe der Sozialdemokratie (vgl. 
~rechsler, 1965, 40ff.; Levi 1969, 330ff.). 

Paul Levi und der Austromarxismus 
Levi hat die Austromarxisten, Otto Bauer voran, mitunter 
scharf kritisiert. Das Linzer Programm der SDAP von 1926 
hat er entschieden kritisiert (ebenso wie das Heidelberger 
Programm der SPD von 1925). Es war nicht ungewöhnlich, 
daß sich österreichische Sozialisten in Debatten in Deutsch- 
land einschalteten. Ebenso kommentierte Levi politische 
Diskussionen und Ereignisse in Österreich. Dennoch ist es 
völlig daneben gegriffen, ihn zum prinzipiellen Gegner der 
Austromarxisten zu stilisieren. Ihre Leistungen hat er stets 
anerkannt, sich nicht gescheut, sie der deutschen Partei als 
Vorbild hinzustellen: Die Erfolge der österreichischen Ge- 
nossen seien eben kein Zufall, sondern das Produkt zäher, 
planmäßiger und zielklarer Arbeit der gesamten Partei (Levi 
1927d). In Österreich habe sich die marxistische Lehre ,,in 
größerer Klarheit" erhalten als anderswo: ,,austro zwar, 
aber doch Marxismus" (Levi 1929c, 582). 

Paul Levi im Reichstag 
Über die Praxis des Parlamentarismus machte er sich keine II- 
lusionen. Die Grundlage aller ,,parlamentarischen Macht" 
liegt in ,,außerparlamentarischen Tatsachen'' (Levi 1969, 
21 5). Vom bürgerlichen Gegner könnten die Sozialisten ler- 
nen, ,,Parlamentarismus mit Antiparlamentarismus zu ver- 
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Im Mittelpunkt standen in der Vergangenheit die le- 
gendären Wirtschafts- und Sozialräte. Wenn man diesen 
Gedanken wiederbeleben will, sollte man aber klarstellen, 
daß nicht darum geht, neue Gremien oder Bürokratien zu 
schaffen, sondern darum, vorhandene Strukturen - an er- 
ster Stelle die Industrie- und Handelskammern - zu demo- 
kratisieren, um damit Bereiche wie Innovationsberatung, 
Technologieförderung und Weiterbildung, aber auch die 
Tätigkeit von staatlichen Regionalbehörden (Regierungs- 
präsidien) einem regional-demokratischen Einfluß zu un- 
terwerfen und damit den Unterbau für eine demokratische 
Modernisierung der Volkswirtschaft zu schaffen. Gerade 
hier Iäßt sich zeigen, daß es keineswegs um ,,mehr Staat", 
sondern um gesellschaftliche Selbstverwaltung par ex- 
cellence geht. Damit könnten auch die innovationsorien- 
tierten Dienstleistungen, kooperative Verbünde von Klein- 
und Mittelunternehmen und regionale Modernisierungs- 
Prozesse insgesamt zur Sache der Gewerkschaften und der 
Linken werden. Es versteht sich nahezu von selbst, daß mit 
diesem Ansatz auch eine essentiell stärkere Rolle der Kom- 
munen gegenüber zentralstaatlichen Mechanismen ein- 
hergeht. Durch die Verknüpfung mit öffentlichen Gemein- 
schaftsausgaben, mit lnvestitionsfonds und mit öffentli- 
chen Unternehmen (incl. Kreditinstituten) ergibt sich ein 
durchaus flexibler Regulierungsmechanismus mit einem 
hohen Maß an Demokratisierung. 

Demokratische Konzernverfassung 
Brennpunkte einer demokratischen Modernisierung der 
Wirtschaft, der Neoindustrialisierung und der gesellschaft- 
lichen Selbstverwaltung sind die großen Unternehmen. 
Dazu sind unter den verschiedenen Stichworten schon ei- 
nige Überlegungen angestellt worden, die nun im Sinne 
einer demokratischen Konzernverfassung zu erweitern 
wären. Neben der Gewährleistung einer Mitbestimmungs- 
parität von Kapitaleignern und Belegschaften stellt sich die 
Frage, inwieweit darüberhinausgehende ökologische und 
soziale lnteressen systematischen Eingang in die Politik der 
Konzerne finden können. So wird man darüber nachden- 
ken müssen, inwieweit die Aufsichtsräte für andere gesell- 
schaftliche Kräfte vor allem aus dem Umwelt- und Ver- 
braucherbereich sowie kommunale und regionale Vertre- 
tungen geöffnet werden könnten. 

Eine demokratische Konzernverfassung müßte aber 
insbesondere mit  einer Dernokratisierung der Aktionärs- 
Struktur (bzw. des Aktienrechtes) einhergehen, um auf der 
Seite der sog. Kapitaleigner eineVerbindung von ökonomi- 
schen und sozialökologischen lnteressen herzustellen. Sie 
wurde damit an der progressiven, nämlich gesellschaftli- 

L 

chen Seite des Aktienkapitals ansetzen. Dabei ist allerdings 
weniger an ,,Volksaktien" für Einzelpersonen, sondern an 
demokratische lnteressensgemeinschaften und die weiter 
unten diskutierten gesellschaftlichen lnvestitionsfonds geL 
dacht. Zusammen mit den erweiterten Mitbestimmungs- 
und Kontrollrechten der Betriebsräte und der Aufwertung 
von Arbeitskollektiven und Belegschaftsversammlungen 
werden damit Foren und Strukturen für eine wirkliche ,,Po- 
litisierung der Ökonomie" auf Basis pluraler lnteressen ge- 
schaffen. In diesem Sinne stellt eine demokratische Kon- 
zernverfassung nichts anderes dar als einen Schritt zur rea- 
len Vergesellschaftung von Großunternehmen. 

Finanzkapital und Kreditwesen 
Hinsichtlich der ökonomischen Formen sollte man über- 
haupt auf Marx' Ausführungen zum Kreditwesen und zu 
den Aktiengesellschaften und die darin enthaltenen Hin- 

weise auf eine assoziierte (sozialistische) Produktionsweise 
zurückkommen und sie auf die heutigen Verhältnisse be- 
ziehen. 

Denn eine moderne Konzeption der Investitionslen- 
kung und lnfrastrukturplanung muß jene essentielle Ver- 
änderung im kapitalistischen Akkumulationsmuster in 
Rechnung stellen, die sich in 
der wachsenden Bedeutung Die sozialistische Produktionsweise 
von Finanzanlagen ausdrückt: wird nach meiner Prognose v,a. eine 
Die Frage der Investitionsfinan- 
zierung und Gewinnverwen- Ökonomie der lnvestitionsfonds sein - 
dung ist zweifellos von größter mit diversifizierten, pluralen und de- 
strategischer Bedeutung. So 
drückt sich in der Präferenz für mokratisch verfaßten Fonds- und 
Finanzanlagen zwar auch eine Beteiligungsstrukturen. 
anhaltende Überakkumulation 
von Kapital aus - eine Fehlentwicklung zulasten der volks- 
wirtschaftlichen Dynamik, die mit spekulativen und parasi- 
tären Vorgängen einhergeht. Auf der anderen Seite ist die 
Entkoppelung von Erträgen, ihrer Verwendung und damit 
auch der Refinanzierung ein typisches Merkmal des moder- 
nen Kapitalismus überhaupt, was zur ökonomischen Flexi- 
bilität der Unternehmen und der Wirtschaft insgesamt bei- 
trägt und Potentiale an gesamtgesellschaftlicher bzw. ge- 
meinschaftlicher Regulierung enthält. In dieser Wider- 
sprüchlichkeit steckt die Aufforderung an eine moderne 
linke Konzeption, sich derartiger Finanzierungsmechanis- 
men systematisch zu bedienen bzw. neue zu entwickeln. 

Strategisch geht es um die ,,Besetzung" des finanzwirt- 
schaftlichen .,Korridors", um damit eine hohe Flexibilität 
von Lenkungsmechnismen zu verwirklichen. Das Schlüssel- 
problem liegt in dieser Hinsicht natürlich bei der demokra- 
tischen Kontrolle der Banken und Versicherungen und ih- 
rem Einsatz für eine ökologische und sozialorientierte Inve- 
stitionspolitik, das mittelfristig nur durch ihre Vergesell- 
schaftung gelöst werden kann. Mit  dem 
öffentlich-rechtlichen Sparkassensektor steht im übrigen 
schon eine Ausgangsbasis für eine derartige Demokratisie- 
rung des Finanzsektors zur Verfügung. 

Ökonomie der lnvestitionsfonds 
Die sozialistische Produktionsweise wird nach meiner Pro- 
gnose v.a. eine Ökonomie der lnvestitionsfonds sein - mit di- 
versifizierten, pluralen und demokratisch verfaßten Fonds- 
und Beteiligungsstrukturen, in denen überbetriebliche Ren- 
tabilitätsgesichtspunkte mit ökologisch-sozialen Zielsetzun- 
gen der beteiligten Kräfte zusammenfließen und die sich 
zwischen die am Markt agierenden Unternehmen und die 
vom Staat entwickelten Rahmensetzungen schieben. 

Könnte dem enormen Aufschwung privater Invest- 
mentfonds (bei enormer Bedeutung von Großanlegern wie 
Versicherungen und Pensionskassen) nicht die ,,Moderni- 
tät" gesellschaftlich verwalteter lnvestitionsfonds gegen- 
übergestellt werden? Also: gesellschaftlich vermittelte 
Umlenkung von Gewinnbestandteilen in private Investiti- 
onstätigkeit - im Rahmen sektoraler und regionaler Moder- 
nisierungsprozesse, der lnfrastrukturentwicklung und der 
Bewältigung internationaler Entwicklungsprobleme. Die 
Fondsökonomie böte Bezugspunkte für eine wirkliche Be- 
teiligung der Beschäftigten am Produktiwermögen, könn- 
te Aspekte der ,,Ethic Fonds" (ethisch beeinflußte Geldan- 
lagen) aufgreifen und sollte auch eine gesellschaftliche 
Kontrolle der Privatversicherungen einschließen. 

Um beim angesprochenen Beispiel zu bleiben: Will 
man eine industrielle Umstrukturierung mit Beschäfti- 
gungsplänen und -gesellschaften im Automobilsektor prä- 
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ventiv und umfassend (also anders als in der Stahlindustrie) 
praktizieren und mit dem ökologischen Umbau des Ver- 
kehrssektors verbinden, müssen überbetriebliche Finanzie- 

rungsverfahren gefunden wer- 

~i~ subjektive seite einer ökonomi- den. Demokratisch verwaltete 
Investitionsfonds, die sich aus 

schen Konzeption des modernen So- ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~ ~ k ~ ~ ~ l l ~ ~ ~ ~ ~  (oder 

zialismus führt zwangsläufig wieder noch besser: Rückstellungen aus 
dem Umsatzüberschuß) der ex- 

zu jenem "Bündnis von Arbeit, Wis- trem Automobilkon- 

senschaft und Kultur", das uns in spw zerne speisen, wären ein mögli- 

schon seit fast 10 Jahren begleitet. cherweise geeigneter Ansatz. 
Im weiteren Sinne müßten 

unter diesem Stichwort auch Ka- 
pitalbeteiligungsgesellschaften diskutiert werden. Im Ab- 
gleich mit den bestehenden Regeln wäre zu prüfen, inwie- 
weit qualitative und strategische Interessen im Agieren 
derartiger Gesellschaften bzw. in ihren Beteiligungen an 
anderen Unternehmen Platz greifen können (insbes. regio- 
nalwirtschaftliche, Branchen- und Produktbezüge). 

Nachträge 
Zunächst einmal sei mit Blick auf die internationalen 
Aspekte darauf verwiesen, daß die zuvor skizzierten Ele- 
mente auch und gerade als Aspekte eines 
(west)europäischen Akkumulations- und Regulierungsmo- 
delles verstanden werden können, das natürlich durch au- 
ßenwirtschaftliche Regulierungsmechanismen und eine 
gleichzeitige Einflußnahme auf internationale Wirtschafts- 
gremien systematisch zu ergänzen wäre. 

Zum Schluß sei der schon eingangs angesprochene 
Zusammenhang der drei Aspekte des sozialistischen Pro- 
jektes wieder in Erinnerung gerufen. Natürlich ist mit den 
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vorhergehenden Skizzen die Aufforderung verbunden, 
sich genauere und durchdachtere Vorstellungen zur 
Funktionsweise eines modernen sozialistischen Wirt- 
schaftssystems zu machen. Aber es geht nicht nur darum. 
Die Ökonomie ist ja auch ein Feld des moralisch-kulturel- 
len Kampfes, auf dem es um das Verständnis von Unter- 
nehmenskultur wie auch der Wirtschaftsweise insgesamt 
geht. Ja, selbst die Auffassung von der betriebswirt- 
schaftlichen Buchführung ist auch eine Frage der ökono- 
mischen Kultur. Dieser moralisch-kulturelle Kampf rückt 
die subjektive Komponente sozialistischer Wirtschaftspo- 
litik und von Wirtschaftsdemokratie in den Mittelpunkt - 
einerseits durch die Reflektion von gesellschaftlichen Be- 
darfen und individuellen Bedürfnissen, andererseits durch 
die Entwicklung der Kompetenz der ,,Werktätigen" - und 
zwar letztendlich der wirtschaftsdemokratischen Kompe- 
tenz, die erforderlich ist, um eine sozialistische Wirt- 
schaftskonzeption mit  Leben zu erfüllen. 

Unter diesem Gesichtspunkt hätte man einen zweiten 
Teil schreiben müssen. Hier müßte die zentrale Rolle der Ar- 
beitszeitverkürzung herausgearbeitet werden, in der es nicht 
nur um das höhere Maß an frei verfügbarer Zeit und eine 
gerechtere Verteilung der Ewerbsarbeit geht, sondern auch 
die Aneignung derjenigen Kompetenzen, die für eine wirk- 
liche demokratische Selbstverwaltung der Wirtschaft benö- 
tigt werden. Auch der Frage der Bildung und Weiterbildung 
wäre in ihren demokratisch-sozialen wie auch ihren poly- 
technischen Aspekten ausführlich nachzugehen. Schließlich 
führt die subjektive Seite einer ökonomischen Konzeption 
des modernen Sozialismus zwangsläufig wieder zu jenem 
,,Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und Kultur", das uns in 
dieser Zeitschrift schon seit fast 10 Jahren begleitet, wenn es 
um ,,sozialistische Politik und Wirtschaft" geht. SPW 
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die durch Erfahrung und Kritik lernen. Erst die klare und 
konsequente Kritik - auch der momentanen Stimmungen 
und Meinungen der Massen - gibt den Sozialisten dauer- 
haften geistigen Einfluß, schließlich die ,,Führung" in der 
Arbeiterbewegung (vgl. 1969, 58, 2263f. u.ö.). Sie haben 
,,im Grunde nur ein einziges Machtmittel im Gegensatz zur 
Bourgeoisie, die viele hat" -das ist der „Ruf an die arbei- 
tenden Massen" (1 969, 223). Um diese Massen aber sam- 
meln, vereinen, rufen und führen zu können, brauchen die 
Sozialisten eine genaue Kenntnis der wirklichen Verfassung 
der Klassenbewegung, der ,,wirklichen Klassenkräfte" und 
ihres Verhältnisses (1 969, 21 5, 21 6). 

Methodisch beruhen Levis politische Analysen auf zwei 
analytischen Unterscheidungen: zwischen ,,politischer 
Form" und ,,sozialem Inhalt" und zwischen ,,Staatsform" 
und ,,Regierungsform". 

Mi t  zwei Staatsgebilden hat er sich gründlich befaßt: 
mit dem Sowjetstaat und mit der ersten deutschen Repu- 
blik. Beide waren aus Revolutionen hervorgegangen; die 
Weimarer Republik war trotz aller Halbheiten und Schwä- 
chen doch die Frucht der ,,ersten großen Bewegung des 
deutschen Proletariats, seines ersten weithin sichtbaren 
Sieges" (1 969, 171) wie die Sowjetrepublik eine Frucht der 
russischen Arbeiterbewegung. Was für die Analyse der So- 
wjetunion galt - die politische Form, die Räterepublik be- 
deutet noch nichts „für den sozialen Inhalt, für das Herr- 
schaftsverhältnis im Staat" (Levi 1927b) - das galt ebenso 
für die Weimarer Republik. Auch hier hatten sich die an- 
fänglichen Machtverhältnisse innerhalb weniger Jahre 
gründlich verschoben - zugunsten einer neuen Herrenklas- 
se der Großindustriellen, die sich im Krieg und in der Nach- 
kriegszeit auf Kosten der Mittelklassen und der Arbeiter- 
klasse enorm bereichert haben. Damit ist die Republik in 
Gefahr. Was hat es also „mit der gegenwärtigen Staats- 
form auf sich? Erhält man sie und wie? Ersetzt man sie und 
durch was?" (Levi 1929b, 322). 

Levi gab eine klare und gut marxistische Antwort: ,,Nur 
die Kraft, durch die sie [die Republik, MK] geschaffen wur- 

de, kann sie erhalten." (1969, 171). Eine Staatsform wird 
nicht um ihrer ,,schönen Verfassungsparagraphen willen" 
verteidigt; ein Staatswesen ,,existiert nur kraft der Interes- 
sen, das Klassen an ihm nehmen" (1969, 188, 245). Von 
einer kleinen Minderheit altliberalen und altdemokrati- 
schen Bürgertums abgesehen, ist nur die deutsche Arbei- 
terschaft republikanisch gesinnt. Aber sie wird die Republik 
nur verteidigen können und wollen, wenn diese Republik 
ihren ,,Lebensinteressenn einigermaßen gerecht wird, d.h 
aber gemäß den Verfassungsparagraphen ihr zumindest 
,,den Boden sozialer Existenz" sichert, ihre ,,soziale Exi- 
stenz" verteidigt (ebd). Dazu 
muß dieStaatsform# diedemO- ,,Levi hat den Kopf verloren. Er ist auch 
kratische Republik einen ande- 
ren, neuen ,,sozialen ~ ~ h ~ l ~ n  der einzige in der deutschen Partei, 
bekommen und dazu wieder- der einen zu verlieren hat." 
um muß der gesamte ,,öffentli- 
che Geist,j der Republik ein an- Vladimir Iijitsch Lenin, 1921 

derer, die Republik ,,sozial" und 
,,sozialistisch" ausgestaltet werden (Levi 1929b; 1969, 
171f.. 188f.. 245f.). Die Bedeutung eines Minimums an 
,,Sozialstaatlichkeit" für die Demokratie hat Levi früher als 
andere gesehen. Der Weimarer Sozialdemokratie hat er 
damit - entgegen der bis heute verbreiteten Legende - ein 
klares Ziel ,,positiveru politischer Arbeit innerhalb des be- 
stehenden Staates gewiesen. 

Um die Möglichkeiten und Schwierigkeiten einer sol- 
chen ,,sozialenu Politik auszuloten, bedurfte es genauer 
Kenntnis der ~trukturverände- 
rungen des internationalen Ka- ,,Dschingis Khan kommt an die Herr- 
pitalismus nach dem und durch 
den ersten Weltkrieg und ihrer schaft." 
politischen Folgen. Levi hat eini- Pau/ Levj über Sta/jn, 1925 
ge Kabinettstückchen marxisti- 
scher Analysen aktueller Probleme vorgelegt: mit seiner Stu- 
die über den internationalen und europäischen Nachkriegs- 
kapitalismus (Sachverständigen-Gutachten und was dann?, 
1924). mit seinen Studien zum Problem der Rüstung und 
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„völlig verkehrte(n) und verfehlte(n) Theorie von der ,Rolle 
der Partei', von der Allmacht eines Zentralkomitees in der 
Partei, von der Gottähnlichkeit von ein paar Bonzen" 
(1 969, 160) prinzipiell an: Die Ideologie einer Sekte, die zur 
Staatsgewalt geworden war. Erst ,,hatten die Bolschewiki 
die Macht, dann hatte die Macht die Bolschewiki" (Levi 
1926a). Auch das ,,starre Herrschen", das Festhalten an 
der Macht um jeden Preis, verdammt zum ,,Leben der Sek- 
te" (1 969, 147). Ebenso entschieden bekämpfte Levi den 
Mythos von der Interessensolidarität zwischen Arbeitern 
und Bauern, den eigentlichen Kern des Leninismus, auf 

dem der Mythos vom unge- 
,,Es ist der alte Unsinn, daß man in brochen proletarischen und 

Moskau immer glaubt, wenn Serati in sozialistischen Charakter des 
Sowietstaats beruhte. Diese 

Italien oder Levi in Deutschland nicht angebliche ,,Weiterentwick- 

die Sowjetrepublik verhinderten, dann lun-g" des Marxismus beruhte 
auf der kühnen Behau~tuna, . - 

wäre sie schon längst gekommen. Die eine politische, staatliche Form 

Moskauer vergessen vollständig die könne bestehende Klassenge- 
gensätze aufheben. Tatsächlich 

ganz und gar anderen Verhältnisse in wurden sie in der Sowjetunion 

Westeuropa und Rußland" 

Paul Levi, 192 1 

in der Form von innerparteili- 
chen Fraktionskämpfen ausge- 
fochten und von Anfang an 
nur mit Gewalt niedergehal- 

ten. Folglich gehörte der staatlich organisierte Terror un- 
weigerlich zum Sowjetregime (vgl. Levi 1969, 148ff. u.ö.). 

Levi hat den Terror in der Sowjetunion nie verschwie- 
gen, nie beschönigt, nie verteidigt. Lange vor dem ,,großen 
Terror" schrieb er bereits über die Prozesse, die gegen in- 
nerparteiliche Gegner, aber auch gegen angebliche Sabo- 
teure und Spione geführt wurden. Er betrachtete die Wie- 
derkehr der Verbannung, der Straflager, der Erschießungs- 
kommandos als den endgültigen Bankrott des Leninismus 
(vgl. Levi 1969, 159f.). Die Leninisten hätten den Wert der 
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Demokratie für die Entwicklung der Arbeiterklasse, für die 
Bildung eines klaren Willens zur politischen Macht in der 
Arbeiterbewegung ebensowenig begriffen wie sie den 
langwierigen Prozeß der Umgestaltung von Verhältnissen 
und Menschen verstanden hätten, der im klassischen Mar- 
xismus ,,soziale Revolution" hieß; ein Prozeß, der mit Un- 
terdrückung ,,im Polizeisinn" oder Staatsterrorismus nichts 
zu tun habe (vgl. Levi 1927a; 1969, 130f., 160 u.ö.). Levi 
gehörte zu den (gar nicht so wenigen) Marxisten, die das 
Sowjetregime fast von Anfang an prinzipiell und ,,von 
links" kritisierten. 

Paul Levi als politischer Theoretiker 
In jüngster Zeit aufgefundene Privatbriefe deuten darauf 
hin, daß Paul Levi einige Monate lang Rosa Luxemburgs . 
Geliebter war (vgl. Quack 1983). Beide haben ihr Verhält- 
nis geheim und für sich behalten. Als die erste Liebevorbei 
war, blieben sie Freunde und Kampfgenossen. Er war ihr 
Verteidiger, ihr Vertrauter und hochgeschätzter Mitarbei- 
ter; wie Luxemburgs Briefe an ihn zeigen, betrachtete sie 
ihn als fähigen und berufenen Nachfolger, auf den sie hör- 
te und den zu überzeugen ihr wichtig war. In der spärli- 
chen Literatur steht Levi im Schatten Luxemburgs. Selbst 
seiner Biographin Beradt gilt er nicht als ,,Theoretiker des 
Marxismus" (Levi 1969, 6). Ebenso entschieden behauptet 
Sibylle Quack, er sei mehr ein ,,Stratege" und ,,Praktiker", 
auf jeden Fall ,,kein Theoretiker" gewesen; es gebe keine 
,,rein theoretische Schrift" von ihm (1 983, 18, 94). Levi war 
ein politischer Analytiker von hohen Gaben. Seine tagespo- 
litischen Analysen waren alles andere als ,,theorielos", im 
Gegenteil. Sie zeugen von genauer Kenntnis der damals 
zugänglichen Schriften von Marx und Engels und sie zei- 
gen eine erstaunliche Fähigkeit, Tagesereignisse in den Zu- 
sammenhang großer historischer Entwicklungen einzuord- 
nen. Darin ist Paul Levi Otto Bauer vergleichbar. Sein Stil ist 
unverwechselbar, lederne Langeweile kann man ihm nicht 
vorwerfen. 

Levis theoretisches Denken kreist - wie das Gramscis - 
um die moderne Politik im modernen Staat, um die politi- 
schen Parteien und die ,,marxistische" Kernfrage, was 
,,Massenn in Bewegung bringt und wohin soziale Massen- 
bewegungen führen bzw. wie sich soziale Bewegungen 
führen lassen. Kann man ,,Politik" als Wissenschaft sehen 
und betreiben? Wenn ja, wie dies die Marxisten seit jeher 
behaupten, wo liegt die Grenze politischer Analysen? Wel- 
che Bedeutung hat das, was ,,vom Standpunkt der politi- 
schen Kriegsakademie richtig" ist, für die politische Praxis? 
Weil er einer der wenigen Marxisten nach Engels war, der 
sich mit Militärwissenschaft gründlich befaßte, wandte 
sich Levi gegen den gedankenlosen Gebrauch militärischer 
Begriffe und Analogien in der politischen Theorie. Jeder 
gute Militärhistoriker und -theoretiker wußte und weiß um 
die Bedeutung des ,,moralischen Faktors" wie jeder gute 
General. Strategische Pläne und taktische Konzepte sind ei- 
nes, was daraus im Krieg wird, hängt von der physischen 
und vor allem moralischen Verfassung einer Armee ab. 
Eine soziale Bewegung Iäßt sich nicht mit einer organisier- 
ten und disziplinierten Armee vergleichen; die Arbeiterklas- 
se ist eben kein fix und fertiges Instrument zur Verfügung 
eines proletarischen Generalstabs - sie bildet sich erst als 
Klasse mit gemeinsamen Ideen und Zielen im Laufe der Be- 
wegung, die sie selbst macht und durchmacht (vgl. 1969, 
145, 185f.). 

Politik in und mit der Arbeiterbewegung darf sich nie in 
Organisation erschöpfen. Am wichtigsten ist die ständige 
Arbeit an der Erziehung und Selbsterziehung der Arbeiter, 
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Die Bedeutung einer sozialistischen Perspektive 

N ach der Entwicklung der letzten Jahre liegt es auf 
der Hand, daß sozialistisches Denken und Handeln 
einer politischen und theoretischen Neubestim- 

mung bedürfen. Dieser Prozeß ist nur schwer in Gang ge- 
kommen. Er wurde verständlicherweise von der Auseinan- 
dersetzung mit der Vergangenheit überlagert, ohne die es 
keinen Neubeginn gibt. Schließlich ist mit der historischen 
Niederlage des Realsozialismus nicht nur eine Theorie per- 
vertiert worden und nicht nur dadurch dieses System zu- 
grunde gegangen. Viele der theoretischen Gewißheiten - 
wie etwa ,,politische Macht der Arbeiterklasse", ,,Revoluti- 
on", ,,Planwirtschaft", ,,historische Mission der Arbeiterklas- 
se" - haben vor der Geschichte nicht bestehen können. 
Auch der emphatische Ausspruch von Rosa Luxemburg auf 
dem Gründungsparteitag der KPD „Wir sind wieder bei 
Marx, unter seinem Banner" ist nicht die adäquate Antwort 
auf die heutigen Herausforderungen. Sie erfordert vielmehr 
nicht nur die theoretische Kritik kommunistischer Praxis, 
sondern ebenso eine praktische Kritik der Theorie. Das be- 
deutet für mich, den Sozialismus nicht als starres unverän- 
derliches staatlich festgefügtes System zu begreifen, das 
dem Kapitalismus gegenüber gestellt wird, sondern als offe- 
nen Prozeß, in dem sich neue gesellschaftliche Strukturen 
herausbilden. 

Andererseits bringt die Arbeit am Projekt demokrati- 
scher Sozialismus naturgemäß auch Abgrenzungen nach 
einer anderen Seite mit sich, zum sogenannten Grundwer- 
tesozialismus, der nur als dauernde Aufgabe verstanden 
wird und nie erreicht werden kann. Sicher hat gerade die 
kommunistische Bewegung die Grundwerteproblematik 
sträflichst vernachlässigt und stark überzogen kritisiert. 
Grundwerte spielen für politische Orientierungen eine wich- 
tige Rolle, vielmehr noch prägen bestimmte Werte be- 
stimmte Milieus und soziale Schichten. Etwa hat der Wert 
Gleichheit im Osten eine stärkere Verankerung als der der 
Freiheit. Oder: Der Wert Solidarität war gerade in der Arbei- 
terbewegung tief verwurzelt. Heute wandeln sich Werte. 
Auch das hängt mit den realen materiellen Verhältnissen 
zusammen. Dennoch: Sozialismus nur noch als Werteorien- 
tierung oder als Utopie, in der alles Gute und Schöne dieser 
Welt Position. vereinigt sind, als Religionsersatz, das ist nicht meine 

Was sind grundlegende Strukturen sozialistischer 
Gesellschaft? 
Heute ist es schwer oder nahezu unmöglich, grundlegende 
sozialistische Strukturen, die eine neue Gesellschaft aus- 
zeichnen müßten, seriös aufzuzeigen. Wenn die Dominanz 
des Kapitalverhältnisses über die Gesellschaft zurückge- 
drängt ist, gibt es auch andere gesellschaftliche Strukturen. 
Hier gibt es zwei Extreme im Herangehen: Die einen identi- 
fizieren eine andere Gesellschaft damit, daß die Warenwirt- 
schaft, d.h. der Doppelcharakter der Ware und damit die 
Entfremdung, überwunden ist. Das scheint mir sehr weit 
weg. Jedenfalls ist die Alternative einer Verteilungswirtschaft 
gerade dann gescheitert, als es um entwickeltere Produktiv- 
kräfte ging. Das lag sicher nicht nur an dem subjektiven Ver- 
sagen der realsozialistischen Eliten. 

Die Anhänger des anderen Extrems wollen lediglich 
,,steuerndM in die Ökonomie eingreifen oder die Rahmenbe- 
dingungen für die kapitalistische Produktionsweise verän- 
dern. Letzeres ist kurz- und mittelfristig eine der wichtigsten 
Fragen, denn es geht darum, in welche Richtung sich die 
heutige kapitaldominierte Gesellschaft bewegt. Aber auch 

Sozialismus im 
21. Jahrhundert 

von Wolfgang Gehrcke* 

eine anders geartete kapitalistische Gesellschaft ist noch 
nicht das Ziel. 

Auf jeden Fall hängen die neuen gesellschaftlichen 
Strukturen, um die es geht, mit der Eigentumsfrage zusam- 
men. Sicher ist die ,,Abschaffung des Privateigentums an 
den Produktionsmitteln", noch dazu als einmaliger revolu- 
tionärer Akt, keine brauchbare Strategie. Hier ist nicht der 
Platz, um die Entwicklungsstufe des kapitalistischen Eigen- 
tums zu analysieren. Fest steht jedoch, daß es sich haupt- 
sächlich um Gesellschaftskapital handelt und darum, daß 
die Internationalisierung des 
Kapitals, vor allem des Finanz- Auf jeden Fall hängen die neuen qe- - 
kapitalsr wesentlich 'Orange- sellschaftlichen Strukturen, um die es 
schritten ist. Deshalb sind die 
Möglichkeiten, in die Verfü- geht, mit der Eigentumsfrage zusam- 
gungsgewalt men. Die zweite Säule einer anderen 
auch schwieriger geworden. 
Eingriffe in die Verfügungsge- Gesellschaftsstruktur ist der Umbau 
walt sind Eingriffe in das Eigen- des gesellschaftlichen Systems der Ar- 
tumsverhältnis. Steuergesetz- 
gebung, Wirtschaftsförderung, beit. 
öffentlich-rechtliche Formen 
des Eigentums oder ein öffentlich'geförderter ,,neuer ge- 
meinwirtschaftlicher" Beschäftigungssektor in Rechtsfor- 
men zwischen Privatwirtschaft und Staat, Kontroll- und Ein- 
griffsrechte bei Banken können ebenso ausgebaut werden 
wie die betriebliche Mitbestimmung. 

Werden Parlamente und Parlamentarismus belebt und 
durch weitere Formen der Bürgerbeteiligung ergänzt, dann 
sind sie geeignete Formen. die Interessenwidersprüche auch 
zur Eigentumsfrage auszutragen, reflektieren sie doch im 
Unterschied zu anderen Kontrollgremien - Aufsichtsräten 
etwa, Ausschüssen, Verwaltungsräten -die politischen und 
sozialen Kräfteverhältnisse in der Gesamtgesellschaft. Zwar 
ist damit die Frage einer alternativen Logik zum kapitalisti- 
schen Gewinnstreben noch nicht gelöst, aber mit der Verän- 
derung in den Verfügungsrechten des Eigentumstitels än- 
dert sich auch das Eigentumsverhältnis. 

In diesem Zusammenhang sind es wiederum zwei Pole, 
die die Lösung des Problems nicht bringen: Weder der Eta- 
tismus konnte es, noch ein Antietatismus wird das tun. 
Zweifellos müssen zivilgesellschaftliche Elemente einer Ge- 
sellschaft gestärkt werden, dies zusammen mit der Verände- 
rung in den Eigentumsstrukturen. 

Die zweite Säule einer anderen Gesellschaftsstruktur ist 
der Umbau des gesellschaftlichen Systems der Arbeit. Dra- 
stische Arbeitszeitverkürzungen, die Umverteilung von 
Männern zu Frauen in der Erwerbsarbeit sowie eine andere 
Verteilung der Reproduktionsarbeiten, die Förderung gesell- 
schaftlich sinnvoller Tätigkeiten - all das verändert die Ge- 
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sellschaft grundlegend. Dazu gehört auch die Herausbil- 
dung eines Wirtschaftssektors zwischen Markt und Staat, in 
der viele Tätigkeiten geleistet werden können, die sozial und 
ökologisch notwendig sind, aber keinen Profit abwerfen. All 
das wird nicht von heute auf morgen passieren, aber eine 
wahrhaft kulturelle Umwälzung mit sich bringen. 

Beide Elemente zusammen, die Veränderung der Eigen- 
tumsstrukturen und die Umgestaltung der Arbeit führen 
letztlich zu neuen Gesellschaftsstrukturen. 

Produktivkrafientwicklung und Verteilungsfrage 
Mit der Ökologiebewegung und der Wachstumskritik war klar, 
daß Sozialismus nicht die ,,Entfesselung der Produktivkräfte" 

mehr sein kann. Das lag schon ge- 
Letztlich geht es um die Rekonstrukti- raumezeitvordem EndedesReal- 

on von Politik. Sie muß sich aus der sozialismus. Ökologische Fragen 
spielten seitdem in der Öffentlich- 

Rolle als Erfüllungsgehilfin der Wirt- keit eine große Rolle. Heute sehen 

Schaft lösen, in die sie der Neoliberalis- wiL daß diese Probleme im Mas- 
senbewußtsein gegenüber denen 

mus gedrängt hat. Das erfordert, die der Arbeitslosigkeit und deren 50- 

~ ~ ~ h ö h l ~ ~ ~  der parlamentarischen zialen Folgen zurücktreten. Eine 
verantwortbare Entwicklung der 

Demokratie aufzuhalten. Produktivkräfte, ihnen eine andere 
Richtung zu geben, das scheint mir 

politisch notwendig zu sein. Mit dem Begriff ,,Innovation" wird 
das nur unvollkommen widergespiegelt. Oftmals wird er nur 
als Voraussetzung für die Exportfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft benutzt. Völlig aus dem Blick gerät dabei, daß es darum 
geht, die Entwicklung der Produktivkräfte in Destruktivkräfte zu 
stoppen und umzukehren. 

Die gegenwärtig allgemeine Orientierung auf ,,Innovati- 
on" führt auch weg von der Verteilungsfrage. Diese aber 
rückt notwendigerweise in den Vordergrund. Sie wurde 
schon in der vom Marxismus orientierten Arbeiterbewe- 

gung nur als zweitrangig betrachtet. Die Geschichte der ka- 
pitalistischen Produktionsweise zeigt aber, daß ihr Problem 
nicht primär die Entwicklung der Produktivkräfte ist, son- 
dern eine gerechte Verteilung. Sie ist eine wesentliche Vor- 
aussetzung für eine solidarische Gesellschaft. Heute stellt 
sich die Verteilungsfrage in neuer Dimension. Es geht um 
eine andere Verteilung von Arbeit, von Lebenschancen, zwi- 
schen Männern und Frauen, zwischen Nord und Ost bzw. 
Süd. Das schließt eine andere Verteilung der Mittel für eine 
andere Richtung der Produktivkraftentwicklung ein. Es geht 
um zweierlei, um ein neuesVerständnisvon Innovation und 
u m  eine neue Gerechtigkeitskonzeption. Beides geht nur, 
wenn die ökologische Frage als soziale Frage begriffen wird. 

Subjekte und Methoden der Veränderung 
Es wird ,,dasJ' Subjekt von Veränderungen oder einen festste- 
henden ,,Reformblock" nicht geben. Nimmt rnan/frau die 
Ausdifferenzierung der Gesellschaft (nicht nur nach den so- 
zialen Lagen, sondern auch nach den Milieus) ernst, dann 
kann es sich in Zukunft nur um vielgestaltige Reformbündnis- 
se handeln, die sich je nach Gegenstand unterscheiden. Das 
ist auch eine Chance, vor allem im Hinblick auf die Möglich- 
keiten, die die demokratischen-Institutionen dieser Gesell- 
schaft bieten und solche, die sie in breitem Umfang erst noch 
schaffen muß. Letztlich geht es um die Rekonstruktion von 
Politik. Sie muß sich aus der Rolle als Erfüllungsgehilfin der 
Wirtschaft lösen, in die sie der Neoliberalismus gedrängt hat. 

Das erfordert, die Aushöhlung der parlamentarischen 
Demokratie aufzuhalten, ihre Einengung auf Parteidemo- 
kratie aufzuheben. Im Parlament müssen sich unterschied- 
liche soziale und politische Interessen artikulieren können, 
ohne schon vorher von den Parteizentralen auf ,,Parteiu-Li- 
nie gestutzt worden zu sein. Verwaltung des Staates und 
der Parteien müssen wieder deutlich -auch personell und 
finanziell -von einander getrennt werden. Wenn sich Parla- 
mente stärker mit dem Volk verbinden wollen, dann geht 
das nicht nur über Parteien. Dazu sind weitere, auch alterna- 
tive Formen nötig, in denen sich Interessenunterschiede und 
Interessengegensätze bewegen können. Hier geht es nicht 
nur um Volksentscheide und Volksbefragungen oder um 
zusätzliche Kammern. Es geht um die Verbindung der par- 
lamentarischen mit den außerparlamentarischen Räumen. 

Stategische Konsequenzen 
Welche Schlußfolgerung ist für Sozialistinnen und Soziali- 
sten zu ziehen? Laut ,,ManifestJ' spaltete sich die Gesell- 
schaft in Arbeiterklasse und Bourgeoisie, der Sieg der einen 
über die andere schien nah. Rosa Luxemburg verallgemei- 
nerte: ,,Sozialismus oder Barbarei". Damals polarisierte sich 
die Gesellschaft, die Aufgabe der Sozialisten war, die Ge- 
gensätze und das Bewußtsein von den Gegensätzen zu ver- 
tiefen. Heute hingegen erodiert die Gesellschaft in den 
hochentwickelten kapitalistischen Ländern, auch das hat 
sein Gründe in den gesellschaftlichen Produktions- und Ver- 
teilungsbedingungen. Unter diesen Bedingungen ist es die 
Aufgabe der Sozialistinnen und Sozialisten, der Auflösung 
der Gesellschaft und der Ausgrenzung der Benachteiligten 
entgegenzusteuern. Aus einer gesellschaftsspaltenden Rol- 
le mit der Option der Machteroberung als Klasse, wechseln 
sie in eine die Gesellschaft integrierende Rolle mit dem An- 
spruch auf Transformation in Richtung Sozialismus. Gesell- 
schaftlichkeit stellt sich her über die Durchsetzung demokra- 
tischer und rechtsstaatlicher Regularien in Wirtschaft, Politik, 
Kultur, Verteilung von Macht und Reichtum. 

Manlfrau kann das auch alles anders bezeichnen: Arbeit 
für einen neuen Gesellschaftsvertrag. S P ~  

ro in Berlin - und war obendrein Notar der Arbeiterbank, 
daher materiell von Partei und Parlament unabhängig. Er 
verstand es immer wieder, sich ein ,,Sprachrohr" zu schaf- 
fen, eine eigene Zeitschrift, Er war Redakteur, Herausgeber 
und Autor der ,,Spartakusbriefe", der ,,Internationale". 
Nach seinem Parteiausschluß übernahm er die Zeitschrift 
,,Sowjetn und machte sie unter neuem Namen - ,,Unser 
Weg" -zum Organ der linken Opposition, zunächst orga- 
nisiert in der ,,Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft" 
(KAG), dann in der USPD, der sich seine Gruppe im April 
1922 anschloß. Nach dem wenige Monate später erfolg- 
ten Übertritt zur SPD schuf er sich mit der SPW erneut ein 
inner- wie überparteiliches Organ, die SPW, die seine er- 
folgreichste Zeitschrift wurde. Daneben schrieb er in 
durchaus ,,bürgerlichen", linksliberalen Blättern (wie dem 
,,Tagebuchn, ,,Nord und Süd"). Keiner Parteiführung ge- 
lang es, ihn mundtot zu machen. 

Kritik des Leninismus 
Levi hatte Lenin wie einige andere führende Bolschewiki 
(Radek, Sinowjew) 1916 in der Schweiz kennen- und 
schätzen gelernt. Er beteiligte sich an den Anti-Kriegsaktio- 
nen der ,,Zimmerwalder Linken" und half Lenin, im Früh- 
jahr 191 7 nach Rußland zu kommen. Erst 1920, als Vorsit- 
zender der KPD, sah er ihn wieder. Wie die spärlichen Do- 
kumente zeigen, pflegten beideeinen durchaus kollegialen 
Umgang. Lenin hielt große Stücke auf Levi; nach seinem 
Parteiausschluß versuchte er eine Zeitlang, den endgülti- 
gen Bruch zu vermeiden. Auch Levi hoffte 1921 noch auf 
eine Rehabilitierung durch Lenin und die Komintern (vgl. 
Gruber, 1967; Jones 1968, 1975). 

Nach seinem Ausschluß aus der KP - wegen ,,Disziplin- 
bruchs", nicht, weil er Unrecht gehabt hätte - begann Le- 
vis offene Kritik der Entwicklung in der Sowjetunion und 
der dazu gehörigen politischen Theorie des Leninismus. 
Diese Kritik hielt er für eine moralische Pflicht und politi- 
sche Notwendigkeit, um die Arbeiterbewegung in Westeu- 
ropa dem Sozialismus zu erhalten: Was in der Sowjetunion 
im Zeichen des Sozialismus geschehe, würde, ,,wenn es 
unkritisiert geschähe, den Sozialismus auf Generationen 
diskreditieren" (Levi 1969, 173). Darum gab er 1922 die 
Kritik der Politik der Bolschewiki heraus, die Rosa Luxern- 
burg im September/Oktober 1918 noch im Gefängnis ge- 
schrieben, auf seine dringenden Bitten hin aber nicht ver- 
öffentlicht hatte. In seiner Einleitung (fast so lang wie das 
- unvollständige - Manuskript, das ihm zur Verfügung 
stand), griff er Lenin direkt an - als den Autor einer verfehl- 
ten Parteitheorie, als Urheber des Mythos von der Interes- 
sensolidarität zwischen Arbeitern und (landbesitzenden) 
Bauern, vor allem als den Begründer des Mythos vom ,,So- 
wjetstaat", der ,,proletarischen" Staatsform. 

In diesem Punkt ging Levi deutlich über Luxemburg 
hinaus. Er sah die russische Revolution als eine Bauernrevo- 
lution, deren Überleben im Bürgerkrieg den Bauernsöhnen 
zu verdanken war, die mit dem Sowjetregime ihren neuer- 
worbenen Grundbesitz verteidigten. Wenn aber die Bau- 
ern, die durch die Revolution zu Grundbesitz gekommen 
waren, die staatstragende Klasse der Sowjetunion bilde- 
ten, und nicht die kleine Minderheit der Proletarier, dann 
stellte sich die (staatstheoretische) Frage nach dem Zusam- 
menhang von ,,Staatsform", ,,Regierungsform" und „so- 
zialem Inhalt" der Sowjetunion ganz anders und schärfer 
als Lenin selbst sie gestellt hatte: Kann eine proletarische 
Staatsform wie die des ,,Sowjetstaats" durch ihre bloße 
Existenz die Herrschaft des Proletariats sicherstellen oder 
kann sich ,,auch unter der Decke der proletarischen Form 

des Staates" dessen sozialer Inhalt, d.h. die Art der sozialen 
und politischen (Klassen)herrschaft, gründlich verändern 
(vgl. Levi 1969, 1 12)? Für Levi war spätestens seit dem 
Kronstädter Aufstand von 1921 klar, daß die bloße ,,prole- 
tarische" Form ,,keine Garantie gibt für den Klasseninhalt" 
(1 969, 125) des Staates. Den Beginn der Neuen Ökonomi- 
schen Politik sah er als klares Indiz dafür, daß sich unter der 
Form der Sowjetrepublik die Diktatur des Proletariats auf- 
gelöst habe (1 969, 125ff.).' 

Lenin hatte eingeräumt, daß ein proletarischer Staat 
mit allen möglichen Regierungsformen, von der vollsten 
Demokratie bis hin zur persönlichen Diktatur vereinbar sei; 
eine politische Entrechtung der 
Bourgeoisie oder anderer so- ,,Es ist ein Verbrechen, daß man 
zialer Klassen sei keineswegs schreibt: das Proletariat wird keinen 
ein notwendiges Element der 
,,proletarischen Finger rühren für die Republik. Wißt 
(1969. 1 18. 1 19). Damit - Ihr, was das heißt? Das heißt der qröß- - 
bzw. mit  dem Verzicht auf in- 
stitutionelle Garantien - wurde ten Aktion des Proletariats in den Rük- 

die Entscheidung über „der ken fallen ... [Es] gilt jetzt alles, daß 
Demokratie erträgliches Maß", 
über Gestalt und Gehalt dieser der Putsch niedergeschlagen wird 

Staatsform in die Hände der re- ohne Kom~romisse." 

gierenden KPdSU mit- Paul Levi anläßlich des Kapp-Putsches, 
hin vom Charakter der ieweili- 
gen regierenden Personen ab- 1920 
hängig gemacht. ,,Lenin und 
Trotzki können sterben; wie werden die Nachfolger sein?" 
(1 969, 1 19, 120, 128). In der Leninschen Lehre von der 
Diktatur des Proletariats erkennt Levi schon Anfang der 
zwanziger Jahre die Keime der stalinistischen Diktatur. 

Levi bewunderte Lenins politischen Instinkt und pries 
die Leistung des ,,genialen Praktikers", im rechten Augen- 
blick ,,eine Form für die Idee der Revolution" gefunden, 
dem Problem der ,,Machtergreifung des Proletariats" eine 
klare und konkrete Lösung gegeben zu haben (Levi 1926c; 
1969, 143, 150). Lenins Lösung war weder für Rußlang 
richtig noch für andere Länder geeignet (vgl. 1924, 18f.; 
1926c; 1969, 143). Die westeuropäische und die russische 
Arbeiterbewegung waren nach Entstehungsbedingungen, 
Tradition, Organisation, Bewußtseins- und Aktionsformen 
gänzlich verschieden; in Westeuropa entwickelte sich der 
Sozialismus im Rahmen einer Klassenbewegung, die ihre 
eigenen Massenorganisationen. ihre eigenen kulturellen 
Milieus hervorgebracht hatten. Nicht nur in Deutschland 
waren die Sozialisten eine Minderheit in einer Massenbe- 
wegung von keineswegs unwissenden und ungebildeten 
Menschen; nicht nur deutsche Arbeiter wollten überzeugt 
sein und konnten nur durch eine klare, überlegte Politik, 
nicht durch bloße Propaganda gewonnen werden (vgl. 
Levi 1922c; 1926c,d; 1969,89, 146f., 243f.). Lenins Orga- 
nisationstheorie, die Rosa Luxemburg bereits 1904 offen 
kritisiert hatte (vgl. Levi 1969, 137), war aus den eigentüm- 
lichen Bedingungen, unter denen sich der Sozialismus und 
die Arbeiterbewegung im zaristischen Rußland gebildet 
hatten, zu erklären. Die spezifischen Bedingungen des 
Bauernlandes Rußland erklärten sowohl die Möglichkeit als 
auch die Begrenztheit des Sieges, der Machtergreifung der 
Bolschewiki. 

Im Leninismus, einem Amalgam aus Lenin-Philologie 
und Mythen der Oktoberrevolution, wurden die Fehler wie 
die taktischen Wendungen Lenins zur Theorie erhoben. 
Levi bekämpfte den zum Leninismus versteinerten Mythos 
der Oktoberrevolution, weil die Arbeiterbewegung ,,nicht 
zum Götzendienst geschaffen ist" (1 969, 153). Er griff die 
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Gewerkschaften ausgerufenen Generalstreik zur Verteidi- 
gung der Republik, anschloß, nur protestieren, sie aber 
nicht verhindern. Im Dezember 1920 gelang die Vereini- 
gung der KPD mit dem linken Flügel der USPD, die sich 
kurz zuvor gespalten hatte. Levi war von der Spaltungspo- 
litik der Komintern nicht begeistert; er kritisierte die be- 
rühmten 21 Bedingungen auf dem Komintern-Kongreß im 
Sommer 1920 als das ,,Werk eines inkompetenten Rechts- 
anwaltes" (vgl. Angress 1973, 103). Nun war er über die- 
sen Teilerfolg, der die KPD über Nacht zu einer Partei mit 
350.000 Mitgliedern, einer eigenen Presse und einer lan- 
desweiten Organisation machte, froh - auch wenn er die 
Bildung einer neuen, ,,revolutionären Massenpartei" in 
Deutschland lieber ohne Spaltung und ohne Einmischung 
der Komintern gehabt hatte. 

--P 

Die ,,Geburtsfehleru der neuen Partei zeigten sich rasch. 
ten KPD, den erklärten Anti-Parlamentarismus, den Wahl- 
boykott, die Vergötzung der ,,direkten Aktion", die prin- 
zipielle Ablehnung der Gewerkschaftsarbeit und ähnliche 
Kindereien mehr, wieder gut zu machen. Levi hatte be- 
reits auf dem Gründungsparteitag der KPD gegen die 
Stimmung und Meinung der Mehrheit die Teilnahme an 
den Wahlen zur Nationalversammlung verteidigt (vgl. sei- 
ne Rede in Levi 1969,l 2ff.). Im Sommer 191 9 zog er aus 
den blutigen Ereignissen des Januaraufstands (später 
fälschlich ,,Spartakusaufstandl' genannt) und der Münch- 
ner ,,Räterepublik" die Konsequenz: Auch Arbeiter, auch 
Massen können irren; Sozialisten haben die Pflicht, ver- 
fehlte und illusionäre Massenaktionen öffentlich zu kriti- 
sieren, sie haben nicht die Pflicht, sich an die Spitze von 
Bewegungen zu setzen, die „ins Unheil führen", nur weil 
es Massen sind, die sich in Bewegung setzen ( vgl. Levi 
1919, 13). 

Konsequent warf Levi im Oktober 191 9, auf dem 2. 
Parteitag der KPD, die linksradikalen Freunde der direkten 
Aktion aus der Partei; eine beinhart durchgezogene, be- 
wußt provozierte Spaltung, die die Syndikalisten und 
,,Linkskommunisten" zum Sektendasein verurteilte. In die- 
sem Fall erwies sich Levi als kühler ,,Praktikeru und gewief- 
ter Parteitaktiker. Man kann sein damaliges Vorgehen „un- 
demokratisch" und ,,bürokratisch" finden (vgl. z.B. Beradt 
1969, 33f.; Bock 1969, 140ff.; Angress 1973, 67ff.); in 
den ,,Leitsätzen", die er benutzte, um diese ,,Linken" los zu 
werden (vgl. den Text bei Bock 1969, 360ff.), formulierte er 

seine Auffassung von der Re- 
„... wir haben keine Klarheit mehr, volution, die ,,kein einmaliges 

und ohne Klarheit sind wir keine Par- Schlagen''. sondern ein lang- 
wieriger, mühsamer Prozeß mit 

tei, sind wir ein wilder Haufen, der vielen Wechselfällen, mit , , ~ ~ f .  

nicht einmal geführt werden kann, ge- Abstieg''sei, in dem sich 
die Arbeiterklasse erst allmäh- 

schweige denn selbst führen könnte. lich der Ursachen ihrer Laqe, 

Nichts Schlimmeres als der Kampf rwi- ihrer Aufgabe und ihrer Kraft 
bewußt werde. Die Spaltung 

schen feindlichen Brüdern." war notwendig, da auch radi- 
Paul Levi 19 19 kale Sozialisten unter den Ar- 

beitern, die von der Politik der 
MSPD bzw. der USPD bitter enttäuscht waren, mit Aben- 
teurern und verantwortungslosen Putschisten, mit  Anti- 
Gewerkschaftern und Anti-Parlamentariern nichts zu tun 
haben wollten. 

Levi errang nur einen halben Sieg. Während des Kapp- 
Putsches im März 1920 saß er im Gefängnis, konnte daher 
gegen die irrwitzige Taktik der KP, die anfangs ,,keinen Fin- 
ger rühren" wollte und sich erst nachträglich der größten 
Massenbewegung der Weimarer Republik, dem von den 

Levi versuchte Anfang 1921, die übrigen Parteien der Lin- 
ken und die Gewerkschaften zu einer Zusammenarbeit im 
Blickauf eine Reihe ökonomischer und politischer Minimal- 
forderungen zu gewinnen (was später ,,Einheitsfrontpoli- 
tik" genannt wurde) (vgl. Beradt 1969, 42; Angress 1973, 
125f.). Ohne Erfolg. Nachdem er über ein Jahr lang re- 
dend, schreibend, verhandelnd immer wieder versucht 
hatte, die Unabhängigkeit der deutschen Partei gegenüber 
der Komintern zu bewahren, trat er im  Februar 1921 aus 
Protest gegen die Spaltung der Sozialistischen Partei Itali- 
ens, die die Komintern provoziert hatte, vom Parteivorsitz 
zurück. 

Die nächste Torheit, die sogenannte ,,Märzaktionn von 
1921, konnte er nicht mehr verhindern. Die neue Zentrale 
ließ sich von einigen Komintern-Gesandten verleiten, die 
eigenen Leute in einer Reihe von sinnlosen, isolierten Auf- 
standsversuchen zu opfern, die die Kommunisten in eine 
bittere Konfrontation mit der überwiegenden Mehrheit der 
deutschen Arbeiterklasse trieben. Levi tat nun etwas Un- 
verzeihliches: Er ging, nachdem er vergeblich versucht hat- 
te, sich Gehör zu verschaffen, mit seiner Kritik an die Öf- 
fentlichkeit. In einer Broschüre - Unser Weg. Wider den 
Putschismus (vgl. Levi 1 969, 44ff.) -, die innerhalb eines 
Monats zwei Auflagen erlebte, griff er die unverantwortli- 
che Putschtaktik an und - noch schlimmer - nannte die 
Verantwortlichen, die Emissäre der Komintern, die ohne 
Kenntnis von Land und Leuten ,,Angriffsaktionen" befah- 
len bzw. Zusammenstöße mit der Polizei inszenierten, um 
die Arbeiter zur ,,Aktion" zu reizen. Das war mit der Tradi- 
tion des westeuropäischen Sozialismus und mit der gut 
marxistischen Konzeption einer ,,revolutionären Massen- 
partei" unvereinbar: Eine Partei, die kein anarchistischer 
Club, sondern Teil der Arbeiterbewegung, die ,,Masse un- 
ter Massen" ist, kann Massenbewegungen nur anführen, 
wenn ,,eigner Wille, eigne Einsicht, eigne Entschlossen- 
heit" diese Massen in Bewegung bringen. Niemals dürfen 
die Kommunisten als Minderheit im Proletariat ,,an Stelle 
des Proletariats, ohne das Proletariat, am Ende gar gegen 
das Proletariat'' handeln. Einen derartigen Prinzipienbruch 
öffentlich zu kritisieren, war ,,allerhöchste revolutionäre 
Pflicht" (vgl. Levi 1921 ; Levi 1969, 71, 72). Der Gegensatz 
war nicht zu überbrücken: Mi t  Leuten, die die stets be- 
schworenen ,,Arbeitermassen" nur als Kanonenfutter für 
ihre Putschaktionen betrachteten, gab es keine Kompro- 
misse. Levi flog aus der Partei und wurde zur Unperson. 

Levi war kein reiner Berufspolitiker und hielt wenig von 
,,Berufsrevolutionären", denen eine Partei jederzeit auf den 
Magen schlagen konnte. Obwohl er seit 1920 dem deut- 
schen Reichstag als Abgeordneter angehörte, blieb er als 
Anwalt tätig - seit 1922 hatte er sein eigenes Anwaltsbü- 
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Notwendigkeit und Inhalte einer gesellschaftlichen 
Alternative 

ie verbreitete Rede von der Unmöglichkeit ,,einer 
Umgestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse" 

setzt stillschweigend voraus, daß es umgekehrt 
,,möglichn wäre, dem neoliberalen Projekt, welches derzeit 
die Welt in den Griff nimmt, die Gesellschaften zu überlas- 
sen. Aber wenn beides nicht geht, nicht die sozialistische 
Umgestaltung wegen der Kräfteverhältnisse im umfassen- 
den Sinn und nicht die neoliberale Überwältigung der Ge- 

< sellschaften wegen der damit verbundenen Preisgabe des 
Überlebens von Menschen und Natur, können wir als Mit- 
glieder dieser Gesellschaften nicht Geschichte den transna- 

t tionalen Konzernen überantworten. Dabei kann die Anbin- 
dung an eine sozialistische Perspektive den Anschein er- 
wecken. es sei eine Rückkehr zum staatssozialistischen Ex- 
periment erhofft; es ist daher zu erwägen, dem Eingriffs- 
und Gestaltungswillen einen anderen hegemoniefähigen 
Namen zu geben. Vielleicht finden wir ihn, wenn wir disku- 
tieren, was wir unter ,,sozialistischer Orientierung" verste- 
hen. 

Für mich umfasst Sozialismus eine Produktionsweise, in 
der die Produzenten gemeinschaftlich die Wirtschaft nach 
Zwecken regeln, die dem Wohl der Menschheit, keinesfalls 
einfach dem Profit einzelner Zweige oder Unternehmen 
entsprechen. Das schließt eine Segmentierung in Erste und 
Dritte Welten ebenso aus wie eine Ausbeutung der Res- 
sourcen, welche den nächsten Generationen nichts lässt. 
Ausgeschlossen ist die Ausbeutung von Menschen durch 
Menschen und von daher muss die Befreiung der Frauen 
umfassend eingeschlossen sein. Dies ist aus historischen 
Gründen eine zusätzliche Anstrengung. 

Es scheint zudem ein Irrweg zu sein, die Entwicklung 
der Welt nach Maßgaben der westlich industrialisierten 
Gesellschaften zu denken und entsprechend schrittweise 
vorgehen zu wollen. Es geht nicht darum, in romanti- 
schen Antiindustrialismus verfallen und daher einen Weg 
zurück zur Subsistenzwirtschaft suchen zu wollen. Der 
Grad der Entwicklung der Produktivkräfte zwingt uns, 
über einen Einsatz nachzudenken, der ressourcensparend 
und allgemein ein Leben für alle Menschen der Welt er- 
öffnet, das eine weitgehende Entwicklung der Einzelnen, 
ihrer Gesundheit, ihres Glücks und ihres sinnvollen Enga- 
gements in Gesellschaft ermöglicht. Dafür ist u.a. eine 
Veränderung des aufgenötigten Überkonsums der ersten 
Welten erforderlich wie auch die Einbeziehung aller in ge- 
sellschaftliches Tun: das heißt, das Recht auf Arbeit und 
auf Politik. 

1 

Ausbleibende soziale Revolution und neoliberale 
Gegenreform 
Wenn man das Kommunistische Manifest heute, 150 Jah- 
re später, noch einmal liest, wundert man sich ebenso 
über die vielen falschen Vorhersagen wie über die un- 
glaubliche Klarheit in der zentralen Perspektive. Die Arbei- 
ter haben keine umfassende Revolution gemacht, sie hat- 
ten mehr zu verlieren als ihre Ketten, es waren andere ih- 
nen untergeordnet, sie waren nicht die letzten. Es gab die 
Verschiebung von Ausbeutung auf die Dritten Welten 
und selbstverständlich war die zusätzliche Ausbeutung 
der Frauen. Die vorhergesagte neue Beziehung der Ge- 
schlechter und die Umgestaltung der Familieverkümmer- 
ten. - Aber der Kapitalismus hat die Produktivkräfte un- 
geheuer entwickelt, es trieb ihn über den gesamten Glo- 
bus. Keine Baracken in Elendsvierteln, über denen nicht 

Kampf gegen den 
Neoli beralismus 

von Frigga Haug* 

die Fernsehantennen die allgemeine Teilhabe am Begräb- 
nis von Lady Di ermöglichen; kein Laden, in dem nicht die 
Produkte der großen transnationalen Konzerne erhältlich 
wären; aber das lnternet verunmöglicht auch das Ver- 
schweigen der revolutionären Aufstände in Chiapas und 
anderswo. Auch wir, die Linken, sind Aktive in einer glo- 
balisierten Welt. 

Die Fehlaussagen im Kommunistischen Manifest über 
das Schicksal der Arbeiterklasse im sich entwickelnden 
Kapitalismus in der westlichen Welt markieren zugleich 
die Punkte, die wir heute als durch neoliberale Politik 
durchgesetzte Rückschritte beklagen. Die Politik der herr- 
schenden Regierungen unter- 
stützt ein neoliberales Projekt, ~ i ,  ~ ~ h l ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  im ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ t i -  
welches die sozialstaatlichen 
Kompromisse zurückdreht: schen Manifest über das Schicksal der 

das war die Teilhabe der Ar- Arbeiterklasse im sich entwickelnden 
beiterklasse an dem durch sie 
geschaffenen gesellschaftli- Kapitalismus in der westlichen Welt 
chen Reichtum in den ersten markieren zugleich die Punkte, die wir 
Welten. Unentgeltliche Erzie- 
hung und Bildung für alle, öf- heute als durch neoliberale Politik 

fentlicher Verkehr, allgemeine durchgesetzte Rückschritte beklagen. 
Entwicklung des Gesundheits- 
wesens - dies waren Ziele, die man sich zu Zeiten der Ab- 
fassung des Manifests nur als Teil sozialistischer Umwäl- 
zung denken konnte. Die jetzige Kassierung solcher For- 
men zeigt: sie waren tatsächlich mit  einer Durchkapitali- 
sierung der Welt nicht gut vereinbar - sie sind Hindernis- 
se auf dem Weg, die gesellschaftliche Produktion aus- 
schließlich nach Profitgesichtspunkten zu organisieren, 
wie es die Menschen sind, die durch Maschinen ersetzbar 
werden. 

Produktivkraftentwicklung und reproduktive 
Umsonstarbeit 
Die sozialstaatliche Einbettung des Kapitalismus verdeckte 
noch eine weitere, in der Analyse im Manifest vernachläs- 
sigte Dimension kapitalistischer Entwicklung. Der Wider- 
spruch zwischen ständiger Revolutionierung der Produkti- 
onsbasis (Entwicklung der Produktivkräfte) und der sie re- 
gulierenden Verhältnisse treibt nicht nur stets aufs Neue 
Krisen in der Wirtschaftsweise hervor. Das Wachstum der 
Produktivität der Arbeit, das nicht zurück auf die Produ- 
zenten verteilt wird, zwingt auch die Kapitale, immer neue 
Absatzgebiete aufzusuchen, die nicht der gleichen Produk- 
tionsweise unterliegen, in denen also Produkte abgesetzt 
und Rohstoffe herbeigeschafft werden, die die Akkumula- 
tion auf stets wachsender Stufenleiter ermöglichen (Rosa 
Luxemburg hat dies in ihrem Akkumulationsbuch ausge- 
führt). 

* Frigga Haug ist Professorin an der Hochschule für Wirtschaft und Politik Hamburg und 
Mitherausgeberin der Zeitschrift ,,Das Argument". 
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Aber dieser Prozess erfolgt auch nach innen in der Zen können, rings um den Globus, mit stets weiter entfal- 
teten Produktivkräften, weniger, jüngeren, fitness-gestärk- 
ten Arbeitskräften. Weg mit den alten Verträgen und Re- 
gelungen auf dem Arbeitsmarkt, zwischen den Generatio- 
nen, zwischen den Geschlechtern. 

Binnenstruktur der industrialisierten Länder. Kapitalisti- 
sche Entwicklung wird vorangetrieben auf Basis einer Ar- 
beitsteilung zwischen bezahlter und unbezahlter gesell- 
schaftlicher Arbeit. Das ermöglicht den gewinnsuchen- 
den Kapitalen, sich auf die Bereiche zu konzentrieren, die 

Profite bringen, was auch von Michael R. Krätke* Globale Vernetzung der  Gegenwehr 
Aber auch diese Entwicklung ist kein Selbstlauf, ökonomi- 
scher Zwang oder Verschwörung. Die westeuropäische 
Arbeiterklasse der hochindustrialisierten Länder 
schrumpft an Quantität und entsprechender Macht, aber 
sie war ohnehin nicht die letzte der Klassen. Auf dem 
Wege neoliberal gestalteter kapitalistischer Entwicklung 
gibt es ein sich schnell vermehrendes Arbeitslosenheer, es 
gibt die Frauen, durch deren Umsonstarbeit die Unver- 
träglichkeiten des Systems erträglich gemacht werden 
sollen, es gibt die zunehmende Verelendung der Dritten 
Welten. Die Unterdrückten aller Länder sind viele und sie 
werden immer mehr. 

Seit vier Jahren hält sich eine kleine Gruppe indiani- 
scher Aufständischer, die Zapatisten von Mexico, in einem 
der ärmsten Teile der Welt, gegen die militärische Über- 
macht der von den USA gestützten mexikanischen Armee. 
Sie versuchen, die militärische Konfrontation zu umgehen 
und setzen u.a. auf die Unterstützung durch eine virtuelle 
Welt-Zivilgesellschaft. Die Solidaritätsnetze werden dichter, 
das lnternet erlaubt ständige Information und Kommuni- 
kation. Von ihnen stammt die Losung: gegen den Neolibe- 
ralismus kämpfen. 

Damit gegeben ist die Hoffnung, dass die Unterdrück- 
ten aller Länder ihre spezifische Betroffenheit dieser extre- 
men Form kapitalistischer Entwicklung als solche erkennen 
und sich dagegen empören: die Frauen, die Arbeitenden, 
die Studierenden, die Menschen in den unbewohnbar ge- 
machten Städten, und alle endlich erkennen, dass die Zer- 
störung der Umwelten ihre Lebensgrundlage betrifft. Die 
Zuspitzung der Ausbeutungsverhältnisse hat eine Verviel- 
fältigung von Unterdrückungen zum Vorschein gebracht. 
Widerstand ist auf allen Punkten angesagt. Der globalisier- 
ten Welt der Kapitale muss die Globalisierung der vernetz- 
ten Gegenwehr antworten. SPW 

heißt, eine Entwicklung der Die Zuspitzung der Ausbeutungs- Produktivkräfte zu erlauben 

verhältnisse hat eine Vervielfältigung und Zeit stets rationeller ein- - - 

von Unterdrückungen zum Vorschein setzbar zu machen. Für eine 
Reihe von Arbeiten halten sich vertrat, auf den Parteitagen, wo ihm nur selten zugebilligt 

wurde, den Standpunkt der linken Opposition zu vertreten. 
Carl von Ossietzky sah in ihm den kommenden Mann, 

zur Führung der Sozialdemokratie berufen: ,,als Einziger 
heute in der Sozialdemokratie trägt er das Pathos der Revo- 
lution im Blute". Als Anwalt, der die Aufklärung der politi- 
schen Morde an Luxemburq und Liebknecht maßgeblich 

gebracht. Der globalisierten Welt der über Jahrzehnte Kleinunter- 

Kapitale muss die Globalisierung der und diverse Zwischen- 
schichten, die mit  Eigenarbeit 

vernetzten Gegenwehr antworten. und weniq Kapital ein mittle- - .  

res Auskommen ohne allzu- 
große Gewinne erzielen. Andere Tätigkeiten, Produktio- 

betrieb, hat er Reden „von einem wahrhaft dantonschen 
Format" gehalten. Die SPD ,,braucht einen Mann im Mittel- 

nen, sind überhaupt nicht nach herrschender Ökonomie 
kalkulierbar, der Aufwand ist zu groß, das Produkt zu 
klein - im Verhältnis. Das gilt durchweg für alles Lebendi- 

SPW - Sozialistische Polit ik u n d  Wirtschaft 
punkt, an dem sich die Phantasie der Jugend entzünden 
kann. ... welcher deutsche Redner [verfügt] heute über die- 
se Macht des Wortes? ... wer in Deutschland seit Ferdinand I m Februar 1923 erschien in Berlin die erste Nummer ei- 

ner neuen Wochenschrift mit dem Titel SPW - Sozialisti- 
sche Politik und Wirtschaft, zuerst hektographiert, ab 

ge - Kinder, Alte und Natur außer uns. Es ist allgemein 
bekannt, dass diese Arbeiten, wenn sie überhaupt getan 
werden, Frauen zufallen. Ein großer ideologischer Auf- Lassalle [hatte] diese fegende Vehemenz der Rede? Hier ist 
wand wird getrieben, diese unzeitgemäße Existenzweise August gedruckt. Ihr Herausgeber, wichtigster Redakteur 

und Autor, der die Leitartikel der bis September 1928 re- 
gelmäßig erscheinenden Korrespondenz meist selbst 

der Mann, der mit allem ausgestattet ist, um die Sturmfah- 
ne gegen Bonzentum und feisten Opportunismus zu erhe- 
ben." Allerdings, so setzte Ossietzky zweifelnd hinzu, Paul 

der Frauen in den meisten Gesellschaften aus ihrer Natur 
zu erklären. 

In sozialstaatlich eingebetteten Kapitalismen gibt es schrieb, war Paul Levi, die Zeitschrift selbst bald unter dem 
Namen ,,Levi-Korrespondenz" allgemein bekannt. Sie galt 
als Sprachrohr Paul Levis und als geistiges Zentrum der 

Levi wird nicht wollen, er hat nicht die ,,Beständigkeit", die 
der Kampf gegen den Parteiapparat erfordert (Ossietzky 
1929, 844). 

zusätzliche, wenn auch mäßige Abfederungen - Kinder- 
geld, ermäßigte Steuern, Sozialunterstützung für alleiner- 
ziehende Mütter, Sozialmieten, etc. Dass gerade solche Linksopposition in der SPD, darüberhinaus als ein wichtiges 

Paul Levi u n d  der Kommunismus 
Paul Levi wurde 1883 im schwäbischen Hechingen als 
Sohn einer gutbürgerlichen deutsch-jüdischen Fabrikan- 
tenfamilie geboren, ging in Stuttgart aufs Gymnasium, wo 
er seine Leidenschaft für die Juristerei entdeckte. In Berlin 
und Grenoble studierte er Jura und ließ sich nach seiner 
Promotion und Referendarzeit 1909 in FrankfurVM als An- 
walt nieder. Er war ein rethorisch und intellektuell brillanter 
Strafverteidiger, vielsprachig und vielseitig gebildet, der 
schon damals durch sein ausgeprägtes Gerechtigkeitsge- 
fühl - sein ,,soziales Engagement" würden wir heute sagen 
-auffiel. Er trat 1909 der SPD in Frankfurt bei, amtierte als 
Schriftführer, kandidierte bald für den Landtag und für die 
Frankfurter Stadtverordnetenversammlung, verlor, und 
wurde als Delegierter zum Jenaer Parteitag der SPD (1 91 3) 
entsandt. 1913 traf er zum ersten Mal mit Rosa Luxem- 
burg zusammen. Im Frühjahr 1914 verteidigte er sie in 
zwei großen, aufsehenerregenden politischen Prozessen; 
er begleitete sie nach ihrer Verurteilung auf ihren Propa- 
gandareisen durch Deutschland und sprach in vielen Ver- 
sammlungen über den ,,Luxemburg-Prozeß". 

Dieser Paul Levi ist Führer einer Partei der Linken ge- 
wesen, nicht der SPD, sondern der Kommunistischen Par- 
tei Deutschlands. Diese Rolle war ihm zugefallen, er hat- 
te sich nicht danach gedrängt; nach der Ermordung von 
Luxemburg, Liebknecht und Jogiches, dem Führungstrio 
des Spartakusbundes, mußte er sie übernehmen. Er fiel 
bald wieder aus ihr heraus, nachdem er sich redlich be- 
müht hatte, die ,,Geburtsfehler" der verfrüht gegründe- 

Elemente im neoliberalen Projekt zuallererst zur Streichung 
anstehen, zeigt nicht nur, dass neoliberales Wirtschaften 
nicht mit Menschen und zukünftigen Generationen rech- 

Organ der Linken innerhalb wie außerhalb der Sozialde- 
mokratie. Am 1. Oktober 1928 wurde sie mit der ein Jahr 
zuvor von Teilen der sozialdemokratischen Linksopposition 

net, es zeigt auch, dass in der gesamtkapitalistischen Wirt- gegründeten Zeitschrift „Der Klassenkampf" vereinigt, an 
der Levi von Anfang an mitgearbeitet hatte (vgl. Drechsler 
1965, 2l f f . ) .  

schaftsweise die Umsonstarbeit auf vielen Sektoren der Ge- 
sellschaft stillschweigend vorausgesetzt war. Konsequent 
gibt es begleitende ideologische Unterfütterung zur Unter- Die SPW, als Pressekorrespondenz für die sozialdemo- 

kratische Partei- und ~ewerk'schafts~resse konzipiert, war 
in den mehr als fünf Jahren ihres Bestehens politisch sehr 

stützung der helfenden Familie und zur Ermutigung der 
Kleinstunternehmer, dass sich die Großkapitale ohne wei- 
tere Hindernisse auf die gewinnbringendsten Bereiche stür- einflußreich; sie wurde von vielen Redaktionen abonniert 

und hatte darüberhinaus zahlreiche Einzelabonnenten - 
keineswegs nur Mitglieder der SPD. Die SPW enthielt poli- 
tische Kommentare und Artikel zu vielen, aktuellen ökono- 
mischen und politischen Fragen in Deutschland und der 
Welt. Viele der Leitartikel Levis (die häufiger in der Partei- 
presse, vor allem der ,,linkenu SPD-Landesverbände nach- 

Endlich wieder lieferbar: 
Etienne Balibar Das Standardwerk von Ballibar und Wallerstein 

Immanuel :in gedruckt wurden) handelten von internationaler Politik 
oder gingen auf die politische Entwicklung in anderen Län- 

1 

dern ein; regelmäßig kommentierte und kritisierte Levi Er- 
Ambiva lent t  l u c l l i i ~ a i e n  Was ist die Spezifik des gegenwärtigen Rassismus? W i e  Iäßt sie sich m i t  der 

Klassenspaltung i m  Kapitalismus und den Widersprüchen des Nationalstaats 
verknüpfen? Inwiefern zwingt uns das Phänomen des Rassismus wiederum zu einem 
Überdenken des Nationalismus und der  Klassenkampfe? Diesen Fragen gehen Etienne 
Balibar und Immanuel Wallerstein in  diesem Grundlagenwerk der Rassismustheorie 
nach. Sie belegen,daß die Konflikte zwischen den Klassen noch in  andere als nur 
ökonomische Strukturen eingebunden sind; die Widersprüchlichkeit des Rassismus zeigt 
sich in  der Formierung nationaler und ethnischer Identitäten ebenso wie in  der 
zweideutigen Wirksamkeit herrschender Ideologien. 

eignisse in der Sowjetunion. Die sozialistische Bewegung 
im In- und Ausland, die SPD, die KPD, die Gewerkschaften 
wurden in der SPW ebenfalls laufend kommentiert und oft 
scharf kritisiert (vgl. Ludewig 1981). 

Der Parteivorstand der SPD fühlte sich des öfteren her- 
ausgefordert und bemüßigt, der Levi-Korrespondenz und 
ihren Mitarbeitern Illoyalität und allerlei finstere Absichten 
gegen die Partei zu unterstellen (Vgl. Drechsler 1965, 19f.; 
Beradt 1969, 76f.). Paul Levi hatte sich mit der SPW nicht 
nur die Feindschaft der SPD-Mehrheit redlich erworben, 
sondern auch eine moralische und intellektuelle Autorität, 
die weit über die Kreise der Linksopposition in der SPD hin- 
ausreichte. Er war der unbestrittene ,,Wortführer der Lin- 
ken", obwohl ihn seine Partei, die SPD, nur selten zu Wort 

Argument Classics 
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kommen ließ, im Reichstag, dem er seit 1920 als Abgeord- 
neter angehörte und w o  er seine Partei im Rechtsausschuß Im guten Buchhandel und beim Argument Versand. Reichenberger Str. 150. 10999 Berlin, Tel.lFax: 030 1 31 31 696 * Michael R..  Krätke, Professor für Politikwissenschafi an der Universität Amsterdam. 
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9. Seit wann bist Du Abonenntlin der spw? 
n bisher nicht seit kurzem über 1 Jahr über 2 Jahre über 5 Jahre n über 10 Jahre 

10. Wie hast Du spw kennengelernt? 
über Bekannte Probeheft Anzeige Info-Stand 
Sonstiges: ............................................................................................................................................ 

1 1 . Wieviele Beiträge der sp W liest Du durchschnittlich? 
u fast alle die Mehrheit mehrere wenige 

12. Welche Beiträge und gereiche liest Du bevozugt? (Mehrfachnennungen möglich) 
Magazin Schwerpunkt DebattenIRepliken Kommentare Interviews Berichte 
Diskussionsrunden U Rezensionen Überblicksartikel theoretische Aufsätze 

13. Wie werden folgende Themenbereiche in spw behandelt? 
Sozialdemokratie 
Jusos 
Sozialismus 
Marxismus 
Gesellschaftstheorie 
Parteien 
Gewerkschaften 
Die Linke 
Ökonomie 
Globalisierung 
Soziales 
Frauenthemen 
Ökologie 
Europa 
Nationalism./Rassism 

U zu wenig o. k. zu viel 
U zu wenig 0.k. zu viel 

zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 

U zu wenig 0.k. U zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 

U zu wenig CI o. k. zu viel 
zu wenig 0.k. U zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig U 0.k. D zu viel 

U zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig o. k. zu viel 

Internationales 
Kommunales 
Geschichte 
Jugend 
Bildung 
Neue Technolog. 
lnternet 
Neue Medien 
KulturILebensstil 
Strategiefragen 
Politische Praxis 
SatirelHumor 
Infos/Hinweise 
Persönliches 

zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 

U zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 

o zu wenig 

U 0.k. zu viel 
u 0.k. U zu viel 

0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. n zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. zu viel 

U 0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
o. k. u zu viel 
0.k. zu viel 

U 0.k. zu viel 

14. Ich würde gerne von folgenden Autorlnnen mehr lesen (Mehrfachnennungen): 
SPD-Prominenz Parteilinke Jusos Politikerlnnen anderer Parteien Internationale 
Intellektuelle JournalistenISchriftsteller U Kultur Vorschlag: ................................................... 

15. Wärst du für eine häufigere Erscheinungsweise von spw (ggf. müßten die Abo-Gebühren 
entsprechend steigen): 

soll bei 6 Ausgaben bleiben 8 Ausgaben CI 10 Ausgaben 

16. Welche Beiträge fandest Du in letzter Zeit besonders 

1 7. 'wie beurteilst Du die Publikationen des spw-Verlages 
insgesamt gut langweilig zu teuer U würde gerne mehr sehen 

............................................................................................................................................ Kommentar: 

18. KommentarlAnregung/Kritik/Lob zur spw: 
(Wenn Du Deine Telefonnummer angibst, rufen wir Dich gerne zurück) 

Aufstehen 
für eine andere' Politik 

Aktionsbündnisse von Arbeitslosen;Gewerkschafterlnnen, Studierenden, 
Basisgruppen, Kircheninitiativen und den Trägerlnnen der Erfurter Erklärung rufen auf 

zur 

Großdemonstration 
am 20. Juni 1998 in- Berlin 

Es kommt etwas in Bewegung in Deutschland. Arbeitslose finden sich nicht mehr damit 
ab, ausgegrenzt zu werden, sondern beginnen, selber zu handeln. Gewerkschaften 
mischen sich wieder in die Politik ein, weil sie sich ihre erkämpften Rechte nicht länger 
zerstören lassen wollen, während die Gewinne der Kapitalbesitzer explodieren. Proteste 
richten sich gegen Bildungs- und Kulturabbau, gegen Eingriffe in den Umweltschutz, 
gegen die Demontage der Sozialversicherung. Die Kirchen erinnern sich ihrer 
vorrangigen "Option für die Armen" und mahnen in ihrem gemeinsamen Sozialwort 
"Solidarität und Gerechtigkeit" an. Viele sagen: 

''Bis hierher und nicht weiter", 
wie es die ERFURTER ERKLÄRUNG 1997 formulierte. 

Seit mehr als 15 Jahren betreibt die kapitalliberale Koalition in Bonn den Abbau der 
sozialen Demokratie, und sie mißbraucht die deutsche Einheit zu verstärkter 
Umverteilung von unten nach oben. Aber nun platzen die Versprechungen. Die Einsicht 
wächst, daß ihre Politik uns und die nachkommenden Generationen mit untragbaren 
ökonomischen und ökologischen Folgekosten belastet: 

Statt 7 Millionen Arbeitsuchenden Möglichkeiten zu sinnvoller Arbeit für das 
Gemeinwohl zu geben, treibt die verfehlte Wirtschafts- und Finanzpolitik immer mehr 
Menschen in die Arbeitslosigkeit. 

Statt die im Grundgesetz garantierte Sozialpflichtigkeit des Eigentums national und 
international durchzusetzen, spaltet diese Politik die Gesellschaft: Chancen, 
Einkommen und Vermögen werden extrem ungleich verteilt. Den Benachteiligten und 
Behinderten werden die Sozialleistungen gekürzt oder sogar gestrichen. Inzwischen 
lebt jedes dritte Kind von Sozialhilfe. Perspektiven schwinden, Existenzängste 
wachsen. 

Statt die Bürgerlnnen an Entscheidungen stärker zu beteiligen, werden die 
Grundrechte zunehmend eingeschränkt. Von den Ursachen der sozialen Misere lenkt 
die Bundesregierung ab, indem sie die Opfer und Betroffene gegeneinander 
ausspielt. Arbeitslose und Erwerbstätige, Ost- und Westdeutsche, Frauen und 
Männer, Junge und Alte, Deutsche und Ausländer. Vor allem Flüchtlinge werden zu 
Sündenböcken gemacht. 

So muß es nicht weitergehen! - So darf es nicht weitergehen! 

Geld ist genug da in Deutschland. Aber Reichtum und Macht konzentrieren sich in den 
Händen Weniger, während immer mehr Frauen, Männer und Kinder verarmen. 
Auch Arbeit wäre genug da, wenn technischer Fortschritt nicht im Interesse des Kapitals 
einseitig zur Rationalisierung genutzt würde. Der erwirtschaftete Reichtum muß vorrangig 
dazu dienen, notwendige Arbeit zu finanzieren. 
Gerechtigkeit ist die Hauptaufgabe der Politik. Wir brauchen die Umkehr der Politik zu 
Refordien, die den Namen verdienen. 



Wir fordern: 

Neue, gerechte Verteilung der Arbeit 
Durch weitere Arbeitszeitverkürzung bei angemessenem Lohnausgleich muß der technische Fortschritt den 
Beschäftigten und Arbeitslosen zugute kommen. Neue Arbeit muß geschaffen werden, die gesellschaftlichem Nutzen 
und ökologischer Nachhaltigkeit verpflichtet ist. Die Agrarpolitik muß bäuerliche Landwirtschaft schützen. Erhalt der 
Bodenreform. Keine Wiederherstellung von Großgrundbesitz. Aktive Beschäftigungspolitik ist auch ohne 
Wirtschaftswachstum möglich. 

Soziale und ökologische Steuerreform 
Die Steuerpolitik muß dem sozialen Ausgleich und dem ökologischen Umbau der Wirtschaft dienen. Steuerflucht des , 
Kapitals und gegenseitiges Steuerdumping der Regierungen müssen durch nationale und internationale Politik 
bekämpft werden. Bedarfsorientierte soziale Sicherung setzt voraus, daß die großen Vermögen sozialpflichtig gemacht 
werden und das Solidaritätsprinzip gestärkt wird. 

Gleiche Bildungschancen 
Weil Bildung kein Privileg der Reichen werden darf, müssen nach jahrelangem Finanzabbau die Mittel für 
Ausbildungsförderung erhöht werden, Firmen dürfen sich nicht vor Ausbildungspflichten drücken. Eine Kürzung der 
Studienzeiten und eine Einführung von Studiengebühren lehnen wir als Lösung ab. 

Demokratie 
Wir brauchen eine Zivilgesellschaft der Vielfalt, antifaschistisch und tolerant, in der alle gleichberechtigt an Demokratie 
teilhaben. Nicht länger dürfen acht Millionen Menschen, nur weil sie keinen deutschen Pass haben, von den 
Bürgerrechten ausgeschlossen bleiben. Wer in Deutschland seinen Lebensmittelpunkt hat, muß politisch mitreden und 
mitentscheiden dürfen. 

Eine neue Friedenspolitik und eine neue Weltwirtschaftsordnung 
Für die Bewahrung des Friedens brauchen wir keinen Eurofighter. Aus der Bundeswehr darf keine offensive Truppe 
gemacht werden, die für wirtschaftliche Interessen weltweit eingesetzt werden kann. Weil durch die Globalisierung von 
Finanzmärkten und Konzernen die nationalstaatlichen Instrumente der Währungs-, Zins- und Haushaltspolitik betroffen 
sind, werden internationale Vereinbarungen über eine sozial und ökologisch orientierte Weltwirtschaftsordnung um so 
dringlicher. 

Ein neuer Kanzler genügt nicht! Wir wollen eine neue Politik! 

Schluß mit der Selbstentmachtung der Politik zugunsten der Wirtschaft! 
Schluß mit der Mißachtung der Lebensinteressen der Menschen zugunsten des Profits! 

Schluß mit der Diskriminierung durch Armut! 
Schluß mit dem Abbau demokratischer Rechte! 

Das sind Aufgaben über den Wahltag hinaus - Aufgaben, die alle unsere Kräfte erfordern. Eine neue Politik, die Arbeit und 
soziale Gerechtigkeit schaffen soll, Iäßt sich nicht allein mit einem Kreuzchen auf dem Stimmzettel herbeiführen. Sie 
braucht Antrieb durch eine starke und widerstandsfähige außerparlamentarische Bewegung, die auf das partei-politische 
Spannungsfeld von SPD, Bündnis9Oldie Grünen und PDS für einen Politikwechsel einwirkt. Von den Oppositionsparteien 
erwarten wir nicht gegenseitige Stigmatisierung und Ausgrenzung, nicht eine Fortsetzung der neoliberalen Politik, sondern 
einen Bruch mit ihr. 

Tretet heraus aus der Zuschauerdemokratie! 
Kommt zur bundesweiten Großdemonstration 

am 20. Juni 1998 in Berlin 

I 
I 

POLITIK UND WIRTSCHAFT 
I VerlagIRedaktion GmbH - Fresienstr. 26 - 44289 Dortmund 

I Tel. 0231-40241 0 (Verlag), -40141 1 (Red.), Fax -40241 6 

I Herausgegeben von Heinz Albrecht, Karin Benz-Overhage, Edelgard Bulrnahn, Diether Dehrn, 
Katrin Fuchs, Christel Hanewinckel, Uwe Krerner, Detlev von Larcher, Susi Möbbeck, 

I Peter von Oertzen, Horst Peter, Sigrid Skarpelis-Sperk, Andreas Wehr. Thornas Westphal 
I 

I Liebe Leserin, lieber Leser. 
I 
I spw möchte sich weiter verbessern. Dafür ist ein Feedback unserer Leserlnnen die entscheidende 
I Voraussetzung. Wir wollen in Themenwahl, Struktur und Aufmachung präziser auf die Wünsche und 
I Ansprüche unserer Leserlnnen eingehen können. Und wir wollen Kritik, Lob und Verbesserungsvorschäge I aufgreifen, um unsere Heftplanung zu optimieren. I Den ausgefüllten Fragebogen sende bitte bis zum I .  Mai anonymloder mit Name und Telefon versehen, I f a k  Du für telefonische Rückfragen zur Verfügung stehst an unsere Redaktionsadresse zurück. 
I Für Deine Mitarbeit jetzt schon herzlichen Dank. I 
I 
I Deine spw 

I 
I 1. Geschlecht: männlich weiblich 

I 1 2. Alter: unter 21 21 -35 35-50 51 und älter 

I 
1 3. In welchem Beschäftigungsverhältnis befindest Du Dich: 
I Schülerlin Berufsausbildung Studentlin U Beamtelr AngestellteIr 
I freiberuflich/selbständig U Rentnerlin Hausmannlfrau arbeitslos 

I 
1 4. In welchen Bereichen bist Du beschäftigt? 
I U Wissenschaft/Forschung D Kultur /Soziales/Jugend Medienwerbung 
I D Schule/Weiterbildung/Erziehung Politik/GewerkschaftNerband Verwaltung 
I sonstige Dienstleistung ProduktionIHandwerk 

I 
1 5. Mitgliedschaft in einer ParteilGewerkschafilSonstige politische Organisation 
I SPD D B'901Grüne PDS U Andere Partei Gewerkschaft 
I Sonstiges: ............................................................................................................................................ 

6. Ich bin politisch aktiv inlbei: 
Partei Jusos Gewerkschaft Soziale Bewegung 

................................................ Bürgerinitiative Sonstiges: 

7. Welche anderen ZeitungenlZeitschriffien liest Du regelmäßiger (Mehn'achnennungen möglich): 
Frankfurter Rundschau taz FAZ Süddeutsche Neues Deutschland 

U freitag Blätter Neue Gesellschaft ZEIT Argument Sozialismus Prokla 
U Z Utopie kreativ Andere Zeiten Sonstige: .......................................................................... 

8. Hast Du einen Internetzugang? MailboxlCL-Netz: ? 
ja nein u ist geplant ja nein U ist geplant 

V.i.S.d.P.: Bodo Ramelow, Juri-Gagarin-Ring 150, 99084 Erfurt 
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Neue, gerechte Verteilung der Arbeit 
Durch weitere Arbeitszeitverkürzung bei angemessenem Lohnausgleich muß der technische Fortschritt den 
Beschäftigten und Arbeitslosen zugute kommen. Neue Arbeit muß geschaffen werden, die gesellschaftlichem Nutzen 
und ökologischer Nachhaltigkeit verpflichtet ist. Die Agrarpolitik muß bäuerliche Landwirtschaft schützen. Erhalt der 
Bodenreform. Keine Wiederherstellung von Großgrundbesitz. Aktive Beschäftigungspolitik ist auch ohne 
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I spw möchte sich weiter verbessern. Dafür ist ein Feedback unserer Leserlnnen die entscheidende 
I Voraussetzung. Wir wollen in Themenwahl, Struktur und Aufmachung präziser auf die Wünsche und 
I Ansprüche unserer Leserlnnen eingehen können. Und wir wollen Kritik, Lob und Verbesserungsvorschäge I aufgreifen, um unsere Heftplanung zu optimieren. I Den ausgefüllten Fragebogen sende bitte bis zum I .  Mai anonymloder mit Name und Telefon versehen, I f a k  Du für telefonische Rückfragen zur Verfügung stehst an unsere Redaktionsadresse zurück. 
I Für Deine Mitarbeit jetzt schon herzlichen Dank. I 
I 
I Deine spw 

I 
I 1. Geschlecht: männlich weiblich 

I 1 2. Alter: unter 21 21 -35 35-50 51 und älter 

I 
1 3. In welchem Beschäftigungsverhältnis befindest Du Dich: 
I Schülerlin Berufsausbildung Studentlin U Beamtelr AngestellteIr 
I freiberuflich/selbständig U Rentnerlin Hausmannlfrau arbeitslos 

I 
1 4. In welchen Bereichen bist Du beschäftigt? 
I U Wissenschaft/Forschung D Kultur /Soziales/Jugend Medienwerbung 
I D Schule/Weiterbildung/Erziehung Politik/GewerkschaftNerband Verwaltung 
I sonstige Dienstleistung ProduktionIHandwerk 

I 
1 5. Mitgliedschaft in einer ParteilGewerkschafilSonstige politische Organisation 
I SPD D B'901Grüne PDS U Andere Partei Gewerkschaft 
I Sonstiges: ............................................................................................................................................ 

6. Ich bin politisch aktiv inlbei: 
Partei Jusos Gewerkschaft Soziale Bewegung 

................................................ Bürgerinitiative Sonstiges: 

7. Welche anderen ZeitungenlZeitschriffien liest Du regelmäßiger (Mehn'achnennungen möglich): 
Frankfurter Rundschau taz FAZ Süddeutsche Neues Deutschland 

U freitag Blätter Neue Gesellschaft ZEIT Argument Sozialismus Prokla 
U Z Utopie kreativ Andere Zeiten Sonstige: .......................................................................... 

8. Hast Du einen Internetzugang? MailboxlCL-Netz: ? 
ja nein u ist geplant ja nein U ist geplant 

V.i.S.d.P.: Bodo Ramelow, Juri-Gagarin-Ring 150, 99084 Erfurt 



9. Seit wann bist Du Abonenntlin der spw? 
n bisher nicht seit kurzem über 1 Jahr über 2 Jahre über 5 Jahre n über 10 Jahre 

10. Wie hast Du spw kennengelernt? 
über Bekannte Probeheft Anzeige Info-Stand 
Sonstiges: ............................................................................................................................................ 

1 1 . Wieviele Beiträge der sp W liest Du durchschnittlich? 
u fast alle die Mehrheit mehrere wenige 

12. Welche Beiträge und gereiche liest Du bevozugt? (Mehrfachnennungen möglich) 
Magazin Schwerpunkt DebattenIRepliken Kommentare Interviews Berichte 
Diskussionsrunden U Rezensionen Überblicksartikel theoretische Aufsätze 

13. Wie werden folgende Themenbereiche in spw behandelt? 

Sozialdemokratie 
Jusos 
Sozialismus 
Marxismus 
Gesellschaftstheorie 
Parteien 
Gewerkschaften 
Die Linke 
Ökonomie 
Globalisierung 
Soziales 
Frauenthemen 
Ökologie 
Europa 
Nationalism./Rassism 

U zu wenig o. k. zu viel 
U zu wenig 0.k. zu viel 

zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 

U zu wenig 0.k. U zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 

U zu wenig CI o. k. zu viel 
zu wenig 0.k. U zu viel 
zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig U 0.k. D zu viel 

U zu wenig 0.k. zu viel 
zu wenig o. k. zu viel 

Internationales 
Kommunales 
Geschichte 
Jugend 
Bildung 
Neue Technolog. 
lnternet 
Neue Medien 
KulturILebensstil 
Strategiefragen 
Politische Praxis 
SatirelHumor 
Infos/Hinweise 
Persönliches 

zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 

U zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 
zu wenig 

o zu wenig 

U 0.k. zu viel 
u 0.k. U zu viel 

0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. n zu viel 
0.k. zu viel 
0.k. zu viel 

U 0.k. zu viel 
0.k. zu viel 
o. k. u zu viel 
0.k. zu viel 

U 0.k. zu viel 

14. Ich würde gerne von folgenden Autorlnnen mehr lesen (Mehrfachnennungen): 
SPD-Prominenz Parteilinke Jusos Politikerlnnen anderer Parteien Internationale 
Intellektuelle JournalistenISchriftsteller U Kultur Vorschlag: ................................................... 

15. Wärst du für eine häufigere Erscheinungsweise von spw (ggf. müßten die Abo-Gebühren 
entsprechend steigen): 

soll bei 6 Ausgaben bleiben 8 Ausgaben CI 10 Ausgaben 

16. Welche Beiträge fandest Du in letzter Zeit besonders 

1 7. 'wie beurteilst Du die Publikationen des spw-Verlages 
insgesamt gut langweilig zu teuer U würde gerne mehr sehen 

............................................................................................................................................ Kommentar: 

18. KommentarlAnregung/Kritik/Lob zur spw: 
(Wenn Du Deine Telefonnummer angibst, rufen wir Dich gerne zurück) 

Aufstehen 
für eine andere' Politik 

Aktionsbündnisse von Arbeitslosen;Gewerkschafterlnnen, Studierenden, 
Basisgruppen, Kircheninitiativen und den Trägerlnnen der Erfurter Erklärung rufen auf 

zur 

Großdemonstration 
am 20. Juni 1998 in- Berlin 

Es kommt etwas in Bewegung in Deutschland. Arbeitslose finden sich nicht mehr damit 
ab, ausgegrenzt zu werden, sondern beginnen, selber zu handeln. Gewerkschaften 
mischen sich wieder in die Politik ein, weil sie sich ihre erkämpften Rechte nicht länger 
zerstören lassen wollen, während die Gewinne der Kapitalbesitzer explodieren. Proteste 
richten sich gegen Bildungs- und Kulturabbau, gegen Eingriffe in den Umweltschutz, 
gegen die Demontage der Sozialversicherung. Die Kirchen erinnern sich ihrer 
vorrangigen "Option für die Armen" und mahnen in ihrem gemeinsamen Sozialwort 
"Solidarität und Gerechtigkeit" an. Viele sagen: 

''Bis hierher und nicht weiter", 
wie es die ERFURTER ERKLÄRUNG 1997 formulierte. 

Seit mehr als 15 Jahren betreibt die kapitalliberale Koalition in Bonn den Abbau der 
sozialen Demokratie, und sie mißbraucht die deutsche Einheit zu verstärkter 
Umverteilung von unten nach oben. Aber nun platzen die Versprechungen. Die Einsicht 
wächst, daß ihre Politik uns und die nachkommenden Generationen mit untragbaren 
ökonomischen und ökologischen Folgekosten belastet: 

Statt 7 Millionen Arbeitsuchenden Möglichkeiten zu sinnvoller Arbeit für das 
Gemeinwohl zu geben, treibt die verfehlte Wirtschafts- und Finanzpolitik immer mehr 
Menschen in die Arbeitslosigkeit. 

Statt die im Grundgesetz garantierte Sozialpflichtigkeit des Eigentums national und 
international durchzusetzen, spaltet diese Politik die Gesellschaft: Chancen, 
Einkommen und Vermögen werden extrem ungleich verteilt. Den Benachteiligten und 
Behinderten werden die Sozialleistungen gekürzt oder sogar gestrichen. Inzwischen 
lebt jedes dritte Kind von Sozialhilfe. Perspektiven schwinden, Existenzängste 
wachsen. 

Statt die Bürgerlnnen an Entscheidungen stärker zu beteiligen, werden die 
Grundrechte zunehmend eingeschränkt. Von den Ursachen der sozialen Misere lenkt 
die Bundesregierung ab, indem sie die Opfer und Betroffene gegeneinander 
ausspielt. Arbeitslose und Erwerbstätige, Ost- und Westdeutsche, Frauen und 
Männer, Junge und Alte, Deutsche und Ausländer. Vor allem Flüchtlinge werden zu 
Sündenböcken gemacht. 

So muß es nicht weitergehen! - So darf es nicht weitergehen! 

Geld ist genug da in Deutschland. Aber Reichtum und Macht konzentrieren sich in den 
Händen Weniger, während immer mehr Frauen, Männer und Kinder verarmen. 
Auch Arbeit wäre genug da, wenn technischer Fortschritt nicht im Interesse des Kapitals 
einseitig zur Rationalisierung genutzt würde. Der erwirtschaftete Reichtum muß vorrangig 
dazu dienen, notwendige Arbeit zu finanzieren. 
Gerechtigkeit ist die Hauptaufgabe der Politik. Wir brauchen die Umkehr der Politik zu 
Refordien, die den Namen verdienen. 
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Paul Levi 12 6 1923 Foto AdsD d FES 

* Paul Levi (1 883 - 1930): 
Der letzte Ritter 

Aber dieser Prozess erfolgt auch nach innen in der Zen können, rings um den Globus, mit stets weiter entfal- 
teten Produktivkräften, weniger, jüngeren, fitness-gestärk- 
ten Arbeitskräften. Weg mit den alten Verträgen und Re- 
gelungen auf dem Arbeitsmarkt, zwischen den Generatio- 
nen, zwischen den Geschlechtern. 

Binnenstruktur der industrialisierten Länder. Kapitalisti- 
sche Entwicklung wird vorangetrieben auf Basis einer Ar- 
beitsteilung zwischen bezahlter und unbezahlter gesell- 
schaftlicher Arbeit. Das ermöglicht den gewinnsuchen- 
den Kapitalen, sich auf die Bereiche zu konzentrieren, die 

Profite bringen, was auch von Michael R. Krätke* Globale Vernetzung der  Gegenwehr 
Aber auch diese Entwicklung ist kein Selbstlauf, ökonomi- 
scher Zwang oder Verschwörung. Die westeuropäische 
Arbeiterklasse der hochindustrialisierten Länder 
schrumpft an Quantität und entsprechender Macht, aber 
sie war ohnehin nicht die letzte der Klassen. Auf dem 
Wege neoliberal gestalteter kapitalistischer Entwicklung 
gibt es ein sich schnell vermehrendes Arbeitslosenheer, es 
gibt die Frauen, durch deren Umsonstarbeit die Unver- 
träglichkeiten des Systems erträglich gemacht werden 
sollen, es gibt die zunehmende Verelendung der Dritten 
Welten. Die Unterdrückten aller Länder sind viele und sie 
werden immer mehr. 

Seit vier Jahren hält sich eine kleine Gruppe indiani- 
scher Aufständischer, die Zapatisten von Mexico, in einem 
der ärmsten Teile der Welt, gegen die militärische Über- 
macht der von den USA gestützten mexikanischen Armee. 
Sie versuchen, die militärische Konfrontation zu umgehen 
und setzen u.a. auf die Unterstützung durch eine virtuelle 
Welt-Zivilgesellschaft. Die Solidaritätsnetze werden dichter, 
das lnternet erlaubt ständige Information und Kommuni- 
kation. Von ihnen stammt die Losung: gegen den Neolibe- 
ralismus kämpfen. 

Damit gegeben ist die Hoffnung, dass die Unterdrück- 
ten aller Länder ihre spezifische Betroffenheit dieser extre- 
men Form kapitalistischer Entwicklung als solche erkennen 
und sich dagegen empören: die Frauen, die Arbeitenden, 
die Studierenden, die Menschen in den unbewohnbar ge- 
machten Städten, und alle endlich erkennen, dass die Zer- 
störung der Umwelten ihre Lebensgrundlage betrifft. Die 
Zuspitzung der Ausbeutungsverhältnisse hat eine Verviel- 
fältigung von Unterdrückungen zum Vorschein gebracht. 
Widerstand ist auf allen Punkten angesagt. Der globalisier- 
ten Welt der Kapitale muss die Globalisierung der vernetz- 
ten Gegenwehr antworten. SPW 

heißt, eine Entwicklung der Die Zuspitzung der Ausbeutungs- Produktivkräfte zu erlauben 

verhältnisse hat eine Vervielfältigung und Zeit stets rationeller ein- - - 

von Unterdrückungen zum Vorschein setzbar zu machen. Für eine 
Reihe von Arbeiten halten sich vertrat, auf den Parteitagen, wo ihm nur selten zugebilligt 

wurde, den Standpunkt der linken Opposition zu vertreten. 
Carl von Ossietzky sah in ihm den kommenden Mann, 

zur Führung der Sozialdemokratie berufen: ,,als Einziger 
heute in der Sozialdemokratie trägt er das Pathos der Revo- 
lution im Blute". Als Anwalt, der die Aufklärung der politi- 
schen Morde an Luxemburq und Liebknecht maßgeblich 

gebracht. Der globalisierten Welt der über Jahrzehnte Kleinunter- 

Kapitale muss die Globalisierung der und diverse Zwischen- 
schichten, die mit  Eigenarbeit 

vernetzten Gegenwehr antworten. und weniq Kapital ein mittle- - .  

res Auskommen ohne allzu- 
große Gewinne erzielen. Andere Tätigkeiten, Produktio- 

betrieb, hat er Reden „von einem wahrhaft dantonschen 
Format" gehalten. Die SPD ,,braucht einen Mann im Mittel- 

nen, sind überhaupt nicht nach herrschender Ökonomie 
kalkulierbar, der Aufwand ist zu groß, das Produkt zu 
klein - im Verhältnis. Das gilt durchweg für alles Lebendi- 

SPW - Sozialistische Polit ik u n d  Wirtschaft 
punkt, an dem sich die Phantasie der Jugend entzünden 
kann. ... welcher deutsche Redner [verfügt] heute über die- 
se Macht des Wortes? ... wer in Deutschland seit Ferdinand I m Februar 1923 erschien in Berlin die erste Nummer ei- 

ner neuen Wochenschrift mit dem Titel SPW - Sozialisti- 
sche Politik und Wirtschaft, zuerst hektographiert, ab 

ge - Kinder, Alte und Natur außer uns. Es ist allgemein 
bekannt, dass diese Arbeiten, wenn sie überhaupt getan 
werden, Frauen zufallen. Ein großer ideologischer Auf- Lassalle [hatte] diese fegende Vehemenz der Rede? Hier ist 
wand wird getrieben, diese unzeitgemäße Existenzweise August gedruckt. Ihr Herausgeber, wichtigster Redakteur 

und Autor, der die Leitartikel der bis September 1928 re- 
gelmäßig erscheinenden Korrespondenz meist selbst 

der Mann, der mit allem ausgestattet ist, um die Sturmfah- 
ne gegen Bonzentum und feisten Opportunismus zu erhe- 
ben." Allerdings, so setzte Ossietzky zweifelnd hinzu, Paul 

der Frauen in den meisten Gesellschaften aus ihrer Natur 
zu erklären. 

In sozialstaatlich eingebetteten Kapitalismen gibt es schrieb, war Paul Levi, die Zeitschrift selbst bald unter dem 
Namen ,,Levi-Korrespondenz" allgemein bekannt. Sie galt 
als Sprachrohr Paul Levis und als geistiges Zentrum der 

Levi wird nicht wollen, er hat nicht die ,,Beständigkeit", die 
der Kampf gegen den Parteiapparat erfordert (Ossietzky 
1929, 844). 

zusätzliche, wenn auch mäßige Abfederungen - Kinder- 
geld, ermäßigte Steuern, Sozialunterstützung für alleiner- 
ziehende Mütter, Sozialmieten, etc. Dass gerade solche Linksopposition in der SPD, darüberhinaus als ein wichtiges 

Paul Levi u n d  der Kommunismus 
Paul Levi wurde 1883 im schwäbischen Hechingen als 
Sohn einer gutbürgerlichen deutsch-jüdischen Fabrikan- 
tenfamilie geboren, ging in Stuttgart aufs Gymnasium, wo 
er seine Leidenschaft für die Juristerei entdeckte. In Berlin 
und Grenoble studierte er Jura und ließ sich nach seiner 
Promotion und Referendarzeit 1909 in FrankfurVM als An- 
walt nieder. Er war ein rethorisch und intellektuell brillanter 
Strafverteidiger, vielsprachig und vielseitig gebildet, der 
schon damals durch sein ausgeprägtes Gerechtigkeitsge- 
fühl - sein ,,soziales Engagement" würden wir heute sagen 
-auffiel. Er trat 1909 der SPD in Frankfurt bei, amtierte als 
Schriftführer, kandidierte bald für den Landtag und für die 
Frankfurter Stadtverordnetenversammlung, verlor, und 
wurde als Delegierter zum Jenaer Parteitag der SPD (1 91 3) 
entsandt. 1913 traf er zum ersten Mal mit Rosa Luxem- 
burg zusammen. Im Frühjahr 1914 verteidigte er sie in 
zwei großen, aufsehenerregenden politischen Prozessen; 
er begleitete sie nach ihrer Verurteilung auf ihren Propa- 
gandareisen durch Deutschland und sprach in vielen Ver- 
sammlungen über den ,,Luxemburg-Prozeß". 

Dieser Paul Levi ist Führer einer Partei der Linken ge- 
wesen, nicht der SPD, sondern der Kommunistischen Par- 
tei Deutschlands. Diese Rolle war ihm zugefallen, er hat- 
te sich nicht danach gedrängt; nach der Ermordung von 
Luxemburg, Liebknecht und Jogiches, dem Führungstrio 
des Spartakusbundes, mußte er sie übernehmen. Er fiel 
bald wieder aus ihr heraus, nachdem er sich redlich be- 
müht hatte, die ,,Geburtsfehler" der verfrüht gegründe- 

Elemente im neoliberalen Projekt zuallererst zur Streichung 
anstehen, zeigt nicht nur, dass neoliberales Wirtschaften 
nicht mit Menschen und zukünftigen Generationen rech- 

Organ der Linken innerhalb wie außerhalb der Sozialde- 
mokratie. Am 1. Oktober 1928 wurde sie mit der ein Jahr 
zuvor von Teilen der sozialdemokratischen Linksopposition 

net, es zeigt auch, dass in der gesamtkapitalistischen Wirt- gegründeten Zeitschrift „Der Klassenkampf" vereinigt, an 
der Levi von Anfang an mitgearbeitet hatte (vgl. Drechsler 
1965, 2l f f . ) .  

schaftsweise die Umsonstarbeit auf vielen Sektoren der Ge- 
sellschaft stillschweigend vorausgesetzt war. Konsequent 
gibt es begleitende ideologische Unterfütterung zur Unter- Die SPW, als Pressekorrespondenz für die sozialdemo- 

kratische Partei- und ~ewerk'schafts~resse konzipiert, war 
in den mehr als fünf Jahren ihres Bestehens politisch sehr 

stützung der helfenden Familie und zur Ermutigung der 
Kleinstunternehmer, dass sich die Großkapitale ohne wei- 
tere Hindernisse auf die gewinnbringendsten Bereiche stür- einflußreich; sie wurde von vielen Redaktionen abonniert 

und hatte darüberhinaus zahlreiche Einzelabonnenten - 
keineswegs nur Mitglieder der SPD. Die SPW enthielt poli- 
tische Kommentare und Artikel zu vielen, aktuellen ökono- 
mischen und politischen Fragen in Deutschland und der 
Welt. Viele der Leitartikel Levis (die häufiger in der Partei- 
presse, vor allem der ,,linkenu SPD-Landesverbände nach- 

Endlich wieder lieferbar: 
Etienne Balibar Das Standardwerk von Ballibar und Wallerstein 

Immanuel :in gedruckt wurden) handelten von internationaler Politik 
oder gingen auf die politische Entwicklung in anderen Län- 

1 

dern ein; regelmäßig kommentierte und kritisierte Levi Er- 
Ambiva lent t  l u c l l i i ~ a i e n  Was ist die Spezifik des gegenwärtigen Rassismus? W i e  Iäßt sie sich m i t  der 

Klassenspaltung i m  Kapitalismus und den Widersprüchen des Nationalstaats 
verknüpfen? Inwiefern zwingt uns das Phänomen des Rassismus wiederum zu einem 
Überdenken des Nationalismus und der  Klassenkampfe? Diesen Fragen gehen Etienne 
Balibar und Immanuel Wallerstein in  diesem Grundlagenwerk der Rassismustheorie 
nach. Sie belegen,daß die Konflikte zwischen den Klassen noch in  andere als nur 
ökonomische Strukturen eingebunden sind; die Widersprüchlichkeit des Rassismus zeigt 
sich in  der Formierung nationaler und ethnischer Identitäten ebenso wie in  der 
zweideutigen Wirksamkeit herrschender Ideologien. 

eignisse in der Sowjetunion. Die sozialistische Bewegung 
im In- und Ausland, die SPD, die KPD, die Gewerkschaften 
wurden in der SPW ebenfalls laufend kommentiert und oft 
scharf kritisiert (vgl. Ludewig 1981). 

Der Parteivorstand der SPD fühlte sich des öfteren her- 
ausgefordert und bemüßigt, der Levi-Korrespondenz und 
ihren Mitarbeitern Illoyalität und allerlei finstere Absichten 
gegen die Partei zu unterstellen (Vgl. Drechsler 1965, 19f.; 
Beradt 1969, 76f.). Paul Levi hatte sich mit der SPW nicht 
nur die Feindschaft der SPD-Mehrheit redlich erworben, 
sondern auch eine moralische und intellektuelle Autorität, 
die weit über die Kreise der Linksopposition in der SPD hin- 
ausreichte. Er war der unbestrittene ,,Wortführer der Lin- 
ken", obwohl ihn seine Partei, die SPD, nur selten zu Wort 

Argument Classics 

X ISBN 3-886 19-386-1 . DM 39.80 

kommen ließ, im Reichstag, dem er seit 1920 als Abgeord- 
neter angehörte und w o  er seine Partei im Rechtsausschuß Im guten Buchhandel und beim Argument Versand. Reichenberger Str. 150. 10999 Berlin, Tel.lFax: 030 1 31 31 696 * Michael R..  Krätke, Professor für Politikwissenschafi an der Universität Amsterdam. 

30 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 100, 1998 
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Kerl Li~hknecht Jean Lonouet. Vandermissen. Melin. Pierre Delcourt. Mavence Roldes. Paul Levi Foto: AdsD d. FES 

Gewerkschaften ausgerufenen Generalstreik zur Verteidi- 
gung der Republik, anschloß, nur protestieren, sie aber 
nicht verhindern. Im Dezember 1920 gelang die Vereini- 
gung der KPD mit dem linken Flügel der USPD, die sich 
kurz zuvor gespalten hatte. Levi war von der Spaltungspo- 
litik der Komintern nicht begeistert; er kritisierte die be- 
rühmten 21 Bedingungen auf dem Komintern-Kongreß im 
Sommer 1920 als das ,,Werk eines inkompetenten Rechts- 
anwaltes" (vgl. Angress 1973, 103). Nun war er über die- 
sen Teilerfolg, der die KPD über Nacht zu einer Partei mit 
350.000 Mitgliedern, einer eigenen Presse und einer lan- 
desweiten Organisation machte, froh - auch wenn er die 
Bildung einer neuen, ,,revolutionären Massenpartei" in 
Deutschland lieber ohne Spaltung und ohne Einmischung 
der Komintern gehabt hatte. 

--P 

Die ,,Geburtsfehleru der neuen Partei zeigten sich rasch. 
ten KPD, den erklärten Anti-Parlamentarismus, den Wahl- 
boykott, die Vergötzung der ,,direkten Aktion", die prin- 
zipielle Ablehnung der Gewerkschaftsarbeit und ähnliche 
Kindereien mehr, wieder gut zu machen. Levi hatte be- 
reits auf dem Gründungsparteitag der KPD gegen die 
Stimmung und Meinung der Mehrheit die Teilnahme an 
den Wahlen zur Nationalversammlung verteidigt (vgl. sei- 
ne Rede in Levi 1969,l 2ff.). Im Sommer 191 9 zog er aus 
den blutigen Ereignissen des Januaraufstands (später 
fälschlich ,,Spartakusaufstandl' genannt) und der Münch- 
ner ,,Räterepublik" die Konsequenz: Auch Arbeiter, auch 
Massen können irren; Sozialisten haben die Pflicht, ver- 
fehlte und illusionäre Massenaktionen öffentlich zu kriti- 
sieren, sie haben nicht die Pflicht, sich an die Spitze von 
Bewegungen zu setzen, die „ins Unheil führen", nur weil 
es Massen sind, die sich in Bewegung setzen ( vgl. Levi 
1919, 13). 

Konsequent warf Levi im Oktober 191 9, auf dem 2. 
Parteitag der KPD, die linksradikalen Freunde der direkten 
Aktion aus der Partei; eine beinhart durchgezogene, be- 
wußt provozierte Spaltung, die die Syndikalisten und 
,,Linkskommunisten" zum Sektendasein verurteilte. In die- 
sem Fall erwies sich Levi als kühler ,,Praktikeru und gewief- 
ter Parteitaktiker. Man kann sein damaliges Vorgehen „un- 
demokratisch" und ,,bürokratisch" finden (vgl. z.B. Beradt 
1969, 33f.; Bock 1969, 140ff.; Angress 1973, 67ff.); in 
den ,,Leitsätzen", die er benutzte, um diese ,,Linken" los zu 
werden (vgl. den Text bei Bock 1969, 360ff.), formulierte er 

seine Auffassung von der Re- 
„... wir haben keine Klarheit mehr, volution, die ,,kein einmaliges 

und ohne Klarheit sind wir keine Par- Schlagen''. sondern ein lang- 
wieriger, mühsamer Prozeß mit 

tei, sind wir ein wilder Haufen, der vielen Wechselfällen, mit , , ~ ~ f .  

nicht einmal geführt werden kann, ge- Abstieg''sei, in dem sich 
die Arbeiterklasse erst allmäh- 

schweige denn selbst führen könnte. lich der Ursachen ihrer Laqe, 

Nichts Schlimmeres als der Kampf rwi- ihrer Aufgabe und ihrer Kraft 
bewußt werde. Die Spaltung 

schen feindlichen Brüdern." war notwendig, da auch radi- 
Paul Levi 19 19 kale Sozialisten unter den Ar- 

beitern, die von der Politik der 
MSPD bzw. der USPD bitter enttäuscht waren, mit Aben- 
teurern und verantwortungslosen Putschisten, mit  Anti- 
Gewerkschaftern und Anti-Parlamentariern nichts zu tun 
haben wollten. 

Levi errang nur einen halben Sieg. Während des Kapp- 
Putsches im März 1920 saß er im Gefängnis, konnte daher 
gegen die irrwitzige Taktik der KP, die anfangs ,,keinen Fin- 
ger rühren" wollte und sich erst nachträglich der größten 
Massenbewegung der Weimarer Republik, dem von den 

Levi versuchte Anfang 1921, die übrigen Parteien der Lin- 
ken und die Gewerkschaften zu einer Zusammenarbeit im 
Blickauf eine Reihe ökonomischer und politischer Minimal- 
forderungen zu gewinnen (was später ,,Einheitsfrontpoli- 
tik" genannt wurde) (vgl. Beradt 1969, 42; Angress 1973, 
125f.). Ohne Erfolg. Nachdem er über ein Jahr lang re- 
dend, schreibend, verhandelnd immer wieder versucht 
hatte, die Unabhängigkeit der deutschen Partei gegenüber 
der Komintern zu bewahren, trat er im  Februar 1921 aus 
Protest gegen die Spaltung der Sozialistischen Partei Itali- 
ens, die die Komintern provoziert hatte, vom Parteivorsitz 
zurück. 

Die nächste Torheit, die sogenannte ,,Märzaktionn von 
1921, konnte er nicht mehr verhindern. Die neue Zentrale 
ließ sich von einigen Komintern-Gesandten verleiten, die 
eigenen Leute in einer Reihe von sinnlosen, isolierten Auf- 
standsversuchen zu opfern, die die Kommunisten in eine 
bittere Konfrontation mit der überwiegenden Mehrheit der 
deutschen Arbeiterklasse trieben. Levi tat nun etwas Un- 
verzeihliches: Er ging, nachdem er vergeblich versucht hat- 
te, sich Gehör zu verschaffen, mit seiner Kritik an die Öf- 
fentlichkeit. In einer Broschüre - Unser Weg. Wider den 
Putschismus (vgl. Levi 1 969, 44ff.) -, die innerhalb eines 
Monats zwei Auflagen erlebte, griff er die unverantwortli- 
che Putschtaktik an und - noch schlimmer - nannte die 
Verantwortlichen, die Emissäre der Komintern, die ohne 
Kenntnis von Land und Leuten ,,Angriffsaktionen" befah- 
len bzw. Zusammenstöße mit der Polizei inszenierten, um 
die Arbeiter zur ,,Aktion" zu reizen. Das war mit der Tradi- 
tion des westeuropäischen Sozialismus und mit der gut 
marxistischen Konzeption einer ,,revolutionären Massen- 
partei" unvereinbar: Eine Partei, die kein anarchistischer 
Club, sondern Teil der Arbeiterbewegung, die ,,Masse un- 
ter Massen" ist, kann Massenbewegungen nur anführen, 
wenn ,,eigner Wille, eigne Einsicht, eigne Entschlossen- 
heit" diese Massen in Bewegung bringen. Niemals dürfen 
die Kommunisten als Minderheit im Proletariat ,,an Stelle 
des Proletariats, ohne das Proletariat, am Ende gar gegen 
das Proletariat'' handeln. Einen derartigen Prinzipienbruch 
öffentlich zu kritisieren, war ,,allerhöchste revolutionäre 
Pflicht" (vgl. Levi 1921 ; Levi 1969, 71, 72). Der Gegensatz 
war nicht zu überbrücken: Mi t  Leuten, die die stets be- 
schworenen ,,Arbeitermassen" nur als Kanonenfutter für 
ihre Putschaktionen betrachteten, gab es keine Kompro- 
misse. Levi flog aus der Partei und wurde zur Unperson. 

Levi war kein reiner Berufspolitiker und hielt wenig von 
,,Berufsrevolutionären", denen eine Partei jederzeit auf den 
Magen schlagen konnte. Obwohl er seit 1920 dem deut- 
schen Reichstag als Abgeordneter angehörte, blieb er als 
Anwalt tätig - seit 1922 hatte er sein eigenes Anwaltsbü- 
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Notwendigkeit und Inhalte einer gesellschaftlichen 
Alternative 

ie verbreitete Rede von der Unmöglichkeit ,,einer 
Umgestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse" 

setzt stillschweigend voraus, daß es umgekehrt 
,,möglichn wäre, dem neoliberalen Projekt, welches derzeit 
die Welt in den Griff nimmt, die Gesellschaften zu überlas- 
sen. Aber wenn beides nicht geht, nicht die sozialistische 
Umgestaltung wegen der Kräfteverhältnisse im umfassen- 
den Sinn und nicht die neoliberale Überwältigung der Ge- 

< sellschaften wegen der damit verbundenen Preisgabe des 
Überlebens von Menschen und Natur, können wir als Mit- 
glieder dieser Gesellschaften nicht Geschichte den transna- 

t tionalen Konzernen überantworten. Dabei kann die Anbin- 
dung an eine sozialistische Perspektive den Anschein er- 
wecken. es sei eine Rückkehr zum staatssozialistischen Ex- 
periment erhofft; es ist daher zu erwägen, dem Eingriffs- 
und Gestaltungswillen einen anderen hegemoniefähigen 
Namen zu geben. Vielleicht finden wir ihn, wenn wir disku- 
tieren, was wir unter ,,sozialistischer Orientierung" verste- 
hen. 

Für mich umfasst Sozialismus eine Produktionsweise, in 
der die Produzenten gemeinschaftlich die Wirtschaft nach 
Zwecken regeln, die dem Wohl der Menschheit, keinesfalls 
einfach dem Profit einzelner Zweige oder Unternehmen 
entsprechen. Das schließt eine Segmentierung in Erste und 
Dritte Welten ebenso aus wie eine Ausbeutung der Res- 
sourcen, welche den nächsten Generationen nichts lässt. 
Ausgeschlossen ist die Ausbeutung von Menschen durch 
Menschen und von daher muss die Befreiung der Frauen 
umfassend eingeschlossen sein. Dies ist aus historischen 
Gründen eine zusätzliche Anstrengung. 

Es scheint zudem ein Irrweg zu sein, die Entwicklung 
der Welt nach Maßgaben der westlich industrialisierten 
Gesellschaften zu denken und entsprechend schrittweise 
vorgehen zu wollen. Es geht nicht darum, in romanti- 
schen Antiindustrialismus verfallen und daher einen Weg 
zurück zur Subsistenzwirtschaft suchen zu wollen. Der 
Grad der Entwicklung der Produktivkräfte zwingt uns, 
über einen Einsatz nachzudenken, der ressourcensparend 
und allgemein ein Leben für alle Menschen der Welt er- 
öffnet, das eine weitgehende Entwicklung der Einzelnen, 
ihrer Gesundheit, ihres Glücks und ihres sinnvollen Enga- 
gements in Gesellschaft ermöglicht. Dafür ist u.a. eine 
Veränderung des aufgenötigten Überkonsums der ersten 
Welten erforderlich wie auch die Einbeziehung aller in ge- 
sellschaftliches Tun: das heißt, das Recht auf Arbeit und 
auf Politik. 

1 

Ausbleibende soziale Revolution und neoliberale 
Gegenreform 
Wenn man das Kommunistische Manifest heute, 150 Jah- 
re später, noch einmal liest, wundert man sich ebenso 
über die vielen falschen Vorhersagen wie über die un- 
glaubliche Klarheit in der zentralen Perspektive. Die Arbei- 
ter haben keine umfassende Revolution gemacht, sie hat- 
ten mehr zu verlieren als ihre Ketten, es waren andere ih- 
nen untergeordnet, sie waren nicht die letzten. Es gab die 
Verschiebung von Ausbeutung auf die Dritten Welten 
und selbstverständlich war die zusätzliche Ausbeutung 
der Frauen. Die vorhergesagte neue Beziehung der Ge- 
schlechter und die Umgestaltung der Familieverkümmer- 
ten. - Aber der Kapitalismus hat die Produktivkräfte un- 
geheuer entwickelt, es trieb ihn über den gesamten Glo- 
bus. Keine Baracken in Elendsvierteln, über denen nicht 

Kampf gegen den 
Neoli beralismus 

von Frigga Haug* 

die Fernsehantennen die allgemeine Teilhabe am Begräb- 
nis von Lady Di ermöglichen; kein Laden, in dem nicht die 
Produkte der großen transnationalen Konzerne erhältlich 
wären; aber das lnternet verunmöglicht auch das Ver- 
schweigen der revolutionären Aufstände in Chiapas und 
anderswo. Auch wir, die Linken, sind Aktive in einer glo- 
balisierten Welt. 

Die Fehlaussagen im Kommunistischen Manifest über 
das Schicksal der Arbeiterklasse im sich entwickelnden 
Kapitalismus in der westlichen Welt markieren zugleich 
die Punkte, die wir heute als durch neoliberale Politik 
durchgesetzte Rückschritte beklagen. Die Politik der herr- 
schenden Regierungen unter- 
stützt ein neoliberales Projekt, ~ i ,  ~ ~ h l ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  im ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ t i -  
welches die sozialstaatlichen 
Kompromisse zurückdreht: schen Manifest über das Schicksal der 

das war die Teilhabe der Ar- Arbeiterklasse im sich entwickelnden 
beiterklasse an dem durch sie 
geschaffenen gesellschaftli- Kapitalismus in der westlichen Welt 
chen Reichtum in den ersten markieren zugleich die Punkte, die wir 
Welten. Unentgeltliche Erzie- 
hung und Bildung für alle, öf- heute als durch neoliberale Politik 

fentlicher Verkehr, allgemeine durchgesetzte Rückschritte beklagen. 
Entwicklung des Gesundheits- 
wesens - dies waren Ziele, die man sich zu Zeiten der Ab- 
fassung des Manifests nur als Teil sozialistischer Umwäl- 
zung denken konnte. Die jetzige Kassierung solcher For- 
men zeigt: sie waren tatsächlich mit  einer Durchkapitali- 
sierung der Welt nicht gut vereinbar - sie sind Hindernis- 
se auf dem Weg, die gesellschaftliche Produktion aus- 
schließlich nach Profitgesichtspunkten zu organisieren, 
wie es die Menschen sind, die durch Maschinen ersetzbar 
werden. 

Produktivkraftentwicklung und reproduktive 
Umsonstarbeit 
Die sozialstaatliche Einbettung des Kapitalismus verdeckte 
noch eine weitere, in der Analyse im Manifest vernachläs- 
sigte Dimension kapitalistischer Entwicklung. Der Wider- 
spruch zwischen ständiger Revolutionierung der Produkti- 
onsbasis (Entwicklung der Produktivkräfte) und der sie re- 
gulierenden Verhältnisse treibt nicht nur stets aufs Neue 
Krisen in der Wirtschaftsweise hervor. Das Wachstum der 
Produktivität der Arbeit, das nicht zurück auf die Produ- 
zenten verteilt wird, zwingt auch die Kapitale, immer neue 
Absatzgebiete aufzusuchen, die nicht der gleichen Produk- 
tionsweise unterliegen, in denen also Produkte abgesetzt 
und Rohstoffe herbeigeschafft werden, die die Akkumula- 
tion auf stets wachsender Stufenleiter ermöglichen (Rosa 
Luxemburg hat dies in ihrem Akkumulationsbuch ausge- 
führt). 

* Frigga Haug ist Professorin an der Hochschule für Wirtschaft und Politik Hamburg und 
Mitherausgeberin der Zeitschrift ,,Das Argument". 
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sellschaft grundlegend. Dazu gehört auch die Herausbil- 
dung eines Wirtschaftssektors zwischen Markt und Staat, in 
der viele Tätigkeiten geleistet werden können, die sozial und 
ökologisch notwendig sind, aber keinen Profit abwerfen. All 
das wird nicht von heute auf morgen passieren, aber eine 
wahrhaft kulturelle Umwälzung mit sich bringen. 

Beide Elemente zusammen, die Veränderung der Eigen- 
tumsstrukturen und die Umgestaltung der Arbeit führen 
letztlich zu neuen Gesellschaftsstrukturen. 

Produktivkrafientwicklung und Verteilungsfrage 
Mit der Ökologiebewegung und der Wachstumskritik war klar, 
daß Sozialismus nicht die ,,Entfesselung der Produktivkräfte" 

mehr sein kann. Das lag schon ge- 
Letztlich geht es um die Rekonstrukti- raumezeitvordem EndedesReal- 

on von Politik. Sie muß sich aus der sozialismus. Ökologische Fragen 
spielten seitdem in der Öffentlich- 

Rolle als Erfüllungsgehilfin der Wirt- keit eine große Rolle. Heute sehen 

Schaft lösen, in die sie der Neoliberalis- wiL daß diese Probleme im Mas- 
senbewußtsein gegenüber denen 

mus gedrängt hat. Das erfordert, die der Arbeitslosigkeit und deren 50- 

~ ~ ~ h ö h l ~ ~ ~  der parlamentarischen zialen Folgen zurücktreten. Eine 
verantwortbare Entwicklung der 

Demokratie aufzuhalten. Produktivkräfte, ihnen eine andere 
Richtung zu geben, das scheint mir 

politisch notwendig zu sein. Mit dem Begriff ,,Innovation" wird 
das nur unvollkommen widergespiegelt. Oftmals wird er nur 
als Voraussetzung für die Exportfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft benutzt. Völlig aus dem Blick gerät dabei, daß es darum 
geht, die Entwicklung der Produktivkräfte in Destruktivkräfte zu 
stoppen und umzukehren. 

Die gegenwärtig allgemeine Orientierung auf ,,Innovati- 
on" führt auch weg von der Verteilungsfrage. Diese aber 
rückt notwendigerweise in den Vordergrund. Sie wurde 
schon in der vom Marxismus orientierten Arbeiterbewe- 

gung nur als zweitrangig betrachtet. Die Geschichte der ka- 
pitalistischen Produktionsweise zeigt aber, daß ihr Problem 
nicht primär die Entwicklung der Produktivkräfte ist, son- 
dern eine gerechte Verteilung. Sie ist eine wesentliche Vor- 
aussetzung für eine solidarische Gesellschaft. Heute stellt 
sich die Verteilungsfrage in neuer Dimension. Es geht um 
eine andere Verteilung von Arbeit, von Lebenschancen, zwi- 
schen Männern und Frauen, zwischen Nord und Ost bzw. 
Süd. Das schließt eine andere Verteilung der Mittel für eine 
andere Richtung der Produktivkraftentwicklung ein. Es geht 
um zweierlei, um ein neuesVerständnisvon Innovation und 
u m  eine neue Gerechtigkeitskonzeption. Beides geht nur, 
wenn die ökologische Frage als soziale Frage begriffen wird. 

Subjekte und Methoden der Veränderung 
Es wird ,,dasJ' Subjekt von Veränderungen oder einen festste- 
henden ,,Reformblock" nicht geben. Nimmt rnan/frau die 
Ausdifferenzierung der Gesellschaft (nicht nur nach den so- 
zialen Lagen, sondern auch nach den Milieus) ernst, dann 
kann es sich in Zukunft nur um vielgestaltige Reformbündnis- 
se handeln, die sich je nach Gegenstand unterscheiden. Das 
ist auch eine Chance, vor allem im Hinblick auf die Möglich- 
keiten, die die demokratischen-Institutionen dieser Gesell- 
schaft bieten und solche, die sie in breitem Umfang erst noch 
schaffen muß. Letztlich geht es um die Rekonstruktion von 
Politik. Sie muß sich aus der Rolle als Erfüllungsgehilfin der 
Wirtschaft lösen, in die sie der Neoliberalismus gedrängt hat. 

Das erfordert, die Aushöhlung der parlamentarischen 
Demokratie aufzuhalten, ihre Einengung auf Parteidemo- 
kratie aufzuheben. Im Parlament müssen sich unterschied- 
liche soziale und politische Interessen artikulieren können, 
ohne schon vorher von den Parteizentralen auf ,,Parteiu-Li- 
nie gestutzt worden zu sein. Verwaltung des Staates und 
der Parteien müssen wieder deutlich -auch personell und 
finanziell -von einander getrennt werden. Wenn sich Parla- 
mente stärker mit dem Volk verbinden wollen, dann geht 
das nicht nur über Parteien. Dazu sind weitere, auch alterna- 
tive Formen nötig, in denen sich Interessenunterschiede und 
Interessengegensätze bewegen können. Hier geht es nicht 
nur um Volksentscheide und Volksbefragungen oder um 
zusätzliche Kammern. Es geht um die Verbindung der par- 
lamentarischen mit den außerparlamentarischen Räumen. 

Stategische Konsequenzen 
Welche Schlußfolgerung ist für Sozialistinnen und Soziali- 
sten zu ziehen? Laut ,,ManifestJ' spaltete sich die Gesell- 
schaft in Arbeiterklasse und Bourgeoisie, der Sieg der einen 
über die andere schien nah. Rosa Luxemburg verallgemei- 
nerte: ,,Sozialismus oder Barbarei". Damals polarisierte sich 
die Gesellschaft, die Aufgabe der Sozialisten war, die Ge- 
gensätze und das Bewußtsein von den Gegensätzen zu ver- 
tiefen. Heute hingegen erodiert die Gesellschaft in den 
hochentwickelten kapitalistischen Ländern, auch das hat 
sein Gründe in den gesellschaftlichen Produktions- und Ver- 
teilungsbedingungen. Unter diesen Bedingungen ist es die 
Aufgabe der Sozialistinnen und Sozialisten, der Auflösung 
der Gesellschaft und der Ausgrenzung der Benachteiligten 
entgegenzusteuern. Aus einer gesellschaftsspaltenden Rol- 
le mit der Option der Machteroberung als Klasse, wechseln 
sie in eine die Gesellschaft integrierende Rolle mit dem An- 
spruch auf Transformation in Richtung Sozialismus. Gesell- 
schaftlichkeit stellt sich her über die Durchsetzung demokra- 
tischer und rechtsstaatlicher Regularien in Wirtschaft, Politik, 
Kultur, Verteilung von Macht und Reichtum. 

Manlfrau kann das auch alles anders bezeichnen: Arbeit 
für einen neuen Gesellschaftsvertrag. S P ~  

ro in Berlin - und war obendrein Notar der Arbeiterbank, 
daher materiell von Partei und Parlament unabhängig. Er 
verstand es immer wieder, sich ein ,,Sprachrohr" zu schaf- 
fen, eine eigene Zeitschrift, Er war Redakteur, Herausgeber 
und Autor der ,,Spartakusbriefe", der ,,Internationale". 
Nach seinem Parteiausschluß übernahm er die Zeitschrift 
,,Sowjetn und machte sie unter neuem Namen - ,,Unser 
Weg" -zum Organ der linken Opposition, zunächst orga- 
nisiert in der ,,Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft" 
(KAG), dann in der USPD, der sich seine Gruppe im April 
1922 anschloß. Nach dem wenige Monate später erfolg- 
ten Übertritt zur SPD schuf er sich mit der SPW erneut ein 
inner- wie überparteiliches Organ, die SPW, die seine er- 
folgreichste Zeitschrift wurde. Daneben schrieb er in 
durchaus ,,bürgerlichen", linksliberalen Blättern (wie dem 
,,Tagebuchn, ,,Nord und Süd"). Keiner Parteiführung ge- 
lang es, ihn mundtot zu machen. 

Kritik des Leninismus 
Levi hatte Lenin wie einige andere führende Bolschewiki 
(Radek, Sinowjew) 1916 in der Schweiz kennen- und 
schätzen gelernt. Er beteiligte sich an den Anti-Kriegsaktio- 
nen der ,,Zimmerwalder Linken" und half Lenin, im Früh- 
jahr 191 7 nach Rußland zu kommen. Erst 1920, als Vorsit- 
zender der KPD, sah er ihn wieder. Wie die spärlichen Do- 
kumente zeigen, pflegten beideeinen durchaus kollegialen 
Umgang. Lenin hielt große Stücke auf Levi; nach seinem 
Parteiausschluß versuchte er eine Zeitlang, den endgülti- 
gen Bruch zu vermeiden. Auch Levi hoffte 1921 noch auf 
eine Rehabilitierung durch Lenin und die Komintern (vgl. 
Gruber, 1967; Jones 1968, 1975). 

Nach seinem Ausschluß aus der KP - wegen ,,Disziplin- 
bruchs", nicht, weil er Unrecht gehabt hätte - begann Le- 
vis offene Kritik der Entwicklung in der Sowjetunion und 
der dazu gehörigen politischen Theorie des Leninismus. 
Diese Kritik hielt er für eine moralische Pflicht und politi- 
sche Notwendigkeit, um die Arbeiterbewegung in Westeu- 
ropa dem Sozialismus zu erhalten: Was in der Sowjetunion 
im Zeichen des Sozialismus geschehe, würde, ,,wenn es 
unkritisiert geschähe, den Sozialismus auf Generationen 
diskreditieren" (Levi 1969, 173). Darum gab er 1922 die 
Kritik der Politik der Bolschewiki heraus, die Rosa Luxern- 
burg im September/Oktober 1918 noch im Gefängnis ge- 
schrieben, auf seine dringenden Bitten hin aber nicht ver- 
öffentlicht hatte. In seiner Einleitung (fast so lang wie das 
- unvollständige - Manuskript, das ihm zur Verfügung 
stand), griff er Lenin direkt an - als den Autor einer verfehl- 
ten Parteitheorie, als Urheber des Mythos von der Interes- 
sensolidarität zwischen Arbeitern und (landbesitzenden) 
Bauern, vor allem als den Begründer des Mythos vom ,,So- 
wjetstaat", der ,,proletarischen" Staatsform. 

In diesem Punkt ging Levi deutlich über Luxemburg 
hinaus. Er sah die russische Revolution als eine Bauernrevo- 
lution, deren Überleben im Bürgerkrieg den Bauernsöhnen 
zu verdanken war, die mit dem Sowjetregime ihren neuer- 
worbenen Grundbesitz verteidigten. Wenn aber die Bau- 
ern, die durch die Revolution zu Grundbesitz gekommen 
waren, die staatstragende Klasse der Sowjetunion bilde- 
ten, und nicht die kleine Minderheit der Proletarier, dann 
stellte sich die (staatstheoretische) Frage nach dem Zusam- 
menhang von ,,Staatsform", ,,Regierungsform" und „so- 
zialem Inhalt" der Sowjetunion ganz anders und schärfer 
als Lenin selbst sie gestellt hatte: Kann eine proletarische 
Staatsform wie die des ,,Sowjetstaats" durch ihre bloße 
Existenz die Herrschaft des Proletariats sicherstellen oder 
kann sich ,,auch unter der Decke der proletarischen Form 

des Staates" dessen sozialer Inhalt, d.h. die Art der sozialen 
und politischen (Klassen)herrschaft, gründlich verändern 
(vgl. Levi 1969, 1 12)? Für Levi war spätestens seit dem 
Kronstädter Aufstand von 1921 klar, daß die bloße ,,prole- 
tarische" Form ,,keine Garantie gibt für den Klasseninhalt" 
(1 969, 125) des Staates. Den Beginn der Neuen Ökonomi- 
schen Politik sah er als klares Indiz dafür, daß sich unter der 
Form der Sowjetrepublik die Diktatur des Proletariats auf- 
gelöst habe (1 969, 125ff.).' 

Lenin hatte eingeräumt, daß ein proletarischer Staat 
mit allen möglichen Regierungsformen, von der vollsten 
Demokratie bis hin zur persönlichen Diktatur vereinbar sei; 
eine politische Entrechtung der 
Bourgeoisie oder anderer so- ,,Es ist ein Verbrechen, daß man 
zialer Klassen sei keineswegs schreibt: das Proletariat wird keinen 
ein notwendiges Element der 
,,proletarischen Finger rühren für die Republik. Wißt 
(1969. 1 18. 1 19). Damit - Ihr, was das heißt? Das heißt der qröß- - 
bzw. mit  dem Verzicht auf in- 
stitutionelle Garantien - wurde ten Aktion des Proletariats in den Rük- 

die Entscheidung über „der ken fallen ... [Es] gilt jetzt alles, daß 
Demokratie erträgliches Maß", 
über Gestalt und Gehalt dieser der Putsch niedergeschlagen wird 

Staatsform in die Hände der re- ohne Kom~romisse." 

gierenden KPdSU mit- Paul Levi anläßlich des Kapp-Putsches, 
hin vom Charakter der ieweili- 
gen regierenden Personen ab- 1920 
hängig gemacht. ,,Lenin und 
Trotzki können sterben; wie werden die Nachfolger sein?" 
(1 969, 1 19, 120, 128). In der Leninschen Lehre von der 
Diktatur des Proletariats erkennt Levi schon Anfang der 
zwanziger Jahre die Keime der stalinistischen Diktatur. 

Levi bewunderte Lenins politischen Instinkt und pries 
die Leistung des ,,genialen Praktikers", im rechten Augen- 
blick ,,eine Form für die Idee der Revolution" gefunden, 
dem Problem der ,,Machtergreifung des Proletariats" eine 
klare und konkrete Lösung gegeben zu haben (Levi 1926c; 
1969, 143, 150). Lenins Lösung war weder für Rußlang 
richtig noch für andere Länder geeignet (vgl. 1924, 18f.; 
1926c; 1969, 143). Die westeuropäische und die russische 
Arbeiterbewegung waren nach Entstehungsbedingungen, 
Tradition, Organisation, Bewußtseins- und Aktionsformen 
gänzlich verschieden; in Westeuropa entwickelte sich der 
Sozialismus im Rahmen einer Klassenbewegung, die ihre 
eigenen Massenorganisationen. ihre eigenen kulturellen 
Milieus hervorgebracht hatten. Nicht nur in Deutschland 
waren die Sozialisten eine Minderheit in einer Massenbe- 
wegung von keineswegs unwissenden und ungebildeten 
Menschen; nicht nur deutsche Arbeiter wollten überzeugt 
sein und konnten nur durch eine klare, überlegte Politik, 
nicht durch bloße Propaganda gewonnen werden (vgl. 
Levi 1922c; 1926c,d; 1969,89, 146f., 243f.). Lenins Orga- 
nisationstheorie, die Rosa Luxemburg bereits 1904 offen 
kritisiert hatte (vgl. Levi 1969, 137), war aus den eigentüm- 
lichen Bedingungen, unter denen sich der Sozialismus und 
die Arbeiterbewegung im zaristischen Rußland gebildet 
hatten, zu erklären. Die spezifischen Bedingungen des 
Bauernlandes Rußland erklärten sowohl die Möglichkeit als 
auch die Begrenztheit des Sieges, der Machtergreifung der 
Bolschewiki. 

Im Leninismus, einem Amalgam aus Lenin-Philologie 
und Mythen der Oktoberrevolution, wurden die Fehler wie 
die taktischen Wendungen Lenins zur Theorie erhoben. 
Levi bekämpfte den zum Leninismus versteinerten Mythos 
der Oktoberrevolution, weil die Arbeiterbewegung ,,nicht 
zum Götzendienst geschaffen ist" (1 969, 153). Er griff die 
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„völlig verkehrte(n) und verfehlte(n) Theorie von der ,Rolle 
der Partei', von der Allmacht eines Zentralkomitees in der 
Partei, von der Gottähnlichkeit von ein paar Bonzen" 
(1 969, 160) prinzipiell an: Die Ideologie einer Sekte, die zur 
Staatsgewalt geworden war. Erst ,,hatten die Bolschewiki 
die Macht, dann hatte die Macht die Bolschewiki" (Levi 
1926a). Auch das ,,starre Herrschen", das Festhalten an 
der Macht um jeden Preis, verdammt zum ,,Leben der Sek- 
te" (1 969, 147). Ebenso entschieden bekämpfte Levi den 
Mythos von der Interessensolidarität zwischen Arbeitern 
und Bauern, den eigentlichen Kern des Leninismus, auf 

dem der Mythos vom unge- 
,,Es ist der alte Unsinn, daß man in brochen proletarischen und 

Moskau immer glaubt, wenn Serati in sozialistischen Charakter des 
Sowietstaats beruhte. Diese 

Italien oder Levi in Deutschland nicht angebliche ,,Weiterentwick- 

die Sowjetrepublik verhinderten, dann lun-g" des Marxismus beruhte 
auf der kühnen Behau~tuna, . - 

wäre sie schon längst gekommen. Die eine politische, staatliche Form 

Moskauer vergessen vollständig die könne bestehende Klassenge- 
gensätze aufheben. Tatsächlich 

ganz und gar anderen Verhältnisse in wurden sie in der Sowjetunion 

Westeuropa und Rußland" 

Paul Levi, 192 1 

in der Form von innerparteili- 
chen Fraktionskämpfen ausge- 
fochten und von Anfang an 
nur mit Gewalt niedergehal- 

ten. Folglich gehörte der staatlich organisierte Terror un- 
weigerlich zum Sowjetregime (vgl. Levi 1969, 148ff. u.ö.). 

Levi hat den Terror in der Sowjetunion nie verschwie- 
gen, nie beschönigt, nie verteidigt. Lange vor dem ,,großen 
Terror" schrieb er bereits über die Prozesse, die gegen in- 
nerparteiliche Gegner, aber auch gegen angebliche Sabo- 
teure und Spione geführt wurden. Er betrachtete die Wie- 
derkehr der Verbannung, der Straflager, der Erschießungs- 
kommandos als den endgültigen Bankrott des Leninismus 
(vgl. Levi 1969, 159f.). Die Leninisten hätten den Wert der 
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Demokratie für die Entwicklung der Arbeiterklasse, für die 
Bildung eines klaren Willens zur politischen Macht in der 
Arbeiterbewegung ebensowenig begriffen wie sie den 
langwierigen Prozeß der Umgestaltung von Verhältnissen 
und Menschen verstanden hätten, der im klassischen Mar- 
xismus ,,soziale Revolution" hieß; ein Prozeß, der mit Un- 
terdrückung ,,im Polizeisinn" oder Staatsterrorismus nichts 
zu tun habe (vgl. Levi 1927a; 1969, 130f., 160 u.ö.). Levi 
gehörte zu den (gar nicht so wenigen) Marxisten, die das 
Sowjetregime fast von Anfang an prinzipiell und ,,von 
links" kritisierten. 

Paul Levi als politischer Theoretiker 
In jüngster Zeit aufgefundene Privatbriefe deuten darauf 
hin, daß Paul Levi einige Monate lang Rosa Luxemburgs . 
Geliebter war (vgl. Quack 1983). Beide haben ihr Verhält- 
nis geheim und für sich behalten. Als die erste Liebevorbei 
war, blieben sie Freunde und Kampfgenossen. Er war ihr 
Verteidiger, ihr Vertrauter und hochgeschätzter Mitarbei- 
ter; wie Luxemburgs Briefe an ihn zeigen, betrachtete sie 
ihn als fähigen und berufenen Nachfolger, auf den sie hör- 
te und den zu überzeugen ihr wichtig war. In der spärli- 
chen Literatur steht Levi im Schatten Luxemburgs. Selbst 
seiner Biographin Beradt gilt er nicht als ,,Theoretiker des 
Marxismus" (Levi 1969, 6). Ebenso entschieden behauptet 
Sibylle Quack, er sei mehr ein ,,Stratege" und ,,Praktiker", 
auf jeden Fall ,,kein Theoretiker" gewesen; es gebe keine 
,,rein theoretische Schrift" von ihm (1 983, 18, 94). Levi war 
ein politischer Analytiker von hohen Gaben. Seine tagespo- 
litischen Analysen waren alles andere als ,,theorielos", im 
Gegenteil. Sie zeugen von genauer Kenntnis der damals 
zugänglichen Schriften von Marx und Engels und sie zei- 
gen eine erstaunliche Fähigkeit, Tagesereignisse in den Zu- 
sammenhang großer historischer Entwicklungen einzuord- 
nen. Darin ist Paul Levi Otto Bauer vergleichbar. Sein Stil ist 
unverwechselbar, lederne Langeweile kann man ihm nicht 
vorwerfen. 

Levis theoretisches Denken kreist - wie das Gramscis - 
um die moderne Politik im modernen Staat, um die politi- 
schen Parteien und die ,,marxistische" Kernfrage, was 
,,Massenn in Bewegung bringt und wohin soziale Massen- 
bewegungen führen bzw. wie sich soziale Bewegungen 
führen lassen. Kann man ,,Politik" als Wissenschaft sehen 
und betreiben? Wenn ja, wie dies die Marxisten seit jeher 
behaupten, wo liegt die Grenze politischer Analysen? Wel- 
che Bedeutung hat das, was ,,vom Standpunkt der politi- 
schen Kriegsakademie richtig" ist, für die politische Praxis? 
Weil er einer der wenigen Marxisten nach Engels war, der 
sich mit Militärwissenschaft gründlich befaßte, wandte 
sich Levi gegen den gedankenlosen Gebrauch militärischer 
Begriffe und Analogien in der politischen Theorie. Jeder 
gute Militärhistoriker und -theoretiker wußte und weiß um 
die Bedeutung des ,,moralischen Faktors" wie jeder gute 
General. Strategische Pläne und taktische Konzepte sind ei- 
nes, was daraus im Krieg wird, hängt von der physischen 
und vor allem moralischen Verfassung einer Armee ab. 
Eine soziale Bewegung Iäßt sich nicht mit einer organisier- 
ten und disziplinierten Armee vergleichen; die Arbeiterklas- 
se ist eben kein fix und fertiges Instrument zur Verfügung 
eines proletarischen Generalstabs - sie bildet sich erst als 
Klasse mit gemeinsamen Ideen und Zielen im Laufe der Be- 
wegung, die sie selbst macht und durchmacht (vgl. 1969, 
145, 185f.). 

Politik in und mit der Arbeiterbewegung darf sich nie in 
Organisation erschöpfen. Am wichtigsten ist die ständige 
Arbeit an der Erziehung und Selbsterziehung der Arbeiter, 
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Die Bedeutung einer sozialistischen Perspektive 

N ach der Entwicklung der letzten Jahre liegt es auf 
der Hand, daß sozialistisches Denken und Handeln 
einer politischen und theoretischen Neubestim- 

mung bedürfen. Dieser Prozeß ist nur schwer in Gang ge- 
kommen. Er wurde verständlicherweise von der Auseinan- 
dersetzung mit der Vergangenheit überlagert, ohne die es 
keinen Neubeginn gibt. Schließlich ist mit der historischen 
Niederlage des Realsozialismus nicht nur eine Theorie per- 
vertiert worden und nicht nur dadurch dieses System zu- 
grunde gegangen. Viele der theoretischen Gewißheiten - 
wie etwa ,,politische Macht der Arbeiterklasse", ,,Revoluti- 
on", ,,Planwirtschaft", ,,historische Mission der Arbeiterklas- 
se" - haben vor der Geschichte nicht bestehen können. 
Auch der emphatische Ausspruch von Rosa Luxemburg auf 
dem Gründungsparteitag der KPD „Wir sind wieder bei 
Marx, unter seinem Banner" ist nicht die adäquate Antwort 
auf die heutigen Herausforderungen. Sie erfordert vielmehr 
nicht nur die theoretische Kritik kommunistischer Praxis, 
sondern ebenso eine praktische Kritik der Theorie. Das be- 
deutet für mich, den Sozialismus nicht als starres unverän- 
derliches staatlich festgefügtes System zu begreifen, das 
dem Kapitalismus gegenüber gestellt wird, sondern als offe- 
nen Prozeß, in dem sich neue gesellschaftliche Strukturen 
herausbilden. 

Andererseits bringt die Arbeit am Projekt demokrati- 
scher Sozialismus naturgemäß auch Abgrenzungen nach 
einer anderen Seite mit sich, zum sogenannten Grundwer- 
tesozialismus, der nur als dauernde Aufgabe verstanden 
wird und nie erreicht werden kann. Sicher hat gerade die 
kommunistische Bewegung die Grundwerteproblematik 
sträflichst vernachlässigt und stark überzogen kritisiert. 
Grundwerte spielen für politische Orientierungen eine wich- 
tige Rolle, vielmehr noch prägen bestimmte Werte be- 
stimmte Milieus und soziale Schichten. Etwa hat der Wert 
Gleichheit im Osten eine stärkere Verankerung als der der 
Freiheit. Oder: Der Wert Solidarität war gerade in der Arbei- 
terbewegung tief verwurzelt. Heute wandeln sich Werte. 
Auch das hängt mit den realen materiellen Verhältnissen 
zusammen. Dennoch: Sozialismus nur noch als Werteorien- 
tierung oder als Utopie, in der alles Gute und Schöne dieser 
Welt Position. vereinigt sind, als Religionsersatz, das ist nicht meine 

Was sind grundlegende Strukturen sozialistischer 
Gesellschaft? 
Heute ist es schwer oder nahezu unmöglich, grundlegende 
sozialistische Strukturen, die eine neue Gesellschaft aus- 
zeichnen müßten, seriös aufzuzeigen. Wenn die Dominanz 
des Kapitalverhältnisses über die Gesellschaft zurückge- 
drängt ist, gibt es auch andere gesellschaftliche Strukturen. 
Hier gibt es zwei Extreme im Herangehen: Die einen identi- 
fizieren eine andere Gesellschaft damit, daß die Warenwirt- 
schaft, d.h. der Doppelcharakter der Ware und damit die 
Entfremdung, überwunden ist. Das scheint mir sehr weit 
weg. Jedenfalls ist die Alternative einer Verteilungswirtschaft 
gerade dann gescheitert, als es um entwickeltere Produktiv- 
kräfte ging. Das lag sicher nicht nur an dem subjektiven Ver- 
sagen der realsozialistischen Eliten. 

Die Anhänger des anderen Extrems wollen lediglich 
,,steuerndM in die Ökonomie eingreifen oder die Rahmenbe- 
dingungen für die kapitalistische Produktionsweise verän- 
dern. Letzeres ist kurz- und mittelfristig eine der wichtigsten 
Fragen, denn es geht darum, in welche Richtung sich die 
heutige kapitaldominierte Gesellschaft bewegt. Aber auch 

Sozialismus im 
21. Jahrhundert 

von Wolfgang Gehrcke* 

eine anders geartete kapitalistische Gesellschaft ist noch 
nicht das Ziel. 

Auf jeden Fall hängen die neuen gesellschaftlichen 
Strukturen, um die es geht, mit der Eigentumsfrage zusam- 
men. Sicher ist die ,,Abschaffung des Privateigentums an 
den Produktionsmitteln", noch dazu als einmaliger revolu- 
tionärer Akt, keine brauchbare Strategie. Hier ist nicht der 
Platz, um die Entwicklungsstufe des kapitalistischen Eigen- 
tums zu analysieren. Fest steht jedoch, daß es sich haupt- 
sächlich um Gesellschaftskapital handelt und darum, daß 
die Internationalisierung des 
Kapitals, vor allem des Finanz- Auf jeden Fall hängen die neuen qe- - 
kapitalsr wesentlich 'Orange- sellschaftlichen Strukturen, um die es 
schritten ist. Deshalb sind die 
Möglichkeiten, in die Verfü- geht, mit der Eigentumsfrage zusam- 
gungsgewalt men. Die zweite Säule einer anderen 
auch schwieriger geworden. 
Eingriffe in die Verfügungsge- Gesellschaftsstruktur ist der Umbau 
walt sind Eingriffe in das Eigen- des gesellschaftlichen Systems der Ar- 
tumsverhältnis. Steuergesetz- 
gebung, Wirtschaftsförderung, beit. 
öffentlich-rechtliche Formen 
des Eigentums oder ein öffentlich'geförderter ,,neuer ge- 
meinwirtschaftlicher" Beschäftigungssektor in Rechtsfor- 
men zwischen Privatwirtschaft und Staat, Kontroll- und Ein- 
griffsrechte bei Banken können ebenso ausgebaut werden 
wie die betriebliche Mitbestimmung. 

Werden Parlamente und Parlamentarismus belebt und 
durch weitere Formen der Bürgerbeteiligung ergänzt, dann 
sind sie geeignete Formen. die Interessenwidersprüche auch 
zur Eigentumsfrage auszutragen, reflektieren sie doch im 
Unterschied zu anderen Kontrollgremien - Aufsichtsräten 
etwa, Ausschüssen, Verwaltungsräten -die politischen und 
sozialen Kräfteverhältnisse in der Gesamtgesellschaft. Zwar 
ist damit die Frage einer alternativen Logik zum kapitalisti- 
schen Gewinnstreben noch nicht gelöst, aber mit der Verän- 
derung in den Verfügungsrechten des Eigentumstitels än- 
dert sich auch das Eigentumsverhältnis. 

In diesem Zusammenhang sind es wiederum zwei Pole, 
die die Lösung des Problems nicht bringen: Weder der Eta- 
tismus konnte es, noch ein Antietatismus wird das tun. 
Zweifellos müssen zivilgesellschaftliche Elemente einer Ge- 
sellschaft gestärkt werden, dies zusammen mit der Verände- 
rung in den Eigentumsstrukturen. 

Die zweite Säule einer anderen Gesellschaftsstruktur ist 
der Umbau des gesellschaftlichen Systems der Arbeit. Dra- 
stische Arbeitszeitverkürzungen, die Umverteilung von 
Männern zu Frauen in der Erwerbsarbeit sowie eine andere 
Verteilung der Reproduktionsarbeiten, die Förderung gesell- 
schaftlich sinnvoller Tätigkeiten - all das verändert die Ge- 

* Wolfgang Gehrcke ist stell~. Parteivorsitzender der PD5 

34 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 100, 1998 



SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT 

ventiv und umfassend (also anders als in der Stahlindustrie) 
praktizieren und mit dem ökologischen Umbau des Ver- 
kehrssektors verbinden, müssen überbetriebliche Finanzie- 

rungsverfahren gefunden wer- 

~i~ subjektive seite einer ökonomi- den. Demokratisch verwaltete 
Investitionsfonds, die sich aus 

schen Konzeption des modernen So- ~ ~ ~ i ~ ~ ~ ~ ~ k ~ ~ ~ l l ~ ~ ~ ~ ~  (oder 

zialismus führt zwangsläufig wieder noch besser: Rückstellungen aus 
dem Umsatzüberschuß) der ex- 

zu jenem "Bündnis von Arbeit, Wis- trem Automobilkon- 

senschaft und Kultur", das uns in spw zerne speisen, wären ein mögli- 

schon seit fast 10 Jahren begleitet. cherweise geeigneter Ansatz. 
Im weiteren Sinne müßten 

unter diesem Stichwort auch Ka- 
pitalbeteiligungsgesellschaften diskutiert werden. Im Ab- 
gleich mit den bestehenden Regeln wäre zu prüfen, inwie- 
weit qualitative und strategische Interessen im Agieren 
derartiger Gesellschaften bzw. in ihren Beteiligungen an 
anderen Unternehmen Platz greifen können (insbes. regio- 
nalwirtschaftliche, Branchen- und Produktbezüge). 

Nachträge 
Zunächst einmal sei mit Blick auf die internationalen 
Aspekte darauf verwiesen, daß die zuvor skizzierten Ele- 
mente auch und gerade als Aspekte eines 
(west)europäischen Akkumulations- und Regulierungsmo- 
delles verstanden werden können, das natürlich durch au- 
ßenwirtschaftliche Regulierungsmechanismen und eine 
gleichzeitige Einflußnahme auf internationale Wirtschafts- 
gremien systematisch zu ergänzen wäre. 

Zum Schluß sei der schon eingangs angesprochene 
Zusammenhang der drei Aspekte des sozialistischen Pro- 
jektes wieder in Erinnerung gerufen. Natürlich ist mit den 
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vorhergehenden Skizzen die Aufforderung verbunden, 
sich genauere und durchdachtere Vorstellungen zur 
Funktionsweise eines modernen sozialistischen Wirt- 
schaftssystems zu machen. Aber es geht nicht nur darum. 
Die Ökonomie ist ja auch ein Feld des moralisch-kulturel- 
len Kampfes, auf dem es um das Verständnis von Unter- 
nehmenskultur wie auch der Wirtschaftsweise insgesamt 
geht. Ja, selbst die Auffassung von der betriebswirt- 
schaftlichen Buchführung ist auch eine Frage der ökono- 
mischen Kultur. Dieser moralisch-kulturelle Kampf rückt 
die subjektive Komponente sozialistischer Wirtschaftspo- 
litik und von Wirtschaftsdemokratie in den Mittelpunkt - 
einerseits durch die Reflektion von gesellschaftlichen Be- 
darfen und individuellen Bedürfnissen, andererseits durch 
die Entwicklung der Kompetenz der ,,Werktätigen" - und 
zwar letztendlich der wirtschaftsdemokratischen Kompe- 
tenz, die erforderlich ist, um eine sozialistische Wirt- 
schaftskonzeption mit  Leben zu erfüllen. 

Unter diesem Gesichtspunkt hätte man einen zweiten 
Teil schreiben müssen. Hier müßte die zentrale Rolle der Ar- 
beitszeitverkürzung herausgearbeitet werden, in der es nicht 
nur um das höhere Maß an frei verfügbarer Zeit und eine 
gerechtere Verteilung der Ewerbsarbeit geht, sondern auch 
die Aneignung derjenigen Kompetenzen, die für eine wirk- 
liche demokratische Selbstverwaltung der Wirtschaft benö- 
tigt werden. Auch der Frage der Bildung und Weiterbildung 
wäre in ihren demokratisch-sozialen wie auch ihren poly- 
technischen Aspekten ausführlich nachzugehen. Schließlich 
führt die subjektive Seite einer ökonomischen Konzeption 
des modernen Sozialismus zwangsläufig wieder zu jenem 
,,Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und Kultur", das uns in 
dieser Zeitschrift schon seit fast 10 Jahren begleitet, wenn es 
um ,,sozialistische Politik und Wirtschaft" geht. SPW 
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die durch Erfahrung und Kritik lernen. Erst die klare und 
konsequente Kritik - auch der momentanen Stimmungen 
und Meinungen der Massen - gibt den Sozialisten dauer- 
haften geistigen Einfluß, schließlich die ,,Führung" in der 
Arbeiterbewegung (vgl. 1969, 58, 2263f. u.ö.). Sie haben 
,,im Grunde nur ein einziges Machtmittel im Gegensatz zur 
Bourgeoisie, die viele hat" -das ist der „Ruf an die arbei- 
tenden Massen" (1 969, 223). Um diese Massen aber sam- 
meln, vereinen, rufen und führen zu können, brauchen die 
Sozialisten eine genaue Kenntnis der wirklichen Verfassung 
der Klassenbewegung, der ,,wirklichen Klassenkräfte" und 
ihres Verhältnisses (1 969, 21 5, 21 6). 

Methodisch beruhen Levis politische Analysen auf zwei 
analytischen Unterscheidungen: zwischen ,,politischer 
Form" und ,,sozialem Inhalt" und zwischen ,,Staatsform" 
und ,,Regierungsform". 

Mi t  zwei Staatsgebilden hat er sich gründlich befaßt: 
mit dem Sowjetstaat und mit der ersten deutschen Repu- 
blik. Beide waren aus Revolutionen hervorgegangen; die 
Weimarer Republik war trotz aller Halbheiten und Schwä- 
chen doch die Frucht der ,,ersten großen Bewegung des 
deutschen Proletariats, seines ersten weithin sichtbaren 
Sieges" (1 969, 171) wie die Sowjetrepublik eine Frucht der 
russischen Arbeiterbewegung. Was für die Analyse der So- 
wjetunion galt - die politische Form, die Räterepublik be- 
deutet noch nichts „für den sozialen Inhalt, für das Herr- 
schaftsverhältnis im Staat" (Levi 1927b) - das galt ebenso 
für die Weimarer Republik. Auch hier hatten sich die an- 
fänglichen Machtverhältnisse innerhalb weniger Jahre 
gründlich verschoben - zugunsten einer neuen Herrenklas- 
se der Großindustriellen, die sich im Krieg und in der Nach- 
kriegszeit auf Kosten der Mittelklassen und der Arbeiter- 
klasse enorm bereichert haben. Damit ist die Republik in 
Gefahr. Was hat es also „mit der gegenwärtigen Staats- 
form auf sich? Erhält man sie und wie? Ersetzt man sie und 
durch was?" (Levi 1929b, 322). 

Levi gab eine klare und gut marxistische Antwort: ,,Nur 
die Kraft, durch die sie [die Republik, MK] geschaffen wur- 

de, kann sie erhalten." (1969, 171). Eine Staatsform wird 
nicht um ihrer ,,schönen Verfassungsparagraphen willen" 
verteidigt; ein Staatswesen ,,existiert nur kraft der Interes- 
sen, das Klassen an ihm nehmen" (1969, 188, 245). Von 
einer kleinen Minderheit altliberalen und altdemokrati- 
schen Bürgertums abgesehen, ist nur die deutsche Arbei- 
terschaft republikanisch gesinnt. Aber sie wird die Republik 
nur verteidigen können und wollen, wenn diese Republik 
ihren ,,Lebensinteressenn einigermaßen gerecht wird, d.h 
aber gemäß den Verfassungsparagraphen ihr zumindest 
,,den Boden sozialer Existenz" sichert, ihre ,,soziale Exi- 
stenz" verteidigt (ebd). Dazu 
muß dieStaatsform# diedemO- ,,Levi hat den Kopf verloren. Er ist auch 
kratische Republik einen ande- 
ren, neuen ,,sozialen ~ ~ h ~ l ~ n  der einzige in der deutschen Partei, 
bekommen und dazu wieder- der einen zu verlieren hat." 
um muß der gesamte ,,öffentli- 
che Geist,j der Republik ein an- Vladimir Iijitsch Lenin, 1921 

derer, die Republik ,,sozial" und 
,,sozialistisch" ausgestaltet werden (Levi 1929b; 1969, 
171f.. 188f.. 245f.). Die Bedeutung eines Minimums an 
,,Sozialstaatlichkeit" für die Demokratie hat Levi früher als 
andere gesehen. Der Weimarer Sozialdemokratie hat er 
damit - entgegen der bis heute verbreiteten Legende - ein 
klares Ziel ,,positiveru politischer Arbeit innerhalb des be- 
stehenden Staates gewiesen. 

Um die Möglichkeiten und Schwierigkeiten einer sol- 
chen ,,sozialenu Politik auszuloten, bedurfte es genauer 
Kenntnis der ~trukturverände- 
rungen des internationalen Ka- ,,Dschingis Khan kommt an die Herr- 
pitalismus nach dem und durch 
den ersten Weltkrieg und ihrer schaft." 
politischen Folgen. Levi hat eini- Pau/ Levj über Sta/jn, 1925 
ge Kabinettstückchen marxisti- 
scher Analysen aktueller Probleme vorgelegt: mit seiner Stu- 
die über den internationalen und europäischen Nachkriegs- 
kapitalismus (Sachverständigen-Gutachten und was dann?, 
1924). mit seinen Studien zum Problem der Rüstung und 
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Abrustung (,,Der Sozialismus ist der Friede, der Kapitalismus 
ist der Krieg". Über realistischen Pazifismus, 1924; Wehrhaf- 
tigkeit und Sozialdemokratie, 1928). Als einer der ersten hat 
er die neue internationale Ordnung nach dem I. Weltkrieg 

und den neuen ,,lndustriefeu- 
,,Aber Freiheit, die für einen Einzigen, dalismus,, in den alten lndu- 

eine einzige Person, eine einzige Partei strieländern analysiert; er hat 
die Bedeutung der neuen, na- 

existiert, ist eben keine Freiheit. ... die tionalen Befreiungsbewegun. 

Freiheit, die die Bolschewiki gleich gen in den heute so genannten 
Ländern der ,,Dritten Welt" ge- 

dem Zaren für sich in Anspruch neh- und sich die da- - .  

men. entbehrt des Abmaßes zur Frei- mals noch in der europäischen 
Arbeiterbewegung herrschen- 

heit anderer und verliert damit alle de Boiniertheit diesen Bewe- 
ihre Qualitäten." 

Paul Levi, 1925 

gungen gegenüber gestellt. 
Viele seiner politischen Analy- 
sen in der SPW behandelten, 

was man traditionell ,,Außenpolitik" nennt; denn er hielt 
eine eigene, aktive ,,internationale Politik" der Arbeiterbewe- 
gung für notwendig -gegenüber einem Kapitalismus, der 
sich immer rascher internationalisierte (vgl. 1969, 179f. u.ö.) 

Linksopposition in der SPD - Unpraktischer Sozia- 
list gegen unsozialistische Praktiker 
Levi hatte seit seinem Rausschmiß aus der KP unermüdlich 
für die ,,Konzentration" aller proletarischen und sozialisti- 
schen Kräfte geworben. Ende 1922 ging er mit den Resten 
der USPD zurück zur SPD. Ohne Begeisterung, da die prinzi- 
piellen Meinungsverschiedenheiten, die während des Krie- 
ges zur Spaltung geführt hatten, keineswegs ausgeräumt 
waren, aber fest entschlossen, innerhalb des Rahmens der 
bestehenden Massenorganisationen der deutschen Arbei- 
terschaft weiter zu arbeiten. Hier die ,,unsozialistischen Prak- 
tiker", dort die ,,unpraktischen Sozialisten", auf diese Formel 
war der Streit zwischen den feindlichen Brüdern in der sozia- 
listischen Bewegung gebracht worden (Levi 1922a. 341). 
Mit der Wiedervereinigung war dieser Streit keineswegs ent- 
schieden. Levi warb unablässig für eine entschiedene ,,sozia- 

listische Arbeiterpolitik" der SPD 
„Die Fehler, die Schwächen, die Män- und der Gewerkschaften, 

gel von 191 8 hundertfach zugegeben, wandte sich gegen eine ziellose 
Koalitionspolitik, nur um dabei 

es war doch die erste große revolutio- und ,,„ der Macht,, zu sein, 

näre Bewequng der deutschen Arbei- ohne klares Bewußtsein von - - 
den Grenzen staatlicher Macht 

terschaft. Aus der Revolution stammt und den realen Grundlaqen der - 
die Republik, gerade das zeigt, daß Macht der Arbeiterbewegung; 

er bekämpfte die ,,Staatsmän- der historische Fortschritt nicht erhan- 
nerei,, vieler Genossen, die zwi- 

delt, sondern nur erkämpft werden schen realer Macht und Symbo- 

kann." len der Macht nicht mehr unter- 
scheiden konnten oder wollten. 

Paul Levi auf dem Heidelberger Partei- E, nutzte und verteidigte die in- 

tag der SPD, 1925 nerparteiliche Demokratie und 
bekämpfte als gebranntes Kind 

des Kommunismus entschieden alle Versuche, auch in der 
Sozialdemokratie eine ,,ParteipolizeiU einzurichten. 

In einem nach wie vor bourgeoisen, wenn auch demo- 
kratischen Staat hielt er die Opposition für die gleichsam 
natürliche Stellung der Sozialisten, die eben nicht den 
,,herrschendenr' Ideen und Meinungen der ,,herrschen- 
den" Klassen und Schichten zu gehorchen, sondern Willen 
und Meinungen einer beherrschten, sozial und ökono- 
misch durchaus nicht freien sozialen Klasse zum Ausdruck 
zu bringen hätten. Oppositionspolitik galt ihm allerdings 
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als höchst verantwortungsvolle politische Tätigkeit, jeden- 
falls nicht als ,,Verzicht auf politische Wirksamkeit". Denn 
eine sozialistische Opposition habe, anders als jede bürger- 
liche Opposition, nicht nur gegenwärtige, sondern auch 
künftige Aufgaben. Sie muß um die Klasse, die sie zu ver- 
treten beansprucht, werben und sie muß diese Klasse ,,erst 
zu der Höhe politischer und wirtschaftlicher Einsicht und 
zu jener klassenmäßigen Geschlossenheit" bringen, ohne 
die sie zum politischen Handeln nicht fähig ist (vgl. Levi 
1969, 185f.). Levi bestritt daher entschieden die Kritik (von 
links wie von rechts), die Opposition mit purem Neinsagen 
(bzw. ,,Entlarvenu) verwechselte. Man dürfe der bürgerli- 
chen Republik durchaus mit Gedanken kommen. Die sozia- 
listische Opposition sollte über den Tag und die Stunde 
und über den Rahmen der vom Bürgertum beherrschten 
Demokratie hinausdenken und hinausweisen. 

Die linke Opposition in der Weimarer SPD bildete eine 
Minderheit (mit starken lokalen Hochburgen, vor allem in 
Sachsen). Sie mischte sich konsequent in die Debatten um 
die aktuelle Politik wie die Programmatik der Partei ein; sie 
war auf allen Parteitagen zugegen, sie war - nicht zuletzt 
dank der SPW - in der (lokalen) Parteipresse zu vernehmen 
(vgl. Jones 1968). Den Höhepunkt ihres Einflusses in den 
zwanziger Jahren erreichte sie 1928 mit der Wehrdebatte 
auf dem Magdeburger Parteitag und der Auseinanderset- 
zung um die Rüstungspolitik der zweiten Großen Koalition 
(die Panzerkreuzer-Affäre). Levi folgte in dieser Debatte sei- 
ner Vorstellung von Oppositionspolitik: Wie sich die Sozial- 
demokratie zur Rüstung bzw. Abrüstung im bürgerlichen 
Staat stelle, könne man nicht von einer momentanen in- 
nen- und außenpolitischen Konstellation abhängig ma- 
chen. Krieg sei vielmehr ein soziales Phänomen und das 
habe seinen Charakter im Zuge der jüngsten 
(Nachkriegs)entwicklung des Kapitalismus gründlich ge- 
wandelt; den Charakter des kommenden Krieges zu erken- 
nen -der ein ,,totaleru lndustriekrieg sein werde - und die 
Arbeiterschaft auf den Kriegsfall moralisch und intellektu- 
ell vorzubereiten, zugleich das innenpolitische Risiko eines 
Krieges für die zum Kriege treibenden sozialen Klassen zu 
erhöhen, sei die Aufgabe der Sozialdemokratie (vgl. 
~rechsler, 1965, 40ff.; Levi 1969, 330ff.). 

Paul Levi und der Austromarxismus 
Levi hat die Austromarxisten, Otto Bauer voran, mitunter 
scharf kritisiert. Das Linzer Programm der SDAP von 1926 
hat er entschieden kritisiert (ebenso wie das Heidelberger 
Programm der SPD von 1925). Es war nicht ungewöhnlich, 
daß sich österreichische Sozialisten in Debatten in Deutsch- 
land einschalteten. Ebenso kommentierte Levi politische 
Diskussionen und Ereignisse in Österreich. Dennoch ist es 
völlig daneben gegriffen, ihn zum prinzipiellen Gegner der 
Austromarxisten zu stilisieren. Ihre Leistungen hat er stets 
anerkannt, sich nicht gescheut, sie der deutschen Partei als 
Vorbild hinzustellen: Die Erfolge der österreichischen Ge- 
nossen seien eben kein Zufall, sondern das Produkt zäher, 
planmäßiger und zielklarer Arbeit der gesamten Partei (Levi 
1927d). In Österreich habe sich die marxistische Lehre ,,in 
größerer Klarheit" erhalten als anderswo: ,,austro zwar, 
aber doch Marxismus" (Levi 1929c, 582). 

Paul Levi im Reichstag 
Über die Praxis des Parlamentarismus machte er sich keine II- 
lusionen. Die Grundlage aller ,,parlamentarischen Macht" 
liegt in ,,außerparlamentarischen Tatsachen'' (Levi 1969, 
21 5). Vom bürgerlichen Gegner könnten die Sozialisten ler- 
nen, ,,Parlamentarismus mit Antiparlamentarismus zu ver- 
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Im Mittelpunkt standen in der Vergangenheit die le- 
gendären Wirtschafts- und Sozialräte. Wenn man diesen 
Gedanken wiederbeleben will, sollte man aber klarstellen, 
daß nicht darum geht, neue Gremien oder Bürokratien zu 
schaffen, sondern darum, vorhandene Strukturen - an er- 
ster Stelle die Industrie- und Handelskammern - zu demo- 
kratisieren, um damit Bereiche wie Innovationsberatung, 
Technologieförderung und Weiterbildung, aber auch die 
Tätigkeit von staatlichen Regionalbehörden (Regierungs- 
präsidien) einem regional-demokratischen Einfluß zu un- 
terwerfen und damit den Unterbau für eine demokratische 
Modernisierung der Volkswirtschaft zu schaffen. Gerade 
hier Iäßt sich zeigen, daß es keineswegs um ,,mehr Staat", 
sondern um gesellschaftliche Selbstverwaltung par ex- 
cellence geht. Damit könnten auch die innovationsorien- 
tierten Dienstleistungen, kooperative Verbünde von Klein- 
und Mittelunternehmen und regionale Modernisierungs- 
Prozesse insgesamt zur Sache der Gewerkschaften und der 
Linken werden. Es versteht sich nahezu von selbst, daß mit 
diesem Ansatz auch eine essentiell stärkere Rolle der Kom- 
munen gegenüber zentralstaatlichen Mechanismen ein- 
hergeht. Durch die Verknüpfung mit öffentlichen Gemein- 
schaftsausgaben, mit lnvestitionsfonds und mit öffentli- 
chen Unternehmen (incl. Kreditinstituten) ergibt sich ein 
durchaus flexibler Regulierungsmechanismus mit einem 
hohen Maß an Demokratisierung. 

Demokratische Konzernverfassung 
Brennpunkte einer demokratischen Modernisierung der 
Wirtschaft, der Neoindustrialisierung und der gesellschaft- 
lichen Selbstverwaltung sind die großen Unternehmen. 
Dazu sind unter den verschiedenen Stichworten schon ei- 
nige Überlegungen angestellt worden, die nun im Sinne 
einer demokratischen Konzernverfassung zu erweitern 
wären. Neben der Gewährleistung einer Mitbestimmungs- 
parität von Kapitaleignern und Belegschaften stellt sich die 
Frage, inwieweit darüberhinausgehende ökologische und 
soziale lnteressen systematischen Eingang in die Politik der 
Konzerne finden können. So wird man darüber nachden- 
ken müssen, inwieweit die Aufsichtsräte für andere gesell- 
schaftliche Kräfte vor allem aus dem Umwelt- und Ver- 
braucherbereich sowie kommunale und regionale Vertre- 
tungen geöffnet werden könnten. 

Eine demokratische Konzernverfassung müßte aber 
insbesondere mit  einer Dernokratisierung der Aktionärs- 
Struktur (bzw. des Aktienrechtes) einhergehen, um auf der 
Seite der sog. Kapitaleigner eineVerbindung von ökonomi- 
schen und sozialökologischen lnteressen herzustellen. Sie 
wurde damit an der progressiven, nämlich gesellschaftli- 

L 

chen Seite des Aktienkapitals ansetzen. Dabei ist allerdings 
weniger an ,,Volksaktien" für Einzelpersonen, sondern an 
demokratische lnteressensgemeinschaften und die weiter 
unten diskutierten gesellschaftlichen lnvestitionsfonds geL 
dacht. Zusammen mit den erweiterten Mitbestimmungs- 
und Kontrollrechten der Betriebsräte und der Aufwertung 
von Arbeitskollektiven und Belegschaftsversammlungen 
werden damit Foren und Strukturen für eine wirkliche ,,Po- 
litisierung der Ökonomie" auf Basis pluraler lnteressen ge- 
schaffen. In diesem Sinne stellt eine demokratische Kon- 
zernverfassung nichts anderes dar als einen Schritt zur rea- 
len Vergesellschaftung von Großunternehmen. 

Finanzkapital und Kreditwesen 
Hinsichtlich der ökonomischen Formen sollte man über- 
haupt auf Marx' Ausführungen zum Kreditwesen und zu 
den Aktiengesellschaften und die darin enthaltenen Hin- 

weise auf eine assoziierte (sozialistische) Produktionsweise 
zurückkommen und sie auf die heutigen Verhältnisse be- 
ziehen. 

Denn eine moderne Konzeption der Investitionslen- 
kung und lnfrastrukturplanung muß jene essentielle Ver- 
änderung im kapitalistischen Akkumulationsmuster in 
Rechnung stellen, die sich in 
der wachsenden Bedeutung Die sozialistische Produktionsweise 
von Finanzanlagen ausdrückt: wird nach meiner Prognose v,a. eine 
Die Frage der Investitionsfinan- 
zierung und Gewinnverwen- Ökonomie der lnvestitionsfonds sein - 
dung ist zweifellos von größter mit diversifizierten, pluralen und de- 
strategischer Bedeutung. So 
drückt sich in der Präferenz für mokratisch verfaßten Fonds- und 
Finanzanlagen zwar auch eine Beteiligungsstrukturen. 
anhaltende Überakkumulation 
von Kapital aus - eine Fehlentwicklung zulasten der volks- 
wirtschaftlichen Dynamik, die mit spekulativen und parasi- 
tären Vorgängen einhergeht. Auf der anderen Seite ist die 
Entkoppelung von Erträgen, ihrer Verwendung und damit 
auch der Refinanzierung ein typisches Merkmal des moder- 
nen Kapitalismus überhaupt, was zur ökonomischen Flexi- 
bilität der Unternehmen und der Wirtschaft insgesamt bei- 
trägt und Potentiale an gesamtgesellschaftlicher bzw. ge- 
meinschaftlicher Regulierung enthält. In dieser Wider- 
sprüchlichkeit steckt die Aufforderung an eine moderne 
linke Konzeption, sich derartiger Finanzierungsmechanis- 
men systematisch zu bedienen bzw. neue zu entwickeln. 

Strategisch geht es um die ,,Besetzung" des finanzwirt- 
schaftlichen .,Korridors", um damit eine hohe Flexibilität 
von Lenkungsmechnismen zu verwirklichen. Das Schlüssel- 
problem liegt in dieser Hinsicht natürlich bei der demokra- 
tischen Kontrolle der Banken und Versicherungen und ih- 
rem Einsatz für eine ökologische und sozialorientierte Inve- 
stitionspolitik, das mittelfristig nur durch ihre Vergesell- 
schaftung gelöst werden kann. Mit  dem 
öffentlich-rechtlichen Sparkassensektor steht im übrigen 
schon eine Ausgangsbasis für eine derartige Demokratisie- 
rung des Finanzsektors zur Verfügung. 

Ökonomie der lnvestitionsfonds 
Die sozialistische Produktionsweise wird nach meiner Pro- 
gnose v.a. eine Ökonomie der lnvestitionsfonds sein - mit di- 
versifizierten, pluralen und demokratisch verfaßten Fonds- 
und Beteiligungsstrukturen, in denen überbetriebliche Ren- 
tabilitätsgesichtspunkte mit ökologisch-sozialen Zielsetzun- 
gen der beteiligten Kräfte zusammenfließen und die sich 
zwischen die am Markt agierenden Unternehmen und die 
vom Staat entwickelten Rahmensetzungen schieben. 

Könnte dem enormen Aufschwung privater Invest- 
mentfonds (bei enormer Bedeutung von Großanlegern wie 
Versicherungen und Pensionskassen) nicht die ,,Moderni- 
tät" gesellschaftlich verwalteter lnvestitionsfonds gegen- 
übergestellt werden? Also: gesellschaftlich vermittelte 
Umlenkung von Gewinnbestandteilen in private Investiti- 
onstätigkeit - im Rahmen sektoraler und regionaler Moder- 
nisierungsprozesse, der lnfrastrukturentwicklung und der 
Bewältigung internationaler Entwicklungsprobleme. Die 
Fondsökonomie böte Bezugspunkte für eine wirkliche Be- 
teiligung der Beschäftigten am Produktiwermögen, könn- 
te Aspekte der ,,Ethic Fonds" (ethisch beeinflußte Geldan- 
lagen) aufgreifen und sollte auch eine gesellschaftliche 
Kontrolle der Privatversicherungen einschließen. 

Um beim angesprochenen Beispiel zu bleiben: Will 
man eine industrielle Umstrukturierung mit Beschäfti- 
gungsplänen und -gesellschaften im Automobilsektor prä- 
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weit die heutigen Bilanzierungsregeln und -systeme die ver- 
schiedenen sozialen und ökologischen Elemente des moder- 
nen Wirtschaftens tatsächlich hinreichend in ihrer Gewich- 
tung und in ihren Beziehungen zueinander erfassen. 

Wie auch die Ergebnisse sein werden: Die Frage der 
Stoff- und Energiekreisläufe, die Beziehungen von Produk- 
tionsintelligenz und Produktionsmitteln wie auch die Rolle 
personenbezogener Dienstleistungen und Gewerke zwin- 
gen dazu, die volks- und betriebswirtschaftliche Rech- 
nungsführung auf den Prüfstand zu stellen, sie zu politisie- 
ren und alternative Ansätze unterschiedlichster Herkunft 
auszuwerten und miteinander abzugleichen. 

lndustriepolitische Programmierung 
Ein grundlegender ökologischer und sozialer Umbau der 
Volkswirtschaft im Sinne einer ,,Politik ausgewählter 
Wachstumsfelder" (Berliner Grundsatzprogramm der SPD 

von 1989!) wird zwangsläufig 
~i~~ demokratische K ~ ~ ~ ~ ~ ~ -  ZU einer veränderten Auftei- 

lung nach Wirtschaftszweigen 
verfassung müßte insbesondere um und Produktgruppen führen, 

auf der Seite der sog. Kapitaleigner 50 ist es einsichtig, daß eine 
entsprechende Umstrukturie- 

eine Verbindung von ökonomischen rung des Verkehrssektors ein- 
und sozialökologischen lnteressen schneidende Konsequenzen 

für die Automobilindustrie mit 
herstellen. ihren Beschäftigten (sowie wei- 

teren im Vorleistungs- und 
Dienstleistungsbereich) hätte. Politisch wird also gewollt, 
was ansonsten ein grundlegendes Charakteristikum einer 
dynamischen kapitalistischen Ökonomie darstellt, nämlich 
der fortlaufende Auf- und Abstieg ihrer Sektoren (,,lnnova- 
tionszyklen"). Im modernen Kapitalismus findet dieser Auf- 
und Abstieg vorwiegend im Rahmen einer konzerngebun- 
denen Regulierung statt. 

Nun offenbaren schon zurückliegende und noch an- 
haltende Strukturkrisen, daß diese Zyklen und Strategien 
ganze Landstriche, Wirtschaftszweige und Beschäftigten- 
gruppen in Mitleidenschaft ziehen können. Dieses Problem 
kann angesichts latenter Überkapazitäten auch für die bei- 
spielhaft erwähnte Automobilindustrie ins Haus stehen 
und zusätzlich durch den ökologischen Umbau des Ver- 
kehrssektors verschärft werden, so daß eine schrittweise 
Umlenkung von Arbeitskräften und Kapital in andere Sek- 
toren ins Auge gefaßt werden muß. Real vorhandene Kon- 
flikte zwischen ökonomischen, ökologischen und sozialen 
lnteressen müßten dabei demokratisch verarbeitet wer- 
den. Es geht also um die demokratische Transformation 
und Weiterentwicklung kapitalistischer Regulierungsele- 
mente 

Infrastruktur-Offensive 
Nun werden die Akkumulationsmuster einer modernen 
Ökonomie in wachsendem Maße von ihrer lnfrastruktur 
bestimmt (öffentliche Verwaltung, Verkehr/Kommunikati- 
on. Energieversorgung, Umweltschutz/Entsorgung, Bil- 
dungNVissenschaft, KulturIFreizeit, Gesundheits- und Sozi- 
alwesen, Bau- und Wohnungswesen). Im Zuge einer ,,Neo- 
industrialisierung" werden zwei qualitative Aspekte stärker 
in den Vordergrund gerückt: lnfrastruktur als Vorausset- 
zung für die Effektivität des fixen Kapitals und die Qualität 
des Arbeitsvermögens und lnfrastruktur als Faktor des pri- 
vaten Freizeit- und Konsumverhaltens. Auf der anderen 
Seite Iäßt sich aber nachweisen, daß sich in den vergange- 
nen 15-20 Jahren ein erheblicher Nachhol- und Modernisie- 
rungsbedarf in wichtigen lnfrastrukturbereichen angestaut 
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hat, was einer schwachen öffentlichen Investitionstätigkeit 
entspricht. 

Erforderlich ist also ein regelrechter Infrastrukturschub, 
der den Anforderungen der ,,Neoindustrialisierung" wie 
auch des gesellschaftlichen Wertewandels entspricht (und 
dabei auch die Anforderungen des EU-Binnenmarktes auf- 
nimmt). Dieser Schub erfordert eine Mobilisierung von In- 
vestitionen in Höhe von mehreren hundert Mrd. DM. Da- 
mit sind freilich nicht nur Chancen, sondern auch ökono- 
mische und ökologische Risiken verbunden, die eine lang- 
fristige gesellschaftliche Programmierung erforderlich ma- 
chen. 

Öffentlicher Sektor 
An dieser Stelle ist eine neue strategische Definition des 
Staates durch die Linke erforderlich, aber auch möglich: Es 
geht um eine Pionierrolle des Staates, die weniger mit öf- 
fentlichen Haushaltsmitteln, dafür mehr mit öffentlicher 
Entwicklungsplanung und der Pilotfunktion öffentlicher Un- 
ternehmen zu tun hat. Angesichts des Finanzierungsbedarfs 
muß zweifellos auch privates Kapital mobilisiert werden - 
entweder in Form von Kooperationen und Konsortien oder 
in Form von lnvestitionsfonds (s.u.). Es geht also darum, für 
die lnfrastrukturerneuerung neben den öffentlichen Haus- 
halten ein zweites, ,,wirtschaftsnäheres" Finanzierungs- 
standbein aufzubauen. Der entscheidende Punkt liegt in der 
demokratischen Kontrolle derartiger Konsortien und Fonds, 
also in ihrer Öffnung für gesellschaftliche Interessen (z.B. im 
Verkehrs-, im Telekommunikations- und im Umweltsektor). 
Um gesellschaftliche Entwicklungsinteressen gegenüber pri- 
vater Kapitalmacht durchzusetzungsfähig zu machen, müs- 
sen mehrere Mindestbedingungen erfüllt sein: 

erstens demokratisch-gesellschaftliche Kontrollorgane 
auf den zentralen lnfrastrukturfeldern und in Bezug auf 
dort bestehende infrastrukturell-industrielle Komplexe (als 
Weiterentwicklung oder Alternative zu bestehenden infor- 
mellen oder institutionellen Einrichtungen, die im wesent- 
lichen noch durch Konzerninteressen und Verbandslobby- 
ismus geprägt sind); 

zweitens ein konkurrenzfähiges öffentliches Unterneh- 
men auf jedem Infrastruktursektor, das die Ziele der demo- 
kratischen Rahmenplanung auch im Rahmen des ökono- 
mischen Wettbewerbes zur Geltung bringen kann; 

drittens ein öffentlichen Zielen verpflichtetes monetä- 
res Potential außerhalb des Staatshaushaltes, wie es im 
Prinzip ja schon im öffentlich-rechtlichen Bankensektor 
(Landesbanken und Sparkassen) existiert. 

Demokratische Regionalwirtschaft 
Ansätze einer Infrastruktur- und Branchenmodernisierung 
sind in den vergangenen Jahren vor allem im Zuge einer 
,,innovationsorientierten Regionalpolitik" bzw. regionali- 
sierten Strukturpolitik entwickelt worden. Die regionale 
Verknüpfung von Wirtschaftsförderung, Technologiepolitik 
und Infrastrukturmaßnahmen signalisiert, daß veränderte 
Akkumulations- und Regulierungsmuster auch im regiona- 
len Kontext diskutiert werden müssen. Dabei haben sich 
die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe im Bereich der re- 
gionalen Wirtschaftsförderung und die EU-Strukturförde- 
rung durchaus als wirksamer Steuerungsansatz erwiesen, 
den die Linke insbesondere mit Blick auf die kommenden 
lnfrastrukturaufgaben weiterentwickeln sollte. Im Zuge ei- 
ner demokratischen Modernisierung sollte die ,,Region" so 
gestärkt werden, daß auch hier eine gesellschaft- 
lich-demokratische Verarbeitung von staatlichen Vorgaben 
und Marktdaten stattfinden kann. 
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binden"; allerdings hätten sie selbst eine eigene ,,Synthese" 
von beidem zu entwickeln, die den ganz andersartigen 
Machtpositionen der Arbeiterklasse im und neben dem bür- 
gerlichen Staat Rechnung zu tragen habe (vgl. Levi 1969, 
190, 191). 

Levi war einer der herausragenden Parlamentarier der 
ersten deutschen Republik. Seine Glanzzeit erlebte er als 
Abtrünniger der KPD bzw. als zeitweiliger USP-Abgeordne- 
ter, der das Parlament als Tribüne gebrauchen konnte und 
sich um Partei- und Fraktionsdisziplin nicht zu kümmern 
brauchte. Nach seinem Wiedereintritt in die SPD waren es 
die Parteimitglieder im Bezirk Zwickau-Plauen, die den 
schwäbischen Intellektuellen zu ihrem Abgeordneten im 
Wahlkreis Chemnitz-Zwickau, einem der ärmsten Wahl- 
kreise des ,,roten Sachsen" machten. Levi wurde 1924 
(und bei jeder folgenden Wahl) in den Reichstag gewählt 
(vgl. Beradt 1969, 83ff.). 

Von eiserner Fraktionsdisziplin, obwohl historisch eine 
Erfindung der Arbeiterparteien, die sich den Luxus ,,frei- 
schwebender" Honoratioren im Parlament nicht leisten 
konnten, hielt er wenig, ja sah sie als Gefahr für den Parla- 
mentarismus und für die innerparteiliche Demokratie: Das 
Plenum werde damit zur ,,Abstimmungsmaschine", alle 
wirklichen Beschlüsse würden von ,,Parteihäuptern" in klei- 
nen, informellen (in der Regel in der Verfassung nicht vor- 
gesehenen) Gremien (vor)gefaßt. Die Verantwortung des 
einzelnen Abgeordneten verschwinde hinter der ,,Kollektiv- 
verantwortung" der Fraktion; die öffentliche Rede im Parla- 
ment verliere ihren Sinn. Das Absterben allen politischen 
Lebens, das Rosa Luxemburg von der ebenfalls auf straffer 
Organisationsdisziplin gegründeten Herrschaft der Bol- 
schewisten erwartete, konnte auch bürgerlichen Demokra- 
tien blühen. Tödlich war die starre Partei- (Fraktions-)Diszi- 
plin für die innerparteiliche Demokratie, gerade für die Ar- 
beiterparteien das Lebenselement. Alle wirklichen Demo- 
kratien brauchen das wache Mißtrauen der Mitbürger, das 
nur der Ausdruck ihres wachen politischen Gewissens ist. 
Blindes Vertrauen, Disziplin, d.h. Gehorchen ohne Nach- 
denken und ohne Widerspruch zerstört im Endeffekt jede 
demokratische Organisation - für  die Führer wie für die 
Geführten (vgl. Beradt 1969, 103f., 1 29ffJZ 

Natürlich war er kein prinzipieller Gegner jeglicher Ko- 
alitionspolitik, obwohl ihm das in den innerparteilichen 
Kontroversen der zwanziger Jahre immer wieder unterstellt 
wurde. Aber eine bestimmte Form von Koalitionspolitik, 
eine Politik der prinzipienlosen Konzessionen, nur um an 
der Regierung und ,,an der Macht" bleiben zu können, 
hielt er für unerlaubt und gefährlich. „Der Parlamentaris- 
mus geht vor die Hunde", schrieb er 1929, ,,wenn eine Par- 
tei nach der Wahl das Gegenteil von dem tun darf, was sie 
zur Wahl versprach; wir glauben, in England dürfte sich 
das keine Partei und kein Minister erlauben" (Levi 1929b, 
322). In diesem Fall hatte die SPD ihre Wahlversprechen 
aus Koalitionsrücksichten gebrochen. Eine Koalition 
braucht, wie jede Taktik, eine Grundlage; das kann nur die 
zeitweilige, bedingte Gemeinsamkeit der lnteressen zweier 
Parteien sein. Selbstverständlich könnten sozialistische Par- 
teien etwa zur ,,Verteidigung der demokratischen Staats- 
form" eine Koalition mit nichtsozialistischen Parteien ein- 
gehen (vgl. Levi 192813). Ohne diese Grundlage verliert sie 
jeden Sinn und wird zum Selbstzweck. 

Gerechtigkeit und Eigensinn 
Levi war mit  Leib und Seele Anwalt. Er vertrat viele linke 
Künstler und Intellektuelle wie Bertolt Brecht, wie Willi 
Münzenberg, aber auch ,,kleine Leute", die Unter-, wie die 

Paul Levi. Rosa Luxembura Foto: AdsD d. FES 

Ober- und Halbwelt (vgl. Beradt 1969, 116f.). Wie in sei- 
nen Anfangsjahren nahm er sich als Strafverteidiger der 
größten wie der kleinsten Sachen an, wenn sein Rechtsge- 
fühl verletzt war. Berühmt wurde er durch die politischen 
Prozesse, die er, in der Regel allein und aus eigenem An- 
trieb führte. Er war die treibende Kraft im Fall Bullerjahn, 
einem Landesverratsprozeß, der zur Verurteilung eines 
Unschuldigen geführt hatte und der die Dreyfus-Affaire 
der ersten deutschen Republik genannt wurde. Levi rollte 
den Fall wieder auf und kämpfte unablässig für die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens (vgl. Beradt 1969, 1 I Off.). Am 
nachhaltigsten engagierte er sich bei der Aufklärung der 
zahlreichen politischen Morde, die, geplant und bezahlt 
von der politischen Rechten, die politische Kultur der ersten 
Republik von Anfang an prägten 

Den Höhepunkt bildete der Jorns-Prozeß, in dem es um 
die Aufklärung des Mordes an Liebknecht und Luxemburg 
ging (vgl. Beradt 1969, 1 19ff.). Diesen Prozeß, den letzten 
und wichtigsten seines Lebens, hat Paul Levi gewonnen. 
Juristisch und moralisch: Der Freispruch für den angeklag- 
ten Redakteur des Tagebuch, den er erreicht hatte, kam ei- 
ner Verurteilung erster Klasse für die Justiz gleich, für die 
Richter und Staatsanwälte, die statt ihre Pflicht zu tun, die 
Mörder Liebknechts und Luxembergs (und der vielen ande- 
ren vor und nach ihnen) gedeckt, geschützt hatten und mit 
lächerlichen Strafen davonkommen ließen. Bei der Ermor- 
dung Erzbergers und Rathenaus hat Levi die ständige exi- 
stenzielle Bedrohung der Republik und ihrer Repräsentan- 
ten durch die von der Rechten gepflegte Kultur des politi- 
schen Meuchelmords angeprangert; er hat stets betont, 
daß es keineswegs um Wahnsinnstaten verblendeter Ein- 
zelgänger ging: Die Kräfte, die diese Morde auf dem Ge- 
wissen hatten, waren „ein wesentlicher Bestandteil der ... 
deutschen Gesellschaftsordnung" (vgl. 1969, 226). Dies- 
mal, so schien es, hatte er gesiegt. 

Allerdings stand die Berufungsverhandlung im Jorns- 
Prozeß Anfang 1930 noch bevor. Levi entzog sich dieser 
Prüfung nicht. Aber am dritten Verhandlungstag erkrank- 
te er an einer schweren Grippe, ein paar Tage später kam 
eine Lungenentzündung hinzu. Am 9. Februar 1930, in 
der Nacht, ist er im Fieberwahn aus dem Fenster seiner 
Dachwohnung gestürzt. Es war die sechste Fiebernacht. 
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(vgl. Beradt 1969, 147f.). Ein Unfall ist wahrscheinlicher als Paul Levi, 1922a. Nürnberg. in: UnserWeg,Jg. 4, H. 17.29. ~e~ tember  

Selbstmord, über den hin und wieder spekuliert wurde (zu- 1922, s. 341 - 343 
Paul Levi, 1922b. 11 fascio, in: Unser Weg, Jg. 4. H. 20, 10. Dezember 

letzt wieder Quack 1983, 19). 1922, S. 391 - 396 
,,Er war ein Ritter", der letzte Ritter des europäischen paul Levi, 1922~. Zum Stand der proletarischen Bewegung in Deutsch- 

Sozialismus, wie ihn Valeriu Marcu genannt hat. Ein Mann land, in: Rote Revue, Jg. 2, H. 4, Dezember 1922, S. 128 - 133 

wie U1ric-h von Hutten. der der Max',me folate: ,.aeistia frei Paul Levi, 1923, Über die gegenwärtigen Aufgaben der Partei, in: SPW, 
d ..- d 

Jg. 1, Nr. 56, 7. September 1923 und niemandes Knecht''' Arthur Rosenberg hat in sei- 
Paul Levi, 1924a. Sachverständigen-Gutachten und was dann? Zur in- 

ner Geschichte der Weimarer nen- und außen~olitischen Orientieruns. Berlin 

,,Die Kommunisten taten unrecht, ihn Republik Levis frühzeitigen Tod Paul Levi, 192413, Nach dem Parteitag, in: SPW, Jg. 2, Nr. 23, 18. Juni 
ein ,,beis~ielloses Unalück" ae- 1924 .. , 

einen Abtrünnigen, die Sozialdemo- , den l e Z n  Paul Levi, 1926a, .-. Zur ~ntwicklung in Rußland, in: SPW, ~ g .  4, Nr. 2,14. 
Januar 1926 

kraten, ihn einen Bekehrten ZU nen- War Levi als proletarischer Paul Levi, 1926b. Hannibal oder Scipio, in: Der Querschnitt, ~ g .  4, 1926, 
Staatsmann ununterbrochen H. 3, S. 185 - 188 (auch in: SPW, Jg. 4, Nr. 15, 15. April 1926) 

nen. Er war ein aewachsen. Er vertrat eine Paul Levi, 1926c. Das neue österreichische Parteiproqramm, in: SPW, - . - 
revolutionärer Sozialist aus Rosa Lu- ebenso reale wie entschlossene ~ g .  4, Nr. 33, 19. ~ u g u s t  1926 

Politik. Er verlangte, daß die so- Paul Levi, 1926d. Das österreichische Parteiprogramm, in: SPW, Jg. 4. 

xemburgs Schule, er hat es nie ver- Nr. 45, 11. November 1926 
zialistische Arbeiterschaft wie- Paul Levi, 1927a. DerTerror in Rußland, in: Der Klassenkampf, l.Jg., Nr. 

leuqnet." der zum rücksichtslosen Klas- 3, 5. 85.- 86 - 

Carl von Ossietzky 1930 
senkampf übergehen müsse, 
wenn sie nicht nur ihre eigene 
Existenz, sondern auch die de- 

mokratische Republik in Deutschland retten wollte. Levi 
wußte gleichfalls, da8 dieses Ziel nur im Rahmen der sozia- 
listischen Massenbewegung, aber nicht durch neue Sek- 
tenbildung zu erreichen war. In der kommenden Krise hät- 
ten entscheidende Teile des deutschen Proletariats auf Levi 
gehört" (Rosenberg 1961, 196). Der Tag wird kommen, 
hatte Levi im Streit um die Große Koalition aesaat. an dem 

J 2 ,  

die Stärke der SPD nicht gemessen werden wird an der 
Zahl ihrer ,,Sitze oder Sitzgelegenheiten im Parlament, son- 
dern nach den Köpfen, die sie draußen hat und nach den 
Machtmitteln, über die sie verfügt" (Beradt 1969, 85). Als 
der Tag wenige Jahre später kam, fehlte ihr sein Kopf. 
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genz") aufgewertet. Konkret: Je umfangreicher das kon- 
stante und insbesondere das fixe Kapital im Verhältnis zur 
lebendigen Arbeit ausfällt, desto wichtiger wird es für die 
Kapitalverwertung, daß die Maschinen rund um die Uhr 
durchlaufen, daß der Materialzufluß ständig gewährleistet 
und Stillstände minimiert werden. 

Marktseitig entspricht dem eine in der Tendenz zuneh- 
mende Bedeutung der Qualitäts- gegenüber der Preiskon- 
kurrenz (natürlich im Rahmen des gegebenen Zusammen- 
hanges von Wert und Gebrauchswert). Die ökonomische 
Effizienz der modernen Industrie Iäßt sich insoweit immer 
weniger in einem Verhältnis von Profiten und Löhnen (also 
auf Basis der Ausbeutung bzw. Mehrwertrate) bemessen. 
Immer mehr zählen hingegen die langfristige Effektivität 
des Kapitalstocks und der Ressourcenbewirtschaftung, 
produktive Problemlösungen und eine entsprechende 
Qualität der lebendigen Arbeit. 

Auch wenn die heutigen Entwicklungen in den Betrie- 
ben v.a. unter den Vorzeichen der ,,StandortdebatteU ver- 
laufen - in den Bemühungen um Qualitätszirkel und Grup- 
penarbeit, um Ökobilanzen und Ökocontrolling verbergen 
sich auch neue Elemente industrieller Demokratie, die über 
eine grundlegende Veränderung der betrieblichen Lei- 
tungs- und Rentabilitätskriterien freizusetzen wären, und 
auf Formen des selbstverwalteten Gemeineigentums ver- 
weisen. Vor diesem Hintergrund lautet die entscheidende 
Modernisierungsfrage: Kommt es zu einer zügigen und sy- 
stematischen Erneuerung des Kapitalstocks und einer um- 
fassenden Mobilisierung von Qualifikationen und Kompe- 
tenzen der Beschäftigten? In der Realität kollidiert das 
überkommene (einzel)kapitalistische Profitkalkül regelmä- 
ßig mit den Anforderungen einer umfassenden 
sozial-ökologischen Modernisierung. Hiervon zeugen allei- 
ne schon stärker werdenden Tendenzen, selbstverwaltende 
Elemente in der Arbeitsorganisation zu blockieren oder so- 
gar wieder auf tayloristische Prinzipien zurückzugreifen. 
Für die Linke geht es um die historische Chance, die ,,Neo- 
industrialisierung" mit dem Projekt des ökologischen und 
sozialen Umbaus systematisch zu verbinden. 

Entscheidend ist dabei eine weitergehende Verände- 
rung der ökonomischen Effizienz- und betrieblichen Lei- 
tungskriterien, also die ,,Hereinnahmen ökologischer und 
sozialer Perspektiven in ein langfristig-strategisch ausge- 
richtetes Rentabilitätskalkül der Unternehmen. Hierhin ge- 
hört auch die Auseinandersetzung zwischen ,,Shareholder 
Value"-Konzepten und „Stake-" bzw. ,,Workholder ValueU- 
Ansätzen, die keineswegs nur eine Spiegelfechterei dar- 
stellt, sondern ein Aspekt des Kampfes um die ökonomi- 
sche bzw. Produktionskultur darstellt. 

Handwerk und personenbezogene Dienstleistun- 
gen 
Ganz anders sieht die Situation zunächst im Bereich perso- 
nen-, haushalts- und konsurnbezogener Dienstleistungen 
einschließlich des entsprechenden Handwerkes aus. Denn 
anders als in der durchrationalisierten Massenproduktion 
und der darauf aufbauenden flexiblen Qualitätsproduktion 
spielt hier die lebendige Arbeit eine vergleichsweise enor- 
me Rolle - und zwar auch und gerade'als ,,Kostenfaktor". 
Während im Bereich der sog. produktions- bzw. unterneh- 
mensbezogenen Dienstleistungen gewissermaßen eine 
Partizipation an der industriellen Kapitalverwertung statt- 
findet, besteht bei den hier genannten Diensten und Ge- 
werken eine Klemme zwischen den erzielbaren Preisen und 
den hohen Arbeitsko5ten. Ich will dies hier aus Platzgrün- 
den nicht weiter ausführen, weil ich auf die Diskussionen 

um einen ,,dritten Beschäftigungssektor" und eine ,,Ge- 
werbeförderung von links" verweisen kann, wie sie aktuell 
im Crossover-Zusammenhang geführt werden. 

Es scheint mir nur wichtig zu sein, daß auch hier - in 
Nachfolge zum klassischen sozialstaatlichen Dienstlei- 
stungssektor - eine „Politisierung der Ökonomie" stattfin- 
den muß, in der - erstens- der Staat eine vermittelnde und 
regulierende Rolle einnimmt, in der die Interessen der Be- 
schäftigten wie auch der Klienten berücksichtigt werden, 
und in der -zweitens - ein kooperativer Ansatz vorange- 
bracht wird, der kleingewerbliche Unternehmensverbünde 
und insbesondere Genossenschaften systematisch begün- 
stigt. Es gehört zu den Schlüsselfragen der Zukunft, wie 
sich ein derartiger Sektor in Beziehung zu den ,,großen" 
Infrastruktur- und Umbaubedarfen setzen kann. 

Stoff- und Energiekreisläufe 
Wir erleben vielfache mehr oder weniger sinnvolle Versu- 
che einer ökologischen Umorientierung der Wirtschafts- 
weise. Dabei bilden sich schon 
im Rahmen kapitalistischer Pro- 
duktionsweise Elemente einer Erforderlich ist ein regelrechter 

Politischen Ökonomie der I nfrastru kturschu b, der den Anforde- 
Stoff- und Energiekreisläufe 
heraus, die m,E, deutlich über rungen der "Neoindustrialisierung" 

eine rein kapitalistische und wie auch des qesellschaftlichen Werte- - 
letztlich auf Wertrechnung ba- 
sierende Logik des Wirtschaf- wandels entspricht. 

tens hinausweisen. Erforderlich 
ist eine stofflich-energetische Bilanzierung von Kreisläufen 
und eine darauf beruhende Bewirtschaftung der Ressour- 
cen. Eine entsprechende Umrüstung der Produktion unter- 
stellt den Einbau von gemeinschaftlichen regulativen Ele- 
menten in das Wirtschaftssystem, wobei hierbei natürlich 
monetäre und marktorientierte Instrumente zum Einsatz 
kommen können (wofür im Prinzip sowohl Öko-Steuern 
wie auch Zertifikatslösungen in Frage kommen). 

Entscheidend ist aber, daß das Moment der gemein- 
schaftlichen Regulierung auch in planerischer Form (im 
nationalen wie auch internationalen Maßstab) in den 
Vordergrund tritt. M.E. müßte die moderne Ökonomie 
des Sozialismus mit dem Übergang in das ,,Solarzeitalter" 
und der weltweiten Durchsetzung einer Solarwirtschaft 
verknüpft werden, weil dies eine umfassende Ausrich- 
tung auf Stoff- und Energiekreisläufe (bzw. thermodyna- 
mische Prozesse) zur Voraussetzung hätte. Kurioserweise 
könnte es sein, daß die an der früheren sowjetischen 
Planökonomie zunächst einmal zu Recht krisierte Ausrich- 
tung auf eine stoffliche Mengenplanung in einem freilich 
ganz anderen sozialistischen Kontext wieder hochaktuell 
werden könnte. 

Volks- und betriebswirtschafliche Rechnungsfüh- 
rung 
Man muß sich an dieser Stelle klar machen, daß es sich bei 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wie auch bei der 
betriebswirtschaftlichen Rechnungsführung nicht um ,,neu- 
trale" Techniken der Bilanzierung handelt. Sie reflektieren 
vielmehr immer, wie die Wirtschaft und die Unternehmen/ 
Betriebe insgesamt und wie die verschiedenen Elemente - 
die Maschinerie und das Arbeitsvermögen, aber auch Aus- 
gaben für Forschung und Qualifizierung, Reparatur- und 
Wartungskosten usw. usf. - gesehen und bewertet und wel- 
che Effizienzkriterien bzw. Maßstäbe für ökonomischen Er- 
folg und Mißerfolg dabei zugrundegelegt werden. In ver- 
schiedensten Ausarbeitungen ist hinterfragt worden, inwie- 
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handelt haben (auch wenn sie mit bestimmten etatistischen 
und sozialistischen Elementen einherging). Allerdings wird 
die Bedeutung der relativen Mehrwertproduktion von zwei 
Seiten aus zunehmend in Frage gestellt wird: 

Einerseits werden in der modernen Industrie (ein- 
schließlich sog. produktionsorientierter Dienstleistungen) 
standardisierte Formen von industrieller Massenproduktion 
Zug um Zug durch flexiblere, spezialisiertere und intelligen- 
tere Verfahren ergänzt und abgelöst, wobei der Effektivität 
des fixen Kapitals und der Qualität des Arbeitsvermögens 
sowie der Kombination beider Elemente die Schlüsselrolle 
in der modernen lndustrie zukommt. Demgegenüber 
nimmt die Ausbeutung der lebendigen Arbeit und die Stei- 
gerung ihrer originären Produktivität einen geringeren 
Stellenwert ein. 

Andererseits wachsen in naturwüchsiger Weise perso- 
nen- und haushaltsbezogene Dienstleistungszweige, in 
denen Rationalisierungsmaßnahmen aufgrund ihrer Spezi- 
fik enge Grenzen gesetzt sind und deren Leistungen des- 
halb im Verhältnis zu lndustriewaren immer teurer wer- 
den, solange arbeits- und sozialrechtliche Standards einge- 
halten werden. Hier feiern Methoden der absoluten Mehr- 
wertproduktion und Ausbeutung (Verlängerung des Ar- 
beitstages und Lohnsenkungen) fröhliche Urstände. Zu- 
gleich spielen informelle und halbinformelle Arbeitsver- 
hältnisse eine immer größere Rolle. Das Mißverhältnis zwi- 
schen einer hochproduktiven industriellen Basis und einer 
wachsenden ,,~ienstboten-Ökonomie" nimmt immer dra- 
matischere Züge an 

Demgegenüber bestehen enorme gesellschaftliche Bedar- 
fe auf zentralen lnfrastrukturfeldern wie Umwelt, Energie, 
Verkehr, Stadtentwicklung, Wohnungsbau und Kommunika- 
tion. Offenkundig ist auch der individuelle Zukunfts- und 
Nachholbedarf großer Bevölkerungsteile an qualitativ hoch- 
wertigen Gütern und Diensten (2.T. sogar an Grundversor- 
gungsmitteln) und an Möglichkeiten für eine eigenständige 

sozialkommunikative, umwelt- 

Für die Linke geht es um die histori- verträgliche und gesunde Le- 
bensführung. Die ökolo- 

sche Chance, die "Neoindustrialisie- gisch-techno~ogische E~~~~~ 

rung" mit dem Projekt des öko- rung des industriellen Kapital- 
stocks stellt ebenso eine Heraus- 

logischen und sozialen Umbaus syste- forderung dar wie der notwen- 

matisch zu verbinden. dige Umbau der Qualifikations- 
struktur der Beschäftigten. Aber 

vor allem zur Lösung der globalen Entwicklungsprobleme ist 
eine Mobilisierung und Umlenkung ökonomischer Ressour- 
cen erforderlich, die alle bisher gekannten Ausmaße über- 
steigt. Die Produkte, um die es in Zukunft vor allem gehen 
wird, nehmen immer mehr den Charakter komplexer Pro- 
blemlösungen für Individuen und Gesellschaften an (es geht 
z.B. nicht alleine um das Auto, sondern um Mobilität auf der 
einen und Verkehrssysteme auf der anderen Seite). 

,,Modernisierungl' bedeutet unter diesen komplizierten 
Bedingungen, einen qualitativ veränderten, ,,höherenu Ty- 
pus von Produktion und Konsum durchzusetzen, der sich - 
allgemein gesprochen - durch eine größere Qualität, Viel- 
falt und Flexibilität des Arbeitsvermögens, der Produktions- 
struktur, des Angebots an Gütern und Diensten, der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen überhaupt auszeichnen 
wird und dabei die Verantwortung für die globalen Ent- 
wicklungsperspektiven an die erste Stelle setzt. Hierbei ste- 
hen zwei Aspekte irn Vordergrund: 

der Aspekt der Investitionen, d.h. Modernisierung und 
Mobilisierung der Ökonomie für die enormen ökologi- 
schen und sozialen Zukunftsausfgaben, und 

der Aspekt der Individualität, auch im Sinne einer Mo- 
bilisierung subjektiver Bedürfnisse und Kompetenzen im 
Kontext der gesellschaftlichen Zukunftsaufgaben. 

Es geht darum, diese Aspekte in einer demokratischen 
Regulierungsperspektive zu verarbeiten, die die Zukunft 
der Arbeits- und Lebensweise mit einem Zugriff auf die 
Struktur der Akkumulation und der Investitionen verbin- 
det. In der ökonomischen ,,Philosophie" des modernen 
Sozialismus geht es genau um diesen Punkt: die ,,demo- 
kratische Kontrolle der Akkumulation", also die Einfluß- 
nahme auf die Investitions- und Vermögensstruktur, auf 
die betrieblichen Leitungskriterien, auf die regionalen und 
sektoralen Verschiebungen der Volkswirtschaft, um 
ökologisch-soziale Entwicklungsperspektiven dauerhaft in 
den ökonomischen Mechanismus einzubauen. Grundlage 
ist zwar eine radikale Kritik des realen Kapitalismus und der 
von ihm verantworteten Prozesse weltweiter Verelendung, 
ökologischer Risiken und sozial-kultureller Deformation 
(auch in seinen Zentren), die eine demokratische Program- 
mierung der künftigen Entwicklung erforderlich machen. 

Aber andererseits gilt auch, daß der moderne Kapitalis- 
mus selbst schon auf den Gebieten der Wissenschaft und 
der Technologie, der Qualifikation und der kulturellen 
Kompetenz, der individuellen Ansprüche wie auch der 
ökonomischen Regulierung Potentiale hervorbringt, die 
eine demokratische und verantwortlich-bewußte Gestal- 
tung von Produktion und Konsum ermöglichen: Es handelt 
sich gewissermaßen um sozialistische Potentiale, die in den 
veränderten Akkumulations- und Regulierungsmustern 
von der Linken identifiziert werden müssen. Auf dieser 
Überlegung beruht die folgende Skizze von Elementen ei- 
nes demokratisierten ökonomischen Mechanismus. 

Formationstheoretisch betrachtet scheinen mir im übri- 
gen erst jetzt die Elemente und Potentiale einer sozialisti- 
schen Produktionsweise heranzureifen - und zwar in Ver- 
bindung von Produktivkräften und Produktionsverhältnis- 
sen. V.a. die mikroelektronisch gestützten Informations-, 
Kommunikations- und Steuerungstechnologien auf der ei- 
nen und die solaren energetisch-stofflichen Technologien 
auf der anderen Seite stellen in Verbindung mit entwickel- 
ten Formen gesellschaftlicher lnvestitionsfinanzierung, 
ökologischer Bilanzierung und Steuerung und sozialer 
Kontrolle des Produktionsprozesses die Basis eines moder- 
nen Sozialismus dar. Wie sieht es heute mit den sozialisti- 
schen Elementen - Elementen einer ökologisch-sozialen 
Kontrolle der Produktion und einer gesellschaftlichen 
Selbstverwaltung -aus? 

,,Neoindustrialisierung" und Produktionskultur 
Auf der realwirtschaftlichen Seite (an der produktiven Ba- 
sis) drückt sich die Veränderung von Akkumulationsmu- 
stern in Ansätzen einer ,,Neoindustrialisierung" aus: flexi- 
ble Spezialisierung und diversifizierte Qualitätsproduktion, 
technologische Integration und Innovation, Effektivierung 
der Maschinerie und lean production, Ausdehnung pro- 
duktionsorientierter Dienstleistungen, Aufwertung des in- 
tellektuellen Arbeitsvermögens und entsprechende Verän- 
derung von Qualifikationsprofilen. Hierin zeigt sich eine 
grundlegende Tendenz des entwickelten Kapitalismus, die 
Marx schon in seinen ,,Grundrissen zur Kritik der Politi- 
schen Ökonomie" entdeckte: Das konstante bzw. fixe Kapi- 
tal (Produktions- bzw. Arbeitsmittel) wird im Verhältnis 
zum variablen Kapital (also zur angewandten Arbeitskraft) 
beständig ausgedehnt. Dadurch wiederum wird die Ar- 
beitskraft in ihrer Rolle als ,,Kostenfaktor" reduziert, zu- 
gleich aber als qualitativer Faktor (,,Produktionsintelli- 

ilman Fichter bescheinigt der 
SPD eine ,,konzeptionelle bzw. T. personelle Schwäche der 

Parteiführung." (5. 42) Diesem Be- 
fund ist aus (jung-)sozialistischer 
Sicht uneingeschränkt zuzustim- 
men. Um Mißverständnisse zu ver- 
meiden: Das SPD-Führungsduo 
LafontaineISchröder beherrscht 
die Klaviatur des Erfolgs in der 
Mediengesellschaft sehr virtuos 
und die Chancen der SPD bei der 
Bundestagswahl 1998 stehen au- 
ßerordentlich günstig. Trotzdem 
bleibt die berühmte Prognose des 
liberalen Soziologen Ralf Dahren- 
dorf vom ,,Ende des sozialdemo- 
kratischen Zeitalters" brisant und 
scharfe Kritik an der Juso-Genera- 
t ion der 70er Jahre berechtigt. 
Darin sind sich Tilman Fichter und 
die Jusos einig: ,,Neue und über 
die Vorstellungen der ,Godesber- 
ger" hinausgehende gesellschafts- 
theoretische Entwürfe wären drin- 
gend nötig." (5. 46) M i t  dieser 
Forderung dürften die Gemein- 
samkeiten allerdings auch er- 
schöpft sein. Insbesondere die 
Frage nach dem Stellenwert und 
dem Bedeutungsinhalt der ,,Nati- 
on" im Rahmen eines neuen sozi- 
aldemokratischen Politikentwurfs 
wird strittig bleiben1 . 

Tilman Fichter liegt mi t  seinen 
politischen Überlegungen in min- 
destens zwei Punkten falsch. Fich- 
ter geht - zugespitzt formuliert - 
davon aus, daß 
1. die Jusos seit der Linkswende 
1969 unter einem defizitären Be- 
griff von Politik leiden und wahr- 
scheinlich nicht mehr in der Lage 
sind, ,,die nächste und übernäch- 
ste Führungsgeneration der SPD" 
(5. 46) intellektuell und politisch zu 
sozialisieren; 
2. große Teile der SPD-Enkelgene- 
ration falsch auf die deutsche Ein- 
heit reagiert hätten und ein Defekt 
existiere, „der sich noch heute auf 
die Psyche der West-SPD" (S. 46) 
auswirke. 

Jusos: Bilanz des Scheiterns? 
Fichters Einschätzung der Jusos 
beinhaltet zwei problematische 
Punkte. Er erhebt den Vorwurf des 
,,bürokratisch gefärbten Denkens 
in Modellen statt in gesellschaftli- 
chen Prozessen" (S. 45f.) und be- 
hauptet, ,,bei den Jusos gewann 
man im Regelfall nur Ansehen, 
wenn man es verstand, Mehrhei- 
ten zu organisieren'' (S. 46); was 
bis heute gelte. 

Zum Vorwurf der Strippenzie- 
herei muß angemerkt werden, 
daß Fichter damit nicht falsch 
liegt. Die politische Kultur der Ju- 
sos ist dringend sanierungsbe- 
dürftig;. das Aggressionspotential 
nach innen unangemessen hoch. 
Aber ist es wirklich das zweifelhaf- 
te Privileg der Jusos, daß der ,,so- 
ziale Status" eng verknüpft ist mi t  
der Fähigkeit, Mehrheiten zu or- 
ganisieren? Selbst ein flüchtiger 
Blick auf die Mechanismen der 
Macht - egal in welcher Abteilung 
der bürgerlichen Gesellschaft - 

zeigt, daß dieser Vorwand, ,,über 
die künftigen Arbeits- und Orga- 
nisationsformen der SPD im Uni- 
versitätsbereich bzw. in  der Ju- 
gendpolitik" (S. 46) nachzuden- 
ken, drittklassig ist. 

Der Vorwurf der Bürokratisie- 
rung der Juso-Politik bzw. des 
,,mangelnden Denkens in gesell- 
schaftlichen Prozessen" wirkt bi- 
zarr, da Fichter die Bedeutung der 
Doppelstrategie für die Jusos aus- 
drücklich erwähnt. Er zielt aber auf 
einen anderen Punkt, da er den Ju- 
sos außerdem unterstellt, „das un- 
geliebte Erbe der sozialwissen- 
schaftlichen Phantasie des Dutsch- 
ke-Krahl-SDS" (S. 46) ausgeschla- 
gen zu haben. Nun wäre es inter- 
essant, von Fichter einen konkre- 
ten Hinweis auf die politisch-intel- 
lektuelle Potenz dieses ,,Erbesu zu 
erhalten. Fakt ist, daß die Jusos ab 
Mitte der 70er Jahre mi t  einer sozi- 
alliberalen Bundesregierung kon- 
frontiert waren, die keinerlei Ant- 
worten auf das Ende des ,,kurzen 
Traums immerwährender Prosperi- 
tät" (Burkart Lutz) hatte, die eman- 
zipatorischen Elemente der Re- 
formpolitik beendete und zum blo- 
ßen Krisenmanagement überging. 
Hätten die Jusos - im Spannungs- 
feld zwischen linker Richtungsor- 
ganisation und ungeliebter Regie- 
rungsjugend - mit einer Wiederbe- 
lebung der SDS-Rezeption von Ad- 
orno, Horkheimer und Marcuse 
reagieren sollen? Wäre der Rück- 
griff auf die radikaldemokrati- 
schen, anarchistischen oder räte- 
demokratischen Traditionen der 
68-Bewegung die geeignete Ant- 
wort auf die Fehler der Helmut- 
Schmidt-SPD gewesen? Wohl 
kaum. 

An diesem Punkt wird die 
Schwäche der gesamten Argumen- 
tation Fichters unübersehbar: Der 
Versuch die Krise der Sozialdemo- 
kratie über die These von der ,,Aus- 

Tilman Fichters poli- 
tische Sackgasse 

Anmerkungen zu ,,Eliten- und Theoriebildung in  
der SPD nach 1945" in spw 1/98 

von Marcel Schaller* 

trocknung der Nachwuchsreser- 
voirs" erklären zu können, ist - 
höflich ausgedrückt - zum Schei- 
tern verurteilt. Übrig bleibt die ba- 
nale Feststellung, daß die Ausgren- 
zung des SDS durch die SPD-Füh- 
rung ein kapitaler politischer Fehler 
war. 

Ärgerlich ist die billige Stamo- 
kap-Schelte zur ,,Überschätzung 
der Rationalität des modernen 
Kapitalismus bzw. Poststalinis- 
mus" (5. 46). Wem soll damit ei- 
gentlich noch etwas bewiesen 
werden? Diese Art von Kritik ist 
nach Stil und Inhalt anachroni- 
stisch. Fichters Vorwurf des über- 
kommenen Juso-Lagerdenkens in 
der SPD-Führungsriege fällt auf 
ihn zurück. 

M.E. sind grundsätzliche Zwei- 
fel angebracht, ob die Auseinan- 
dersetzung mi t  früheren Juso-Dis- 
kussionslinien politisch noch sinn- 
votk ist. Weder die ,,Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus" der Herforder Thesen noch 
die einseitig auf das Klassenindivi- 
duum abhebenden Analysen zum 
,,Bewußtsein der Lohnabhängi- 
gen" in  den Göttinger Thesen kön- 
nen viel zur aktuellen gesell- 
schaftstheoretischen Debatte der 
politischen Linken beitragen. Von 
der Erwartung, die Krisenhaftigkeit 
der kapitalistischen Produktions- 
weise könne durch einen intelli- 
genten Reformismus der SPD-Re- 
gierung aufgehoben werden, ganz 
zu schweigen. Sogar bei der bis 
heute vielgepriesenen Doppelstra- 
tegie sollte nüchtern konstatiert 
werden, daß sie längst zum bana- 
len Standardrepertoire aller politi- 
schen Lager gehört. 

Den Jusos der 90er 
Jahre hat Tilman 
Fichter wenig z u  
sagen. Die intellek- 
tuelle Substanz und  
das politische 
Selbstbewußtsein 
der Jusos ist 
entwickelt genug, 
zur Reorganisation 
der Arbeits- und 
Organisationsformen 
der SPD i m  Jugend- 
bereich kompetente 
Auskünfte z u  geben. 

* Marcel Schalle6 Gehilfe in Steuer- und wirtschafisberatenden Berufen, 
wohnt in Untenchleißheim bei München und ist stv. Bundesvorsitzender der 

Jusos. 
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Fazit: Den Jusos der 90er Jahre 
hat Tilman Fichter wenig zu sagen. 
Die intellektuelle Substanz und das 
politische Selbstbewußtsein der Ju- 
sos ist entwickelt genug, zur Reor- 
ganisation der Arbeits- und Orga- 
nisationsformen der SPD im Ju- 
gendbereich kompetente Auskünf- 
te zu geben. Man muß sie aller- 
dings auch fragen. Auch an der 
Suche nach der ,,nächsten und 
übernächsten Führungsgeneration 
der SPD" (5. 46) werden sich die 
Jusos - im Sinne des Konzepts der 
linken Richtungsorganisation - mit 
großem Engagement beteiligen. 

SPD-Enkel: vaterlandslose 
Gesellen? 
Tilman Fichter versucht sich seit 
geraumer Zeit als konzeptiver 
Ideologe nationaler Orientierun- 
gen innerhalb der SPD. Ein Aus- 
gangspunkt seiner Ambitionen ist 
die These vom Desinteresse der 
SPD-Enkel gegenüber der DDR-Re- 
volution von 1989. Fichter stützt 
sich dabei auf Willy Brandt: ,,Für 
ihn blieb die Anerkennung der 
Spaltung Deutschlands' Anfang 
der 70er Jahre immer nur ein real- 
politischer Zwischenschritt auf 
dem Weg zur Einheit der deut- 

Ausbildung, Vollbeschäftigung, Einstieg in 
die Solarwirtschafl - das sind unsere Themen! 

Wir sind links und lebendig. 
Wir haben Ansprüche. 

Wir machen diese Ansprüche deutlich. 

schen Nation. Andererseits hatte 
jedoch Brandt i n  den 70er Jahren 
darauf verzichtet, seinen Enkeln 
dieses Denken in  taktischen Zwi- 
schenschritten zu vermitteln." 
(S. 46) 

Die These von den realpoliti- 
schen und taktischen Zwischen- 
schritten ist schlicht falsch. Horst 
Ehmke hat die Situation im Westen 
am Ende der 80er Jahre auf den 
Punkt gebracht: ,,Auf die innere 
Einheit war niemand vorbereitet."* 
Fichter sollte an diesem Punkt of- 
fen aussprechen, welche Frage ihn 
umtreibt: Es ist die Haltung der 
SPD zur nationalen Identität, zu 
Deutschland. 

Darauf hat er eine klare Ant- 
wor t  verdient: Das Konzept des 
politisch-territorialen souveränen 
Nationalstaats ist ein historisches 
Auslaufmodell. Für die politische 
Linke liegt die Zukunft in  einer 
forcierten europäischen Integra- 
t ion. Die wichtigsten Stichworte 
dieser Politik sind eine koordinier- 
te Beschäftigungspolitik, Demo- 
kratisierung der europäischen In- 
stitutionen, Sozialcharta, Euro- 
Betriebsräte und Harmonisierung 
der Unternehmens- und Kapital- 
besteuerung. Außerdem muß die 
Verantwortung Westeuropas ge- 
genüber den weit  fortgeschritte- 
nen Verelendungsprozessen in  
vielen osteuropäischen Regionen, 
die mörderische Ethnisierung von 
Verteilungskonflikten und die zu- 
nehmen.de Armutsmigration ins 
Blickfeld der politischen Klasse 
und der Bevölkerung gerückt 
werden. 

Wer den Blick in die sozialde- 
mokratische Zukunft richtet, wird 
vergeblich nach Kurt Schumacher 
Ausschau halten; aber durch das 
spitzbübische Lächeln von Jaques 
Delors belohnt. SPW 

I Vgl. Fichters Beitrag über ein Seminar 
der Friedrich-Ebert-Stiftung vom Som- 
mer 1993 mit jungen SPDlern des 
,,Hofgeismarer Kreises" in der sozial- 
demokratischen Zeitschrift Neue Ge- 
sellschaft/Frankfurter Hefte vom Au- 
gust 1993. 
Vgl. Ehmke, Horst: Mittendrin - Von 
der Großen Koalition zur Deutschen 
Einheit, Berlin: 1994 

Foto Fachhochschule fur Design (Koln) 

,,Assoziierte Produktionsweise" und gesellschaftli- 
che Selbstverwaltung 
Beiden Versionen des ,,Realsozialismus" gemeinsam ist die 
starke Rolle des Staates bei der Entfaltung dieser Elemente 
gegenüber der Logik kapitalistischer Akkumulation und 
bürgerlicher Bereicherung. Entscheidend ist hierbei, daß 
der Sozialismus als Struktur gesellschaftlicher Selbstverwal- 
tung und ,,assoziierte Produktionsweise" (Marx) sich bis- 
lang weder in sozialdemokratischer noch in kommunisti- 
scher Regie entfalten konnte. Der Ansatz gesellschaftlicher 
Selbstverwaltung bzw. eine moderne Sozialismus-Konzep- 
tion ist jenseits der ideologischen Markt-Staat-Debatte an- 
zusiedeln. Hierbei kann man schon von den Strukturen des 
modernen Kapitalismus ausgehen, der sich durch ein ent- 
wickeltes gesellschaftliches Geflecht von Instanzen, Ver- 
bänden und Körperschaften auszeichnet, die ,,zwischenu 
Markt und Staat angesiedelt sind. Und hierzu sind auch die 
großen Konzerne zu zählen, die mit ihren Bürokratien und 
Strategien real als gesellschaftliche Einrichtungen agieren 
und dabei ebenso real lnvestitionslenkung und Planwirt- 
schaft betreiben. In diesem Geflecht werden die wesentli- 
chen Zukunftsentscheidungen gefällt, Marktdaten und 
staatliche Vorgaben gesetzt und verarbeitet. Und auf die- 
sen gesellschaftlichen Raum, in dem öffentliche Rahmen- 
setzungen, Konzernstrategien, Konsensbildungen und In- 
teressenkonflikte wirksam werden, konzentriert sich auch 
eine moderne sozialistische Wirtschaftspolitik. 

Der strategische Versuch besteht also zunächst darin, 
gesellschaftliche Interessen in den ökonomischen Mecha- 
nismus des modernen Kapitalismus einzubauen - und zwar 
nicht im  Sinne einer zentralen staatlichen Planung, son- 
dern in Form einer demokratischen Selbstverwaltung der 
Wirtschaft, in der die Pluralität gesellschaftlicher lnteressen 
(von Belegschaften, Kommunen, Gewerkschaften, Urn- 

welt- und Verbrauchergruppen) in  den ökonomischen 
Wettbewerb um ökologische und soziale Problernlösungen 
eingeht. Diese Pluralität, die schon in den unterschiedli- 
chen Formen der Wirtschaftsdemokratie angelegt ist, kann 
zusammen mit einer öffentlichen Rahmenplanung und 
den Kräften des Marktes als neuer Faktor der ökonomi- 
schen Stimulierung angesehen werden. Es handelt sich 
hierbei um eine ,,Politisierung der Ökonomie", um eine be- 
wußte Vergesellschaftung, in- 
mweit  auch um den Ausbau Der strateaische Versuch besteht also 
sozialistischer Elemente, wäh- a 

rend der kapitalistische Charak. zunächst darin, gesellschaftliche Inter- 
ter der Ökonomie zurückge- essen in den ökonomischen Mechanis- 
drängt wird. 

Diese ,,Politisierung der mus des modernen Kapitalismus 

Ökonomie" muß in Beziehung einzubauen - und zwar in Form einer 
zu den sozial-ökonomischen 
Umbrüchen unserer Zeit ge- demokratischen Selbstverwaltung der 

setzt werden, wobei der Hin- Wirtschaft. 
weis auf Massenarbeitslosig- 
keit, Armut und soziale Ungleichheit zentrale, aber nicht 
hinreichende Elemente sind. Der moderne Sozialismus 
muß auch eine Vorstellung beinhalten, die auf die Verän- 
derungen in den Akkumulationsmustern, in den Betriebs- 
weisen und in den Bedarfsstrukturen selbst und auf die 
hier vorhandenen progessiven Potentiale wie auch Ent- 
wicklungsblockaden Bezug nimmt. 

Akkumulation und demokratische Modernisierung 
Wenn es richtig ist, daß die Erhöhung der Arbeitsproduktivi- 
tät und die dadurch erzielte Steigerung der Mehrwertrate 
die eigentliche Methode der Kapitalverwertung darstellt, so 
muß es sich bei der Ära der fordistischen Massenproduktion 
um die Blütezeit kapitalistischer Produktion schlechthin g e  
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Moderner Sozialismus 
und 
Wirtschaftsdemokratie 
von Uwe Krerner* 

E s ist noch gar nicht so lange her, daß ich in der spw 
einen Artikel unter dem Titel ,,Sozialismus als offenes 
historisches Projekt" plazieren durfte. Hierin wurde 

der Sozialismus als ein Vorhaben definiert, ,,in dessen Mit- 
telpunkt die Gemeinschaftlichkeit als moralisches und re- 

gulatives Prinzip des menschli- 

Als sozialistische Elemente (oder Po- chen steht 
und das - wiewohl in begrenz- 

tentiale) bezeichne ich zunächst Ele- ten bzw. bornierten Formen 

mente aemeinschaftlicher Reaeluna, v~moderner  Epochen wur- 
d d d .  

zelnd - sich im Kontext der 
die sich innerhalb anderer Logiken modernen Zivilisation, also der 
bzw. Formbestimmungen herausbil- Industrie und des Weltmarktes, 

der Arbeiterklasse, der Intelli- 
den und diesen (noch) unterliegen. genz und der Volksmassen ent- 

faltet. Dieses Projekt umfaßt 
m.E. - man kann auch andere Klassifizierungen wählen - 
drei zentrale Aspekte: 

den Sozialismus als real existierende gesellschaftliche 
Struktur (als System, Produktionsweise, Gesellschaftsfor- 
mation o.ä.), 

den Sozialismus als moralisch-kulturelles Ensemble (als 
Wertehorizont, Lebenseinstellung, Kommunikationsform 
o.ä.), 

den Sozialismus als kollektive Betätigungs- bzw. Kampf- 
form (als soziale Bewegung: spontane Vereinigung wie 
auch Organisation)." 

Im nachfolgenden Text möchte ich mich nun der Frage 
der ökonomischen Elemente eines modernen Sozialismus 
widmen, wobei ich ganz überwiegend auf einen noch älte- 
ren Artikel (nämlich aus der spw-Ausgabe vom Januar 
1990) zurückgreife, der mit der Überschrift ,,Demokrati- 
sche Wirtschaftsreform und moderner Kapitalismus" über- 
schrieben war. Er enthielt wiederum zentrale Elemente, die 
aus den „53 Thesen des Projektes Moderner Sozialismus" 
der Jusos stammten. Im übrigen deckte er sich in vielerlei 
Hinsicht mit der Grundphilosophie des Berliner Grundsatz- 
Programmes der SPD (,,Politik ausgewählter Wachstums- 
felder" und Wirtschaftsdemokratie). 

Sozialistische Elemente und Potentiale 
Die Entwicklung des sozialistischen Projektes kann 
auch in Zukunft nicht von der Frage losgelöst werden. 
was der Sozialismus als ökonomischer Mechanismus 
darstellen könnte. Für die Bewertung der Vergangen- 
heit wie auch der Zukunft wiederhole ich einen schon 
mehrfach unterbreiteten Vorschlag: Bevor wir uns auf 

* Dr. Uwe Kremer, Dortrnund, spw-Herausgeber 
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die Ebene formationstheoretischer Gesamtdefinitionen 
begeben, sollten wir zunächst von Elementen des So- 
zialismus sprechen und sie in der Entwicklung des Ka- 
pitalismus (wie auch der sowjetischen Formation) zu 
identifizieren versuchen. Diesem Vorschlag unterliegt 
die Auffassung, die bisherige Geschichte des Sozialis- 
mus als eine Geschichte der Herausbildung derartiger 
sozialistischer Elemente zu verstehen - in gewisser 
Weise vergleichbar mi t  der Vorgeschichte der bürger- 
lich-modernen Produktionsweise, deren Elemente sich 
schon im Rahmen von vorkapitalistischen Formationen 
bzw. in  Verbindung mi t  vorhergehenden Produktions- 
weisen entwickelten - bis die historische Zeit in  einigen 
Regionen der Erde reif für die Durchsetzung des Kapi- 
talismus war. Redet man über den Sozialismus als Sy- 
stemalternative, als Produktionsweise oder gar als Ge- 
sellschaftsformation, so gehe ich mithin von Marx' be- 
kannter Feststellung aus, daß eine Gesellschaftsforma- 
t ion nicht untergehe, bevor sie in ihrem Schoß sämtli- 
che Elemente der neuen hervorgebracht habe. 

Als sozialistische Elemente bezeichne ich zunächst 
Elemente gemeinschaftlicher Regelung, die sich inner- 
halb anderer Logiken bzw. Formbestimmungen heraus- 
bilden und diesen (noch) unterliegen (man müßte viel- 
leicht besser von ,,sozialistischen Potentialen" sprechen). 
Die Schriften von Marx sind voll mit Hinweisen auf der- 
artige Elemente (bzw. Potentiale) - erinnert sei hier an 
seine Bemerkungen zur Verkürzung des Arbeitstages als 
Sieg der politischen Ökonomie der Arbeit über die des 
Kapitals, seine Ausführungen zur Verwissenschaftli- 
chung der Produktion und ihrer Konsequenzen für das 
Wertgesetz und die Rolle des Arbeiters, seine Hinweise 
auf die Veränderung bzw. Herausbildung neuer Eigen- 
tumsformen von den Aktiengesellschaften bis hin zu 
den Kooperativfabriken. 

Vor diesem Hintergrund kann man ungezwungener an 
die Frage herangehen, wie es mit der Realität des Sozialis- 
mus in der sowjetischen Formation des Ostens, aber auch 
hinsichtlich des Sozialstaats im Westen aussah. Denn die 
Geschichte des Sozialismus des 20. Jahrhunderts war so- 
wohl auf sozialdemokratischer wie auch kommunistischer 
Seite mit der Herausbildung bzw. Freisetzung derartiger 
Elemente verknüpft - und zwar im wesentlichen in zweier- 
lei Weise: 

als Herausbildung des Sozialstaates und eines dadurch 
geprägten Sektors der Verteilung von Reichtum und der Er- 
bringung von Dienstleistungen sowie der gewerkschaftli- 
chen Mitbestimmung und genossenschaftlichen Koopera- 
tion, der zwar funktional auf die in der Produktion domi- 
nierende kapitalistische Akkumulationslogik (in seiner mo- 
nopolkapitalistischen und fordistischen Ausprägung) be- 
zogen war, selbst aber eine andere Logik beinhaltete 
(Schweden kann hier als Inbegriff des ,,realen Sozialismus" 
sozialdemokratischer Prägung im Kapitalismus der Metro- 
polen angesehen werden); 

als Herausbildung gemeinschaftlicher Strukturen im 
Zuge nachholender lndustrialisierungsprozesse an der Peri- 
pherie des Weltmarktes, die v.a. auf den Gebieten der so- 
zialen Sicherung, des Bildungs- und Gesundheitswesens, 
der Arbeitskollektive, der Volkskultur u.a.m. eine eigen- 
ständige Ausprägung annahmen, dabei nach innen so- 
wohl mit  vormodernen Formen und Elementen (von der 
Dorfgemeinschaft bis zum,Despotismus) wie auch mit ei- 
nem extremen Etatismus [Orientierung auf staatliche Rege 
lung, die Red.], nach außen mit einem kapitalistisch domi- 
nierten Weltmarkt koexistierten. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 100. 1998 
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Der folgende Artikel war uns angekündigt worden als Reaktion auf den Aufsatz von Christoph Meyer zur Geschichte des 
SHB (,Aktionseinheit, Klatschmärsche und Grundlagenfetischismus~ in: spw 6/97, 5.3 1-35). Er ist aber vor allem ein - an 
vielen Punkten zur Kontroverse herausfordernder - Beitrag zur Diskussion um die Organisation und Perspektiven linkssozi- 
aldemokratischer Politik an den Hochschulen. Einige der Antworten des Artikel erscheinen als etwas einfach, und einige 
Fragen muß er sich gefallen lassen, etwa ob es nicht - bei allem Respekt vor den Erfolgen des SHB Bochurn - etwas vermes- 
sen ist, das eigene Konzept als ,, Lehrbeispiel" allgemein übertragen zu wollen, oder ob die Formulierungen zur innerver- 
bandlichen Demokratie des historischen SHB - deren eklatanter Mangel ein Hauptgrund seines Untergangs war - nicht 
doch verharmlosend sind. Auch ob Verbandsprinzipien, wie sie der SHB formuliert und interpretiert hat, für linke Hoch- 
schulpolitik sinnvoll und realistisch sind und es sich nur u m  ,, Anwendungsschwächen" handelte, kann bezweifelt werden. 
,,Einheitlichkeit1' ist angesichts der Komplexität der Bedingungen eine Illusion. Und nicht zuletzt gibt es aus der Geschich- 
te des Verbands begründete Vorbehalte gegen ein Anknüpfen daran und damit gegen den Namen SHB (vgl. og. Artikel 
von Meyer). Eine weitergehende Diskussion um Organisation und Perspektiven linkssozialdemokratischer Hochschulpoli- 
tik ist allerdings angesichts deren eklatanter Schwäche U. E. unumgänglich. Weitere Beiträge in spw dazu sind erwünscht. 

Die spw-Redaktion 

D ie Streiks der Studentlnnen- 
Bewegung im Herbst 1997 
haben noch einmal Fragen 

aufgeworfen, die schon seit Jahren der 
Beantwortung harren, und die ein be- 
zeichnendes Licht auf die Bedeutung 
der Sozialdemokratie an den Hoch- 
schulen der Bundesrepublik Deutsch- 
land werfen. 

Die aktuelle Studentlnnen-Bewe- 
gung ist vor allem eine Protest- und 
Suchbewegung, der organisierende 
Kerne und politische Zentren fehlen. 
Organisationspolitische Formen der 
Sozialdemokratie spielen in ihr - wenn 
überhaupt - eine marginale Rolle. Es 
wurde noch einmal deutlich: Die 
Schwäche der Sozialdemokratie in 
der Gruppe der bis 30-jährigen ist be- 
sonders an den Hochschulen augen- 
scheinlich. Gleichwohl gibt es unter 
den Studierenden das ausgeprägte 
Bedürfnis nach politischen Alternati- 
ven zum herrschenden Status quo 
deutscher Politik. Es wächst der 
Wunsch nach qualitativ neuen Politik- 
konzepten und Organisationsformen. 

Wer sich den Realitäten nicht ver- 
schließt, stellt fest: Bundesweite, orga- 
nisierte linke Studierenden-Verbände 
existieren nicht mehr oder sind ver- 
gleichsweise orientierungs- und be- 
deutungslos. Das gilt auch für die 
Juso-Hochschulgruppen. Sie sind we- 
der in der Lage, ein breites sozialde- 
mokratisches Spektrum noch das 
linksalternative und sozialistische Mi- 
lieu abzudecken. Gemessen an ihren 
Ansprüchen sind die Juso-Hochschul- 
gruppen gescheitert. Die von den Stu- 
dierenden subjektiv vorgenommene 
Zuordnung der Juso-HSG zum SPD- 
Parteiapparat schränken ihre Wir- 
kungsmöglichkeiten deutlich und ihre 
Hegemonie-Fähigkeit dramatisch ein. 

Notwendige Breitenakzeptanz 
Das ist das Dilemma aller parteinah zu 
verortenden linken Hochschulprojekte. 
Sie sind mittelfristig zum Scheitern ver- 
urteilt, weil lhnen die nötige Breitenak- 
zeptanz fehlt. Eine bundesweit agie- 
rende, handlungs- und orientierungs- 
fähige demokratische Linke an den 

Das Elend der linken 
Sozialdemokratie an 

den Hochschulen 
Anmerkungen zum Phänomen SHB Bochum und 

seinen möglichen Perspektiven 

von Achirn Dahlheirnec Lothar Fröhlich 
u n d  Barbara Underberg* 

Hochschulen fehlt. Sie ist allerdings 
notwendiger denn je. Das gilt schon 
deshalb, weil die Schaffung eines Kli- 
mas für einen inhaltlich ausgewiese- 
nen Politikwechsel die Hochschulen 
nicht ausblenden kann. Auch deshalb 
lohnt ein Blick in die Vergangenheit 
des SHB und - mit Verlaub - die Gegen- 
wart des SHB Bochum. War doch der 
Sozialistische Hochschulbund (mit al- 
len seinen Schwächen, aber auch Stär- 
ken) der letzte existierende parteiun- 
abhängige Ausdruck linker Sozialde- 
mokratie an den Hochschulen. 

Diesen - gezwungenermaßen knap- 
pen - Rück- und Ausblick unterneh- 
men wir in der Einsicht, das IinkeTradi- 
tionen nur so lange lebendig bleiben, 
wie sie produktiv fortgeführt und da- 
mit  auch verändert werden. Jedes 
neue Nachdenken über die Geschichte 
des SHB und die Aufgaben linker 
Hochschulpolitik heute, sollen sie kein 

Das ist das Dilemma 
aller parteinah zu 
verortenden linken 
Hochschulprojekte. 
Sie sind mittelfristig 
zum Scheitern 
verurteilt, weil lhnen 
die nötige Breitenak- 
zeptanz fehlt. Eine 
bundesweit agieren- 
de, handlungs- und 
orientierungs fähige 
demokratische Linke 
an den Hochschulen 
fehlt. 

Achirn Dahlheirnec SHB-Vorsitzender in Bochurn und München 1981 - 
1983, Mitgliedirn SHB-Bundesausschuß 1981 - 1986, heute SHB- 

Förderkreis; Lothar Fröhlich, SHB-Vorsitzender in Bochum 1990; Barbara 
Underberg, SHB-Vorsitzende in Bochurn 1994195 



Einheitlichkeit, 
Verbindlichkeit und  

Kollektivität sind 
keine Dogmen, die 

zur Hierachisierung 
führen, sondern 

Prinzipien, die 
handlungsfähige, 
emanzipative und  

sozialistische Politik 
erst möglich machen 

oder zumindest 
erleichtern. 

Selbstzweck sein, sehen sich mit der 
Hypothek eigener Geschichte konfron- 
tiert. 

Mit  der Linkswende des SHB Ende 
der 60er Jahre entwickelte sich der 
Verband zu einer Organisation "die 
auf der Grundlage des wissenschaft- 
lichen Sozialismus um die sozialisti- 
sche Umgestaltung der BRD kämpft" 
(Grundsatzerklärung). Die Ausdeu- 
tung dessen, was "wissenschaftlicher 
Sozialismus" sei, hat der SHB nur all- 
zuoft mit einem - wenn auch zuwei- 
len kritischen - Bekenntniszwang zum 
Staatssozialismus verwechselt. Der 
SHB hat die "Idee" hinter dem System 
gesehen und lange Zeit nicht sehen 
wollen, daß die staatssozialistischen 
Länder mit  ihrer politischen Rhetorik 
fortschrittliche Ideen zu ihrer Legiti- 
mation mißbraucht haben. Und si- 
cher hat eine Mehrheit des Verbandes 
sich in seinem Selbstverständnis als 
marxistische Organisation zu lange 
gegen dissonante Erfahrungen abge- 
schirmt. Das hat zu einer immer wie- 
der auftretenden Blindheit gegenüber 
der Realität des Staatssozialismus ge- 
führt. 

Auch der SHB Bochum hat lange 
gebraucht, um (anders als die Mehr- 
heit des Bundesverbandes) zu begrei- 
fen, daß der Staatssozialismus auch 
deshalb nicht zukunftsfähig ist, weil 
er von der falschen Prämisse ausging, 
mit Hilfe staatlicher Macht repressiv 
und gewaltsam solidarische Lebens- 
verhältnisse herstellen zu können. Im 
Untergang des Staatssozialismus al- 
lerdings die wesentliche Ursache für 
den bundesweiten Niedergang des 
SHB zu sehen, wäre eine oberflächlich 
verkürzte Analyse. Natürlich erfaßten 
die mit diesem historischen Einschnitt 
verbundenen Unsicherheiten auch 
den SHB, aber wirklich entscheidend 
war dies nicht. denn so monolithisch 
auf den Staatssozialismus festgelegt, 
wie dies zuweilen gern gesehen wird, 
war der SHB nicht. Dazu kommt, daß 
eine überwältigende Mehrheit der 
SHB-Mitglieder das SPD-Parteibuch 
keinesfalls aus taktischen Gründen 
besaß. 

Von ganz wesentlicher Bedeutung 
für das Scheitern des SHB erscheint 
uns, daß es dem Verband -wie der ge- 
samten deutschen Sozialdemokratie - 
Mitte der 80er ~ahr'e nicht gelang, sich 
auf die tiefgreifenden innenpolitischen 
Veränderungen durch den Antritt der 
Rechtsregierung und die sich entwik- 
kelnde Hegemonie des Neoliberalis- 
mus einzustellen. Besonders proble- 
matisch war die Tatsache, daß die 
Möglichkeit einer dauerhaften Instal- 

lierung des konservativen Blocks an 
der Macht höchstens theoretisch be- 
dacht wurde, aber keinerlei Auswir- 
kungen hatte auf die Entwicklung der 
strategischen Konzeption. So blieb 
beispielsweise offen, wie unter den Be- 
dingungen des langsamen Verschwin- 
d e n ~  industrieller Arbeit die Strategie 
des "antimonopolistischen Bündnis- 
ses'' zu hinterfragen oder zu überar- 
beiten wäre. Oder wie gewerkschaft- 
lich-orientierte Hochschulpolitik unter 
Vorherrschaft neoliberaler Hegemonie 
neu auszugestalten wäre. Zudem 
lähmte die innerhalb der Grundsatz- 
programmdiskussion vom Bundesvor- 
stand durchgesetzte Annäherung an 
die parteilich formierte Sozialdemo- 
kratie eine Auseinandersetzung über 
diese entscheidenden Fragen. Für eine 
vergleichsweise kleine Organisation 
wie einen Studierendenverband muß- 
ten diese theoretisch-praktischen 
Schwächen fatale Auswirkungen ha- 
ben. 

Verbandsprinzipien 
Zweifelsfrei hat auch die nicht ausrei- 
chend entwickelte innewerbandliche 
Demokratie des SHB in den 80er Jah- 
ren mit zu seinem Niedergang beige- 
tragen. Gerne wird in diesem Zusam- 
menhang auf die Verbandsprinzipien 
des SHB als originäre Ursache für die 
Demokratiedefizite hingewiesen. 
Mehr als der Versuch einer deskripti- 
ven Beweisführung ist dabei aller- 
dings nie herausgekommen. Wichti- 
ge Verbandsprinzipien des SHB wur- 
den seit 1983 unter den Stichworten 
"Planung und Leitung", "Kritik und 
Selbstkritik", "Einheitlichkeit und Ver- 
bindlichkeit" und "Kollektivität und 
Solidarität" zusammengefaßt. Bei al- 
len Anwendungsschwächen dieser 
Prinzipien in der Praxis, bei allen Ver- 
suchen, sie einseitig zu instrumentali- 
sieren, hatten und haben diese Struk- 
turelemente für eine sozialistische Or- 
ganisation allerdings mehr Vor- als 
Nachteile. Und dementsprechend ge- 
hörte zu den Stärken des SHB ja seine 
klare Organisationsstruktur und 
Schlagkraft. Deshalb erscheint es uns 
von entscheidener Bedeutung, wie 
und mit welchem Ziel diese Prinzipien 
gelebt werden. 

Es muß Gründe geben, warum 
dies im SHB Bochum bis heute mehr 
gut als schlecht funktioniert. Aus- 
gangspunkt für die Realisierung der 
Verbandsprinzipien war für die Bo- 
chumer Gruppe seit Mitte der 80er 
Jahre die Einsicht: "Eine Mee, die 
nicht organisiert ist, wird zu einem 
oder bleibt ein individualistisches 
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Konzept, das keine Wirkung hat." Die 
Entwicklung praktizierter innerver- 
bandlicher Demokratie und die Ent- 
faltung optimaler Handlungsfähigkeit 
wurden und werden dabei als die 
zwei Seiten einer Medaille begriffen. 
Voraussetzung für die anzustrebende 
Geschlossenheit und die Verbindlich- 
keit der Umsetzung ist die Teilhabe 
der Mitglieder an und die Einsicht in 
die Positionsbildung. Einheitlich heißt 
hier nicht, daß es zu bestimmten Fra- 
gen nicht auch unterschiedliche Mei- 
nungen geben könnte. Im Gegenteil 
sind diese für eine grundsätzliche Dis- 
kussion unerläßlich. Einheitlichkeit 
muß jedoch bedeuten, daß einmal 
gefaßte Beschlüsse auch eingehalten 
und umgesetzt werden. Diskussio- 
nen, die nie beendet werden, lähmen 
und schwächen jede linke Organisati- 
on. Erweisen sich einmal gefaßte Be- 
schlüsse als nicht praxistauglich, so 
werden sie modifiziert. Integraler Be- 
standteil der Verwirklichung des Prin- 
zips von Einheitlichkeit und Verbind- 
lichkeit ist deshalb die ständige Be- 
schlußkontrolle, d. h. eine intensive 
gemeinsame Auswertung (Anwen- 
dung von Kritik und Selbstkritik) der 
Beschlüsse und Aktionen mit dem 
Ziel, eine weitere Planung im Kollektiv 
möglich zu machen. 

Zum Problem werden die Prinzipi- 
en allerdings dann, wenn sie isoliert 
benutzt oder gegeneinander in Stel- 
lung gebracht werden. Und das war 
Ende der 80er Jahre im SHB (nicht nur 
auf Bundesebene) mehr die Regel als 
die Ausnahme. 

Das Phänomen SHB Bochum 
Der Sozialistische Hochschulbund Bo- 
chum besteht als parteiunabhängige 
links-sozialdemokratische Studieren- 
denorganisation seit 30 Jahren. Das 
dürfte in der jüngeren Geschichte lin- 
ker bundesdeutscher Hochschulorga- 
nisationen einzigartig sein. Seit jetzt 
1 1  Jahren stellt der SHB Bochum die 
personell und bei Wahlen mit Abstand 
stärkste Kraft an einer der größten 
deutschen Universitäten und führt seit 
April 1988 ununterbrochen den Allge- 
meinen Studierenden Ausschuß 
(AStA) der Ruhr-Universität. 

Daß dem SHB Bochum der Weg 
des Untergangs erspart blieb, findet 
seine Erklärung darin, daß sich die 
Gruppe ab etwa Mitte der 80er Jahre 
mehr und mehr von der dogmatisch 
versteinerten Lesart des Marxismus ei- 
ner Verbandsmehrheit auf Bundesebe- 
ne verabschiedete und gleichzeitig 

seine Gruppenstruktur festigte, 
sich der Eigenständigkeit gegen- 
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Vollbeschäftigung 

u m  hi? ,,SXL<: bie einen meinten bie SXeborution, bie anber~n 
bic Eaorution erfülle fo redjt bal bOn 9Iiarg cntbedtc Qefeb 
unb um bicfei? 92 ijuben fidj in 3aijrjcijntcn bic feinbIicStln 
Brüber in Nt t ragi fer  Q3eiic gcfirittcn. Unb bodj fjatte 
a [ l e g  in M a r ~ .  feincn Ginn unb feine Pogif; allfl Beiciibe 
@at fcincn Ginn, bic aIl& 6cbcfenc 3u feincr seit h n  fcincn 
ijattc. S t t c  22iar~ hm, hia.3 ijunhrtfa4 in b-cr Qefdjidjte 
hiar, b4r ( f l ~ b o ~ ~ f i 0 I t  i m  eigcntIi&n Ginn, bcr „mit ioilb 
mcijcn+m SodcnFyar unb cberncn 9 n h k n  an ben gÜgcnir 
bcn Ginn abgcfDroQn, 50 müre fe~nc ganje ?3ijiloiopbic io 
eine iaäficriqc Rraftbrüb geborben, mit bic jcncr, bie hl 
gcfdj i&t l id jc '~ i~i jcn  a ~ f  bcn 'BcifdjIaf i m  fÜrftfic$en -C= 
bctt obcr auf bcn 2ibIerblid fjcrab botn ~cIbijerrnijugcI 3urudn 
fiibrcn. 3n  %irTit+fcit finb beibe cinl: bic Geic@mäfjigEeit 
ift ba6? Emefen, bic Xcb0hti0n aber iit Wc Sorm, in bcr baG 
Ecicij fidj Qclhing wrfcfjafft. 9ic (ScfcfJc ber dleFtri3itÜt - 
bcfannt obcr unbefannt -. iaaitcn in unocrbrÜdjli&a @fep 
mäbigicit über bcr Erbe, abcr 3 I t f  unb 9ontrcr iinb k e  
sorm, in ber fic iidj äußern, mit iijrcm 8djabcn unb mit 
tbrcr Erquidung. 

(rnar~ bat bic Pcbrc k c i t l  im Rommuniftiidjen 92bniicit 
iiui hi? 6cfCr,cijcn übertragcn. 9ic biirgerli+c 05cicIIid)aft 
cntiüidcit bic mcnf+li@n ~robuft iafräftc in4 Ungcmcifcnc, 
,,bat in iijrcr Euum ijunbertiabrigcn Rlaffenijerridju~t maficn= 
ijaftcrc unb Foio~ialcrc ~~robuftionSfräftc gc[cijaiicn als alle 
bcrgangcncn Ckncrationcn ~ [ a m m c n .  Untcrjo$ung bcr %tut= 
Fräftc, TIIafdjincric, Ilnkmnbung 8er 6ij:mic auf 3nbuitrie unb 
%dcrbau, 9am~ifCr,iifaijrf, @ijenba$ncn, cfcffriidjc scicgra- 
pijic, Urbasmadjiing gon3cr ?IklttciIc, B$$iiharrn~c$ung ber 
st f i f fc ,  ganjc, aui3 bcm %oben ~crborgcftanip~tc L'3coolfcrungcn1' 
mic bat bcr 2Eanii, b-cr bat3 bor 80 3abrcn icijrich, nüdjtcrne 
Brfcnntnil mit pro~hctijCr,cr ?3iiion bcrhunbcn. U i ~ b  bialcftii4 
faij cr bic QcqcnfrUitc. „9ic Boi~rgcoific bat nidjt nur bie 
.rCaifcn gcidjtficn, bic ibr bcn 50b brinqen, fic bz~t audj bic 
Qiänncr gcidjaiicn, bie bicic CfCaficn iübren mcrbcn - bic 
nrobcrncn arbcitcr, bic -ifrolctaricr." ,;2Xit bcr Bntiaidluttg 
bcr Snbüittic bcrmcbr: fi* nidjt nur ba8 ~rolctariat, cg hiirb 
in grnbcrcn I!iaiicn ~~~i~nrtnc~igcbrängt,  cJ füblt f i d j  mcbr-" 
3n  bicjcn Ccitinotiacn- ijt bie Ccbrc bcS S?ornmuiiiitifdjcn 
CIiaiiifeitcG, bcr i2riaryildniil8 3ufammcngefabt. 

Sat ijier I2iar~ bic propijetif4c 9iiion bcrlaffcn, barb 
bier cr 3um Tijantaftcn? 9 ic  gragc iit fo oft in bjcfen 
3abrcn ünb 3aSr3cijnicn angcidjnittcn morbcn Übcr 10 biclcn 
XüdfälIcn, bic Sic Xrbcitcr, io bicr~n %Übfdjiägcn, bie bic 
%chicgung crlittcii. mar8 i j ~ t  audj bieic gcfcijcir, in ifjrcr 
%cbeutung irnb (>iotu>cnbigfcit crfatint. Unb iacnn ntandjc 
Gcgncr triumpijicrcn, io m3djlcii iai: bic ciiic 6cgcnfragc 
itcllcn: b o  in bcr @cfdjidjtc iif & acmcicn. bzk ciii armer. 
barhiirbcr &ic[)rtcr, irgcnbhio in Gin; 3&iamnkrcr, ein arm; 
fcligcd 23roidjÜrcfyn ic$ricb, baG bclitc nadj adjtjig 3oijrcn: 
cinc %clt nrit rcincn Btbaiikn criüllt hat Fo [ehr. ban aut 
bcm Erbball iajt fcin '.Urolctarier &ehr iit .  Bcr 'i&c (hiunb; 
k,cbanfcn nic$t Iennf? 90 taar cg, bat cin arrnfctigcr ~jribciit 
eincn Oc$Iadjtrui cntfanbtc, bcr nadj adjt3ig Sabrcn nidjt 
tiodj, ionbcrn iinmcr micbcr bic Scrridjcnbcn in G3~rcifeii fc!jti> 
Gcrt ud~f3ig 3aIjrcn iit biciel sudj  gcidjricbcn: icit nciinunb= 
iiebjig itcl~cn alle ir\cnolutioncn in fcincin 3ci&cn. 3it bna 
Sitcrutur obcr iit bnG %t? Qrogc Ontbcbcr unb briinbcr, 
gcioib, bat bic -XcIt gcichcn, ?5clttcilc unb Tiiturfräitc 
inurbcii cntbcGt unb bamrt h'r beftcbcnbc 5I'nIturfrcrs gcäiibcrt: 
Sar[ 11iarr abcr ,bat bog Qcictj bc: ittcnfdjIid>cn @cidjcijcni3 
ciitbcdt unb batirrt bcn 927cnfdwn Born T5:icn ;um hcrrcn 
icinca &cidjic'cZ ctSubcn. 9 a e  iit C@. mag' bic" %eb&rtuna 
jcncs 23iidjlciti~ oon aor a4t3ig 3abrcn auicmadjt unb ba2 
iijm in k r  6cia)idjtc bcl mcnfdjlic$m 6ciftcic eiric BtcIIc 
$bt, bic io hicnig mcggebadjt berbcn fann, inic & miigii6 
ilt, biz VoIc bon bcr &rbc hicgjubcnfcn. 

Sendet 

neu bestimmen 

- Wege aus der Jobkrise - 
I 

Tagung des Europäischen Aufrufs 
für Vollbeschäftigung 

Berlin, 9. und 10. Mai 1998, Tagungs- 
zentrum Haus am Köllnischen Park 

Samstag, 9. Mai 1998: 

12 - 13 Uhr: Eröffnung 

13.30 - 15 Uhr: Impulsreferate: 

Ein neues Leitbild der Vollbeschäftigung (Dr 
Werner Krämer, Sozialethiker, PD Universitä, 
Dortmund) 
Beschäftigungspolitik in europ. Perspektive - 
Aufgaben und Instrumente (Ken Coates MdEF 
Brüssel) 

Arbeitszeitverkürzung und doppelte Umver 
teilung (Dr. lngrid Kurz-Scherf, Universitä 
Marburg) 

15.30 - 19.00: Foren 

Forum plätze? I: Der Euro kommt - gehen die Arbeits 

Forum 2: Weniger arbeiten, gerecht teilen, bes 
ser leben 

Forum 3: Nachhaltigkeit schafft neue Arbeit 

Forum 4: Solidarität statt Ausgrenzung 

19.30 - 21.00 Uhr: Diskussion: Wir können auci 
anders! - Unsere Wege aus der lobkrise . 

mit Vertreterlnnen aus Kirchen, Gewerkschaften, EI 
werbslosenverbänden, Wissenschaft und Parteien 

Sonntag, 10. Mai 1998 

70 - 12 Uhr: Beratung über Berliner Thesen zu 
den Anforderungen an eine deutsche Beschäfti- 
gungspolitik mit europäischer Dimension; mil 
Frieder 0. Wolf MdEP, Berlin 

4usführliches Tagungsprogramm u n d  Anmeldung bei: 
=rank Schmidt, Gewerkschaft Holz und Kunststoff, Sonnenstr. 10; 
10227 Düsseldorf, Tel.: 02 1 1 - 77 03 2 10 , Fax: 02 1 1-77 03 2 10 
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SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT JUGEND - INTELLEKTUELLE - SPD 

über dem MSB-Spartakus noch stärker 
bewußt wurde und diese entspre- 
chend hervorhob, 

seine eigenständige Rolle in der so- 
zialdemokratischen Bewegung formu- 
lierte und parallel dazu ein offenes 
(nicht nur taktisch bestimmtes) Listen- 
konzept für die Studierenden-Parla- 
ments-Wahlen und die Fachschaftsar- 
beit entwickelte ("TuWas!") und 

ein Politikkonzept vorantrieb, das 
lnteressenvertretung, AStA- und Fach- 
schaftsarbeit nicht als eine administra- 
tive, an den Studentinnen und Stu- 
denten vorbeigehende Politik ver- 
stand. 

Der Bochumer SHB hat recht früh 
begriffen: Wer unter den Bedingun- 
gen einer Rechtsregierung die Studie- 
renden mittelfristig von linken Politik- 
konzeptionen überzeugen will, muß in 
allererster Linie deren Interessen auf- 
greifen, sie in den Strukturen der Ver- 
faßten Studierendenschaft und dar- 
über hinaus artikulieren und niedrig- 
schwellige Angebote des Mitmachens 
offerieren. 

Vor diesem Hintergrund wurde seit 
1986 in verschiedenen Etappen eine 
neue Konzeption der Anbindung akti- 
ver Studentinnen und Studenten an 
den SHB entwickelt. Dabei ist der SHB 
- bis auf den heutigen Tag - das orga- 
nisierende und orientierende Zentrum 
dieser breit angelegten Bündnisliste. 
Das Konzept von "TuWas!" ist weit 
mehr als eine kurzfristige Listenverbin- 
dung für Wahlen zum Studierenden- 
Parlament. Sie stellt vielmehr das An- 
gebot des SHB an alle Studentinnen 
und Studenten dar, sich mit ihren Be- 
dürfnissen und Ansprüchen an eine 
demokratische, emanzipatorische und 
linke Politik entsprechende Hand- 
lungsfelder an der Hochschule zu er- 
schließen. 

Keine Frage: Die Umwälzungen in 
Ost- und Mitteleuropa, die Auswir- 
kungen der neuen industriellen Revo- 
lution auf dieTechnologie und die ge- 
sellschaftlichen Beziehungen der 
Menschen haben auch im SHB Bo- 
chum tiefe Spuren hinterlassen. Sie 
haben zu Verirrungen, Fehleinschät- 
zungen und Rückschlägen geführt. 
Auch heute ist der SHB Bochum keine 
heile Welt und keine Insel der Glück- 
seligen. Auch war in einzelnen Pha- 
sen der 90er Jahre das Überleben als 
sozialistischer, parteiunabhängiger 
Verband gefährdet. Wie in zahlrei- 
chen anderen linken Gruppen fanden 
auch hier Anfang der 90er Jahre lang- 
wierige Selbstverständnis-Diskussio- 
nen statt, und nicht nur einmal stand 
die Gruppe mit ihrer ''Tuwas!''-Liste 

in der Versuchung, ein Sammelbek- 
ken für alles und jedes zu werden. 
Aber diese Wege waren nicht ge- 
kennzeichnet von jener postmoder- 
nen politischen Beliebigkeit und je- 
nem willfährigen Abschied vom Prin- 
zipiellen, der die deutsche Hochschul- 
Linke und mit ihr dieJuso-Hochschul- 
gruppen in die Bedeutungslosigkeit 
führten. 

bindliche, organisierte linke Politik 
nicht mehr zu gewinnen sei. Die Tu- 

Einzelpreis 20 Pm, 

olif 
Was!-Liste hat mit dem SHB einen or- 
ganisatorischen Kern, der sich auf die 
fortschrittliche Sozialdemokratie be- 
zieht. Dieser Kern ist, wie die Liste 
selbst, parteiunabhängig und versteht 
sich als Teil der sozialdemokratischen 
Bewegung. Die Tuwas!-Liste ist der 
parteiübergreifende Zusammenhang 
aktiver linker Studierender. Diese Or- 
aansationsform ist Modell für eine Das Projekt Sozialismus 
J 

mehrheitsfähige Plattform. In den Nach einem längeren Diskurs gab sich 
der SHB Bochum im Frühjahr 1996 
eine neue Grundsatzerklärung. Die 

Strukturen der Verfaßten Studieren- 
denschaft und darüber hinaus. Die Tu- 
Was!-Liste steht politisch an der darin enthaltenen Einschätzungen 

dürften auch und gerade für eine 
links-sozialdemokratische/sozialisti- 
sche Arbeit an den Hochschulen dis- 

Schnittstelle zwischen linker Sozialde- 
mokratie, fortschrittlichem grün-alter- 
nativen Spektrum und unabhängigen Jenseits vieler 

aktueller Denkmo- 
den wird die Linke 
wieder begreifen 
müssen: Will 
fortschrittliche 
Hochschulpolitik 
wieder handlungs- 
und i m  Wortsinne 
politikfähig werden, 
dann wird sie auch 
die Organisationsfra- 
ge beantworten 
müssen. 

kussionswürdig sein. Die Erklärung 
geht davon aus, daß die sozialistische 
Linke nicht abzuschwören braucht. 

Sozialistlnnen. Erst aufgrund der Par- 
teiunabhängigkeit ist TuWas! in der 
Lage, große Teile der studentischen 

monatli@er '2Einbeitbe3uglpreie hir üinjeIbcjtc$er R'IIL1.-, unter 3%-eujbanb unb na@ Deitcrrei@ <X2tZ.1.25, hir ba3 IMImrb R ~ z z . 2 ,  für Rcbamonen W'IIL5.- 
'Beiteaungm nebmm iämtli@e <4oitanFtaltm entgegen Bernivr.: Qltoabit 6.918. Voiti&edfonto: ITnternationaIe Ilerlaa8anitaU Q.m. b. B.  FLIerIin 87. mr. 99512 

Sie darf vielmehr den Traum einer ge- Linken zu formieren. 
Die Arbeit der Gruppe ist Beleg 

dafür, daß parteiunabhängige, links- 
sozialdemokratische Hochschulpolitik 

rechteren Gesellschaft, mit dem Marx 
die Welt konfrontiert hat, nicht ver- 
drängen. Und sie darf ihr intellektuel- 
les Instrumentarium nicht wegwer- 
fen. Aber sie muß es natürlich über- 
prüfen. Wörtlich heißt es in der 

"nichts von gestern" ist. Sie ist ein 
reales Lehrbeispiel für die notwendige 
Neuformierung der organisierten, de- 

gum &eSurtltag bel Rommuniftildyen TZanifefte3. 
S o n  v a u l  Q e b i .  

9er 'Liorgang b4d genialen Bdjajfenl ijt in ber Citeratur Binn unb 23crftanb gegeben unb bat aird bem Chuiilnbiültigen 
bielfadj bargeitcltt borben; 9Ziehfdje bat eine plaitijdje -Tor= iwr menf4licSfn @ci@idjtc ein E i  n j i g e d gemacht tton 
itellung hbon  gegeben. B i e m n b  aber b t  bobl jo iinntallig, .ooIlenbeter wrmonie, ju f@ucn, 
Elar unb ttollfommen gL3 geidjilkri, iaie ber geniale 6ebaitfe 
geboren birb, aIB bie al!en Oiriedjcn in  iijrer Gage, bah VallaB <?Sie alled jic!j 3um Csian;en mebt, 
Utijtine, bie gÖttIidje 'TDeiShcit, bem N u ~ t e  beed 23a:eri; 3eils eins in k m  anbern toirit unb lebt! 
entjprungen {er in boller Qüitung, ala nidjt meijr t~adjfmhe3 .?Sie fjimrnel~fräfte auf unb nieber itoigen 
Ca3eien,,fonbern all feienbcs". CTZTilr; bat in fettiem 9ebenlbcrE unb fi(S bie golbncn Birncr reidjen! 
Uncnblic$eed unb Un~rgÜng[i&ed gelciitet, bat baia ioiijen= marr_' %irflidjFci!dfirtn @erbot iijm, bie Erfenritnis aitf 
fdjaitlidje %Üit3eug ge cben für bie gr3Ete jo3iale 'Bebegi~ng, bad gejrorenc (-Sefdjcijen, auf  bie 6efdjidjte, anjube!iben. dr 
bie bie "Ibltgejdjicijte fennt, ijat bie %rbciter[@aft ber 9än>er iit nidjt lum @idjiQtdprojejfor gemorben unb hat begannen, 
ber %klt getebrt, e i n e  Bpra&je 3u fpredjen unb b ~ d )  lp t  aite jener ErEcnntrriG praftijdje $oIgerungcn für bie Cwgcn= 
feincl feiner 'ZUerfe bad errei@t, bml baed Rommuniitij-$je murt unb 3utunft ~u jirijen. %r iijm ioie für bic 9er= 
127anifeit gab unb bracijte. 9enn aIIel, bad banadj, audj Don gangcnbeit, jo iiir btc Gegcnkrart ber Rampf ber Rlafien bal 
m a r ~  unb BngeI8, gefdjrieben iaurbe, bar nur betaillierte io i r E l i dj C (Cjcfüjcben itnb gatt iijm ni4t bic %erbrämutig 
Iluedfüijrung beifen, bag bad Rommuniitiidje 9nanijeft in ald bar3 Qkien, jo bar ber ineitere @ritt, \Beien unb Gein 
groben Umriffen entijielt: bad Rommunijti[djc 92ianijejt aber bcr (Sejellf&ft j i l  entbeden, in ber er lebte. 3n großen 
itieg auB bem 9irnfcI menidjIi4en '3enfenG ijerbor bie bie 3Ügen bicberum, aber ai16 ijicrin bid ijeute unangefodjten, 
Feucrfüule bei 'rcldjt. bat er 3 ~ ~ 3  'TDcien ber bürqerlidjcn (Sefcllidpit bargeleqt: iijre 

Grundsatzerklärung: "Unsere Vorstel- 
lung einer gerechten und humanen 
Gesellschaft drückt sich aus im Projekt 

mokratischen Linken an den Hoch- 
schulen der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Es wäre für andere Hochschulen 

Sozialismus." Dabei orientiert sich der wie für die Uni Bochum sinnvoll und 
SHB Bochum nicht an endgültigen 
und für alle maßgeblichen Modellen: 
"Wir können und wir wollen nicht 

hilfreich, wenn es zu ähnlichen Pro- 
jekten auch anderenorts kommen 
würde. Ob diese Projekte dann den 

den ausbuchstabierten Entwurf des 
Sozialismus liefern. Wir können das 
Projekt Sozialismus aber beschreiben: 

Namen SHB tragen, scheint von nach- 
geordneter Bedeutung. Aber über die 
inhaltliche Ausrichtung und die Prin- 

Der Sozialismus ist für uns der Inbe- z i ~ i e n  eines solchen Projekts dürfte 
griff einer humanen und sozialen Ge- 
sellschaftsform, die die Bedingungen 

eine Reflexion auch in der linken Sozi- 
aldemokratie nicht schaden. Jenseits 
vieler aktueller Denkmoden wird die schafft für emanzipierte Lebensfor- 

men. Wichtiges Element des Sozialis- 
mus ist eine ökologische, demokrati- 
sche und soziale Kontrolle der Pro- 
duktion." 

Linke wieder begreifen müssen: Will 
fortschrittliche Hochschulpolitik wie- 
der handlungs- und im Wortsinne po- 

%arg twr fein Erfinber, er tuar Enthder: h B  bat 
er fetbjt betont. „sie Oiefdjic$te aIIer bilberigen Geie[lj&ait 
ift bic 6cfdjicf)te bon Rlaijenfämpfen": bicjer Rarbinaliat, 
ben (marz bcm Rommuniitifdjen *VianiFeit boranf*idte, motltc 
ja ni6M anhre8, aM ein toirEenbed Geie$ im menfdjlidjen 
Qeidjeijen aufkcfen unb aui eine zormel bringen. Seute. ba 
bag 6eiei3 fo formuliert iit, ijt ed ein leidjtee, !ein \ri4irfen 
nadj3umeiien; tue[* ie[tfumcit %ei3 bietet ed aber @ittc, bic 
(Sefc$idjibfdjreibung ber Dergilngenen Sijrijunberte unb 3aIjr= 
taufenbe 3u Überlefen unter bem Gefi6tlpunft bed ni4t ents 
bcdten QeietJe4. &it 'XriffoteleS unb Sijuigbibel gibt e l  
feinen groFcn Gtaatglleijrer ober Qefdjic$tljdjreiber, ber fein 
%irten ni& gefühlt, ja frlbft geiein hätte: ijeute, ba mir bad 
@eietJ in feiner ~ormuIicrung fjaben, erkllen jid) bie 9unteI= 
Geiten, bie felbit jene Qr~ben  raiien mujten, weil Fe eben &ad 
Wirfen nur faijen, nidjt ba@ Qeleq. 

rcboIiitionierenbe S h i t  gegenüber ttergangerren Ge ic[ l j~ j tB= 
ftjitemen iinb bercn Zlebcrreiten, iijre itarfc dntmidlungls 
fähigfeit in ihrem e i n .  bic Bntioi\fIuitg unb SunEtion igrer 
$ro3uEtion~Fräftc. '2lbcr Iriary Bare fein -Xcbotu:iznär, lori= 
hern ulfenjall~ ein tü@tiger ~~afioiialöfonum gebeien, Bär: 
er babei itchen gcblicben, ba3 bi: bitrgerlidje 6eielljdytft be- 
ijerridjt. „SÜr iijn iit nodj ttor aIIem midjfig &B &je$ iijrer 
'Lieränberi~ng, ihrer (c;ntbidlung, baz hibt  ber Uebergang alt8 
einer 3orm in Sie anbere, aud einer Orbrrung &L%' 3uiummeit- 
bngd in eine anbere", !@rieb ein tiejbtidenber gritifer im 
Saijrc 1872. 

ZÜr biejen itrengen Eogifer bar bie 9ialeFtif bie 9en f=  
form, in ber er bad Gcieijcnbe erfajt. CUuB einer p$ilo= 
fophifdjen 'Eobe marb jie in feinem (Seljirn ein Gdjbert, 
„bei[ jie in k m  poiitieen 'LierjtänbitiS ber3 Wjteijenben 3u- 
qleidj au* bal 93crifänbnib feiner %eqation. ferne3 not= 

litikfähig werden, dann wird sie auch 
Bemerkenswert scheint uns auch, 

daß gerade die jungen SHBlerlnnen, 
die Organisationsfrage beantworten 
müssen. In einem solchen Überle- 

die nichts anderes kennengelernt ha- gungsprozeß wird schnell deutlich, 
daß sich der Widerstand gegen neoli- 
berale Politik und das Eintreten für ei- 
nen Politikwechsel, für Demokratie 

ben als Kohl und die Rechtsregierung, 
und die erst nach 89/90 politisch so- 
zialisiert wurden, gerade für die Orga- 
nisationsprinzipien des SHB offen sind 
und sie als wichtige Ursache für ihre 
Politikfähigkeit begreifen. Einheitlich- 
keit, Verbindlichkeit und Kollektivität 

und Emanzipation nicht in diffusen 
Zusammenhängen und schon gar 
nicht ausschließlich in linken Parteien 
realisieren lassen. Linke Politik, ob an Gcnbigen Untergange3 eini*iießt, ' e h  gGmorDene 3orm im marz  !%t bie @f6i&tgidjreihng rationalifkrf. C J [ ~ ~ ~ ~  '13eioequng, alio auc$ na$ ihrer üngli6en Gitc 

bar jie in %ijrtaufenben! Ein &@irr Bon ~ufälligfciten „ifa . . .„ gür ihn mr fein Gt)item, au,$ nidjt Me bitr unb CJafalit.ten- bud>Ln bei IVanif* Erbfo[geitrtit ger[i$ Qeie~[i@jt, auiälligfpit im Enrjtehen Iinb aud 
unb bir sltadjfolge in ($fette, . - E  unb FbeMberg auf 3~ gea 
ic$idjtfi&jer 9 k u t u n g .  mal im Bett ernea Türiten gei<fab, $ ~ r $ ~ ~ ~ k ~ ~ e r , 6 f ~ $ $ ~ ~ g \ e { ~ i j ~ e $ ~ t l ~ ~ ~ ~ i o ~ $ ~  bar Don gro erer Bebeutung a[@ bte Bnthdung Umerrfae 
bie Li maia iit hrute nodi beitimmenbere; i&r, io bie ticie WeiGheit hl &@B ernpbnbcn: natvia non 
%deutung =[i; bie 6rfinbung bed wiebpu[berd. Der Rampf. facit saltus - bie aatur macf)t feine BPrcnge- 
ber Rlafpn aled h r  grobe, ijinter ben (F>ejd$cijni@n fteijettbe U u l  biefer gan3 eigentlidj mar$ffifdjen TDeiBSeif jinb 
gefehmäbige 93orgung mit k t  ber (E>efdjic$teidjreibung eogil, nun ireilidj einige 3rrtümer entitanben Der berÜ3mte Btreit 

sind keine Dogmen, die zur Hierachi- 
sierung führen, sondern Prinzipien, die 

der Uni oder anderswo, Iäßt sich nicht 
ohne die Organisations- und Macht- 
fraae diskutieren. Wer das nicht be- handlungsfähige, emanzipative und 

< 

greift, wird bei den Herren Henkel, 
Cromme und Co. noch manches ler- 
nen müssen. Und in diesem Zusam- 

sozialistische Politik erst möglich ma- 
chen oder zumindest erleichtern. 

Der SHB Bochum und dieTuWas!- 
Listean der Ruhr-Universität haben die 
Legende widerlegt, daß die heutige 
Studierendengeneration für eine ver- 

menhang sei daran erinnert, daß ne- 
ben den neuen Fragen auch manch 
alte noch nicht ganz gelöst ist. S ~ W  
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STAAT UND DEMOKRATIE 

Fnto. Chrictian Kiel (Me~rbusch) 

SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT 

Das Nachtgesicht 
des Neoliberalismus 
Konturen einer neuen ,,Sicherheitsgesellschaft" 

von Ralf Hansen * 

1. ,,Zero Tolerance" u n d  ,,Innere 
Sicherheit" 

D ie deutsche Aufarbeitung der 
US-amerikanischen ,,Zero To- 
1erance"-Strategie trifft auf ei- 

nen konservativen Diskurs, der von ei- 
ner Renaissance der Repressionsstra- 
tegien geprägt ist1. Sie bezeichnet 

Unter diesen 
Bedingungen beruht 

die Möglichkeit 
,,Innerer Sicherheit" 

allein auf der 
abschreckenden 

Wirkung sanktions- 
bewehrter Rechts- 
normen und ihrer 

präventiven Durch- 
setzung zur Kom- 

pensation eines 
allgemeinen 

,, Werteverfalls" 

eine Strategie zur Herstellung ,,Inne- 
rer Sicherheit", die Normverstöße 
jeglicher Art mit gleicher Intensität 
ahnden will. Jeder Normverstoß wird 
als Eintritt in die Drehscheibe der Kri- 
minalität betrachtet. Die gegenwärti- 
ge Entwicklung wird als Folge einer li- 
beralistischen Entwicklung, insbeson- 
dere nach „68" betrachtet, deren 
Produkt eine allgemeine Auflösung 
der gesellschaftlichen ,,Moral" sein 
soll. Integrierende moralische „Tu- 
genden" seien nicht mehr vorhanden 
und sollen durch physisch durchsetz- 
baren rechtlichen Zwang ersetzt wer- 
denz. Als Folge werden um sich grei- 
fende Verwahrlosungsprozesse gan- 
zer gesellschaftlicher Lebensbereiche 
unter Verlust des ,,öffentlichen Rau- 
mes" konstatiert. den es wiederzuge- 
winnen gilt3. Die ,,ontologische Unsi- 
cherheit" ist danach durch die zivilisa- 
torische Entfesselung eines allgemei- 
nen, analytisch nicht faßbaren ,,Bö- 
sen" gekennzeichnet. Unter diesen 
Bedingungen beruht die Möglichkeit 
,,innerer Sicherheit" allein auf der ab- 
schreckenden Wirkung sanktionsbe- 
wehrter Rechtsnormen und ihrer prä- 
ventiven Durchsetzung zur Kompen- 
sation eines allgemeinen ,,Wertever- 

,,Zero Tolerance" ist angesichts des 
Grundgesetzes (GG) in Deutschland 
(noch) nicht praktizierbar. Die Her- 
stellung ,,innerer Sicherheit" wird je- 
doch mit entsprechenden Modifika- 
tionen zunehmend unter Anlehnung 
an dieses neoliberale Konzept organi- 

* Ralf Hansen, Düsseldod, studiert Jura mit Schwerpunkt Europarecht an 
der Universität Köln, Mitglied der SPD 

siert, dessen Funktion es sein soll, den 
Zustand des Bürgerkrieges als dem 
Naturzustand gesellschaftlicher Be- 
ziehungen effektiv zu verhindern. Mit  
diesem Diskurs erfolgt ein ,,neoklassi- 
scher" Anschluß an frühmoderne 
Straf- und Gefahrenabwehrkonzepte, 
getragen von der Absicht einen neu- 
en Gesellschaftsvertrag zur Errich- 
tung eines spätmodernen „Le- 
viathan" zu ermöglichen, in dem die 
bürgerlichen Freiheiten in einem Sy- 
stem ,,kollektiver innerer Sicherheit" 
aufgehen. 

2.  Von der ,,öffentlichenu zur 
,,inneren Sicherheit" 
Perspektivisch hat sich seit dem 
,,Herbst '77" längst ein Paradigmen- 
wechsel von der Herstellung ,,öffent- 
licher Sicherheit" zur ,,Inneren Sicher- 
heit" vollzogen, deren Durchsetzung 
im Vollzug der neoliberalen Deregu- 
lierungs- und Privatisierungsmaximen 
nicht mehr in jeder Hinsicht als Wahr- 
nehmung staatlicher Aufgaben in 
Konkretisierung des Gewaltmonopols 
angesehen wird, sondern als gesell- 
schaftliche Aufgabe definiert wird5. 
Im Gegensatz zum Rechtsbegriff der 
,,öffentlichen Sicherheit'' umfaßt der 
politische Begriff der ,,Inneren Sicher- 
heit" die ständige Bereitschaft aller Si- 
cherheitsorganisationen (auch der 
Privaten) zur Abwendung von „Si- 
cherheitsrisiken" nach Maßgabe ei- 
ner politisch definierten ,,Normalla- 
ge". ,,Innere Sicherheit" als Verspre- 
chen verlangt umfassende Präventi- 
ons- und Vorsorgeorganisation6 und 
wird zum Äquivalent der „ä'ußeren Si- 
cherheit". Als kollektives ,,Grund- 
recht" schränkt es Individualgrund- 
rechte ein. Diese Konstruktion zwingt 

zu einem Umbau des grundgesetzli- 
chen Wertsystems, das bisher von ei- 
nem Vorrang der Grundrechte insbe- 
sondere aufgrund von Art. 1 Abs.3 
GG geprägt ist und ein explizites 
Grundrecht auf Sicherheit nicht 
kennt. Das Grundgesetz geht von der 
Annahme aus, daß die Ausübung 
gleicher Freiheiten auf der Herstel- 
lung öffentlicher Sicherheit als Staats- 
ziel beruhen. 

3. Ein neoliberales Verständnis 
,,Innerer Sicherheit" 
Dieser Politikansatz geht davon aus, 
daß eine Gesellschaft, in der die 
Angst vor Straftaten das Lebensge- 
fühl jedes einzelnen beherrscht, nicht 
wirklich frei ist7. So verstandene Si- 
cherheit wird unter der Geltung des 
GG zu einem Mythos, der die Brücke 
zu neurechten Konzepten schlägts, 
deren Intentionen darauf beruhen 
eine national Rechtsgemeinschaft 
herzustellen, in dem jedem ,.Mit- 
glied" durch genau umrissene Pflich- 
ten sein Lebenskreis zugewiesen ist. 
Nicht mehr der Bürger steht im Mit- 
telpunkt der Verfassung, sondern die 
Sicherheit des ,,Kollektivs", demge- 
genüber der Einzelne die Wahrneh- 
mung von lndividualrechten zu be- 
gründen hätte. Dem ,,I 989" wegge- 
fallenen äußeren ,,Feindv entspricht 
das gesellschaftliche ,,Böse" als dem 
Feind im Innereng. Diese Politikansät- 
ze versuchen durch symbolische Poli- 
tik von gesellschaftlichen Verände- 
rungen abzulenken, deren politische 
Steuerung mit neoliberalen Konzep- 
ten nicht gelungen ist. Der kaum be- 
streitbare Zusammenhang zwischen 
Pauperisierung und Kriminalität wird 
weitgehend ignoriert. 

D er Schwerpunkt dieses spw-Heftes verbindet Beiträge 
zur Diskussion um die Neubestimmung einer sozialis- 

tischen, über den national und im Weltmaßstab mehr 
denn je dominierenden Kapitalismus hinausweisenden, Per- 
spektive linker Politik mit Texten zur Tradition unserer Zeitschrift. 
Das hat natürlich den Anlaß, daß es sich um Ausgabe Nr. 100 
der spw - Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft - 
handelt. 

Im Editorial des ersten Heftes der spw, das im Oktober 
1978 erschien, wurdeausdrücklich auf die gleichnamigezeit- 
Schrift ,,Sozialistische Politik und Wirtschaft" Bezug genom- 
men, die Paul Leviin den Jahren 1923 bis 1928 herausgab, bis 
sie mit der Zeitschrift ,,Klassenkampf" fusioniert wurde. Diese 
historische SPW hatte nur wenige Seiten, meist 6 oder 8, da- 
für erschien sie jede Woche, zu Beginn sogar zweimal pro 
Woche. Michael Krätke würdigt in seinem Aufsatz ausführlich 
das Leben und Wirken Paul Levis, der als Politiker, Publizist, 
Theoretiker und Anwalt einführender Kopfes der sozialdemo- 
kratischen und sozialistischen Linken in der Weimarer Repu- 
blik war. In einer kaum überschaubaren Menge von Leitarti- 
keln in spw und anderen Texten sowie Reden brachte er seine 
entschieden sozialistische und marxistische Auffassung zu Ge- 
hör. Als Beispiel drucken wir als Faksimile seinen Leitartikel in 
der SPW Nr. 48,2. Dezember 1927, in dem Levi anläßlich des 
bevorstehenden 80. Jahrestags die Bedeutung des von Marx 
und Engels verfaßten Manifests der Kommunistischen Partei 
von 1848 würdigt. Der Text zeigt auch, wie sehr sich seitdem 
Inhalt und Stil der Auseinandersetzung von Sozialistlnnen 
mit diesem Dokument verändert haben. 

Der Heftschwerpunkt ist aber auch und vor allem in der 
Sache begründet:.Während die sozialistische und in hohem 
Maße marxistisch begründete Kritik der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise und bürgerlichen Gesellschaft durch die un- 
übersehbaren Krisenerscheinungen der Gegenwart wieder 
zunehmende Beachtungfindet, wird der Kapitalismusauf der 
anderen Seite doch weitgehend für alternativlos gehalten. Es 
bleibt dann nur der Versuch, im Rahmen der gegebenen Ver- 
hältnisse für sich selbst und die seinen bzw. ihren - im enge- 
ren und weiteren Sinne - das Bestmögliche herauszuholen 
und die gröbsten Katastrophen zu vermeiden oder in Grenzen 
zu halten. Wir halten dagegen an der noch im BerlinerGrund- 
satzprogramm der SPD von 1989 formulierten Erkenntnis 
fest, „daß Reparaturen am Kapitalismus nicht genügen. Eine 
neue Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft ist nötig."' 
Nötig nicht nur, um endlich sozialer Freiheit und Gleichheit 
zum Durchbruch zu verhelfen, sondern auch, weil das Kapital 
seine Krisen nur - partiell und vorübergehend - überwindet. 
indem es zugleich ,,allseitigere und gewaltigere Krisen vorbe- 
reitet und die Mittel, den Krisen vorzubeugen, vermindert", 
wie Marx und Engels im Manifest (mit Blick auf die Wirt- 
schaftskrisen) schreiben. 

Die Frage ist allerdings, wie eine gesellschaftspolitische Al- 
ternative aussehen und wie sie durchsetzbar sein könnte. Die 
sozialistischen und radikalreformerischen Kräfte, die in spw und 
im Rahmen des ,,Crossover"-Prozesses über Reformalternativen 
und Politikwechsel diskutieren, gehen-im Unterschied zu Kräf- 
ten der ,,radikalen Linken" -davon aus, daß eine bloße Kritik 
und abstrakte Negation der bestehenden Verhältnisse es nicht 
bringt. Stattdessen muß gezeigt werden, wie ausgehend von 
den im modernen Kapitalismus entwickelten und sich entwik- 
kelnden gesellschaftlichen Strukturen und Kräften ein sozial- 
ökologischer und international solidarischer Umbau der ökono- 
mischen und sozialen Bedingungen eingeleitet und vorange- 
trieben werden kann, der die Dominanz kapitalistischer Interes- 
Sen zurückdrängt und perspektivisch überwindet. Darum ist 
eine über den jeweils nächsten Wahltermin hinausweisende 
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Diskussion über konzeptionelle und strategi~heGrundorientie 
rungen sozialistischer Politikund Wirtschaft unumgänglich, um 
eine links-sozialistische Position zu fundieren und überzeugend 
begründen zu können. 

Uwe Kremers Beitrag geht Elementen bzw. Potentialen 
,,assoziierter Produktionsweise" nach, die sich noch im Rah- 
men des modernen Kapitalismus herausbilden und Aus- 
gangspunkte sozialistischer Gestaltung sein können. Die 
Chance für die Linke bestünde darin, die ,,Neoindustrialise- 
rung mit dem Projekt des ökolo- 
qischen und sozialen Umbaus ,,ES 1st ihre (der Arbeiterbewegung) hi- 
systematisch zu verbinden''. Da- storische Grunderfahrung, daß Repa- 
für entscheidend sei eine Aus- 
weituna neuer Formen wirt- raturen am Kapitalismus nicht - 
schaftsdemokratischer Einfluß- genügen. Eine neue Ordnung von 
nahme und insbesondere demo- 
kratische Kontrolle des Finanz- 

Wirtschaft und Gesellschaft ist nötig." 

Wesens und gesellschaftlicher In- Berliner Grundsatzprogramm der SPD, 
vestitionsfonds. Anknüpfend an 1989 
diesen Aufsatz sollte m.E. die 
Diskussion weitergeführt werden, ob und unter welchen Be- 
dingungen die beschriebenen Entwicklungen tatsächlich ,,so- 
zialistische Elemente und Potentiale" darstellen und in welcher 
Weise sozialistische Politik daran ansetzen sollte. 

Auch Wolfgang Gehrcke stellt demokratische Eingriffe in 
die Verfügungsgewalt und einen Umbau des gesellschaftli- 
chen Systems der Arbeit in den Mittelpunkt seiner Überlegun- 
gen. Im Unterschied zu Uwe Kremer betrachtet er aber die 
Frage der Verteilung -von ökonomischen Ressourcen, von 
Arbeit, von Lebenschancen - als das zentrale Problem. Damit 
werde auch über die Richtung der Produktivkraftentwicklung 
entschieden. Strategisch setzt er auf eine Stärkung demokra- 
tischer Politik gegenüber Kapitalinteressen und den Versuch, 
durch einen ,,neuen Gesellschaftsvertrag" die Spielräume für 
sozialistische Gestaltung zu erweitern. 

Frigga Haug betont, daß eine sozialistische Perspektive 
über die soziale Frage im entwickelten Kapitalismus hinaus 
auch Antworten auf die internationalen Spaltungen, die 
ökologische Frage und die Unterdrückung der Frauen geben 
müsse. Der Globalisierung des Kapitals und der weltweiten 
neoliberalen Gegenreform müsse eine globale Vernetzung 
des Widerstands der Unterdrückten aller Länder entgegen- 
gesetzt werden. Die neuen Kommunikationsmedien schaf- 
fen dazu die objektiven Möglichkeiten. 

„Die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne die Produk- 
tionsinstrumente, also die Produktionsverhältnisse, also 
sämtlichegesellschaftlichen Verhältnisse-fortwährend zu re- 
volutionieren", um noch einmal das Manifest zu zitieren. 
Wenn es eine Perspektive des Sozialismus im 21. Jahrhundert 
geben soll, müssen Sozialistlnnen Antworten auf die neuen 
Bedingungen und Fragen entwickeln und geben, die sich 
daraus ergeben. Wir werden die Debatte in folgenden Hef- 
ten der spw fortsetzen. spw 

I Vgl. zur Standortbestimrnung der spw das Editorial der Herausgebe- 
rlnnen in Heft 75, 1/94, S. 4ff. 

* Ralf Krämer, Dortmund, Sozialwissenschaftler, spw-Redaktion 
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BONN APART STAAT UND DEMOKRATIE 

Künstliche 
Aufregung 
von Burkhard Winsemann* 

Diejenigen, die die 
Indiskretion von 

unbekannter Stelle 
genutzt haben, u m  

rückwärts in die 
Personaldebatte 

einzusteigen, haben 
die Partei erneut den 

Medien unterwor- 
fen, aus deren 

Umklammerung sie 
sich gerade erst ein 
wenig befreit hatte. 

K napp drei Wochen vor der 
Landtagswahl in Niedersach- 

sen passierte es dann doch: Der 
Burgfriede zwischen Oskar Lafontaine 
und Gerhard Schröder schien gebro- 
chen. Die Berliner Zeitung und die 
Süddeutsche Zeitung (und später alle 
erdenklichen anderen Medien) be- 
richteten über ein Strategiepapier ei- 
niger linker SPD-Abgeordneter und 
befanden, es sei eindeutig gegen Ger- 
hard Schröder gerichtet. 

Einziges Indiz dafür war die Fest- 
stellung, daß es ,,angesichts des welt- 
anschaulichen Querschnitts der Be- 
völkerung folgerichtig (ist)", daß „bei 
der Frage nach dem bevorzugten 
Kandidaten ein hoher Anteil für einen 
konservativeren Sozialdemokraten 
votiert". Dies sei „aber noch lange 
keine Unterstützung, geschweige 
denn Stimme für die SPD". Eine ei- 
gentlich triviale Erkenntnis, für die 
niemand sieben Seiten zu schreiben 
braucht. Tatsächlich ging es auch 
nicht um den Kandidaten, sondern 
um die Notwendigkeit einer inhaltli- 
chen ,,Megabotschaft" für den Bun- 
destagswahlkampf, mit welchem 
Kopf sie dann auch immer verbunden 
werde. 

In dem Strategiepapier wird argu- 
mentiert, Union und Bündnis '901 
Grüne stünden nur für je eine Hälfte 
der Moderne- die Union für die tech- 
nisch-ökonomische, die Grünen für 
die kulturelle. Die SPD müsse sich da- 
gegen als die Partei profilieren, die die 
,,Einheit der Moderne" vertritt und 
wirtschaftliche, soziale und ökologi- 
sche Interessen zusammenführt. Dies 
müsse in einer ,,Megabotschaft" ge- 
bündelt werden, die Orientierung 
gebe, programmatische Identität und 
politische Glaubwürdigkeit vermittele 
und damit einen entpolitisierten Per- 

* Burkhard Winsemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB 
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sonenwahlkampf vermeide. Gegen 
eine starke konservative Öffentlich- 
keit' brauche die SPD mehr als hohe 
Sympathiewerte für ihren Spitzenkan- 
didaten. Vorgeschlagen wird, ,,Nach- 
haltigkeit als soziales Bündnis mit der 
Zukunft (zu) definieren" und so als 
programmatische Leitidee für die SPD 
zu reklamieren. 

Daß das - nicht zur Veröffentli- 
chung bestimmte - Papier solchen 
Wirbel verursacht hat, ist rational 
kaum zu erklären. Über ~ohannes Rau 
wird in der Süddeutschen Zeitung 
vom 27.2.98 berichtet, er begreife 
nicht, daß in der Partei nicht mehr 
über Inhalte gesprochen werden kön- 
ne, ohne unmittelbar auf Personen zu 
kommen. In der Tat: Die Gelegenheit, 
dies als Beitrag zur Personaldebatte 
aufzufassen und sich darüber künst- 
lich aufzuregen, ließen einige sich 
nicht entgehen. Mi t  Schimpf und 
Schande wurde die „Siebenerbander' 
deshalb überzogen, allzuoft von Leu- 
ten, die nur die in der Presse zitierten 
Passagen des Textes kannten. In der 
Fraktion wurden inszenierte Unmuts- 
bekundungen losgelassen, jegliche 
Gegenrede oder sonstige Möglichkeit 
zur Klarstellung dagegen systema- 
tisch unterbunden. 

Hätte die Partei stattdessen mit 
Leidenschaft über das inhaltliche An- 
liegen gestritten, wäre sie endlich ein- 
mal wieder als interessanter Ort der 
politischen Willensbildung wahrge- 
nommen worden. Daß sie diese 
Chance nicht genutzt hat, ist doppelt 
bedauerlich. Einerseits hätte die For- 
derung nach einer Megabotschaft 
eine über die Antwort ,,Gerhard 
Schröder" hinausgehende Debatte 
verdient, ebenso die Frage, ob ,,Nach- 
haltigkeit" und ,,Zukunftsfähigkeit" 
tatsächlich die Begriffe sind, die die 

Megabotschaft der Sozialdemokratie 
ausmachen. Evident ist dies nicht, 
und ohnehin muß eine solche, eher 
abstrakte Botschaft durch eine Debat- 
te mit Leben gefüllt werden. Anderer- 
seits haben diejenigen, die die Indis- 
kretion von unbekannter Stelle ge- 
nutzt haben, um rückwärts in die Per- 
sonaldebatte einzusteigen, die Partei 
erneut den Medien unterworfen, aus 
deren Umklammerung sie sich gerade 
erst ein wenig befreit hatte. 

Wichtiger war großen Teilen der 
Partei aber, vorsorglich eine Art 
Dolchstoßlegende für den Fall zu kon- 
struieren, daß das niedersächsische 
Wahlergebnis hinter den hochge- 
steckten Erwartungen zurückgeblie- 
ben wäre. Vor dem Hintergrund einer 
solchen Drohung muß man es fast 
schon als erfreulich werten, daß die 
Kandidatenfrage in einem völlig un- 
würdigen Schauspiel, nämlich ohne 
jegliche innerparteiliche Debatte ge- 
klärt wurde. Zugleich ist jedoch die 
Partei erneut degradiert worden. Viel- 
leicht ist die SPD so dem Ziel näher 
gekommen, die nächste Bundesregie- 
rung zu stellen. Ob sie sie vor dem 
Hintergrund solcher Selbstentwer- 
tungsstrategien auch führen wird in 
dem Sinne, daß sie einen Politikwech- 
sel gegen absehbare Widerstände 
durchsetzt, steht auf einem anderen 
Blatt. spw 

I Der Einstieg der Wirtschaftsverbände in 
den Wahlkampf der Koalition wird an die- 
ser Stelle zutreffend prognostiziert. 

Die Strukturveränderungen der 
Arbeitsgesellschaft werden als solche 
zwar konstatiert, aber als politisch 
nicht steuerbar betrachtet, ihre indivi- 
duell spürbaren Folgen jedoch als 
Konsequenz überzogenen An- 
spruchsdenkens abgetan. Die gegen- 
wärtige Höhe der Kriminalität wird im 
wesentlichen einerseits als Folge einer 
als naturwüchsig begriffenen ,,Glo- 
balisierung" mit  umfassender Freizü- 
gigkeit verstanden; andererseits im 
Hinblick auf die geopolitische Lage 
Deutschlands und ihrer Anziehungs- 
kraft in den weltweiten Wanderungs- 
bewegungen als repressiv gestaltbar 
angesehen. Entsprechend erfordert 
die Sicherung nach außen eine re- 
striktive Ausländer- und Asylpolitikl0. 
Zur Gegensteuerung im ,,Innerenn 
soll eine politisch definierte ,,öffentli- 
che Ordnung" wieder zum Zentralbe- 
griff werden. 

Die Regierungskoalition hat der 
gesellschaftlichen Entwicklung innen- 
politisch lediglich eine Repressionspo- 
litik entgegengesetzt, ohne ihr sozial- 
politisch entgegenzusteuernl1. Die 
soziale Folge dieser politischen Dysre- 
gulierung ist die Entstehung einer 
neuen Unterklasse, deren Angehöri- 
ge weithin ausgeschlossen von den 
Informations- und Kommunikations- 
strukturen einer ,,globalisierten Le- 
benswelt", zu Modernisierungsverlie- 
rern werden, die nicht mehr Teil der 
Gesellschaft sind und deren anomi- 
sches Handeln repressiv reguliert wer- 
den so1112. Derartige soziale Exklusio- 
nen untergraben gleichzeitig die 
Grundlagen der demokratischen Le- 
gitimation und bereiten den Boden 
für fundamentalistische ,,Alternati- 
ven". Dieses Konzept politischer 
Steuerung ist durch einen Übergang 
politischer Regulationskompetenz 
auf Marktsteuerungsmechanismen 
gekennzeichnet, dem ein Abbau sozi- 
alstaatlicher Regulationen entspricht, 
dessen Folgen durch den Aufbau ei- 
nes Präventionstaates kompensiert 
werden sollen13. Unter diesen Bedin- 
gungen muß dieses Konzept der Her- 
stellung ,,Innerer Sicherheit" als eine 
Strategie der innerstaatlichen Befesti- 
gung der Strukturen des neoliberalen 
Paradigmas und der repressiven Be- 
wältigung ihrer Folgelasten gelesen 
werden. 

Folgerichtig wird den Bürgern 
vorgeworfen, ihre Interessen auf die 
Versteinerung von Besitzständen zu 
richten und einem Vorrang der 
Gleichheitsrechte vor den Freiheits- 
rechten zu huldigen, der im Zeitalter 
der ,,Globalisierung" nicht mehr an- 

gemessen sei und sich als Festklam- 
mern an obsoleten ,,Besitzständen" 
äußere14, deren Abbau auch die Ar- 
beitslosigkeit beseitigen können soll. 
Die Rücknahme der ,,StaatshaftungJ' 
für unterlassene ,,Selbstverantwor- 
tung" soll zu einer Begrenzung sozi- 
alschädlicher Ausübung grundrechtli- 
cher Freiheiten führen. Ungleichheit 
ist demnach der Preis der Freiheit und 
Ausfluß der Selbstverantwortung15. 
Die Deregulierung des Sozialstaates 
soll durch den Abbau von Verkru- 
stungen, der Rücknahme von An- 
spruchsdenken, mehr ,,Eigenverant- 
wortung" und der Auflösung ge- 
wachsener Besitzstände ausgeglichen 

4. Die Tendenz zum ,,Präventi- 
onsstaat" 
Es scheint sich eine Konzeption durch- 
zusetzen, in der prinzipiell jede Hand- 
lung unter dem weiten selektiven 
Blickwinkel umfassender Risikovorsor- 
ge sicherheitsrelevant werden kann. 
Grundrechte haben in diesem Kon- 
zept die Funktion, jene Personen wie- 
der aus dem ,,RasterJ' auszuscheiden, 
bei denen sich Risikoprognosen nicht 
erhärtet haben. Die Grenzen zwischen 
Gefahrenabwehr und repressiven 
Maßnahmen werden zu formalrechtli- 
chen Kompetenzzuweisungen. Der 
sog. ,,Große Lauschangriff" des Art. 
13 GG n. F. (bisher: 5 I I 1 C Strafpro- 
zessordnung: ,,Kleiner Lauschan- 
griff"), dem ein ,,Großer Videoangriff" 
(ohne weitere Verfassungsänderung) 
folgen könnte, hat insoweit Modell- 
charakterI7. Methodisch ist er der Än- 
derung des Art. 16 GG nachgebildet. 
Auf dem Gebiet der Gefahrenabwehr 
ist er längst Realität (s. 55 17, 18 Poli- 
zeigesetz NW). 
Dieses Konzept der ,,Inneren Sicher- 
heit" ist von einer schleichenden Auf- 
weichung der rechtlichen Anforde- 
rungen an den Gefahrenbegriff ge- 
kennzeichnet. Die diesbezügliche 
Grundrechtsausübung wird im we- 
sentlichen zu einem Problem des 
postoperativen Datenschutzes, deren 
Wahrnehmung von einer eher zufälli- 
gen Kenntnisnahmeder Maßnahmen 
abhängt, sofern kein Zugriff erfolgt. 
Der Präventivbereich zeichnet sich 
durch relativ geringe Rechtsschutz- 
möglichkeiten aus. Konsequenterwei- 
se wird inzwischen gefordert, daß die 
Justiz bei der Rechtsanwendung von 
der grundgesetzlich geforderten Be- 
urteilung von Einzelfällen zu einer 
kollektivbezogenen Folgenabschät- 
zung und zu einer typisierten Rechts- 
anwendung übergehen sollt8. 

Der Tendenz zum Präventionsstaat 
entspricht auch eine paradigmatische 
Wende in der Konstruktion der Straf- 
rechtsdelikte: Herrschte unter dem li- 
beralen Rechtsstaates die Anknüp- 
fung an einen konkreten Schadens- 
eintritt vor, wird heute das abstrakte 
Gefährdungsdelikt, zum neuen Para- 
digma des Strafrechtstatbestandeslg. 
Das Strafrecht wird tendenziell zum 
Risikovorbeugungsrecht und zu ei- 
nem probaten Mittel symbolischer 
Politik, die zur ,,Lösung" sozialer Pro- 
bleme eingesetzt wird, wenn politi- 
sche Steuerung versagt. Völlig konse- 
quent wird vorgeschlagen, das Lega- 
litätsprinzip der Strafprozeßordnung 
zugunsten einer ,,Konzentrationsma- 
xime" preiszugeben, die das Ermes- 
sen der handelnden Polizeibehörden 
und der Staatsanwaltschaften dahin- 
gehend bindet, in erster Linie zur Ver- 
folgung schwerer Straftaten tätig zu 
werden und kleinere Delikte der In- 
itiative privater Rechtsverfolgung zu 
ü herlassen. 
Ein schwer gangbarer Weg, zu dem 
die rechtsstaatlich klarere Alternative 
besteht, bestimmte Delikte (etwa 
Drogenkonsumdelikte) von der Straf- 
sanktion auszunehmen und das Le- 
galitätsprinzip für Delikte aufrechtzu- 
erhalten, die entsprechend strafwür- 
dig sind. Durch den Rückgang der Be- 
schaffungskriminalität wäre damit 
eine spürbare Entlastung der Polizei- 
funktionen verbunden. Angesichts 
der Wirkungslosigkeit der general- 
präventiven Strafzwecke stellt sich 
das Problem einer umfassenden Re- 
form der letztlich aus der Frühmoder- 
ne stammenden Strafkonzepte. Die 
Renaissance des gesellschaftlichen 
,,Bösenn dient im übrigen auch zur 
Erklärung der Fehlschläge der weitge- 
hend wirkungslosen lmplementation 
repressiver Normenstrukturen, die 
noch ,,härtere3' Repressionsstrukturen 
erfordern. 

Im Vollzug einer derartigen Si- 
cherheitskonzeption werden gesell- 
schaftliche Probleme, die politische 
Lösungen erfordern würden, auf Po- 
lizei-, Justiz- und Ordnungsbehör- 
den, bzw. private Sicherheitsdienste 
verschoben, ohne dort gelöst wer- 
den zu können, da diese Funktions- 
einheiten mit  der Wahrnehmung 
politischer Steuerungsaufgaben 
schlichtweg überfordert sind. Private 
Sicherheitsdienste dürfen keine Poli- 
zeifunktionen wahrnehmen, da ihre 
Rechte nicht weiter reichen können, 
als die Rechte ihrer Auftraggeber. 
Derartige private ,,Polizeien" sind auf 
die Wahrnehmung des Hausrechts 

Nicht mehr der 
Bürger steht i m  
Mittelpunkt der 
Verfassung, sondern 
die Sicherheit des 
,Kollektivs", 
demgegenüber der 
Einzelne die Wahr- 
nehmung von 
Individualrechten z u  
begründen hätte. 
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sozial-ökologische Wicischa ftsforschung München e. V. 

(erscheint vierteljährlich) 
DM 5,- plus Versand (Jahresabo: 30,- DM) 
Deutsche Macht-All ianz - Geld und Macht der Deutschen Bank 
und Allianz-Versicherung (Nr. 31, April 1997) 
Mach t  und Herrschaft  In der  Marktwirtschaft  - Einkornmens- 

I50 Jahre  Geschätte des  Siemens-Konzerns 
(Nr. 33, Oktober 1997) 44 Seiten, 6,- DM 
Global is ierung und Mul t is  (Nr. 34. Januar 1998) 

C u b a  L lb re  - K u b a  liberal? (Nr. 9, Jan. 97), DM 5,- +Versand 
Energlesteuer - und dann? Klirnaschutz erfordert Umbau von 
Wirtschaft U. Gesellschaft (Nr. 10, Apr. 97), 80 Seiten, D M  8,- + V. 

isw-wirtsthaftsinfo 
Wirtschaf tskr lse in Südostaslen und die Weltwirtschaft 
(Nr. 27, Januar 1998), D M  5,- ugl. Versand 

Der  Steuer-Skandal (Nr. 3, Juni 1996), D M  10,- + Versand 
Armut  & Sozialabbau in einem re ichen L a n d  

Das Strafrecht wird 
tendenziell zum 

Risikovorbeugungs- 
recht und z u  einem 

probaten Mittel  
symbolischer Politik, 

die zur ,, Lösung" 
sozialer Probleme 

eingesetzt wird, 
wenn politische 

Steuerung versagt. 

und der ,,professionellen Nothilfe" 
im Gefahrenfall beschränkt. Die wei- 
tere Delegation staatlicher Aufgaben 
bedarf Verfassungsänderungen, de- 
ren Verfassungsgemäßheit zweifel- 
haft sein dürfte. Die Implementie- 
rung repressiver Normen über den 
Status einer Bewehrung des libera- 
len Rechtsstaats hinaus, führt in aller 
Regel nicht zur angestrebten Lö- 
sung, sondern zur Risikoerhöhung 
für ausführende Behörden und Bür- 
ger, ohne die öffentliche Sicherheit 
angemessen zu erhöhen. Der Um- 
bau zum Präventionsstaat hat insbe- 
sondere eine Senkung der Eingriffs- 
schwelle für staatliches Handeln bei 
gleichzeitiger Absenkung der Anfor- 
derungen für Beschränkungen von 
Bürgerrechten zur Folge. 

Die ontologische Gefährdungsla- 
ge durch die Folgen und Nebenfol- 
gen politischen HandelnsZ0 wird von 
den systemischen Ursachen, zu de- 
nen auch Güterknappheit aufgrund 
ökologischer Gefährdungen zählt2', 
auf eine Gefährdung insbesondere 
durch ,,organischu verursachte ,,or- 
ganisierte" Kriminalität verschoben, 
die im gegenwärtigen Umfang selbst 
Ausdruck dieser Unsicherheit einer 
reflexiv gewordenen Moderne ist. 
Liest man statt dessen die Beschrän- 
kungen der Bürgerrechte politisch le- 
gitimierende ,,Globalisierung" als ei- 
nen Rationalisierungsprozeß einer 
neokapitalistisch durchstrukturierten 

Moderne, erweist sich organisierte 
Kriminalität als Strategie einer Erhö- 
hung von Gewinnmargen jenseits al- 
ler moralischen und rechtlichen Gren- 
zen. Nicht ohne Grund werden inzwi- 
schen die Grenzen des Marktsteue- 
rungsmechanismus zunehmend the- 
r n a t i ~ i e r t ~ ~ .  Stellt man die Frage rich- 
tig, hängt die Bekämpfung der welt- 
weit vernetzten organisierten Krimi- 
nalität von den rechtlichen und mo- 
ralischen Grenzen wirtschaftlichen 
Handelns und ihrer globalen Durch- 
setzbarkeit ab. 

5. Umrisse einer neuen ,.Sicher- 
heitsgesellschaft" 
Die Relation der anwachsenden Un- 
derclass zum Rechtssystem ist von 
Loyalitätsverlusten gekennzeichnet, 
ohne sich politisch anders als durch 
Abkehr von der Partizipation an der 
demokratischen Kultur auszuwirken. 
Die Folgen sind beginnende Stabili- 
täts- und Legitimationsprobleme des 
politischen Systems. Infolgedessen 
werden Normmodelle im Sinne einer 
repressiv orientierten Loyalitäts- 
einforderung bevorzugt, um politi- 
sche Steuerungsdefizite durch prä- 
ventiv unterfangene Repressionsstra- 
tegien kompensieren zu können, wo 
die Sozialintegration über Marktme- 
chanismen versagt23. Unter den gel- 
tenden Bedingungen kann die Erhö- 
hung des Repressionsdrucks nichts 
entscheidendes bewirken. Die Befol- 

gung von Normgeboten mit immer 
kürzerer Halbwertszeit ist kaum ge- 
eignet, die rational motivierte Ein- 
sicht der Adressaten zu erhöhen, 
wenn gleichzeitig die Differenz zwi- 
schen Normbefehl und sozialer Rea- 
lität immer größer wird. Zudem eine 
allgemeinen Wohlstand suggerieren- 
de globale Kulturindustrie zu Über- 
tretungen der Grenze der Rechtswid- 
rigkeit wenigstens implicite einlädt, 
um einen dumpfen Widerstand ge- 
gen die Macht eines Systems zu er- 
zeugen, das Wohlstand für alle struk- 
turell verspricht, tatsächlich aber 
zahlreiche Mechanismen sozialer Ex- 
klusion bereithält. 
Neoliberale Politik überläßt die pau- 
perisierte Underclass angesichts ihres 
geringen politischen Drohpotentials 
sich selbst, in der Annahme, daß die 
Abspaltung großer Bevölkerungsteile 
politisch folgenlos bleiben wird2+. Die 
sich immer weiter öffnende ökono- 
mische Schere führt zu einem Kon- 
flikt des rebellierenden Individuums 
mit der als Schutzmacht eines nach 
kurzfristigen Rentabilitätsgesichts- 
punkten operierenden Wirtschaftssy- 
stems agierenden Staatsmacht, der 
in weiteren sozialen Instabilitäten 
ausufern wird, sofern es nicht ge- 
lingt, die entstandenen gesellschaft- 
lichen Konfliktherde politisch zu ent- 
schärfen. Die Herstellung gesell- 
schaftlicher Gerechtigkeit als Reali- 
sierung gleicher Freiheiten umfaßt 
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der Prozeß, sondern er setzt sich 
nach dem Ableben des Produkts 
z.B. in  Gestalt von Entsorgungsar- 
beiten fort. 

Ausgehend vom Allgemeinen der 
Einleitung werden dann so konkret - 
wie es die vorliegenden Erkenntnisse 
erlauben - historische Beispiele frü- 
her Gesellschaften von den Anfän- 
gen bis zu den Reichen an Euphrat 
und Tigris vorgestellt und im Sinne 
der eingangs genannten Fragestel- 
lungen bearbeitet. Die Autoren wis- 
sen um den schwankenden Grund 
archäologischer Forschungen und 
die Schwierigkeiten der Interpretati- 
on darauf aufbauender Ergebnisse. 
Sie kleiden deshalb ihre Deutungen 

und Schlußfolgerungen vorsichtig in 
Annahmen, Hypothesen und Vermu- 
tungen ein. Dabei wird bewußt und 
konzentriert immer wieder kritisch 
auf frühgesellschaftliche Forschun- 
gen in der ehemaligen DDR und de- 
ren Schlußfolgerungen eingegan- 
gen. Vieles Iäßt sich danach nicht 
mehr halten. Lange Zeit von dort ver- 
kündete Gewißheiten geraten auf- 
grund der Ausführungen ins Wan- 
ken. 

Insgesamt ein wichtiges und an- 
regendes Buch, dem eine weite Ver- 
breitung und ein dafür noch "reißeri- 
scher" Titel zu wünschen ist. Es lädt 
zur differenzierten Auseinanderset- 
zung ein. Gerade auch diejenigen. 

Liebe Leserinnen und Lesec 

spw hat in diesem Jahr doppelten 
Grund zum Feiern: Zunächst mal ist 
dies Heft 100 unserer Zeitschrift, was 
wir mit einem entsprechenden 
Schwerpunkt und der Erinnerung an 
die Zeitschrift ,,Sozialistische Politik 
und Wirtschaft'' in der Weimarer Re- 
publik und ihren Herausgeber Paul 
Levi würdigen. Im Oktober dieses 
Jahres können wir dann das 20-jähri- 
ge Bestehen der spw feiern, deren 
erste Ausgabe im Oktober 1978 in 
Berlin erschien. Aus diesem Anlaß 
werden wir uns auch ausführlicher 
mit der eigenen Geschichte beschäf- 
tigen und über die zukünftige Auf- 
gabenstellung und Positionierung 
der spw diskutieren. Der Ort dafür 
wird - neben der Zeitschrift - die 
spw-Jahrestagung vom 3 I .  10. bis 
1.11.1998 sein, die diesmal in Berlin 
stattfinden wird. Höhepunkt wird 
am Samstag abend eine Feier im 
Atrium des Willi-Brandt-Hauses sein, 
zu der wir alle alten und neuen 
Freundinnen und Freunde der spw 
ganz herzlich einladen. Merkt Euch 
den Termin schon mal vor! 

Die Frühjahrstagung der spw fin- 
det wieder in Springe bei Hannover 
statt, und zwar am 24.-26. April. Das 
Thema lautet ,,Auf dem Weg zur 
neuen Mitte? - Sozialdemokratie 

und kapitalistische Strukturkrise". 
Wer Interesse an weiteren Informa- 
tionen hat, um möglicherweise teil- 
zunehmen, kann diese beim spw- 
Verlag anfordern. 

Einer unserer Herausgeber, der 
stellvertretende Bundesvorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft der Selb- 
ständigen in der SPD, Diether Dehm, 
ist von Parteiordnungsmaßnahmen 
betroffen. Diether Dehm ist Mitinitia- 
tor eines ,,Forum für Sozialistische 
Verständigung", das Anfang März 
mit  einer Erklärung an die Öffentlich- 
keit getreten ist, in der für ,,Verstän- 
digung und Solidarität unter Soziali- 
stinnen und Sozialisten" plädiert und 
gefordert wird, ,,daß die Verdrän- 
gung der PDS nicht zum Wahlziel der 
SPD wird". Der Bundesgeschäftsfüh- 
rer der SPD forderte daraufhin von 
den sozialdemokratischen Unterstüt- 
zerlnnen der Erklärung mit der Be- 
gründung, „die Unterstützung einer 
anderen Partei, insbesondere der 
Einsatz für deren Verbleib im Bun- 
destag neben der SPD und zwangs- 
läufig auch zu Lasten der SPD ist mit  
der Mitgliedschaft in der SPD nicht 
vereinbar", ihre Unterstützung zu- 
rückzuziehen - eine gewagte Inter- 
pretation des Statuts, denn ginge es 
z.B. um die Grünen statt um die PDS, 
hätte wohl kein Hahn danach ge- 
kräht. Diether Dehm und etliche an- 

die mit den Autoren nicht einer Mei- 
nung sein werden. Wichtig übrigens, 
daß der Essay auch für alle, die sich 
erstmals mit dem Thema beschäfti- 
gen wollen, durchaus verständlich 
geschrieben worden ist. 

Das hier vorgestellte Buch ist als 
Teil eines seit 1990 betriebenen Pro- 
gramms zu Studien von Subsistenz, 
Familie und Politik entstanden. Vor- 
arbeiten dazu sind bereits in der 
Zeitschrift "Z" Nr. 22 (1995) anläß- 
lich des 100. Todestages von F. En- 
gels erschienen. Die folgenden Bän- 
de werden sich mit neueren Ent- 
wicklungen der gesellschaftlichen 
Ungleichheit in den genannten Be- 
reichen beschäftigen. SPW 

dere blieben bei ihrer Unterstützung 
der Erklärung, woraufhin der Partei- 
vorstand die Einleitung eines Partei- 
ordnungsverfahrens und als Sofort- 
maßnahme das Ruhen aller Mit- 
gliedsrechte für drei Monate be- 
schloß. Wir werden über den weite- 
ren Fortgang berichten. 

Am 20. und 21. März fand die 
gemeinsame Veranstaltung der Zeit- 
schriften spw und Sozialismus zu 
,, 150 Jahre Manifest" in Frankfurt 
statt. Mehr als 150 Teilnehmerlnnen 
diskutierten über Entwicklungsten- 
denzen des modernen Kapitalismus, 
die teils im Manifest bereits beschrie- 
ben, teils auch anders als erwartet 
verlaufen sind. Was diese Tagung 
von den Besprechungen in ,,bürgerli- 
chen" Medien anläßlich des 150-jäh- 
rigen Jubiläums der Veröffentlichung 
des Kommunistischen Manifests un- 
terschied, war aber, daß für uns die 
dort formulierten gesellschaftspoliti- 
schen Zielstellungen keineswegs erle- 
digt, sondern eine noch ungelöste 
Aufgabe sind -wie auch der Schwer- 
punkt dieser spw-Ausgabe belegt. 
Eine publizistische Auswertung wird 
wahrscheinlich später im Jahr zu- 
sammen mit weiteren Beiträgen im 
VSA-Verlag erscheinen. Unser Her- 
ausgeber Peter von Oertzen konnte 
seinen angekündigten Beitrag auf 
der Tagung nicht halten, weil er kürz- 
lich einen - zum Glück relativ leich- 
ten - Schlaganfall erlitten hat. Es 
geht ihm mittlerweile wieder recht 
gut, vor allem ist er geistig fit, und 
wir wünschen ihm, daß er die Folgen 
bald völlig überwunden hat. 

Die spw-Reda ktion 
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Zeitreise und 
Neubeginn 
materialistischer 
Theoriebildung 
von Detlef Bimboes* 

Eingangs wird der 
Stoffwechsel, der 

Stoff- und Energie- 
austausch zwischen 
Mensch und Natur 
als Grundlage allen 
menschlichen Seins 
in das Zentrum der 

Betrachtung 
gerückt. "Gesell- 
schaft" wird hier 

konsequent als 
"Mittel der Selbster- 

haltung menschli- 
cher Lebewesen in 

natürlichen Umwel- 
ten" au f  den Punkt 

gebracht. 

Buchbesprechung zu Lars Lam- 
brecht, K.H. Tjaden und M. Tjaden- 
Steinhauer: Gesellschaft von Olduvai 
bis Uruk - Soziologische Exkursio- 
nen, Verlag Jenior und Presslec Kas- 
sel 1998, 280 Seiten, 34,- DM. 

M it dem vorliegenden Buch 
wird ein Essay über die Ge- 
schichte menschlicher Ge- 

sellschaften vorgelegt, konkretisiert 
durch historische Beispiele früher 
Gesellschaften seit den Anfängen 
der Steinzeit: in Ostafrika, auf der 
iberischen Halbinsel, am östlichen 
Mittelmeer und im Zweistromland. 
Dabei handelt es sich um jene Zeit- 
spanne, die von der "Menschwer- 
dung des Affen" bis zur Entstehung 
wirtschaftlicher Verfügungsmacht, 
staatlicher Gewalt und patriarchali- 
scher Familie in einer "Frühen Hoch- 
kultur" reicht. Zu diesen Enwick- 
lungs-prozessen wird gefragt, wo- 
bei ein wesentlicher Aspekt der Ar- 
beit die Entstehung gesellschaftli- 
cher Ungleichheit ist. 

Beim Lesen drängt sich unwillkür- 
lich der Vergleich zur grundlegenden 
Arbeit Friedrich Engels "zum Ur- 
sprung der Familie, des Privateigen- 
tums und des Staates" auf. Dieser 
Eindruck täuscht nicht. Theoriebil- 
dung setzt an der Wurzel an. Die 
nachhaltige Beschädigung sozialisti- 
scher Theorie und Praxis hat die Au- 
toren deshalb dazu bewegt, noch 
einmal zu den Quellgründen 
menschlicher Gesellschaften und den 
Grundlagen unterschiedlicher gesell- 
schaftspolitischer Weltanschauun- 
gen zurückzukehren. Von dort aus 
wagen sie einen neuen Anfang - de- 
stillieren gleichsam das Neue heraus 
- unter vorsichtig abwägender Aus- 

* Dr. Detlef Bimboes, Diplornbiologe, Wiesbaden 
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wertung des wissenschaftlichen 
Kenntnisstandes über frühe Gesell- 
schaften. Zugleich werden unter- 
schiedliche, alte und neue weltan- 
schauliche Positionen einer verglei- 
chenden und wertenden Betrach- 
tung unterzogen. Dabei werden so- 
wohl die bürgerlichen als auch die an 
Marx und Engels anknüpfenden Ge- 
sellschaftslehren kräftig gegen den 
Strich gebürstet. Selbst Marx und En- 
gels bleiben nicht verschont. 

Gesellschaft und Polit ik 
Bereits in der Einleitung wird ein 
weiter Bogen geschlagen. Eine gan- 
ze Reihe von Kernpunkten sind Ge- 
genstand der kritischen Auseinan- 
dersetzung. Ihr kommt gerade an- 
gesichts des um sich greifenden 
Werteverfalls, sozialdarwinistischer 
und biologistischer Argumentati- 
onsmuster hohe Aktualität zu. Ein- 
gangs wird der Stoffwechsel, der 
Stoff- und Energieaustausch zwi- 
schen Mensch und Natur als Grund- 
lage allen menschlichen Seins in das 
Zentrum der Betrachtung gerückt. 
Dies ermöglicht eine weite und sinn- 
volle Auslegung des Begriffs "Ge- 
sellschaft", der hier konsequent als 
"Mittel der Selbsterhaltung mensch- 
licher Lebewesen in natürlichen Um- 
welten" auf den Punkt gebracht 
wird. Hier knüpfen die Autoren 
auch an Engels Vorwort aus 1884 
zur Ersten Auflage eingangs ge- 
nannter Arbeit an, in der es heißt: 
"Nach der materialistischen Auffas- 
sung ist das in letzter Instanz be- 
stimmende Moment in der Ge- 
schichte: die Produktion und Repro- 
duktion des unmittelbaren Lebens". 
Mithin werden die Gewinnung des 
Lebensunterhalts (Subsistenz), die 
Sorge für die Nachkommenschaft 
(Familie) sowie die Erhaltung und 
Gestaltung des Lebensraumes (Poli- 
tik) als Dimensionen gesellschaftli- 
cher Reproduktion ausführlich be- 
handelt. Dabei wird auf Fragen zur 
"Natur des Menschen" (der "Wolf in 
uns") eingegangen und inwieweit 
"Familie in der Natur des Men- 
schen" begründet (Stichworte: Pro- 
miskuität, Patriarchat) ist. 

Abschließend wird den Schwie- 
rigkeiten nachgegangen, Politik zu 
begreifen. Es wird herausgearbeitet, 
daß das "Politische weder von der 
Natur des Menschen her, noch vom 
Staat her, noch als Spiegelung gesell- 
schaftlicher Gewalt begriffen wird, 
sondern in erster Linie als eine Sphä- 
re der menschlichen Autonomie; ge- 
nauer: des Bemühens um die Erhal- 
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tung und immerwährende Wieder- 
herstellung allgemeiner Daseinsbe- 
dingungen der Menschen einer Ge- 
sellschaft in ihrer gemeinsamen 
Welt". Diese Sicht knüpft an Hegel 
und Max Weber an und greift Posi- 
tionen von Hannah Arendt auf. We- 
sentlich ist den Autoren, daß das Po- 
litische aus seiner Staatsfixiertheit ge- 
löst und wird wieder in den Schoß 
der Gesellschaft zurückkehrt. Erst 
dann kann das politische Handeln 
zur Angelegenheit aller Menschen 
werden. Das ist Vorbedingung, da- 
mit im Laufe der Entwicklung eines 
fernen Tages "an die Stelle der alten 
bürgerlichen Gesellschaft mit  ihren 
Klassen und Klassengegensätzen 
eine Assoziation" treten kann, "wor- 
in die freie Entwicklung eines jeden 
die Bedingung für die freie Entwick- 
lung aller ist" (Marx). 

Krit ik tradit ionel ler marxisti- 
scher Aufassungen 
Bei der Bearbeitung dieser Themen 
werden immer wieder traditionelle 
marxistische Positionen kritisch aus- 
geleuchtet. So wird die Vorstellung 
der Entwicklung menschlicher Ge- 
sellschaften als gerichteter Gesamt- 
entwicklung zurückgewiesen. 
Grundlage für diese Position bzw. 
Gegenstand der Kritik bilden u.a. 
die Beschränkung der Marxschen 
Konzeption auf den Begriff einer 
durch Produkte vermittelten 
menschlichen Subsistenz, die Ab- 
straktion von bio-Igeogenen Le- 
bensbedingungen sowie die Veren- 
gung des Blickwinkels auf den eura- 
sischen Entwicklungspfad. Des wei- 
teren erfährt die Ableitung des ge- 
schichtlichen Wandels von Familien- 
formen bei Engels Kritik. So haben 
die verschiedenen Hypothesen zur 
Entstehung von Familie als Instru- 
ment gegen Promiskuität offenbar 
mit der geschichtlichen Wirklichkeit 
nicht viel zu tun. Eine ganze Reihe 
von begründeten Hinweisen werden 
hierfür gegeben. Gegenstand der 
Auseinandersetzung ist auch die 
traditionelle marxistische Staatsbe- 
Stimmung (die das Politische nur in 
Bezug auf den Staat denkt) sowie 
die Kritik am verkürzten Begriff des 
Arbeitsprozesses ("der Prozeß er- 
lischt im Produkt") bei Marx. Letzte- 
res hat bei Marx und Engels wie bei 
bürgerlichen Wirtschaftswissen- 
schaftlern zu einer Fetischisierung 
der Instrumente der Produktion ge- 
führt. Den Autoren ist hier nach- 
drücklich zuzustimmen. M i t  dem 
Produkt endet eben gerade nicht 
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auch die gesellschaftliche Verteilung 
der G r ~ n d g ü t e r ~ ~ .  

Das Ordnungs- und Strafrecht 
wird dem Anspruch nach immer 
mehr zum ,,WächterJ' und ,,HüterJ' 
über die gesellschaftliche Wertord- 
nung, und soll einen substanziellen 
Zusammenhalt fingieren, der auf der 
Ebene moralischer und politischer 
Diskurse gegenwärtig nicht mehr or- 
ganisiert werden kann. Durch neue 
Gefängnis- und Überwachungskom- 
plexe wird versucht, die schwindende 
motivationale Zustimmung durch äu- 
ßeren Zwang zu kompensieren. Die 
Repolitisierung politisch entschärfter 
sozialer Konflikte wird systemisch in 
Kauf genommen, da sie mit den zur 
Verfügung stehenden Machtmitteln 
als disziplinierbar gelten. Die Funktion 
des Staates wird unter der Geltung 
eines neoliberalen Paradigmas zu- 
nehmend auf die Aufrechterhaltung 
repressiv strukturierter politischer Sta- 
bilität zurückgeschraubt, die eine 
notwendige Umweltbedingung für 
die Operation auf dem Weltmarkt ist. 
Die Gesellschaft verliert sich zuneh- 
mend in neoliberalen Entsolidarisie- 
rungen, die der sozialen Atomisie- 
rung jenen Vorschub leistet, den die 
vollständige Implementierung eines 
neoliberal strukturierten Gesell- 
schaftssystems benötigt. Hinter den 
Forderungen nach einer durch eine 
,,neuen Ethik des Gemeinsinns abge- 
sicherten öffentlichen Sicherheit als 
Schutzzone einer scheinbar entpoliti- 
sierten Privatheit, scheint ein Gesell- 
schaftsmodell auf, daß sich vom Mo- 
dell einer sozialen, demokratischen, 
rechtsstaatlichen und liberalen Ord- 
nung, wie es bisher im Grundgesetz 
immer noch zum Ausdruck kommt, 
immer weiter entfernt und die mate- 
rialen Grundlagen der Demokratie in- 
tern aufzulösen beginnt. 

Die neoliberale Politik Iäßt kein 
Konzept gesamtgesellschaftlicher In- 
tegration erkennen. Die Herstellung 
politischer Gerechtigkeit am Leitfaden 
gleichheitlicher Anerkennungsverhält- 
nisse wird fallengelassen. Die Reich- 
weite der demokratischen Legitimati- 
on wird in eine Zivilgesellschaft ver- 
schoben, der es nur noch zukommt, 
das politische System formal zu legiti- 
mieren und effektive Regierungsope- 
rationen auf der Basis dieser Folie zu 
ermöglichen. Am Ende einer konse- 
quent neoliberalen Durchstrukturie- 
rung der westlichen Zivilisation könn- 
te eine Gesellschaftsstruktur stehen, 
deren effektive Fungibilität allein auf 
die Existenz effektiver (nicht unbe- 
dingt ,,staatlicher") ,,Polizeikomplexe" 

angewiesen ist26. Der Endpunkt der 
Entwicklung hin zu einer ,,Sicherheits- 
gesellschaft" kann gegenüber einer, 
sich weiter vergrößernden, verelende- 
ten Unterklasse eine neue Form totali- 
tären Terrors sein, der antiker Tyrannis 
wenig fern steht und der ,,Innere Si- 
cherheit" zu einem romantischen 
Traum werden Iäßt. spw 
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MAI - die dritte 
Säule 
weltwirtschaftlicher 
(De-) Regulierung 
von Jens Martens* 

1. Die globale Regulierung der 
Deregulierung 

Wer von der 
Ohnmacht der 

Politik gegenüber 
den transnationalen 
Konzernen und  den 

Mechanismen der 
internationalen 

Finanzmärkte 
spricht, verkennt 
den Gestaltungs- 

spielraum der 
Regierungen und 

Parlamente. Mit dem 
Multilateralen 

Investitionsabkom- 
men (MAI) entsteht 

ein umfassendes 
Regelwerk, das 

erneut vor allem den 
Interessen des 

Privatkapitals dienen 
soll. 

D aß die wirtschaftliche Globali- 
sierung ein Sachzwang ist, 

dessen negativen Folgen die 
Politik machtlos ausgeliefert ist, hat 
sich schon lange als Mythos ent- 
puppt. Der Globalisierungstrend wur- 
de durch die Deregulierungswelle der 
letzten zwei Jahrzehnte maßgeblich 
befördert. Diese wiederum ist Ergeb- 
nis einer gezielten Entstaatlichungs- 
politik der Regierungen (Stichwort: 
Reagonomics, Thatcherism) seit An- 
fang der achtziger Jahre. Die G A T I  
WO-Abkommen, das nordamerika- 
nische Freihandelsabkommen NAFTA 
und auch die Strukturanpassungspro- 
gramme von Internationalem Wäh- 
rungsfonds (IWF) und Weltbank sind 
von den Regierungen ausgehandelte 
komplexe Regelwerke zur globalen 
Deregulierung. 

Wer von der Ohnmacht der Politik 
gegenüber den transnationalen Kon- 
zernen und den Mechanismen der in- 
ternationalen Finanzmärkte spricht, 
verkennt den Gestaltungsspielraum 
der Regierungen und Parlamente. Sie 
waren und sind machtvolle Akteure, 
die ihre wirtschafts- und finanzpoliti- 
schen Kompetenzen in den vergange- 
nen Jahren freilich vor allem dafür ver- 
wandten, die internationalen Rah- 
menbedingungen für das Privatkapi- 
tal zu verbessern. Ähnlich weitrei- 
chende und verbindliche Regelungen 
im ökologischen und sozialen Bereich 
wurden dagegen nicht angestrebt. 

Die rund 180 multilateralen Um- 
weltabkommen und die etwa eben- 
sovielen arbeits- und sozialrechtlichen 
Übereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (110) blieben bis- 

* Jens Martens. Vorstandsmitglied von der Nichtregierungsorganisation 
Weltwirtschafi, Okologie und Entwicklung WEED), Bonn 
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lang nicht viel mehr als schmücken- 
des Beiwerk einer Weltwirtschaftsord- 
nung, deren tragenden Säulen die 
weltweit gültigen Handelsregeln der 
W O  und das finanz- und währungs- 
politische Instrumentarium des IWF 
bilden. 

Mit  dem Multilateralen Investiti- 
onsabkommen (MAI), über das seit 
1995 in der OECD verhandelt wird, 
schicken sich die Regierungen der In- 
dustrieländer nun an, die dritte Säule 
weltwirtschaftlicher Regulierung zu 
errichten. Hier entsteht unter dem 
Banner von Liberalisierung und Dere- 
gulierung ein umfassendes Regel- 
werk, das erneut vor allem den Inter- 
essen des Privatkapitals dienen soll. 
Die Unterzeichnung des Abkommens 
ist vorläufig noch für die OECD-Mini- 
sterkonferenz Ende April 1998 vorge- 
sehen -vorläufig deshalb, weil ange- 
sichts der bestehenden Konflikte zwi- 
schen den Verhandlungspartnern, al- 
len voran den USA und der EU, eine 
rasche Einigung eher unwahrschein- 
lich ist. Zudem wächst der weltweite 
Widerstand gegen das Abkommen 
seit Herbst 1997 rapide an und setzt 
die Verhandlungsführer unter zuneh- 
menden Legitimationsdruck. 

2.  Ziele u n d  Kernbegriffe des 
MAI  
Worum geht es beim MAI1? Der Ka- 
nadier Tony Clarke, der durch seine 
Veröffentlichungen frühzeitig auf die 
Brisanz und Tragweite des Abkom- 
mens hingewiesen hat, nennt das 
MAI ,,eine Deklaration weltweiter 
Konzernherrschaft", die die politi- 
schen Rechte, die politische Macht 
und die politische Sicherheit der 
transnationalen Konzerne (TNCs) 
weltweit erhöhen soll.* Das Bundes- 
wirtschaftsministerium spielte den 
Stellenwert des MAI anfangs bewußt 
herunter und betonte noch im Okto- 

ber 1997, bei dem Abkommen han- 
dele es sich „von der Sache her nicht 
um ein neues Internationales Rechts- 
instrument", sondern lediglich um die 
,,Kodifizierung und Zusammenfas- 
sung seit Jahrzehnten bestehender 
und bewährter Instrumente der 
OECD und einer Vielzahl bilateraler 
lnvestitionsschutzverträge zu einem 
einheitlichen multilateralen Abkom- 
men".3 Seitdem hat sich die Bewer- 
tung der Bundesregierung in der Au- 
ßendarstellung allerdings verändert: 
Im Dezember nannte das BMWi das 
Abkommen ,,einen ersten Schritt zu 
einem weltweiten ,GATT für Investi- 
t i ~ n e n ' . " ~  

Das Abkommen gilt zunächst für 
die 29 Mitgliedsstaaten der OECD, die 
an den Verhandlungen beteiligt sind. 
Nach der Fertigstellung werden aber 
alle anderen Staaten ,,eingeladenu, 
dem Abkommen beizutreten. Nach- 
dem für die OECD der Nutzen welt- 
weiter Handelsliberalisierungen außer 
Frage steht, sieht sie in der Liberalisie- 
rung der weltweiten Investitionsre- 
geln nun einen logischen nächsten 
Schritt. Dabei verfolgen ihre Mitglie- 
der mit dem Abkommen zwei grund- 
sätzliche Ziele: 
1. Die weltweit uneingeschränkte Öff- 
nung der Märkte für ausländische In- 
vestoren, 
2. den garantierten Schutz ausländi- 
scher Investitionen vor staatlichen 
Auflagen und Reglementierungen. 

Anders als bei den rund 1630 
bilateralen lnvestitionsabkommen 
(BIAS), die sich i.d.R. auf den Schutz der 
bereits getätigten Investitionen ex post 
beschränken, soll das MAI also auch 
das Recht auf freien Marktzugang ex 
ante verbriefen. Fühlt sich ein ausländi- 
sches Unternehmen mit seinem Investi- 
tionsvorhaben in einem MAl-Vertrags- 
staat gegenüber der Konkurrenz be- 
nachteiligt, kann es den Staat im Rah- 
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Aktivi tätenplanung 
Im Rahmen der Aktionskonferenz des 
Jugendbündnisses, die am 24.125. Ja- 
nuar 1998 mit rund 300 Teilnehme- 
rinnen stattfand, wurden folgende 
Aktionselemente verabredet: 

Eine mobilisierende Abstimmung 
während des Monats Mai zu den An- 
forderungen junger Erwachsener an 
eine zukunftsfähige Politik in den Le- 
bens- und Arbeitsbereichen Jugendli- 
cher (Betriebe, Berufsschulen, Unis, 
Schulen etc.). 

Eine öffentlichwirksame koordi- 
nierte Stafetten-Aktion in den Regio- 
nen, zur Verdeutlichung des breiten, 

bundesweiten Charakters der Aktivitä- 
ten für eine andere Politik von Mitte 
Mai bis Ende Juni. Als Vernetzungsele- 
ment dient ein Forderungstransparent, 
daß von Aktion zu Aktion weiterge- 
reicht und damit immer länger wird. 

Am 19. September ein großes Ak- 
tionsfestival in Frankfurt am Main 
(Waldstadion) als abschließender Hö- 
hepunkt mit stadtteilbezogenen Akti- 
vitäten, ähnlich dem Panzerknacker- 
Aktionstag am 21.9.1 996, und ver- 
bunden mit einem Konzert (in Koope- 
ration mit Künstler in Aktion). Einige 
namhafte Bands haben bereits Inter- 
esse zur Unterstützung bekundet. 

ie Arbeitslosenproteste in chen Protestagen der Arbeitslosen D. Frankreich waren ein Signal. aufrief. 
In Deutschland wurden für Das Medienecho und die Reso- 

Januar 5 Millionen registrierte Ar- nanz bei Initiativen und Gewerk- 
beitslose erwartet; in fast allen Berei- schaften waren groß. Innerhalb kür- 
chen ist weiterer Stellenabbau ange- zester Zeit wurden örtliche Aktionen 
kündigt; statt die Arbeitslosigkeit zu auf die Beine gestellt, an denen sich 
bekämpfen, verstärkte die Bundesre- oft  auch kirchliche Gruppen, Sozial- 
gierung den Druck auf die Arbeitslo- 
sen, kürzte Leistungen, verschärfte 
die Zumutbarkeitsregelungen, schi- 
kanierte sie mit  verschärfter Melde- 
pflicht und Bewerbungszwang. Das 
alles ließ den Funken überspringen, 
als am 20. Januar 1998 die Koordi- 
nierungsstelle gewerkschaftlicher Ar- 
beitsloseninitiativen gemeinsam mit 
der Gewerkschaft ÖTV und den Zu- 
sammenschlüssen der Arbeitslosen- 
und Sozialhilfeinitiativen zu monatli- 

Hauptforderungen: 
Kein vierteljährliches Stempeln, 

sondern Beratung und Qualifizie- 
rung; 

Wiederherstellung des Berufs- 
schutzes; 

kein Arbeits- und Bewerbungs- 
zwang in miese Jobs, sondern Ar- 
beitsplätze, von denen wir leben 
können; 

keine verlängerten Arbeitszei- 
ten, sondern radikaler Abbau von 
Überstunden, sofortige Einführung 
der 35-Stunden-Woche in allen 
Branchen, weitere tägliche Arbeits- 
zeitverkürzung auf 25 Stunden bei 
vollem Lohnausgleich für die unte- 
ren Tarifgruppen in den nächsten 5 
Jahren; 

existenzielle Absicherung für 
alle durch ein Einkommen, das dem 
gesellschaftlichen Reichtum ange- 
messen ist. 
Quelle: Koordinierungsstelle gewerkschaft- 
licher Arbeitslosengruppen, Info-Rundbrtef 
Nr. 39, Februar 1998 

initiativen und Studentinnen beteilig- 
ten. Die mehr als 50.000 Teilnehme- 
rinnen in über 200 Städten am ersten 
Aktionstag vor den Arbeitsämtern 
am 5. Februar übertrafen die Erwar- 
tungen bei weitem und bedeuteten 
eine drei mal so hohe Beteiligung wie 
bei früheren Aktionen. ,,Die neue A- 
Klasse" hatte ihren ,,Elch-Test" be- 
standen. Am zweiten Aktionstag am 
5. März waren es Ca. 50.000 - 
60.000 Teilnehmerlnnen in 280 Städ- 
ten. Das bedeutet v.a. eineverbreite- 
rung in der Fläche, während in eini- 
gen großen Städten die hohen Zah- 
len des Februar nicht wieder erreicht 
wurden. Insgesamt ist die Beteili- 
gung an den Protesten in Ost- 
deutschland stärker als im Westen. 

Eine neue Erwerbslosenbewe- 
gung? 
Französische Verhältnisse sind das 
zwar noch nicht, aber die hat auch 
keiner ernsthaft erwartet. Dennoch 
zeigt sich eine neue Qualität von Ar- 
beitslosenprotesten. Laut einer Forsa- 
Umfrage halten 73% der befragten 
Arbeitslosen die Proteste für wichtig, 
65% würden sich an Aktionen in ih- 
rer Stadt beteiligen. Viele Betroffene 
waren das erste Mal auf der Straße, 
es wächst die Bereitschaft, sich zur 
Arbeitslosigkeit zu bekennen und ak- 
tiv gegen Ausgrenzung und Diskrimi- 
nierung anzugehen. In den Medien 

Zur Koordinierung und Umsetzung 
der Aktivitäten wurde ein Jugendbünd- 
nisbüro in Frankfurt am Main eingerich- 
tet. Ebenfalls haben sich im Nachgang 
zu der Aktionskonferenz auch regiona- 
le Bündnisstrukturen entwickelt. Eine 
ganze Reihe von unterstützenden Ma- 
terialien, so insbesondere auch ein Akti- 
onshandbuch und Materialien wie Vi- 
deoclip, Transparente, Plakate etc. ste- 
hen zur Verfügung (Koordinationsbüro 
Jugendbündnis, 6051 9 Frankfurt am 
Main, Tel.: 06916693-2554, Fax.: 0691 
6660-061 0, e-mail: WirQjugend- 
buendnis.de, internet: http:ll 
www.jugendbuendnis.de). SPW 

Endlich auf der 
Strasse: 

Die neue A-Klasse 

genen Faktor in den sozial-politi- 
schen Auseinandersetzungen gewor- 
den. Sollte sich dieseTendenz fortset- 
zen und verstärken, wäre das ein 
wichtiger Beitrag zur Veränderung 
des gesellschaftlichen Klimas. 

Die Proteste sollen in den kom- 
menden Monaten fortgesetzt wer- 
den, und zwar immer am Tag der Be- 
kanntgabe der Arbeitslosenzahlen: 
7.4, 8.5, 9.6, 7.7., 6.8. Neben Aktio- 
nen vor den Arbeitsämtern, die bis- 
her im Mittelpunkt standen, soll ver- 
stärkt auch bei denen demonstriert 
werden, die für die Massenarbeitslo- 
sigkeit und den Sozialabbau wesent- 
liche Verantwortung tragen: Unter- 
nehmerverbände, CDU und FDP, Bör- 
sen und Banken, Betriebe und Ver- 
waltungen, die Stellen abbauen oder 
w o  die Belegschaften in Tarifausein- 
andersetzungen stehen: Für den 11. 
September ist dann als Höhepunkt 
eine zentrale Veranstaltung in Berlin 
geplant. spw 

von Ralf Krämer* 

Französische 
Verhältnisse sind das 
zwar noch nicht, 
aber die ha t  auch 
keiner ernsthaft 
ewartet.  Dennoch 
zeigt sich eine neue 
Qualität von 
Arbeitslosenprote- 
sten. Die Arbeitslo- 
sen sind erstmals z u  
einem eigenen 
Faktor in den sozial- 
politischen Ausein- 
andersetzungen 
geworden. 

wurden die Proteste breit wahrge- * Ralf Krämec Dortmund, Sozialwissenschafile~ spw-Redaktion. Der Artikel 
nOmmen und die Ar- beruht in weiten Teilen auf Mitteilunqen der Koordinierunqsstelle qewerk- 
beitslosen sind erstmals zu einem ei- - schafilicher ~rbe;slosen&~ppen. 
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burger Bürgerschaftswahl deutlich 
gemacht. Insofern rnuß für eine ein- 
deutige Absage an rechtsextreme Par- 
teien insbesondere bei jungen Men- 
schen geworben werden. Die Ver- 
harmlosung sogenannter "Protest- 
wähler" ist außerordentlich proble- 
matisch. 

Es gilt zu verdeutlichen, daß Poli- 
tik durchaus im Interesse der Men- 
schen sein kann, wie z. B. die Umla- 
gefinanzierung der beruflichen Bil- 
dung. Es geht darum, deutlich zu ma- 
chen, daß die Verwirklichung von rea- 
listischen Alternativen machbar ist, 
eben im Sinne einer "anderen Politik". 
Wer hier erfolgreich und "hegemo- 
niefähig" sein will, rnuß als glaubwür- 
dig und offen für ausdifferenzierte 
Lösungen bei Jugendlichen wahrge- 
nommen werden. Ein einfaches 
"Knopfdrücken" einer "Großorgani- 
sation" wird diesen Anspruch nicht 
erfüllen können. "Fertige" und voll- 
ständige Handlungs- und Problemlö- 
sungsstrategien, die nur noch über- 
nommen werden sollen, sind hierzu 
ungeeignet. Gerade deshalb ist es 
zwingend geboten, konzeptionell das 
Gewicht auf die Selbsterfahrung und 
-deutung zu legen. 

Der Generationenvertrag betrifft 
zudem die Verabredungen, wie wir 
künftig miteinander leben wollen. ÄI- 
tere und Jüngere sind gleichermaßen 
den gesellschaftlichen Bedingungen 
und einer verfehlten Politik ausge- 
setzt. Es ist nicht einsehbar, daß die 
Älteren bis zur Altershöchstgrenze im 
Betrieb ihre Gesundheit ruinieren 
müssen und die Jugendlichen gleich- 
zeitig auf die Straße gesetzt werden. 
Wir brauchen also Arbeitszeitverkür- 
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Perspektive ,,JugendbewegungM 
Dem ,,Jugendbündnis" geht es dar- 
um, die Anforderungen an Politik für 
ein zukunftsfähiges Deutschland in 
Verbindung mit der konkreten Inter- 
essenlage Jugendlicher zu bringen. 
Hierzu sollen Foren selbstformulierter 
Politik initiiert werden, um damit Be- 
teiligungsangebote zum Mitmachen 
zu ermöglichen und die Klarheit von 
Politik einzufordern. Ziel ist es, an al- 
len gesellschaftlich relevanten Orten, 
in denen Jugend "zu Hause" ist, Im- 
pulse für die Selbstformulierung von 
Perspektiven und die Förderung des 
Engagements zu bieten. Im Kern sind 
das: 

Schulen- und Berufsschulen, 
Fach- und Hochschulen, 
Lehrwerkstätten und Betriebe so- 

wie Verwaltungen, 
Kirchengemeinden und Sportver- 

bände, 
freizeitbezogene Einrichtungen 

einschließlich kommunaler Jugend- 
projekte, 

Umwelt- und Menschenrechts- 
gruppen. 

Strategisch soll bezogen auf die 
Zielgruppe Jugend dazu beigetragen 
werden, daß andere Mehrheiten orga- 
nisiert werden. Dies ist nicht erreich- 
bar, wenn diese Initiative sich auf eine 
rotlgrüne Wahlkampfkolonne reduzie- 
ren Iäßt oder einfach zum "Wählen 
gehen" aufruft. Vielmehr ist auf einen 
Politikwechsel insgesamt in der Weise 
hinzuarbeiten, daß der Machtwechsel 
in Bonn dieVoraussetzung für eine an- 
dere Politik ist. Im Vordergrund steht 
der Kampf für eine Reformperspektive, 
die der Jugend eine Zukunft gibt, die 
die Ausbildungsverpflichtung und den 

zung, die Altersteilzeit, also solidari- Beschäftigungsaufbau sowie neue 
sche Beschäftigungskonzepte, von Leitbilder und Werte, aber auch mehr 
denen Jung und Alt profitieren. In 
dieser Hinsicht, aber auch in finanziel- 
ler und ökologischer Hinsicht, rnuß 
der Generationenvertrag im Sinne ei- 
ner anderen Politik neu definiert wer- 
den. Auch hier rnuß das Prinzip der 
Nachhaltigkeit bzw. Zukunftsfähigkeit 
Maßstab sein. 

Die andere Zukunft, die zukunfts- 
fähige Politik rnuß definiert werden. 
Politik rnuß wieder Ideen wagen. 
Grundlagen bilden hierzu Modelle wie 
das "Zukunftsfähige Deutschland" im 
Sinne eines alternativen Wohlstands- 
modells. Im Kern geht es darum, zu 
den scheinbaren wirtschaftspoliti- 
schen Sachzwängen gesamtgesell- 
schaftliche Alternativen sichtbar zu 
machen. Auf die derzeitigen politi- 
schen Sackgassen müssen glaubwür- 
dige Antworten gegeben werden. 

Demokratie und insbesondere globale 
Gerechtigkeit zum unwiderruflichen 
Inhalt hat. 

Voraussetzungen für das Entfa- 
chen einer "Jugendbewegung" sind 
vor allem die Vernetzung und das Or- 
ganisieren einer gemeinsamen Hand- 
lungsperspektive, in der die Aktivitä- 
ten auf den unterschiedlichen Ebenen 
bzw. der einzelnen Bündnispartner 
als auch innerhalb der Gewerk- 
schaftsjugend verknüpft mit dem All- 
tagsprotest Jugendlicher im Sinne ei- 
nes dynamischen Handlungsprozes- 
ses zusammenfließen. Dafür ist eine 
arbeitsfähige Bündnisstruktur, ein be- 
teiligtenorientiertes Vorgehen bzw. 
offenes Aktionskonzept und das Her- 
unterbrechen der Aktivitätenplanung 
in die Regionen bzw. vor Ort not- 
wendig. 
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men des vorgesehenen Streitschlich- 
tungsverfahrens verklagen. 

Ein weiterer gravierender Unter- 
schied zu den BIAS besteht in dem 
weiten lnvestitionsbegriff des MAI. Er 
umfaßt neben den traditionellen Di- 
rektinvestitionen, auf die sich die BIAS 
i.d.R. beziehen, auch Portfolioinvesti- 
tionen, materielle und immaterielle 
Vermögenswerte, Konzessionen, Im- 
mobilien und Landbesitz. Damit wird 
das MAI auch den freien Fluß hoch- 
mobilen Spekulationskapitals fördern. 

Das Hauptcharakteristikum des 
MAI, das dieses Abkommen auch von 
den WTO-Übereinkommen unter- 
scheidet, ist sein Top-down-Ansatz. 
Demnach sollen die Liberalisierungs- 
bestimmungen des MAI generell für 
alle Sektoren einer Volkswirtschaft 
und alle politischen Entscheidungs- 
ebenen gelten, sofern ein Land nicht 
vor dem Beitritt zum Abkommen spe- 
zifische Ausnahmen (resenfations) an- 
gemeldet hat. Dieses Verfahren steht 
im Gegensatz zur üblichen Praxis in- 
ternationaler Vereinbarungen, die 
sich am Bottom-up-Ansatz orientie- 
ren -das heißt, geregelt ist nur, was 
in der Vereinbarung ausdrücklich be- 
nannt wird. 

Verstärkt wird der Top-down-An- 
satz noch durch die Status-quo- und 
Roll-back-Prinzipien, die im MAI ver- 
ankert werden sollen, um die Liberali- 
sierungsmaßnahmen für die Ver- 
tragsstaaten irreversibel zu machen. 
Nach dem Status-quo-Prinzip sind die 
Vertragsstaaten verpflichtet, keine 

neuen Gesetze und Maßnahmen ein- 
zuführen, die als lnvestitionsrestriktio- 
nen im Sinne des MAI interpretiert 
werden können. Das Roll-back-Prin- 
zip zielt darauf, im Rahmen regelmä- 
ßiger Überprüfungen (z.B. sogenann- 
ter Länderexamina) auch die zunächst 
zugestandenen Iänderspezifischen 
Ausnahmeregelungen zu beseitigen. 
Das Endziel ist die uneingeschränkte 
Marktöffnung und die garantierte 
Nichtdiskriminierung ausländischer 
Unternehmen. 

Das Postulat der Nichtdiskrimi- 
nierung 
Das Postulat der Nichtdiskriminierung 
bildet den Kern des gesamten Investi- 
tionsabkommens. Nichtdiskriminie- 
rung bedeutet zum einen, daß im 
Sinne der Inländerbehandlung (natio- 
nal treatment) ausländische Investo- 
ren einheimischen grundsätzlich 
gleichzustellen sind, zum anderen, 
daß Vergünstigungen die einem aus- 
ländischen Unternehmen gewährt 
werden, im Sinne des Meistbegünsti- 
gungsprinzips (most favoured nation 
principle) den Investoren aller MAI- 
Vertragsstaaten gleichermaßen ge- 
währt werden müssen. Während in 
Ländern wie Deutschland eine explizi- 
te Diskriminierung ausländischer Inve- 
storen eher selten ist, ist der Fall der 
de-facto-Diskriminierung von erhebli- 
cher Brisanz. Dahinter verbirgt sich 
die ,,faktischeu Schlechterstellung ei- 
nes ausländischen Unternehmens 
durch ein Gesetz oder eine staatliche 

Maßnahme - etwa im Umweltbe- 
reich -, die nur ,,zufällig" dieses Un- 
ternehmen betrifft. Eine positive Dis- 
kriminierung ausländischer Unterneh- 
men durch Subventionen oder ande- 
re Investitionsanreize, und damit ihre 
Besserstellung gegenüber der einhei- 
mischen Wirtschaft, bleibt dagegen 
weiterhin erlaubt. 

Was künftig generell verboten 
sein soll, sind alle Formen von Lei- 
stungsauflagen (perfomance require- 
ments) die bisher an ausländische In- 
vestitionen geknüpft werden können. 
Dies betrifft zum Beispiel Vorgaben 
zum Technologietransfer und zur Ver- 
wendung bestimmter (umwelt- 
freundlicher) Produktionsprozesse, 
die Verpflichtung zur Verwendung 
einheimischer Vorprodukte und der 
Beschäftigung lokalen Personals, die 
Vorgabe eines Mindestsatzes für den 
einheimischen Eigenturnsanteil an ei- 
ner Investition oder auch die Ver- 
pflichtung zu Joint Ventures. Das Ver- 
bot solcher Auflagen bildet ein 
Hauptelement des Investitionsschut- 
zes, der durch das MAI garantiert 
werden soll. Weitere Elemente sind 
die Gewährleistung des freien Kapital- 
und Gewinntransfers, die Sicherstel- 
lung des Zugangs- und Aufenthalts- 
rechts für sog. Schlüsselpersonal des 
ausländischen Unternehmens und 
der Schutz vor direkter und indirekter 
Enteignung. Wie der Tatbestand der 
indirekten Enteignung zu definieren 
ist, bleibt dabei völlig unklar. Diese 
Passagen des MAl-Entwurfs lesen sich 

Anders als be i  den 
rund 7 630 bilatera- 
len Investitionsab- 
kommen, die sich 
i. d. R. auf  den Schutz 
der bereits getätig- 
ten Investitionen ex 
post beschränken, 
soll das M A I  also 
auch das Recht auf  
freien Marktzugang 
ex ante verbriefen. 
Ein weiterer gravie- 
render Unterschied 
besteht in dem 
weiten Investitions- 
begri f f  des MAI. 
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Das kontinuierliche 
Anwachsen der Liste 

der Ausnahmen ist 
Beleg dafür, daß den 

Regierungen 
offensichtlich erst i m  
Verlauf der Verhand- 

lungen klar wurde, 
was sie m i t  dem M A I  
potentiell anrichten. 

Um konkurrenzfähig 
z u  bleiben, werden 

die Staaten sich 
gezwungen fühlen, 

vorgebliche oder 
tatsächliche Investiti- 

onshemmnisse zu 
beseitigen. Die 

Gefahr einer 
Anpassung nach 

unten, eines , race t o  
the bottom" bzw. 

des Verzichts auf  die 
Einführung neuer 
Regeln und  Stan- 

dards ist daher groß. 

wie eine Wunschliste der Business- 
Lobby, die von der OECD-Verhand- 
lungsgruppe ohne Wenn und Aber 
übernommen wurde. 

Ein weiteres Element des Abkom- 
mes, das den Interessen der Investo- 
ren in besonderer Weise dient, ist das 
vorgesehene Streitschlichtungsver- 
fahren des MAI. Anders als bei der 
W O ,  die ein Staaten-Staaten-Verfah- 
ren bei Vertragsverletzungen vorsieht, 
sollen beim MAI darüber hinaus auch 
lnvestoren das Recht erhalten, Ver- 
tragsstaaten vor eine Schiedsstelle zi- 
tieren zu können, wenn sie der An- 
sicht sind, daß diese die MAI-Regeln 
verletzen (investor-state-Verfa hren). 
In der Praxis würde dies vor allem Fäl- 
le vorgeblicher oder tatsächlicher Dis- 
kriminierung und Enteignung betref- 
fen und könnte für die Staaten Scha- 
densersatzforderungen in mehrstelli- 
ger Millionenhöhe zur Folge haben. 
Das investor-state-Verfahren ist zwar 
bereits in bilateralen Investitionsab- 
kommen und auch im NAFTA enthal- 
ten, wird aber selbst von der OECD als 
qualitativ neues völkerrechtliches In- 
strument auf der globalen Ebene an- 
gesehen. Es stärkt die Rechtsstellung 
transnationaler Unternehmen (TNCs) 
gegenüber den Nationalstaaten und 
kann in Kombination mit schwammi- 
gen Definitionen von de-facto-Diskri- 
minierung und indirekter Enteignung 
die politische Handlungsfähigkeit 
staatlicher Institutionen nachhaltig 
untergraben. 

Die Frage der  Ausnahrneregelun- 

gen 
Vor der völlig unkontrollierten Öff- 
nung ihrer Märkte können sich die 
Staaten nur durch vorab ausgehan- 
delte Ausnahmeregelungen schüt- 
zen. Sobald das MAI einmal unter- 
zeichnet und ratifiziert ist, soll ein Ver- 
tragsstaat mindestens zwanzig Jahre 

an die Regeln des Abkommens ge- 
bunden sein (fünf Jahre Kündigungs- 
frist plus weitere fünfzehn Jahre 
Rechtswirksamkeit der MAI-Regeln). 
Vorgesehen sind im MAI selbst drei 
Formen von Ausnahmeregelungen: 

Allgemeine Ausnahmeregeln 
(general exception provision). 
Generelle Ausnahmen, die für alle 
Vertragstaaten gleichermaßen gelten, 
sind lediglich für den Bereich der na- 
tionalen Sicherheit (Rüstungsindu- 
strie) und zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung - was immer 
darunter zu fassen ist - vorgesehen. 
Frankreich und Kanada fordern dar- 
überhinaus, zum Schutz der kulturel- 
len Identität für den Kultur- und Me- 
dienbereich eine allgemeine Aus- 
nahmeregel aufzunehmen. Die EU 
besteht darauf, daß das Abkommen 
eine Regionale lntegrationsklausel 
enthalten soll (Regional Econornic In- 
tegration Organisation Clause - 

REIO), die regionale Wirtschaftsge- 
meinschaften von der Verpflichtung 
zur Meistbegünstigung von Unter- 
nehmen aus Drittstaaten entbinden 
soll. Die USA schließlich haben jüngst 
auf Druck des US-Kongresses den Vo- 
schlag in die Diskussion gebracht, für 
alle subnationalen Gesetze und Vor- 
schriften auf der Ebene der Bundes- 
staaten oder -1änder und Gemeinden 
eine allgemeine Ausnahmeregel im 
MAI zu verankern. Dies würde aller- 
dings dem Selbstverständnis des MAI, 
wie es die OECD propagiert, diame- 
tral widersprechen. 

Vorübergehende Ausnahmer- 
egeln/Schutzklauseln (temporary 
safeguard provisions) 
Im Falle von Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten sollen Länder die Möglichkeit 
erhalten, vorübergehend das Recht 
der lnvestoren auf freien Kapitaltrans- 

fer einzuschränken. Vor allem die 
Bundesregierung drängt darauf, die- 
se Regel möglichst restriktiv und im 
konkreten Fall im Einklang mit den 
Vorschriften des IWF zu handhaben. 

Jugendbndnisse - Politische Initiative zur 
Wahlherausforderung 1998 

Länderspezifische Ausnahmen und 
Vorbehalte (reservations) 
Vor Unterzeichnung des Abkommens 
können die einzelnen Vertragsstaaten 
spezifische Ausnahmen anmelden. 
Diese werden nicht automatisch ak- 
zeptiert, sondern müssen von der Ver- 
handlungsgruppe genehmigt wer- 
den. Was akzeptiert wird, hängt letzt- 
lich von der Verhandlungsmacht der 
jeweiligen Staaten ab. Die Liste der 
Ausnahmen wurde im Verlauf der 
Verhandlungen immer länger und 
umfaßt gegenwärtig rund 600 Punk- 
te. Da die Liste von der OECD als Ge- 
heimsache behandelt wird, sind ge- 
nauere Informationen für die Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich. Bekannt ist, 
daß die Ausnahmen praktisch alle 
Wirtschaftssektoren betreffen, so z.B. 
den Transport- und Energiesektor, die 
Versicherungs- und Finanzwirtschaft, 
den Tourismus, die Medienbranche 
und die Landwirtschaft. 

Die Kontroversen um die Aus- 
nahmeregeln vor allem zwischen der 
EU und den USA können die Verab- 
schiedung des MAI auf unbestimmte 
Zeit verzögern. Zusätzlich verschärft 
wird diese Lage durch die Forderung 
der EU, das Verbot extraterritorialer 
Sanktionsmaßnahmen im MAI fest- 
zuschreiben. Diese Forderung zielt 
auf die US-amerikanische Helms-Bur- 
ton- und d2mato-Gesetzgebung, die 
den Boykottvon ausländischen Unter- 
nehmen vorsieht, die in angeblich 
völkerrechtswidrig enteignetes Ver- 
mögen in Kuba, Libyen oder dem Iran 
investieren. Nach Worten eines deut- 
schen Delegierten bietet diese Kon- 
troverse zwischen der EU und den 
USA soviel ,,Sprengstoff". daß der 
Abschluß des gesamten Abkommens 
dadurch gefährdet sein könnte. 

3. Ökologische und soziale 
Konsequenzen des MAI 
Es zeigt sich immer deutlicher, daß 
das gesamte Ausmaß unterschied- 
lichster direkter und indirekter Folgen 
des MAI auch von den Regierungen 
völlig unterschätzt wurde. Das konti- 
nuierliche Anwachsen der Liste der 
Ausnahmen ist Beleg dafür, daß den 
Regierungen offensichtlich erst im 
Verlauf der Verhandlungen klar wur- 
de, was sie mit dem MAI potentiell 
anrichten. Die generellen Gefahren 
des Abkommens können aber bereits 

gendem Wohlstand für immer weni- Hoffnung auf dessen Überwindung 
ger, bei gleichzeitiger sozialer Aus- miteinander verbinden und politische 
grenzung von immer mehr Men- Angebote einfordern. Jugendlicher 
schen, ist für Jugendliche deutlich Idealismus, der das Bedürfnis nach ei- 
sichtbar. So besitzen 358 Milliardäre nem radikalen Wandel und Aufbe- 
soviel wie die Hälfte der Weltbevölke- gehren artikuliert. Die "Bereitschaft 
runa oder rechnerisch müßte ieder zum zivilen Ungehorsam" wächst ge- - 
Haushalt auf seinem Konto über 
135.000 DM verfügen. Das Spekulan- 
tentum, das Hochschnellen der Akti- 
enkurse, das Roulettespiel des Casino- 
kapitalismus mit ganzen Völkern be- 
zogen auf die Standortdebatte sind 
Kehrseiten ein und derselben Medail- 
le, der kapitalisitischen Verwertungs- 
logik, die mehr und mehr auf soziale 
Gerechtigkeit und Gestaltung durch 
die Politik verzichtet. 

Aber auch die andere Jugend ist 
existent. Jene, die erfahrenes Leid und 

rade auch bei jugendlichen, so eine 
Berliner Studie. Überhaupt zeigen 
übereinstimmend alle Jugendfor- 
schungsergebnisse dieses Jahrzehnts, 
daß Initiativen und Gruppierungen, 
bei denen Worte und Taten sich in 
hoher Übereinstimmung befinden 
(Glaubwürdigkeitsfrage), ein hohes 
Maß an Zustimmung genießen. 
Ebenso zeigen die großen Themen 
der heutigen Zeit, im Sinne der Zu- 
kunftsängste, aber auch der Engage- 
mentbereitschaft, Anknüpfungs- 

punkte für das Handeln. Der verbrei- 
tete Alltagsprotest Jugendlicher ist je- 
doch oft  nicht sichtbar, da die Auf- 
merksamkeit der Medien auf die Dar- 
stellung von Action und Steinewerfen 
verengt ist. Nicht zuletzt der Kampf 
der Gewerkschaftsjugend (erinnert 
sei an die Aktion "Deine Einstellung 
zählt" der IG Metall-Jugend) für eine 
gesetzliche Finanzierungsregelung 
der Berufsausbildung bestätigte die 
Engagementbereitschaft junger Men- 
schen. Als weiteres Indiz seien die 
Wahlen zur Jugend- und Auszubil- 
dendenvertretung in den Betrieben 
mit einer Wahlbeteiligung von über 
80% genannt. Damit wird deutlich, 
daß Demokratie und Teilhabe von der 
Jugend und für die Jugend machbar 
ist. 

Zielsetzung "Jugend für  eine 
andere Politik" 
Nach wie vor ist die Mobilisierungsfä- 
higkeit rechtsextremer politischer Zu- 
sammenhänge nicht zu unterschät- 
zen. Gerade in Krisenzeiten vermen- 
gen sich individuelle Entwurzelung 
und Alltagsrassismus sehr leicht mit 
vorhandenen rechtsextremen Ange- 
boten. Dies hat nicht zuletzt die Ham- 

Die zum Himmel 
schreiende Unge- 
rechtigkeit in dieser 
Gesellschafi, ja in 
dieser ganzen Welt, 
wi rd jedoch von 
vielen Jugendlichen 
sehr bewußt zur 
Kenntnis genorn- 
men. 

Kurt Pätzoldi 
Manfred Weißbecker 
Geschichte der NSDAP 
584 Seiten; 68,-DM 
ISBN 3-89438-134-5 

Das umfassende Standardwerk 
über die ideologische, politische 
und organisatorische Entwick- 
lung der NSDAP von der G N ~ -  
dungsphase 19 19/20 bis zur 
deutschen Kapitulation 1945. 

Karl Georg Zinn 
Wie Reichtun 
Armut schafft 
180 Seiten; 28,- DM 
ISBN 3-89438-150-7 

In seiner harschen Kritik am 
wirtschaftspolitischen 
Mainstream liefert Zinn eine 
lebendige und gut lesbare Ein- 
führung in die politische Ökono- 
mie des 20. Jahrhunderts. 

Fritz Bilz/Klaus Schmidt 
Das war 'ne heiße 
Märzenzeit 
Revolution im Rheinland 1848149 
196 Seiten; DM 26.- 
ISBN 3-89438-153-1 

Aus der Perspektive einer 
"Geschichte von unten" stellt das 
Buch wichtige Personen und 
Ereignisse des Vormärz und der 
Revolution im Rheinland dar. 

Herbert Beckmann 
Abenteuer Vaterschaft 
Die ersten zwei Jahre 
154 Seiten; DM 19,80 
ISBN 3-89438- 147-7 

Herbert Beckmam schildert an- 
schaulich und amüsant die Sta- 
tionen seines Vaterwerdens und 
Vaterseins. Sein Buch ist eine 
praxisorientierte und zugleich 
vergnügliche Arbeitsplatzbe- 
Schreibung f i r  junge Väter. 

Hwbert Bedvnann 

Abenteuer Vaterschaft 
Die ersten zwei Jahre 
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Ethyl Corporation gegen Kanada 
Im April 1997 beschloß das kanadische Parlament, den Import und Trans- 
port von MMT, einem Zusatzstoff für Benzin, zu verbieten. Es begründete 
seine Entscheidung mit den schweren Gesundheitsrisiken, die mit den MMT- 
Emissionen verbunden wären. Die US-amerikanische Ethyl Corporation, die 
einzige Herstellerin dieses Stoffes in Kanada, verklagte daraufhin im Rahmen 
des Schiedsgerichtsverfahrensvon NAFTAdie kanadische Regierung und for- 
derte Schadensersatz in Höhe von 251 Mio. Dollar. Ihr Argument: Der fakti- 
sche MMT-Bann würde den Wert ihrer Produktionsstätten und die zukünfti- 
gen Umsätze mindern und wäre damit eine Form von Enteignung, die ge- 
mäß den NAFTA-Regeln kompensiert werden müßte. 

Das Urteil wurde in diesem Fall noch nicht gesprochen. Es Iäßt sich jedoch 
bereits erahnen, welches Instrumentarium Unternehmen durch die weit- 
gehend identischen Regeln des MAI in die Hand bekämen, um gegen unlieb- 
same Umweltgesetze vorzugehen. Quelle: The Preamble Center for Public 
Policy, Washington, D.C. 

Wer, wenn nicht Wir An den Schulen und Universitäten 
regiert der Rotstift aufgrund fiskalpo- 
litischer Probleme unaufhaltsam. 

weite Durchschnitt liegt bei etwa 5 
Tonnen, wobei 2,3 Tonnen die abso- 
lute Obergrenze wären, um den 
Treibhauseffekt zu begrenzen 
(Enquete-Kommission "Schutz der 
Erdatmosphäre" des Bundestages). 

ohne diese Untersuchung skizziert 
werden: 

Jugendbündnis für eine zukunftsfähige Politik 
Hochschulveranstaltungen gleichen 
oftmals Massenkundgebungen. In 
Schulen und Berufsschulen kann we- 

3.1. Das M A I  schränkt die makro- 
ökonomische Steuerungsmöglich- 
keiten der Staaten ein. 
Tritt ein Staat dem MAI bei, ver- 
pflichtet er sich, sowohl zukünftig 
auf Gesetze und politische Maßnah- 
men zu verzichten, die im Wider- 
spruch zum MAI stehen, als auch die 
bereits existierenden nicht-MAI-kon- 
formen Regelungen über kurz oder 
lang zu beseitigen. Die Iänderspezifi- 
schen Ausnahmen bieten hier keinen 
Ausweg, da sie nicht auf Dauer gel- 
ten, sondern im Sinne des Roll-back- 
Prinzips sukzessive beseitigt werden 
sollen. 

In der Finanz- und Währungspoli- 
tik müßten die Staaten einen Verlust 
an Steuerungsmöglichkeiten in Kauf 
nehmen, da Kapitalverkehrskontrol- 
len und -beschränkungen künftig un- 
tersagt wären. Die vorgesehene 
Schutzklausel greift hier viel zu kurz, 
da sie staatliches Handeln erst dann 
erlaubt, wenn das Kind bereits in den 
Brunnen gefallen ist. Denn Zahlungs- 
bilanzschwierigkeiten können gerade 
durch den freien Fluß von hochmobi- 
lem Spekulationskapital hervorgeru- 
fen werden. 

In besonderem Maße vom MAI 
betroffen ist die staatliche Investiti- 
onspolitik. Durch das Verbot von Lei- 
stungsauflagen wird vor allem den 
Entwicklungsländern ein wichtiges 
wirtschaftspolitisches Instrument aus 
der Hand genommen - unabhängig 
davon, wie sinnvoll die Auflagen im 
einzelnen sein mögen. 

von Reinhard Hahn* 
gen Lehrermangel, Unterrichtsausfall, 
mangelnder Ausstattung und vielem 
mehr nicht qualifiziert unterrichtet 
werden. Durch die Beschneidung der 

Politische Krise und Widerstand 
Die demokratischen Grundlagen der 
Gesellschaft werden mehr und mehr 
ausgehölt. Politische Rhetorik und 
Zweckoptimismus sind an die Stelle 
von politischer Gestaltung im Interes- 
se der Menschen und gerade auch 
junger Menschen getreten. Die herr- 
schende Politik ist auf die unterneh- 
merische Sachzwanglogik reduziert. 
Unermüdlich werden die Unterneh- 
merforderung der Deregulierungen 
und Einschnitte in das soziale Netz, so 
z. B. beim Jugendarbeitsschutzge- 
setz, zur Richtschnur der herrschen- 
den Politik (auch mancher SPD-Propa- 
gandisten) gemacht. Die Politik hat 
versagt, der Markt allein scheint die 
Bedingungen für die Lebensplanung 
zu bestimmen. Damit wird aus Sicht 
Jugendlicher (wie es auch die jüngste 
Shell-Jugendstudie zeigte) den politi- 
schen Parteien in Gänze immer weni- 
ger zugetraut, die heutigen Problem- 
stellungen in dieser Gesellschaft 
ernsthaft anzugehen. lnsofern fühlt 
sich die Jugend von den Erwachsenen 
verraten und verkauft. Insbesondere 
der Widerspruch zwischen postulier- 
ten Werten und den erfahrenen Rea- 
litäten hinterläßt bei immer mehr jun- 
gen Menschen seine Spuren und 
führt zu einer Vertrauenskrise in ge- 
sellschaftliche Institutionen und da- 
mit auch insgesamt in das Politikgefü- 
ge. Folgen sind die Flucht in Drogen 
oder Sekten bis hin zur Jugendkrimi- 
nalität oder aber auch die Akzeptanz 
von rechtsextremem Populismus. 

Die Wahlbeteiligung bei den 
Jungwählern ist mittlerweile auf 30 
bis 40% abgesackt. Warum auch 
wählen? In der Politik wird kein Sinn 
und Nutzen gesehen, bis hin zu der 
zentralen Feststellung der Shell-Stu- 
die, daß "nicht die Jugend politikver- 
drossen, sondern die Politik jugend- 
verdrossen ist". Und wieder einmal 
muß kurzsichtiges politisches Han- 
deln festgestellt werden, indem die 
Probleme an' Polizei oder Sozialarbeit 
delegiert werden, obwohl sich die 
Probleme nicht einfach wegschließen 
oder wegtherapieren lassen. Die zum 
Himmel schreiende Ungerechtigkeit 
in dieser Gesellschaft, ja in dieser gan- 
zen Welt, wird jedoch von vielen Ju- 
gendlichen sehr bewußt zur Kenntnis 
genommen. Die Kluft zwischen stei- 

B ei seinem Regierungsantritt vor 
über 15 Jahren verkündete 
Kohl als Kanzler lauthals: "Un- 

ser Staat braucht die zupackende 
Mitarbeit der jungen Generation: Das 
Tor zur Zukunft steht offen". Die Bi- 
lanz der Kohl-Regierung ist jedoch 
verheerend. Von 100 Jugendlichen 
sind heute 10 als arbeitslos gemeldet, 
7 leben von der Sozialhilfe, 20 "par- 
ken" nach erfolgloser Ausbildungs- 
platzsuche im Schulbereich und 5 su- 
chen immer noch eine Lehrstelle. 
Jetzt hat sich ein Jugendbündnis ge- 
gründet, in dem auf zentraler Ebene 
die Gewerkschaftsjugend im DGB 
und in der DAG, BUNDjugend und 
Naturfreundejugend, freier zusam- 
menschluß von studentlnnenschaf- 
ten, Bundesschülerlnnenvertretung, 
die Landesjugendringe Hessens, Ber- 
lins und Hamburgs, die Katholische 
Landjugendbewegung sowie Künstler 
in Aktion zusammenarbeiten, um ge- 
meinsam für eine andere Politik aktiv 
zu werden und zu mobilisieren. 

Lehrmittelfreiheit und der Einführung 
von Studiengebühren etc. wird mehr 
und mehr versucht, die Kosten wieder 
einmal auf die Jugendlichen und ihre 
Eltern abzuwälzen. Die Zahl der öf- 
fentlich geförderten Studentinnen 
(BAFÖG) ist 1997 mit 15% auf einen 
historischen Tiefstand gesunken 
(1 972 = 45%). 

Bereits mehr als eine Million Kin- 
- und damit auch ihre Entwicklungs- 
chance. 

Bevölkerung ergeben, ist offensicht- 
lich, insbesondere wenn in den Län- 
dern ein wirksames Wettbewerbs- 
und Kartellrecht fehlt. 

der und Jugendliche müssen von den 
Leistungen der Sozialhilfe leben. Die 
Zahl jungendlicher Obdachloser steigt 
ebenfalls. Gleichzeitig wird überall 

Suggeriert wird ein 
Generationenkon- 

flikt. lnsofern 
verstehen es die 

gegnerischen 
Ideologen wieder 

einmal sehr gut, ihre 
lnteressenlage der 

ungerechten 
Umverteilungspolitik 

als Sachzwang 
darzustellen. 

3.3. Das M A I  schürt den ruinösen 
Standortwettbewerb zwischen 
den Ländern 
Da sich die Regierungen über die Not- 
wendigkeit, lnvestitionen ins Land zu 
holen, offensichtlich einig sind, und 
der Weltmarkt für Investitionen durch 
die angestrebten Liberalisierungs- 
maßnahmen in jedem Fall wächst, 
wird auch der Standortwettbewerb 
zwischen den Ländern weiter zuneh- 
men. Um konkurrenzfähig zu blei- 
ben, werden sie sich gezwungen füh- 
len, vorgebliche oder tatsächliche In- 
vestitionshemmnisse zu beseitigen. 
Dies betrifft an erster Stelle die sozia- 
len, arbeitsrechtlichen und umwelt- 
politischen Auflagen und Standards. 
Die Gefahr einer Anpassung nach un- 
ten, eines ,,race to  the bottom" bzw. 
des Verzichts auf die Einführung neu- 
er Regeln und Standards ist daher 
groß. 

3.5. Das M A I  vergrößerl die Macht 
transnationaler Konzerne gegen- 
über den Nationalstaaten 
Durch das im MAI vorgesehene inve- 
stor-state-Streitschlichtungsverfah- 
ren wird den TNCs ein Hebel in die 
Hand gegeben, mit dem sie ihre In- 
teressen gegenüber Regierungen in 
größerem Umfang durchsetzen kön- 
nen als jemals zuvor. Dies gilt vor al- 
lem angesichts der unklaren Defini- 
tionen von de-facto-Diskriminierung 
und indirekter Enteignung. Wird 
etwa ein ausländisches Unterneh- 
men zufällig in besonderer Weise 
von einem neuen Umweltgesetz be- 
troffen, kann es das Gastland wegen 
,,Diskriminierungn auf Schadenser- 
satz verklagen. Ebenso kann jede 
staatliche Maßnahme, die die Ge- 
winnerwartungen eines ausländi- 
schen Investors schmälert, als indi- 
rekte Enteignung interpretiert wer- 
den und für den Staat Kompensati- 
onsforderungen zur Folge haben. 

Der Machtzuwachs, den transna- 
tionale lnvestoren durch das MAI er- 
fahren würden, wiegt besonders 
schwer angesichts des Defizits an 
ebenbürtigen Interventionsmöglich- 
keiten für Staaten und betroffene Be- 
völkerungsgruppen gegenüber den 
TNCs. Das internationale Streitschlich- 
tungsverfahren ist eine Einbahnstra- 
ße. Ein internationales Haftungsrecht, 
mit dessen Hilfe ausländische Firmen 
für ökologische, menschenrechtliche 
oder gesundheitliche Schäden ihres 
wirtschaftlichen Engagements mit ih- 
rem Weltvermögen haftbar gemacht 
werden können, existiert nicht. Im 
Schadensfall bleibt den Betroffenen 
in der Regel nur der Rechtsweg im ei- 

dort gespart, wo versucht wird, die 
Betroffenen zu unterstützen bzw. in 
einem Mindestmaß in die Gesell- 
schaft zu integrieren. Ein Focus-Titel 
vor einigen Monaten "Die Jagd der 
Jungen auf die Alten ..." suggeriert 
einen Generationenkonflikt. lnsofern Durch das irn M A I  , 

vorgesehene 
investor-state- 
Streitschlichtungs- 
verfahren wird den 
TNCs ein Hebel in 
die Hand gegeben, 
m i t  dem sie ihre 
Interessen gegen- 
über Regierungen in 
größerem Umfang 
durchsetzen können 
als jemals zuvor. 

verstehen es die gegnerischen Ideolo- 
gen wieder einmal sehr gut, ihre In- 
teressenlage der ungerechten Umver- 
teilungspolitik als Sachzwang darzu- 
stellen. Es gibt genügend wissen- 
schaftlich solide Untersuchungen, die 

Probleme der Jugend heute belegen, daß der Generationenver- 
Von der Massenarbeitslosigkeit sind 
junge Menschen in besonderer Weise 
betroffen. Die offizielle Statistik weist 

trag funktionieren kann. Wir haben 
es jedoch mit einer falschen Politik zu 
tun, die nur an die Gegenwart denkt 

aus, daß mittlerweile über eine halbe 
Millionen junge Menschen unter 25 
Jahren arbeitslos gemeldet sind. Wenn 

und die Lasten in die Zukunft ver- 
schiebt. Die Finanzierung der Arbeits- 
losigkeit kostete im letzten Jahr allein 
160 Milliarden DM. 

Der Generationenvertrag betrifft 
aber mehr als nur die Rente. Erstmals 

3.2. Das M A I  erhöht die Chancen- 
ungleichheit zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern. 
Da die positive Diskriminierung aus- 
ländischer lnvestoren auch künftig 
erlaubt sein soll, werden die Regie- 
rungen, die es sich leisten können, 
weiterhin mit Subventionen und an- 
deren Anreizen lnvestitionen anlok- 
ken und in die gewünschten Sekto- 
ren lenken. Den Entwicklungslän- 
dern fehlt in der Regel das Geld für 
diese Form der Investitionspolitik. 
Wenn aber gleichzeitig ihre Möglich- 
keiten der lnvestitionslenkung mit- 
tels Leistungsauflagen und gesetzli- 
chen Regelungen - die sich nebenbei 
bemerkt wirtschaftstheoretisch nicht 
grundsätzlich von der Form der posi- 
tiven Diskriminierung unterscheiden 
- verboten werden, verschlechtert 
sich ihre Konkurrenzfähigkeit gegen- 
über den Industrieländern zusätzlich 

überhaupt, sind oftmals nur noch be- 
fristete Jobs drin, mit der Folge, daß 
für immer mehr junge Menschen in 

3.4. Das M A I  erhöht den Wettbe- 
werbsdruck a u f  die einheimischen 
Unternehmen 
Was für die l'ndustrieländer kaum von 
Bedeutung ist, spielt für die Ökono- 
mien der Entwicklungsländer eine 
entscheidende Rolle: Durch die unbe- 
schränkte Öffnung ihrer Märkte für 
ausländische lnvestoren setzen sie die 
einheimischen Unternehmen - nicht 
selten kleine und mittlere Betriebe, 
die oft  noch in den Kinderschuhen 
stecken (infant industry) - der unge- 
schützten Konkurrenz zu den großen 
transnationalen Unternehmen (TNCs) 
aus. Die Gefahr ist groß, daß dadurch 
viele einheimische Unternehmen vom 
Markt verdrängt oder von den TNCs 
übernommen werden. Daß sich dar- 
aus nicht unbedingt positive Beschäf- 
tigungseffekte für die einheimische 

dieser Gesellschaft nur noch eine "zer- in der Geschichte der Menschheit ist 
das Recht zukünftiger Generationen, 
ihr Leben auf einem ökologisch ge- 

stückelte" Lebensplanung möglich ist. 
Die Ausbildungsplatzkrise verschärft 
sich von Jahr zu Jahr. In nur 6 von 146 sunden, biologisch vielfältigen Plane- 
Arbeitsamtbezirken lag das Angebot 
im vergangenen Jahr über der Nach- 
frage. Warteschleifen und Parkmaß- 

ten zu verbringen, ernsthaft gefähr- 
det. Jedem ist mittlerweile eigentlich 
klar, daß das Marktmodell mit seinem 

nahmen sind oftmals der letzte Notna- Egoismus zwar ungeahnte Produktiv- 
kräfte entfesselt, aber auch im Hin- 
blick auf den Naturverbrauch an seine 

gel. Hunderttausendfache Schicksale, 
deren Biographie ebenso wie die der 
ganzen "Altbewerber" der vergange- Grenzen geraten ist. Trotz hoffnungs- 
nen Jahre lebenslang vorgezeichnet 
ist. Ein solides Fundament beim Be- 
rufseinstieg wurde Ihnen verbaut. 

voller Ansätze, wie z. B. dem Klima- 
gipfel in Rio vor 5 Jahren, wird die 
Umweltpolitik Zug um Zug den Wirt- 
schaftsinteressen einer immer frag- 
würdigeren Standortlogik geopfert. 
Die Kohlendioxidemissionen liegen in 
Deutschland bei durchschnittlich 12 
Tonnen pro Kopf im Jahr. Der welt- * Reinhard Hahn, Abteilung Jugend beim Vorstand der IG Metall 
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Statt i m  Rahmen der 
OECD oder der WTO 

sollte ein multilatera- 
les Regelwerk, das 
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genen Land, der für weltweit agieren- 
de Konzerne meist keine Gefahr dar- 
stellt. 

4. Die An twor t  der Zivilgesell- 
schaft: Ein weltweites Bündnis 
gegen das M A I  
NGOs haben frühzeitig auf die Ge- 
fahren des MAI hingewiesen. WEED 
hat bereits im Mai 1995 in  seinem 
lnformationsbrief Weltwirtschaft & 
Entwicklung auf die Absichten der 
OECD aufmerksam gemacht5 In ei- 
ner vom Third World Network initi- 
ierten Stellungnahme hat schon im 
November 1995 eine größere Grup- 
pe von NGOs aus aller Welt ihre 
grundsätzliche Ablehnung eines der- 
artigen lnvestitionsabkommens for- 
muliert - damals allerdings noch ge- 
genüber der W O .  Daß es danach 
noch über ein Jahr gedauert hat, bis 
zunächst Bürgerinitiativen und Um- 
weltgruppen in den USA und Kana- 
da aktiv wurden, lag vor allem an der 
Geheimhaltungspolitik der OECD 
und ihrer Mitgliedsstaaten. Erst 
nachdem NGOs im Januar 1997 den 
ersten Entwurf des MAI öffentlich 
machten, wurde die Tragweite des 
Abkommens deutlich. Die Folge war 
eine wachsende Protestbewegung, 
die sich Ende Oktober 1997 in Paris 
zu einer weltweiten Kampagne for- 
mierte. Initiatoren des Treffens wa- 
ren Friends of the Earth, der WWF In- 
ternational, Consumers International 
und die US-Bürgerrechtsgruppe Pu- 
blic Citizen. Ergebnis des Pariser Tref- 
fens war eine gemeinsame Stellung- 
nahme, die seitdem von weit über 
500 Gruppen und Organisationen in 
aller Welt unterzeichnet wurde. Die 
Hauptforderung darin: Stop der 
MAI-Verhandlungen und Durchfüh- 
rung einer umfassenden unabhängi- 
gen Untersuchung der potentiellen 
sozialen, ökologischen und entwick- 
lungspolitischen Auswirkungen des 
MAI. 

Die weltweite Kampagne gegen 
das MAI hat seitdem an ungeahnter 
Dynamik gewonnen und die Ver- 
handlungsführer in Paris zunehmend 
unter  ruck gesetzt. In zahlreichen 
Ländern wurden lnitiativen gegen 
das MAI gestartet, in den Parlamen- 
ten wird über das Abkommen debat- 
tiert, und auch die Medien entdek- 
ken mehr und mehr dieses Thema 
für sich. In Deutschland haben sich 
vor allem WEED und Germanwatch 
sowie eine Gruppe um die Soziolo- 
gin Maria M,ies bemüht, eine öffent- 
liche ~ e b a t r e  über das MAI in Gang 
zu bringen. Im Bundestag griffen zu- 

nächst die SPD und die PDS das The- 
ma in Anfragen auf6, und auch der 
Wirtschaftsausschuß ließ sich nicht 
mehr mit  nichtssagenden Kurzbe- 
richten abspeisen, sondern verlangte 
vom Wirtschaftsminister eine aus- 
führliche Unterrichtung über das 
MAI. Im April soll nun sogar ein Hea- 
ring zu diesem Thema im Wirt- 
schaftsausschuß stattfinden. Auch 
Umweltorganisationen wie der Na- 
turschutzbund Deutschland, Ge- 
werkschafterlnnen sowie zahlreiche 
Studentlnnengruppen (u.a. in 
Aachen, Berlin, Freiburg und Regens- 
burg) begannen gegen das MAI mo- 
bil zu machen. Am 25. April 1998 - 
zwei Tage vor der OECD-Ministerta- 
gung in Paris - soll auf einem bun- 
desweiten Kongreß in Bonn die deut- 
sche MAI-Opposition zusammen- 
kommen. 

5. Das MAI  aus der Gegenper- 
spektive: Plädoyer f ü r  e in  ,,IAMn 
Notwendig ist im weiteren MAl-Pro- 
zeß eine offensive Auseinanderset- 
zung darüber, wie weltweit verbind- 
liche Regeln für die Aktivitäten trans- 
nationaler Investoren aussehen soll- 
ten, und in welchem institutionellen 
Rahmen sie ausgehandelt werden 

. könnten. Dies führt rasch zu den al- 
ten Forderungen nach international 
gültigen Umwelt- und Sozialstan- 
dards, nach verbindlichen Kodizes 
für TNCs sowie nach mehr Transpa- 
renz und Kontrolle transnationaler 
Wirtschaftsaktivitäten. Daraus erge- 
ben sich eine Reihe von Vorschlägen, 
über die im weiteren Verlauf der 
Anti-MAI-Kampagne diskutiert wer- 
den sollte: 

Weltkonferenz über lnvestitionen 
und nachhaltige Entwicklung 
(World Conference o n  Investment 
and  Sustainable Developrnent) 
Eines der Argumente gegen die aktu- 
ellen MAI-Verhandlungen in der 
OECD ist der faktische Ausschluß der 
Länder des Südens aus dem Verhand- 
lungsprozeß. Über ein Abkommen 
von derart globaler Tragweite sollte 
nicht allein der Klub der reichen und 
neureichen Industrieländer entschei- 
den. Aber auch die W O ,  die sich mit 
dem Thema ebenfalls seit 1995 be- 
faßt und bereitsteht, nach Abschluß 
der Verhandlungen in der OECD die 
Auseinandersetzung im größeren 
Kreis fortzusetzen, ist kaum der rech- 
te Ort dafür. Ihre eingeschränkte Uni- 
versalität, die mangelndeTransparenz 
und vor allem die einseitige Ausrich- 
tung auf die Interessen der Privatwirt- 
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schaft sprechen gegen die W O  als 
Ort der Verhandlungen über ein um- 
fassendes lnvestitionsabkommen. 
Statt dessen sollte ein multilaterales 
Regelwerk, das die weltweite Investi- 
tionstätigkeit dem Leitbild der nach- 
haltigen Entwicklung unterordnet, im 
Rahmen der Vereinten Nationen aus- 
gehandelt werden. Die UN-General- 
versammlung könnte eine Weltkonfe- 
renz über Investitionen und nachhal- 
tige Entwicklung einberufen, die die 
Verabschiedung verbindlicher Investi- 
tionsregeln zum Ziel hat. Auf diese 
Weise wäre die gleichbereichtigte Be- 
teiligung aller Länder des Südens, die 
weitgehende Partizipation von NGOs 
und damit die Transparenz des Ver- 
handlungsprozesses sichergestellt. 
Die Verhandlungen müßten zweifel- 
los unter enger Einbeziehung der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation 
(110) und des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen (UNEP) stattfin- 
den. 

Stärkung des internationalen 
Umwelt- und Sozialrechts und  der 
dazugehörigen Institutionen ILO 
und UNEP - auch gegenüber WTO 
und OECD 
Als Argument gegen die Verankerung 
weitreichender Umwelt- und Sozial- 
standards im MAI wird bei den Ver- 
handlungen immer wieder angeführt, 
die OECD und die versammelten Ver- 
treter der Wirtschaftsministerien 
könnten nicht über die Regeln hin- 
ausgehen, die in den dafür zuständi- 
gen Gremien 110 und UNEP von den 
Kabinettskollegen aus dem Umwelt- 
und Arbeitsministerium verabschie- 
det wurden. Dieses Argument ist 
zweifellos stichhaltig, denn es kann 
nicht angehen, daß in einer Wirt- 
schaftsorganisation wie der OECD 
oder in einer Handelsorganisation wie 
der WTO internationales Umwelt- 
und Sozialrecht geschrieben wird. 
Daraus ergeben sich zwei Konsequen- 
zen: Erstens muß die Formulierung 
verbindlicher Standards im Umwelt- 
und Sozialbereich (und in diesem 
Kontext auch die Ausarbeitung ver- 
bindlicher Umwelt- und Sozialver- 
träglichkeitsprüfungen für Handel 
und Investitionen) politisch vorange- 
trieben werden, und zweitens müs- 
sen die Kompetenzen der dafür zu- 
ständigen lnstitutionen ILO und UNEP 
erweitert und mit wirksamen Durch- 
setzungs- und Sanktionsmechanis- 
men (die zumindest denen der W O ,  
des NAFTA und den im MAI vorgese- 
henen vergleichbar sind) versehen 
werden. 

MAGAZIN 

E ine Woche nach der Nieder- 
sachsenwahl traf sich der 
Frankfurter Kreis i m  Willy- 

Brandt-Haus zu seiner Frühjahrsta- 
gung. M i t  unerwartet wenig Weh- 
klagen wurde die Nominierung 
Gerhard Schröders zum Kanzler- 
kandidaten der SPD aufgenom- 
men. Die gute Stimmung in der 
Partei geht auch an der Linken 
nicht vorüber. So konnte Heiderna- 
rie Wieczorek-Zeul der Kandidatur 
Schröders den Vorzug der größe- 
ren Reichweite der Doppelspitze 
abgewinnen. Zwar steht Schröder 
(zumindest der Schröder der letz- 
ten Jahre) kaum für eine linke Inter- 
pretation des Begriffs ,,Politikwech- 
sel". Aber die Entscheidung für ihn 
eröffnet der Linken auch neue 
Spielräume, die bisher dem Primat 
des pfleglichen Umgangs mi t  Oskar 
Lafontaine geopfert wurden. Pro- 
blematisch wird es allerdings, wenn 
das Verhältnis SchröderIParteilinke 
dauerhaft so aussieht, daß die Linke 
den dummen August gibt, der gele- 
gentlich aufmuckt und anschlie- 
ßend abgewatscht und zum Steig- 
bügelhalter der Profilierung Schrö- 
ders gegen die Partei degradiert 
wird. Wenn es im Herbst zum Regie- 
rungswechsel kommt, werden die 
Aufgaben der Linken größer; sie 
wird ihre politische und organisato- 
rische Effizienz erhöhen müssen, 
um dem gerecht zu werden. Auf 
diese Anforderungen wies insbe- 
sondere die Juso-Bundesvorsitzende 
Andrea Nahles in ihrem Beitrag hin 
[vgl. auch ihren Artikel i n  diesem 
Heft, die Red.]. 

Nachdem die Kandidatenfrage 
(anders als bei der Festlegung des 
Termins absehbar) bereits erledigt 
war, konzentrierte sich die Diskus- 
sion auf das Regierungsprogramm 
der SPD und insbesondere auf ei- 
nen Punkt, der im dem dem Präsi- 
dium vorgelegten Programment- 
wurf völlig fehlte: Die Umvertei- 
lung von Arbeit und die Möglich- 
keiten einer staatlichen Flankie- 
rung entsprechender lnitiativen 
der Tarifparteien. Hierzu stellten 
der IG-Medien-Vorsitzende Detlef 
Hensche, von dem die Initiative zu 
dieser Diskussion ausging, und 
Klaus Lang vom IG-Metall-Haupt- 
vorstand die Positionen ihrer Ge- 
werkschaften dar. 

Arbei tsze i tverkürzung p o l i -  
t isch s tützen 
Der Abbau der Arbeitslosigkeit 
wird nach Auffassung von  Detlef 

Hensche nicht ohne politische Ge- 
staltung, allein durch die Erschlie- 
ßeung von Wachstumsreserven zu 
erreichen sein, die im privatwirt- 
schaftlichen Dienstleistungsbe- 
reich und in  den Informations- 
und Kommunikationstechnologien 
vermutet werden. Im Gegenteil 
sind ja gerade letztere auch ein In- 
strument der Produktivitätssteige- 
rung. 

Rein tarifpolitische Lösungen 
für die Umverteilung von Arbeit 
stießen jedoch zunehmend auf 
Grenzen. So scheiterten Bemü- 
hungen u m  mehr Teilzeitarbeit an 
der fehlenden sozialrechtlichen 
Flankierung, und die verschlech- 
terte Einkommenssituation der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer verursache in  den Ge- 
werkschaften viele Zweifel an ei- 
ner weiteren allgemeinen Arbeits- 
zeitverkürzung. Neuer Schub für 
die Tarifpolitik müsse deshalb 
durch eine breite gesellschaftliche 
Arbeitszeit-Debatte organisiert 
werden, die auch die Möglichkei- 
ten einer staatlichen Flankierung 
ins Visier nimmt. 

Klaus Lang verwies darauf, 
daß im Vordergrund der gewerk- 
schaftlichen Arbeitszeit-Debatte 
zwar immer die Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen 
(die m i t  den bisherigen Schritten 
auch erreicht worden sei) gestan- 
den habe. Stärker betont werden 
müsse aber, daß es nicht um die 
Verwaltung eines Mangels an Ar- 
beitsplätzen, sondern um die 
Verteilung von Reichtum gehe, 
u m  die Möglichkeit, anders zu ar- 
beiten und zu leben, und u m  
eine gerechtere Verteilung von 
Erwerbs- und Nichterwerbsar- 
beit. 

In der anschließenden Diskus- 
sion wurden neben den bisher 
diskutierten Möglichkeiten einer 
staatlichen Flankierung von Ar- 
beitszeitverkürzung durch eine 
Änderung des Arbeitszeitgesetzes 
und eine Beteiligung der Bundes- 
anstalt für Arbeit am Lohnaus- 
gleich eine Reihe weiterer Mög-  
lichkeiten aufgezeigt, die Arbeits- 
zeitpolit ik der Gewerkschaften 
politisch zu unterstützen. Als 
wichtiger als die Ausgestaltung 
i m  Detail wurde aber einge- 
schätzt, daß die SPD eine Antwort 
auf das DGB-Projekt Arbeitsum- 
verteilung findet und die gesell- 
schaftliche Debatte in Schwung 
kommt. 

Frü hjahrstagung des 
Frankfurter Kreises 

von Burkhard Winsemann* 

Druck  für das Regierungspro- 
g r a m m  
In Arbeitsgruppen wurden Ände- 
rungsvorschläge zum Regierungs- 
programmentwurf formuliert, wo- 
bei es vorrangig darum ging, in 
wesentlichen Punkten die in  Han- 
nover erreichte Beschlußlage in 
das Programm hinüberzuretten. 
So fehlte zunächst im Programm- 
entwurf jegliche Orientierung auf 
Arbeitszeitverkürzung. Dies ist in- 
zwischen ansatzweise von Präsidi- 
um und Parteivorstand korrigiert 
worden, ebenso wie die elternun- 
abhängige Studienförderung nach 
dem 3-Körbe-Modell jetzt wieder 
im Programm steht. Auf Granit 
beißt die Linke jedoch mi t  ihrer 
Forderung, das Programm dürfe 
sich nicht gegen kreditfinanzierte 
Konjunkturprogramme festlegen. 
Mehr als prägnantere Aussagen zu 
Zukunftsinvestitionen, die eben- 
falls gefordert wurden, wird nicht 
drin sein. 

M i t  der weitgehenden Einigkeit 
über die zur Schaffung von Ar- 
beitsplätzen notwendigen Instru- 
mente kontrastierte ein heftiger 
Streit über die Formulierung von 
Zielen. Eine Minderheit beharrte 
darauf, die SPD müsse sich im 
Wahlprogramm auf ein quantitati- 
ves Ziel, z.B. die Halbierung der Ar- 
beitslosigkeit in einer Legislaturpe- 
riode, festlegen, und inszenierte 
damit ein absurdes Schauspiel, 
dessen Akteure sich nicht unver- 
drossen, aber trotzdem mi t  Aus- 
dauer ausschließlich dieser Frage 
annahmen. SPW 

Die Entscheidung für 
den Kanzlerkandida- 
ten Schröder 
eröffnet der Linken 
auch neue Spielräu- 
me, die bisher dem 
Primat des pflegli- 
chen Umgangs mi t  
Oskar Lafontaine 
geopfert wurden. 

* Burkhard Winsemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB. 
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Foto: Jusos Westliches Westfalen 

Verbindliche Richtlinien für TNCs sichtbare Fortschritte gegeben. Wei- 
Neben den zwischenstaatlichen Ver- tere Maßnahmen zur Stärkung der 
einbarungen zur Regulierung der In- Konsumentenmacht gegenüber 
vestitionstätigkeit muß auch bei den (transnationalen) lnvestoren stehen 
transnationalen Unternehmen direkt noch aus, beispielsweise erweiterte 

Berichtspflichten für die Unterneh- 
men und eine umfassende Kenn- 
zeichnungspflicht für bestimmte 
Produkte (z.B. gentechnisch verän- 
derte). In diesem Zusammenhang 
spielen die nationalen und interna- 
tionalen Verbraucherorganisationen 
unter dem Dach von Consumers In- 
ternational eine Schlüsselrolle. 

angesetzt werden, um sie zu einer 
umweltverträglichen, sozial gerech- 
ten und entwicklungsfördernden 
Wirtschaftsweise zu verpflichten. 
Das britische World Development 
Movement forderte aus diesem 
Grund, das MAI vom Kopf auf die Grüne im 

Medienzeitalter 
Füße zu stellen und statt dessen ein 
,,IAMt', ein International Agreement 
on Multinationals, zu verabschieden. 
Entsprechende Versuche führten be- 
reits in den 70er und 80er Jahren 
zum Entwurf eines Verhaltenskodex 
für TNCs, der Anfang der 90er Jahre 
jedoch in den Schubladen der UNO 
verschwand. Eine der wenigen inter- 

Größere Transparenz und unab- 
hängige Kontrolle transnationaler 
Wirtscha fisaktivitäten 
Angesichts der einseitigen Zielset- 
zung der bisherigen MAl-Verhandlun- 
gen und der weiterhin dominieren- 
den neoliberalen Wirtschaftsdoktrin 
in den meisten Ländern der Welt 
wäre es realitätsfern, von den Regie- 
rungen ein plötzliches Umschwenken 
in ihrer (Außen-) Wirtschaftspolitik zu 
erwarten. Statt allein auf die Einsicht 
der Regierungen zu hoffen, sollten 
sich NGOs daher selbst verstärkt mit 
den Aktivitäten transnationaler Unter- 
nehmen befassen. Gruppen wie Cor- 
porate Watch, [Vlultinational Monitor 
oder Corporate Europe Observatory, 
sowie die Kritischen Aktionäre und 
die diversen Produktkampagnen lei- 
sten hier bereits wichtige Arbeit. 
Denn nur wenn die negativen ökolo- 
gischen, sozialen und ökonomischen 
Effekte der TNC-Aktivitäten für die 
Bevölkerung transparenter werden, 
und in der Folge der öffentliche Druck 
auf Unternehmen und Politik steigt, 
sind auch auf der zwischenstaatlichen 
Ebene Fortschritte auf dem Weg zu 
einem ,,IAM" zu erwarten. spw 

Personalisierung 
der Politik 

/ AKP hi97. I 1 DM nationalen Vereinbarungen in die- 
sem Bereich sind die Richtlinien für 
Multinationale Unternehmen, die die 
OECD 1976 verabschiedete und seit- 

:bis dein Itilialt: 
Kandidaten, Koiizepte, Kampagnen 
(Re7rr.o Schlamh) +++- Starke Mariiier 
fiir harte Zeiten9 (Heide Rülile) +J-+ 
Rraiicheii wir "local I ~ e r o e s ' ~  (Rolatid 
K o t h )  -+- Persotialisierung als Her- 
ausforderiing (Clirlsta Veiitiegerts, 
Gabt iele C' Klug LI a ) 

dem wiederholt ergänzte. Die Richt- 
linien sind unverbindlich, unpräzise 
und veraltet und damit ohne prakti- 

13 in diesem Heft) und die Aktivitäten 
des Jugendbündnisses (s. S. 10ff. in 
diesem Heft) zeigen, daß etwas in Be- 
wegung kommt. Sowohl Vertreterln- 
nen der Studierenden- wie der Ar- 
beitslosenbewegung waren auch auf 
dem Bochumer Ratschlag und sind in 
dem Aktionsbündnis zur Vorberei- 
tung der Demonstration vertreten. In 
einer Reihe von Orten ist es auch be- 
reits gelungen, etwa DGB-Kreise für 
Aktionen und die Unterstützung der 
Demonstration zu gewinnen. Es gibt 
auf den verschiedenen Ebenen zu- 
nehmende Zusammenarbeit mit 
kirchlichen Gruppen, Sozialverbän- 
den, Schülerlnnenvertretungen, 
Gruppen der Friedensbewegung und 
der Antirassismusbewegung usw. 
Und da es ja gerade der Anspruch der 
Erfurter Erklärung war und ist, Bürge- 
rlnnenbewegung von unten zu ent- 
wickeln, war das Votum für die De- 
monstration logisch. 

Sen, daß die neue Hauptstadt künf- 
tig der Ort für bundesweite Großde- 

Bei aller Skepsis, die nicht wenige 
vor dem Bochumer Ratschlag hatten 

monstrationen sein wird. Wenn man 
daran denkt, daß im Januar über 
hunderttausend Menschen an der 

und vielleicht noch haben: Jetzt 
kommt es darauf an, unverzüglich 
loszulegen mit der Mobilisierung und 

sche Relevanz. Sie könnten aber im- 
merhin den Ausgangspunkt für wei- 
tergehende verbindliche Regeln bil- 

jährlichen Manifestation zu Ehren 
von Karl Liebknecht und Rosa Lu- 
xemburg in Berlin-Friedrichsfelde 

die Demonstration zu einem mög- 
lichst großen Erfolg zu machen. Der 
Bundeskoordinierungsrat des Akti- 

den, die sich u.a. mit Fragen des in- 
ternationalen Haftungsrechts und 
der konzerninternen Verrechnungs- 
preise befassen sollten. Ab Juni 1998 
steht die Überarbeitung der Richtlini- 
en durch den zuständigen OECD- 
Ausschuß auf der Tagesordnung. 
NGOs sollten prüfen, ob es für sie 

20 Jahre 
teilnahmen, kann man davon ausge- onsbündnisses hat sich mittlerweile 
hen, daß auch am 20. Juni eine 
sechsstellige Teilnehmerlnnenzahl er- 

getroffen und den endgültigen Text 
des Aufrufs beschlossen. Die Demon- 

Die Aufgabe besteht 
jetzt darin, an 

möglichst vielen 
Orten und in 

möglichst vielen 
Gruppen und 

Organisationen die 
Demonstration 

bekannt zu machen 
und für Unterstüt- 

zung z u  werben. Wo 
noch keine Initiati- 

ven oder Bündnisse 
bestehen, die die 

Vorbereitung tragen, 
müssen sie so 

schnell wie möglich 
gegründet werden. 

reicht werden wird - und das muß stration soll mit Auftaktkundgebun- 
schon sein, wenn es ein Erfolg sein 
soll. Hier wird allerdings auch das 
politische Problem deutlich, das mit 

gen um 13.00 Uhr beginnen und mit 
einer Abschlußkundgebung um 
15.00 Uhr beendet werden. In Frank- 

GrilnmaIternative 
Kommunalpolitik 

sinnvoll ist, diese Verhandlungen zu 
verfolgen und mit eigenen Vorschlä- 
gen zu beeinflussen. Berlin verbunden ist: Hintze & Co. 

und die westdeutschen Massenme- 
dien werden die Demonstration als 
PDS-dominiert hinstellen. Um so 

furt und Berlin sollen Organisations- 
büros eingerichtet werden, bis dahin 
gibt es weitere Informationen und Maßnahmen zur Stärkung der 

Konsumentenmacht 
Es wäre falsch, bei der Einflußnahme 

I AKP 1/98. 12.50 DM I Kontaktadressen in den Regionen 
wichtiger ist es, auch aus dem We- 
sten und aus gesellschaftlichen und 
politischen Bereichen, die nicht als 

beim Büro der Erfurter Erklärung in 
Erfurt, d o  Kulturverein Mauernbre- 
chen e.V., Tel. 0361 -5961 220. 

Aiis dem Itilialt: 
Als die Biirgeririitiativen iri die Parla- 
niente strebte11 ( T i m  Sirnoii 1i.a.) +++ 
Voti der Koinintiiialpolitik ziir Biiti- 
despolitik ( I-liibert Kleinert, Renate 
Backhaus) -t,++ Der Marsch durch die 
It~stittttioiien: Gnine Betriebsgmppe 
++" 20 Jahre Verkehrspolitik: fast 
tiichts bewegt (Heitier Moiilieim) +..W 

Stadt lind Urbanität (Hartrniit Häiißer- 
mann. Walter Siebel) 

auf transnationale lnvestoren nur die 
zwischenstaatliche Ebene im Auge 

' Die folgenden Ausführungen über das 
MAI beziehen sich auf den OECD-Ver- 
handlungstext vom 14. Februar 1998. 
Tony Clarke: The Corporate Rule Treaty. A 
Preliminary Analysis of the Multilateral 
Agreement on Investments (MAI) which 
seeks to consolidate global corporate 
rule. Canadian Centrefor Policy Alternati- 
ves, April 1997, 5. 2. 
Brief des BMWi-Referatsleiters Dr. Zimmer 
an Germanwatch vom 14. Oktober 1997. 
Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Micha- 
el Müller (Dusseldorf) u.a. und der Frakti- 
on der SPD betreffend ,,Multilaterales Ab- 
kommen für Investitionen" (BT Drucksa- 
che 1319549). 
Vgl. Rainer Falk: Neuer Kodex? In: Infor- 
mationsbrief Weltwirtschaft & Entwick- 
lung 05/95, S.lf. 
Zuvor hatte als einziger der fraktionslose 
Abgeordnete Kurt Neumann in mehreren 
Anfragen auf die Bedeutung des MAI 
hingewiesen. 

PDS-orientiert dargestellt werden 
können, möglichst viele Menschen 
nach Berlin zu mobilisieren. 

Die heftigste Debatte gab es in 
Bochum um den Termin - 12. Sep- 
tember oder 20. Juni. Nach Abwä- 

Die Aufgabe besteht jetzt darin, 
an möglichst vielen Orten und in 
möglichst vielen Gruppen und Orga- 

zu haben. Von geradezu existentiel- 
ler Bedeutung für ein Unternehmen 
ist das Konsumverhalten der Bevöl- 
kerung. Ihre Kaufentscheidung ist Organisation und Mobilisierung 

Nach kurzer Debatte gab es auf dem 
Bochumer Ratschlag eine ganz über- 
wiegende Mehrheit dafür, die De- 
monstration in Berlin (und nicht in 
Bonn) durchzuführen. Aufgrund der 
immer noch stärkeren Verankerung 
der Bewegung in Ostdeutschland - 
obwohl gerade im Westen die Zahl 
der Initiativen stark anwächst - und 
der extrem hohen Meßlatte, die an 
die Teilnehmerlnnenzahl von Groß- 
demos in Bonn gelegt würde, spricht 
dafür vieles. Und die (wir) Wessis 
werden sich daran gewöhnen müs- 

nisationen die Demonstration be- 
kannt zu machen und für Unterstüt- 
zung zu werben. Wo noch keine In- 

für einen Investor letztlich ökono- 
misch relevanter als nationale Geset- 
ze und multilaterale Abkommen. Die gung der verschiedensten Gesichts- itiativen oder Bündnisse bestehen, die 

punkte, die ich jetzt nicht alle darstel- 
len will (zum Glück ist an dem Tag 

die Vorbereitung tragen, müssen sie 
so schnell wie möglich gegründet 
werden. Und dann heißt es: Men- 

Konsumentenboykotts gegen Nestle 
und Shell zeigten die Macht, aber 
auch die Grenzen der Konsumenten- kein Spiel der deutschen Mannschaft 

bei der Fußball-WM), ergab sich letzt- 
lich eine deutliche Mehrheit für den 
20. Juni. Der 20. Juni 1998 ist auch 

schen ansprechen und gewinnen, die 
Basis verbreitern, Aktionen durchfüh- 
ren, Öffentlichkeitsarbeit, Plakate kle- 

souveränität. Um gegen umwelt- 
schädliche oder unter unsozialen Be- 
dingungen gefertigte Produkte vor- 
gehen zu können, müssen die Ver- der 50. Jahrestag der Einführung der 

DM in den damaligen Westzonen, 
womit die Spaltung Deutschlands be- 

ben, die Fahrt nach Berlin organisie- 
ren ... Die Zeit bis zum 20 Juni ist 
knapp. Dieser Druck muß in um so 

braucher über Produkt und Produkti- 
onsweise umfassend informiert wer- 
den. In den vergangenen Jahren hat siegelt wurde, und hat damit auch mehr Dynamik umgewandelt wer- 

den. Auf nach Berlin! SPW symbolischen Wert. es in diesem Bereich in Deutschland 
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llse Riderr-Melchers Foto: 

MAGAZIN 

0 Jahre Quote 
w i e w  mi t  llse Ridder-Melchen und Kristina Augst* 

Quote - Entäuschung oder 
Erfolgsgeschichte? 

spw: 1998 wird die SPD Frauen- 
quote 10 Jahre alt. Wie schätzt Du die 
Quotierung innerhalb der SPD ein? 

llse Ridder-Melchers: Einerseits 
können die Frauen in der SPD sehr stolz 
sein, denn die zehnjährige Geschichte 
der Quote in der Partei ist eine Erfolgs- 
geschichte. Als ich in den Landtag kam, 
waren wir 5 Frauen. Dabei ist es lange - -  
Zeit geblieben. Den großen Impuls ha- 
ben wir erst durch die Quotierung be- 
kommen. Wir haben jetzt im Landtag 
in der SPD-Fraktion 32% Frauen, die 
fast alle in Wahlkreisen aufgestellt und 
direkt gewählt wurden (d.h. nicht über 
Listen). Von daher hat sich sehr viel be- 
wegt. Ich sage aber andererseits: Es ist 
nicht so, daß den Frauen der rote Tep- 
pich ausgerollt worden ist. Die Frauen 
haben die ganze Ochsentour in den 
Ortsvereinen und Wahlkreisen machen 
müssen. Die Frauen, die heute Land- 
tagsabgeordnete sind, haben viel par- 

Es wird sinnvoll sein, 
wenn wi r  die 

Wahlen i m  Herbst 
gewinnen wollen, 

noch einen Inszenie- 
rungspunkt von 

frauenpolitischer 
Seite z u  setzen, um 
noch einmal einen 

Energieschub z u  
erhalten. 

(Kristina Augst) 

teipolitische Erfahrung und langjährige 
Arbeit in Kommunalparlamenten und 
in der Partei hinter sich. Viele hatten 
Gegenkandidaturen zu bestehen. Es ist 
ihnen nichts geschenkt worden. 

Und ich sehe das Problem, daß viele 
Frauen heute immer noch in der Stell- 
vertreterin-Position sind. Hier müssen 
Frauen jetzt Mut zur Macht zeigen! Das 
ist aber nicht nur eine Anforderung an 
die Frauen in der Partei, sondern es ist 
wichtig, daß in der Gesellschaft und der 
Partei weibliche Führungsstile und Füh- 
rungspositionen akzeptiert werden. 

spw: Kristina, es gibt trotzdem Ent- 
täuschungen bei den Jusos, oder? 

Kristina Augst: Ja, zunächst möch- 
te auch ich sagen, daß es jedenfalls eine 
quantitative Verbesserung gegeben 
hat. Aber die Frage der qualitativen 
Veränderung innerhalb der Partei wür- 
de ich skeptischer beurteilen. Der An- 
spruch war ja, daß sich durch eine stär- 
kere Beteiligung von Frauen in der Po- 
litik die Politikform ändert. Aus dieser 
Sicht formulieren die Juso-Frauen die 

* llse Ridder-Mekhers ist NRW-Ministerin für die Gleichstellung von Frau und 
Mann sowie ASF-Landesvorsitzende NRW Kristina Augst ist stellvertretende 
Juso-Bundesvorsitzende und promoviert in Marburg. Das Interview führten 
für spw Uta Biermann und Claudia Walther. 

Bilanz nicht so positiv. Ich denke, daß 
da eine ganze Menge ins Stocken gera- 
ten ist. Zum Beispiel gab es parallel zur 
Quote die Debatte zur Parteireform, die 
heute überhaupt nicht mehr existiert. 
Zudem haben wir viele Frauen am An- 
fang - auch bei den Jusos - verheizt, 
indem wir sie in Unmengen von Posten 
geschickt haben und nicht gefragt ha- 
ben, was sieselbst wollen. Und was wir 
bei den Jusos auch bemerken, ist, daß 
es innerhalb unserer Strukturen Kom- 
petenzverlagerungen gibt. Weg von 
den Vorständen, diejetzt quotiert sind, 
in andere Bereiche, z.B. die Geschäfts- 
führungsbereiche. Und da wiederum 
sitzen fast ausschliel3lich Männer. Ein 
weiteres Beispiel: als die SPD die Ju- 
gendquotefür die Bundestagskandida- 
turen verkündet hat, haben ganz viele 
junge Männer sofort ihr Interesse be- 
kundet und wollten unterstützt wer- 
den. Es war durchweg eine geringere 
Anzahl von Frauen, die so agierten. Im 
weiteren scheiterten Frauen mit ihren 
Kandidaturen entweder gegen junge 
Männer oder gegen alte Männer, aber 
es wurden immer dieselben Argumen- 
te gegen Frauen gebracht. Entweder 
sie sind zu alt, zu jung oder es fehlte an 
Kompetenz oder sie hatten angeblich 
zu wenig komrnunalpolitische Erfah- 
rung. Da hat sich also wenig getan. 

Nöt ig  ist ein neuer Impuls ... 
spw: Hat denn die Quote noch die 

gleiche Power wie vor 10 Jahren oder 
hat sich das ein bißchen totgelaufen? 

llse Ridder-Melchers: Wer die Si- 
tuation vor 1988 mit erlebt hat, weiß, 
daß es eine politisch höchst kontrover- 
se Auseinandersetzung um die Quote 
gab. Menschen wie Willi Brandt, Jo- 
chen Vogel, waren ganz wichtig, um 
die Sache nach vorne zu bewegen. Die 
Quote ist gegen größere Widerstände 
in der Partei durchgesetzt worden. Ich 
habe dann die Umsetzung des Quo- 
tenbeschlusses vor Ort miterlebt. Es 
waren immer wieder die SPD-Frauen 
und die ASF, die die Quotierung einfor- 
derten. Es ging beispielsweise darum, 
daß die Fraktionen die Quotierung be- 
achten, von der Verteilung von Füh- 
rungspositionen in den Fraktionen und 
Ausschüssen bis hin zu den Sparkas- 
sen- und kommunalen Aufsichtsräten. 
Es war immer wieder ein neues Anren- 
nen -erst allmählich hat die Partei ge- 
lernt, die Frauen stärker zu beachten. 
Die Quote wird heute formal umge- 
setzt-inhaltlich aber noch lange nicht. 
Vor allem die Männer haben noch 
nicht begriffen, daß es auch eine inhalt- 
liche Veränderung bedeutet, wenn 
Frauen überall mitwirken. Eigentlich 
haben wir es leider nicht geschafft, die 

sprüche. Während nationalstaatliche lich sein, eine vertiefende Diskussion und der Diskussion über weiterge- 
lnvestitionsprogramme abgelehnt über die Perspektiven sozialdemokra- hende Alternativen kommt.' S ~ W  

werden, sollen diese auf Europa-Ebe- tischer Politik zu führen. Dennoch 
ne in Anlehnung an das Weißbuch wird die Notwendigkeit bestehen, an Vgl. R./Mikfeld, BJSkarpelis-Sperk, 

S.: Politikwechsel oder ,.Innovation" a la 
möglich sein. Während die Gleichstel- ausgewählten Punkten zu intervenie- Schröder, in: spw 5,g7, 4ff, 
iung von Frau und Mann als wichtiges ren und Änderungen durchzusetzen. 2 Schröders Wahlkampfberater ~ ~ d o  Horn- 
Ziel hervorqehoben wird, sollen Ar- Zentrale Forderunqen sind die Erhö- bach spricht davon, daß er lieber mit der 

beitszeiten-flexibilisiert, aber nicht hung der ~nvestitio-ns~uote durch die CDU Um fmf, als mit den Grünen um ein 

kollektiv verkürzt werden. Wesentli Ausweitung öffentlicher lnfrastruk- , ~ $ ~ e ~ ~ ~ ~ , " ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ; u f d i e h -  

che Widersprüche des Kapitalismus turinvestitionen, die Forderung nach traosfassuna zum Bundesoarteitaa nach Bear. , ., 
am Ende des 20. Jahrhunderts blei- einer öffentlichen Flankierung von be~ungder~htragskommission(v.21.03.98). 
ben ausgeblendet. Arbeitszeitverkürzung durch die Re- So hat Schröder sich mehrfach dahingehend 

Es schält sich eine Grundlogik her- form des Arbeitszeitgesetzes6 und geäuße*, wieein 
des DIW - Betrieben einen zehnprozentigen 

aus, die in erster Linie auf eine Verbes- weitere Maßnahmen sowie eine weil Anteil geringfügiger Beschäftigung 
serung der Angebotsbedingungen tergehende steuerpolitische Urnver- h„,iii, 

für Unternehmen, aggressive Export- teilung als bisher vorgesehen. Die Diese Vorstellungen stehen in Verbindung 

orientieruna. Flexibilisieruna der Ar- Passaaen zum Kombi-Lohn müssen mit einer grundsätzlich repressiven Haltung 
<. 

beitsmärkte und die ~ e t o n u n ~  der Ei- ersetz? werden durch die Forderung 
~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ' " ' ' ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  

genverantwortung gegenüber kollek- nach einer Ausweitung des öffent- nacheinerSankion~erunqvon Juqendlichen 

tiver Absicherung setzt. Darüber kön- lich geförderten Beschäftigungssek- und Arbeitslosen, die ihnen angebotene 

nen auch Teilerfolae der Linken wie tors. Ausbildungs- und Arbeitrplätze nicht anneh- 
" 

die Durchsetzung der gesetzlichen Viel entscheidender ist jedoch, men, zu hören (vgl. FR V. 26.03.98). 
Dies fordern auch einige Gewerkschaften 

Umlagefinanzierung, der Veranke- daß sich die Linke auf die Zeit nach von der SPD bzw, einem Politikwechsel ein, 
rung des Vollbeschäftigungsziels oder der Bundestagswahl vorbereitet. Die vql. die Broschüre der IG Metall , , ~ ~ ~ t ~ ~ h .  
eines 100.000-Dächer-Proqramms konkreten Elemente des Proqrarnms land hat die Wahl. Handeln fur Arbeit und 

zur Förderung der Solarenergie nicht von Schröder werden nach späte- sozialeGerechtigkeit". 

hinwegtäuschen. stens einem Jahr verbraucht sein, Zu SO überlegen dieJusosz.Z., nach der Bun- 
destagswahl ein mit Bündnispartnerlnnen 

Sicherlich wird es auf der "Krö- erwarten ist, daß es zu einer Repoliti- abaestimmtes ,,Alternatives 100-Taae-Pro- 
nungsmesse" in Leipzig kaum mog- sierung der kritischen Offentlichkeit gr~mm~~vorzuI&en. 

m Samstag, 20. Juni 1998, 
wird in Berlin eine bundeswei- A te Großdemonstration für 

eine neue, andere Politik stattfinden. 
Das ist das zentrale Ergebnis des „Bo- 
chumer Ratschlags", den die Initiato- 
rlnnen der Erfurter Erklärung für den 
7. März in die Ruhr-Universität einge- 
laden hatten (vgl. zur Vorgeschichte 
die Artikel in spw 1/97, 2/97 und 61 
97). Mehr als 500 Unterstützerlnnen 
der Erfurter Erklärung und Vertreterln- 
nen einer Vielzahl von Initiativgrup- 
pen und Organisationen folgten die- 
ser Einladung und diskutierten über 
Aktionsmöglichkeiten, die der Forde- 
rung nach einem umfassenden Poli- 
tikwechsel Nachdruck verleihen und 
Anstöße geben sollen, aus der „Zu- 
schauerdemokratie" herauszutreten. 

Im Mittelpunkt der Debatte stand 
dabei die Planung einer großen ge- 
meinsamen Demonstration vor der 
Bundestagswahl. Die Redebeiträge 
und die Reaktionen der Zuhörerlnnen 
machten von Beginn an deutlich, daß 
dabei nicht mehr das ob, sondern nur 
noch das wie, wo und vor allem wann 
in Frage stand. Auf dem Treffen der 
lnitiatorlnnen am Vorabend war diese 
Linie bereits vereinbart und ein Auf- 
rufentwurf erstellt worden, und die 
Diskussion wurde gleich mi t  der Fra- 

gestellung eröffnet, ob ein über den 
lnitiatorenkreis der Erfurter Erklärung 
hinausgehendes Aktionsbündnis als 
Trägerin dieser Demonstration nötig 
sei und wer diesem Aktionsbündnis 
angehören solle und wolle. 

Politische Bedingungen 
Dabei wäre die Frage nach der grund- 
sätzlichen Sinnhaftigkeit und den po- 
litischen Bedingungen einer solchen 
Demonstration durchaus berechtigt 
gewesen, denn die Stimmung der 
Anwesenden kann nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß die Bewegung bis- 
her noch auf ziemlich schwachen Fü- 
ßen steht. Die Gewerkschaften und 
anderen gesellschaftlichen Großorga- 
nisationen sowie die SPD und die 
Grünen blocken weitgehend ab, nur 
die Gewerkschaft Holz und Kunststoff 
hat bisher beschlossen, eine Demon- 
stration mitzutragen. Einige eher lin- 
ke Gewerkschaften (HBV, Medien ... ) 
stehen dem Anliegen aufgeschlossen 
gegenüber und werden es in gewis- 
sem Rahmen unterstützen, zumin- 
dest durch Bezirke und Landesver- 
bände, aber darüber hinaus wird es 
darauf ankommen, inwieweit von un- 
ten Druck gemacht und eine aktive 
Unterstützung durch örtliche und re- 
gionale Gliederungen (etwa der IG 

Aufstehen für eine 
andere Politik 

Bochumer Ratschlag beschließt Großdemo am 
20.06.98 in  Berlin 

von Ralf Krämer* 

Metall, der ÖTV, des DGB ... ) durch- 
gesetzt wird. 

Andererseits besteht bei vielen 
Menschen und lnitiativen ein massi- 
ves Bedürfnis nach einem bundeswei- 
ten Orientierungs- und Höhepunkt 
von Aktionen. Die Zahl der örtlichen 
Initiativen auf Basis der Erfurter Erklä- 
rung wächst ständig, mittlerweile 
(Ende März) sind in Erfurt 339 Initiati- 
ven gemeldet, allein in NRW sind es 
45. Die Studierenden-Streiks Ende 
letzten Jahres haben gezeigt, welches 
Aktionspotential an den Hochschulen 
rnobilisierbar ist. Auch die Arbeitslo- 
senproteste der letzten Monate (s. S. 

* Ralf Krämer. Dortmund, Sozialwissenschaftle~ spw-Redaktion 

54 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 100, 1998 



MAGAZIN GENDER 

& noch als eine Säule neben der betriebli- 
Kristina Augst Foto: 

baut werden, dann müssen wir die 

Entscheidend ist, 
daß sich die Linke 

auf die Zeit nach der 
Bundestagswahl 

vorbereitet. Zu 
erwarten ist. daß es 
zu einer Repolitisie- 
rung der kritischen 
Öffentlichkeit und 

der Diskussion über 
weitergehende 

Alternativen kommt. 

förderungsgesetz vorgesehen, wird 
für Langzeitarbeitlose ein individueller 
Eingliederungsplan in den Arbeits- 
markt versprochen und eine bessere 
Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und 
regionaler Strukturpolitik angestrebt. 
Wie bereits im Hannoveraner Leitan- 
trag findet sich im Wahlprogramm 
auch die Forderung nach Kombi-Löh- 
nen in Verbindung mit einer Lei- 
stungskürzung für Sozialhilfeempfän- 
gerlnnen im Falle der Nicht-Annahme 
derartig subventionierter Jobs.5 

Allen wohl und kaum jemand 
wehe: die Verteilungspolitik 
Das gesamte Programm steht unter 
einem ,,strikten Finanzierungsvorbe- 
halt" [ I  41. Dies zu betonen, ist nicht 
prinzipiell problematisch, sondern 
kann ein Beitrag zur Sicherung der 
politischen Seriosität im Wahlkampf 
sein. Allerdings stellt sich die Frage, 
ob denn überhaupt die durchaus vor- 
handenen verteilungspolitischen 
Spielräume zur Ausweitung der öf- 
fentlichen Handlungsmöglichkeiten 
genutzt werden. 

Positiv hervorzuheben sind die 
steuerpolitischen Vorschläge zur Er- 
höhung des Existenzminimums, der 
Senkung des Eingangssteuersatzes 
(schrittweise auf 15%). der Wieder- 
einführung der privaten Vermögens- 
steuer, der Einführung einer Mindest- 
besteuerung sowie der Verbreiterung 
der steuerlichen Bemessungsgrundla- 
ge. Gleichzeitig sollen jedoch auch 
die Spitzensteuersätze (auch für ge- 
werbliche Einkommen) und die Kör- 

perschaftssteuern gesenkt werden. 
Seit längerem angekündigt ist das Be- 
streben, ökologische Komponenten 
in das Steuerssystem einzubauen und 
die Einnahmen zur Senkung der so- 
genannten Lohnnebenkosten zu ver- 
wenden. Zwar wird im Programm die 
ökonomische Notwendigkeit einer Er- 
höhung der Binnenkaufkraft mehr- 
fach betont, eine klare Aussage zur 
Veränderung der gesellschaftlichen 
Verteilungsverhältnisse findet sich al- 
lerdings nicht. Eher soll der Eindruck 
erweckt werden, daß eine sozialde- 
mokratische Steuerreform allen zugu- 
te kommt. Eine Vergrößerung der re- 
formpolitischen Spielräume ist daher 
zunächst wohl kaum zu erwarten. 

Gleichstellung und Sozialpolitik 
Immerhin formuliert der Entwurf die 
selten klare Aussage, die ,,Gleichstel- 
lung von Mann und Frau wieder zu 
einem großen gesellschaftlichen Re- 
formprojekt" 1231 zu machen. Auf der 
Suche nach konkreten Projekten zur 
Verwirklichung dieses Anspruchs geht 
das Papier dann aber über ein ,,Akti- 
onsprogramm Frau und Beruf" und 
die hälftige Beteiligung von jungen 
Frauen an allen Ausbildungsplätzen 
kaum hinaus. 

In der Rentenversicherung soll die 
Kürzung des Rentenniveaus auf 64% 
zurückgenommen werden. Positiv zu 
werten ist sicherlich auch das Bekennt- 
nis zur Versicherungspflicht für alle Er- 
werbstätigen. Gleichzeitig wird aller- 
dings dem Bestreben nachgegeben, die 
gesetzliche Rentenversicherung nur 

chen Vorsorge, der privaten Vorsorge 
und der zusätzlichen Beteiligung der 
Arbeitnehmerlnnen am Produktivkapi- 
tal zu begreifen. 

Im Bereich Gesundheitspolitik 
stößt der Entwurf auf erhebliche Kri- 
tik der Expertlnnen in der Partei. Ver- 
mißt werden klare Aussagen zur Wie- 
derherstellung der sozialen Grundla- 
gen der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung. So wird zu den umstrittenen 
Zuzahlungsregelungen (v.a. Koppe- 
lung von Beitrags- und Zuzahlungser- 
höhung) lapidar ausgesagt: "Die be- 
stehenden Zuzahlungsregelungen 
werden wir überprüfen" [20]. Auch 
fehlen Aussagen beispielsweise zur 
Rücknahme der Kürzung des Kran- 
kengeldes oder zur Notwendigkeit, 
den Versichertenkreis zu erweitern 
und die Beitragsbemessungsgrenze 
zu erhöhen und damit die gesetzliche 
Krankenversicherung zu stärken. 

Was sonst noch? 
Auch im Bereich der Bürgerlnnen- 
rechtspolitik - sicherlich nicht das 
Lieblingsthema des Kanzlerkandida- 
ten - wird alles andere als eine Kehrt- 
wende gegenüber der bisherigen Re- 
gierungspolitik beschrieben. Die For- 
derung nach der Ermöglichung einer 
doppelten Staatsbürgerlnnenschaft 
wird vermieden. Geschaffen werden 
soll statt dessen ein "modernes 
Staatsangehörigkeitsrecht". Die in- 
nenpolitischen Vorstellungen kon- 
zentrieren sich in erster Linie auf die 
Kriminalitätsbekämpfung, wobei auf 
progressive Ansätze, wie die Legali- 
sierung weicher Drogen, verzichtet 
wird. 

Begrüßenswert sind die Passagen 
zur weiteren Ausgestaltung Europas. 
'Arbeit und Gerechtigkeit müssen 
auf Platz Eins der europäischen Ta- 
gesordnung gesetzt werden." 1361. 
Im Rahmen eines europäischen Be- 
schäftigungspaktes werden die Koor- 
dinierung der nationalen Wirt- 
schafts- und Finanzpolitiken, ver- 
bindliche Regelungen gegen Sozial- 
dumping, eine Mindestbesteuerung 
für Unternehmen und die Auswei- 
tung von Zukunftsinvestitionen ein- 
gefordert. 

Innere Widersprüche und 
Aufgaben für die Linke 
Deutlich wird, daß im Programm der 
Versuch unternommen wird, die un- 
terschiedlichen Logiken sozialdemo- 
kratischer Politik miteinander zu ver- 
söhnen. Die Konsequenz sind zahlrei- 
che Unverbindlichkeiten und Wider- 

Quotierung nutzen, damit knappe Res- 
sourcen gerecht verteilt werden. Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen bei- 
spielsweise im Rahmen eines ,,Aktions- 
programms Frau und Beruf" schon 
1994 durchgesetzt, alle Arbeitsmarkt- 
Programme des Landes in irgendeiner 
Form quotieren. Ergebnis ist, daß von 
den über 850 Mio., die Nordrhein- 
Westfalen im Bereich Arbeitsmarktpo- 
litik ausgibt, in allen Programmen rund 
50 - 60% den Frauen zugute kommen. 

Junge Frauen als Maßstab 
gesellschaftlichre Umgestaltung? 

spw: Wir haben immer gesagt, daß 
Quote nicht nur ein parteipolitisches 
Prinzip, sondern auch ein gesellschaft- 
liches Prinzip sein muß. Welche Schrit- 
te wollt Ihr gehen, um Quote auch 

Aufbruchstimmung von damals wirk- 
lich gemeinsam mitzunehmen und zu 
sagen, jetzt können wir etwas neu ge- 
stalten und neben der quanitativen 
Umsetzung auch Gleichstellung umfas- 
send mit Leben füllen. 

spw: Und für die Jusos? 
Kristina Augst: Wir haben noch 

weitergehende Ansprüche an die Quo- 
te. Zum einen haben wir keine Ge- 
schlechterquote, sondern eine Frauen- 
quote bei den Jusos, d.h. eine reine 
Frauendelegation gilt bei den Jusos als 
quotiert. Wir diskutieren viel über Sank- 
tionen, weil wir feststellen, daß zwar 
mittlerweile natürlich durchgängig 
quotiert gewählt wird, was aber nicht 
heißt, daß dann auch quotiert zu Kon- 
gressen angereist wird. Oder daß Kom- 
missionen, die bei uns auf Bundesebe- 
ne eine große Rolle spielen, nicht quo- 
tiert benannt werden. Wir wollen Frau- 
enfördermaßnahmen mit Geldvergabe 
koppeln. Wir haben ein Modellprojekt 
vorgeschlagen, das jetzt angenommen 
wurde. Wir wissen auch, daß rein for- 
malisierte Debatten uns nur begrenzt 
weiterhelfen. Es ist uns nicht gelungen, 
nach der Quote noch einen Punkt zu 
setzen, Inszenierungen zu haben, wo 
wir wieder Energien freisetzen konn- 
ten. Es wird sinnvoll sein, wenn wir die 
Wahlen im Herbst gewinnen wollen, 

noch einen lnszenierungspunkt von 
frauenpolitischer Seite zu setzen, um 
noch einmal einen Energieschub zu er- 
halten. Es muß um Wirtschaftsthemen, 
sozialpolitischeThemen, Existenzsiche- 
rung der Frauen gehen, und das Ziel, 
alle Frauen in ein Vollarbeitszeitverhält- 
nis zu kriegen! Dafür müssen wir die Er- 
werbsarbeit umbauen und Strategien 
entwickeln. 

llse Ridder-Melchers: Das ist für 
mich das klassische Gleichstellungsthe- 
ma. Ich habe schon, als ich mein Amt in 
Nordrhein Westfalen angetreten habe, 
gesagt, für mich gibt es einen zentralen 
Punkt, bei dem ich ansetzen möchte. 
Frauenförderung im Erwerbsleben. 
Denn wenn Frauen eine eigenständige 
Existenzsicherung haben, wenn Frauen 
in allen politischen Feldern und im Be- 
rufsleben gleichberechtigt sind, können 
sie sich eher in Familie und Partner- 
schaft behaupten, als wenn sie von ih- 
rem Partner abhängig sind. Deshalb 
müssen wir unser gesamtes soziales Si- 
cherungssystem so umbauen, daß die- 
se Eigenständigkeit möglich ist. 

Instrumente wie Quotierung sind 
bei der Verteilung von öffentlichen Res- 
sourcen, gerade wenn es denn eng 
wird, um so wichtiger. Wenn wir alles 
im Überfluß haben, dann ist das Vertei- 
len leicht, aber wenn z.B. Stellen abge- 

Arbeitsmarkt an den Ansprüchen der 
jungen Frauen entlang umzubauen 
und diese Ansprüche, diese Lebenser- 
wartungen und Lebenswünsche von 
jungen Frauen als Maßstab zu nehmen, 
um das Normalarbeitszeitverhältnis 
umzustrukturieren. 

llse Ridder-Melchers: Hier gibt es 
einen Kritikpunkt, den ich anbringen 
muß, wenn ich einige Juso-Papiere lese. 
Ich finde es sehr wichtig, daß ihr sagt, 
ihr wollt Eure Forderungen ausrichten 
an den Lebensansprüchen von jungen 
Frauen. Aber: Wo bleiben denn diejün- 
geren Männer, die sich verändern müs- 
sen? Vor zehn Jahren haben wir ge- 
sagt, daß die Frauenfragen die Kinder- 
fragen sind. Das haben wir jetzt zum 
Teil aufgearbeitet. Wir merken heute 
aber immer deutlicher: die Frauenfrage 
ist die Männerfrage. Heute verweigern 
sich die Männer immer noch. So wich- 
tig es ist, daß wir Rahmenbedingungen 
schaffen, die die Vereinbarkeit von Be- 
ruf und Familie möglich machen, sie 
müssen dadurch ergänzt werden, daß 
Männer sich an der Familienarbeit 
künftig gleichberechtigt beteiligen. 

Zur gerechten Verteilung der 
Arbeit 

spw: Eine Forderung der Jusos ist 
die ,,Doppelte Umverteilung von Ar- 

Instrumente wie 
Quotierung sind bei 
der Verteilung von 
öffentlichen 
Ressourcen, gerade 
wenn es denn eng 
wird, um so wichti- 
ger. 
(Ilse Ridder-Melchers) 

Und da ist auch 
unser Versuch, unser 
Ansatz, den ich eben 
formuliert habe, den 
Arbeitsmarkt an den 
Ansprüchen der 
jungen Frauen 
entlang umzubauen 
und diese Ansprü- 
che, diese Lebenser- 
wartungen und 
Lebenswünsche von 
jungen Frauen als 
Maßstab zu neh- 
men, um das 
Normalarbeitszeit- 
verhältnis umzu- 
strukturieren. 
(Kristina Augst) 
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Ehegattensplitting 
führt dazu, daß 

Frauenerwerbstätig- 
keit bestraft wird. Es 

ist durchaus 
möglich, das 
Steuersystem 

dementsprechend 
umzubauen. 

(llse Ridder-Melchers) 

beit, Zeit und Geld". Bei der ASF gibt es 
eine ähnliche Forderung: gerechte 
Umverteilung von Arbeit, Einkommen 
und Macht ... 

llse Ridder-Melchers: ... und ge- 
rechte Verteilung der Familienarbeit. 

spw: Ja, und mit welchen Hebeln 
wäre das möglich? In Österreich ist in 
der letzten Zeit viel Aufsehen erregt 
worden mit dem Gesetzentwurf zur 
Hausarbeit ... 

Kristina Augst: Ich glaube, daß wir 
bisher relativ einfallslos waren bei der 
Überlegung, wo wir die Hebel bei Män- 
nern ansetzen. Die Debatten, die wir 
bei den Jusos führen, sind ausgespro- 
chen unerquicklich, weil dann immer 
das Schlagwort der Vergesellschaftung 
von Reproduktionsarbeit kommt. Es ist 
schwer, deutlich zu machen, daß es 
auch ein Gewinn für einen Mann ist, 
wenn er sich in seinem Lebensentwurf 
nicht nur darauf beschränkt, 40 Stun- 
den die ganze Woche zu arbeiten. Wir 
versuchen, als Vision positiv für junge 
Männer eine Veränderung auch der 
männlichen Lebensentwürfe zu formu- 
lieren. Aber es ist mittelfristig wichtig, 
daß wir auch über Druck auf Männer 
nachdenken müssen, denn im Mo- 
ment ist der ganze Druck nur auf der 
Frauenseite. Die haben Doppel- oder 
Dreifachbelastung, wollen berufstätig 
sein und ein Kind und müssen diese 
Kämpfe individuell mit ihren Männernl 
Partnern zuhause auskämpfen. 

spw: Also eben Quotierung von 
Arbeit, Zeit und Geld in allen Bereichen. 

llse Ridder-Melchers: Wie kann 
man denn Familienarbeit quotieren? 
Und selbst wenn wir es gesetzlich fest- 
legen würden, könnte es niemand kon- 
trollieren. Wer will schon im privaten 
Bereich diese Regelungen einführen? 
Im Prinzip haben wir ja das, was die 
Österreicher diskutiert haben, in dem 
Ehe- und Familiengesetz vor 20 Jahren 
als gesellschaftspolitisches Ziel unter 
sozialliberaler Koalition verankert. Da ist 
es fixiert, aber es wird nicht sanktio- 
niert. 

Für mich sind insgesamt 3 Punkte 
ganz wichtig, bei denen wir ansetzen 
müssen: Zum einen, daß Frauen die 
gleiche Position im Erwerbsleben be- 
kommen. Das kann ich durch Quotie- 
rung und durch entsprechende Förder- 
maßnahmen auf den Weg bringen. Der 
zweite Punkt ist, daß wir in unserem 
sozialen Sicherungssystem die Kinderer- 
ziehungsarbeit wirklich gleichberech- 
tigt anerkennen, d.h. wenn ich einige 
Zeit die Kinder zuhause betreue, muß 
mir diese Zeit bei der Rente zu 100°h 
anerkannt werden. Das dritte ist die 
Frage nach der Arbeitszeitverkürzung 

generell für alle und dazu noch eine 
Sonderregelung für Eltern mit kleinen 
Kindern. 

Anknüpfungspunkte und Forde- 
rungen 

spw: In Schweden hat eine Studie 
festgestellt, daß es noch 100 bis 150 
Jahre brauchen würde, bis wirklich 
Gleichberechtigung erreicht würde. 
Welche Strategien könnt Ihr für einen 
Ausblick empfehlen? 

Kristina Augst: Ich denke, daß wir 
nur dann voran kommen, wenn es zu 
einer Begleitung von Gesetzen und In- 
itiativen durch eine gesellschaftliche, 
parteienübergreifende Bewegung 
kommt. Vielleicht ist nicht mehr die Zeit 
der Bewegungen. Wir brauchen aber 
schon eine Begleitung, eine Flankierung 
durch gesellschaftliche Prozesse. Für 
das nächste Jahr fällt mir ein: es gibt 80 
Jahre Frauenwahlrecht, 50 Jahre 
Grundgesetz, wir befinden uns bald 10 
Jahre nach dem Fall der Mauer. Es gibt 
also jede Menge Anknüpfungspunkte, 
für Frauen, ein Resümee zu ziehen. Ich 
fände es sinnvoll, bei den Partizipati- 
onsansprüchen von Frauen anzuset- 
zen. Was habt Ihr eigentlich für Vorstel- 
lungen von Gesellschaft, von Demokra- 
tie, von der Verteilung, von Reichtum, 
Arbeit usw.. Wie sollen Familien ausse- 
hen, wie wollt Ihr Euer Leben planen? 
Frauen muß die Möglichkeit gegeben 
werden, ihre Stimme zu erheben. Es gilt 
also, Orte und Räumlichkeiten für Frau- 
en zu schaffen, wo sie das formulieren 
können, was sie denken. 

llse Ridder-Melchers: Auf jeden Fall 
brauchen wir für Frauen eine andere 
Mehrheit, weil wir eine andere Politik 
wollen! Wir wären gut beraten, wenn 
wir das, was an breiter Frauenbewe- 
gung da ist, unterstützen würden. Im 
Bund wird es zwingend erforderlich 
sein, andere gesetzliche Grundlagen für 
Frauen zu schaffen: 

In das Bundesgleichstellungsgesetz 
eine echte Quote einbauen; 

beim arbeitsrechtlichen EG-Anpas- 
sungsgesetz die Sanktionen verstärken 
(übrigens eine Aufgabe, die der euro- 
päische Gerichtshof der Bundesregie- 
rung schon zweimal aufgetragen hat); 

die Beweislast umkehren; 
Anerkennen von Erziehungszeiten 

und Einbauen in das soziale Siche- 
rungssystem; 

vernünftige Steuergesetze, die 
nicht den Trauschein vergolden und die 
Frauenerwerbstätigkeit bestrafen. 

Frauenpolitische Klarheit und  
Aggressivität im Wahlkampf?! 

spw: Dafür muß aber auch der 
Wahlkampf mit etwas mehr Aggressi- 

vität mit der Frauenfrage geführt wer- 
den. 

llse Ridder- Melchers: Die Inhalte 
können wir schon liefern, Wir gehen 
auch als Frauen über Land, das ist kei- 
ne Frage. Aber diese Zuspitzung, da 
sind die Herren z.B. in der Kampa ge- 
fragt. 

Kristina Augst: Ja, nicht nur die 
Herren. Die Partei hat eine Menge Ide- 
en, was sie mit ihren jungen Fach'arbei- 
tern machen will, aber sie weiß über- 
haupt nichts, was die jungen Frauen 
angeht. Sie entwickelt keine Strategie. 
Sie ist nicht bereit, junge Frauen in ir- 
gendeiner Form zu berücksichtigen. 
Das ist aber relevant, wenn man ein 
solches Klientel ansprechen will. 

llse Ridder-Melchers: Politisch wird 
es für uns wichtig sein, Themen inhalt- 
lich zu besetzen und beispielsweise 
möglichst nahe an die Umsetzung der 
Quotierung heranzukommen. 

Die Beschlußgrundlage ist da. Es ist 
jetzt wichtig, die Themen auch im öf- 
fentlichen Bewußtsein deutlich zu ma- 
chen. Es kommt außerdem darauf an, 
daß die gesamte Führungsgruppe der 
Partei paritätisch besetzt ist. Wir haben 
über 50% Wählerinnen, und diese gilt 
es anzusprechen. 

spw: Noch ein Nachtrag zu den 
Beschlüssen, die keiner mehr im Kopf 
hat: Die Forderung nach Abschaffung 
des Ehegattensplittings wird von der 
SPD so leise vertreten, daß man sie fast 
gar nicht mehr hö rt... 

llse Ridder-Melchers: Also für mich 
ist ganz klar, das gehört mit dazu. Ehe- 
gattensplitting führt dazu, daß Frauen- 
erwerbstätigkeit bestraft wird. Es ist 
durchaus möglich, das Steuersystem 
dementsprechend umzubauen. 

Kristina Augst: Da kann ich 
mich inhaltlich anschließen. Es ist 
jetzt die Frage, auf was sich die Lage 
im Wahlkampf zuspitzt. Ob es nun 
Ehegattensplitting ist oder 620 DM 
Jobs oder was auch immer. Ich den- 
ke, daß es frauenpolitische Forde- 
rungen geben muß, die wirklich 
knackig vertreten werden. Wo auch 
Differenzen liegen zur jetzigen Ko- 
alition. Ich sehe noch nicht, wo das 
herkommen soll. Wir haben schon 
Beschlüsse gefaßt, die gehen dann 
immer verloren. Im Wahlprogramm 
müssen wir mal sehen, wie es dann 
aussieht. Das wird noch eine span- 
nende Frage sein. Was die Partei in 
Hannover vorgelegt hat, war aus 
frauenpolitischer Perspektive nicht 
nur alles golden und wunderbar. 
Und gerade die Sache, daß ein Nied- 
riglohnsektor disKutiert wurde, war 
für Frauen katastrophal. SPW 

II Das marktwirt- 
schaftlichste 

Programm, das 
die SPD je hatte." - 

Knappe Anmerkungen zum Wahlprogramment- 
wurf der SPD 

von Benny Mikfeld* 

crhaftznnlitik 7war wird treffend 
konstatiert, daß Export allein nicht 
ausreiche und daher auch eine Stär- 

S chröder hat Recht: in der Tat ist 
das nun als Antrag für den am 
17. April bevorstehenden Bun- 

desparteitag in Leipzig vorliegende 
SPD-Wahlprogramm eines, das in ho- 
hem Maße auf die dynamischen Kräf- 
te des Marktes setzt. Anderes war 
auch gar nicht zu erwarten, nachdem 
die SPD mit ihrem Hannoveraner Par- 
teitag und dem sogenannten ,,lnno- 
vationsantrag" bereits die wesentli- 
chen Orientierungen vorgenommen 
hatte.' 

Schröder wählen t u t  n icht  weh: 
d ie  ,,Neue Mi t te"  
Die strategische Orientierung des Wahl- 
kampfes lautet: wir machen einiges an- 
ders als die Konservativen, aber vor al- 
lem vieles besser und moderner. Die 
,,Leistungsträger" und ,,Leistungswilli- 
gen" werden zu einer dubiosen gesell- 
schaftlichen ,,neuen Mitte" erklärt, zu 
der die SPD sich selber hinzuzählt. Auf 
eine Polarisierung gegen den politi- 
schen Gegner wird ebenso verzichtet, 
wie auf eine Darstellung der gesell- 
schaftlichen Spaltungslinien, die sich 
durch eineinhalb Jahrzehnte konserva- 
tiver Politik in der Bundesrepublik erge- 
ben haben. Statt dessen sollen die er- 
wähnten Gruppen für die neue innova- 
tive Standortgemeinschaft gewonnen 
werden. Der Slogan von der ,,neuen 
Mitte" ist der Versuch, verunsicherten 
Teilen der gesellschaftlichen Mittel- 
schichten die Angst vor einem Regie- 
rungswechsel zu nehmen. Gleichzeitig 
sollen sozialdemokratische Stammwäh- 
lerlnnen vor allem über die persönliche 
Autorität des ,,charismatischen Füh- 
rers" Schröder eingebunden und links- 

orientierte Wählerlnnen wohl an die 
Grünen preisgegeben werden.* Ent- 
sprechend unverbindlich und in der 
Kernphilosophie problematisch sind die 
inhaltlichen Teile des Programms. 

Arbeit  und Wohlstand für alle - 
aber wie? 
Das zentrale Anliegen des mit „Ar- 
beit, Innovation und Gerechtigkeit'' 
überschriebenen Programms ist die 
Bekämpfung der Massenarbeitslosig- 
keit. Dies soll zum einen durch ein 
ebenso betiteltes neues Bündnis von 
Gewerkschaften, Unternehmen, Poli- 
tik und Kirchen gewährleistet werden 
-wobei allerdings der staatliche Bei- 
trag zur einer solchen konzertierten 
Aktion nebulös bleibt. Zum anderen 
wird vor allem auf lnnovation und 
Wachstum gesetzt. „Einen reinen Ko- 
stenwettlauf gegen alle Billiglohnlän- 
der kann Deutschland nicht gewin- 
nen. Wenn wir im internationalen 
Standortwettbewerb gewinnen wol- 
len, dann müssen wir einfach produk- 
tiver und besser sein als unsere Kon- 
kurrenten'I3 [7]. Angestrebt wird die 
Führerschaft auf dem Weltmarkt in 
etlichen Feldern: „die besten Autos 
der Welt", ,,wirksamsten Medikarnen- 
te", „die leistungsfähigsten Solarzel- 
len" [8]. 

Die aggressive Exportorientierung 
soll befördert werden durch die Aus- 
weitung von Technologie- und For- 
schutigspolitik, die Senkung der 
Lohnnebenkosten, Existenzgrün- 
dungshilfen, die Senkung der Unter- 
nehmensteuersätze und den Abbau 
von Bürokratie - also das klassische 
Arsenal angebotsorientierter Wirt- 

kung des Binnenmarktes erforderlich 
ist. Allerdings wird der Ausweitung 
öffentlicher lnvestitionspolitik eine 
klare Absage erteilt. „Für neue kredit- 
finanzierte Konjunkturprogramme 
gibt es keinerlei Spielraum." [14]. 

Gleichzeitig wird für eine Flexibili- 
sierung der Tarifverträge und der Ar- 
beitszeiten plädiert. ,,Flexible Lösun- 
gen in der Lohnpolitik wieauch in der 
Arbeitszeitpolitik eröffnen neue 
Chancen für die Sicherung und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen.'' [91 Der Ak- 
zent liegt also deutlich auf der Flexibi- 
lisierung von Arbeitsverhältnissen, 
wohingegen erforderliche tarifpoliti- 
sche Schritte wie die Durchsetzung 
von Lohnsteigerungen und Arbeits- 
zeitverkürzungen allenfalls am Rande 
erwähnt werden. Immerhin wird die 
Stärkung der gewerkschaftlichen 
Handlungsfähigkeit durch die Rück- 
nahme des Sozialabbaus beim 
Schlechtwettergeld, der Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall und dem Kün- 
digungsschutz sowie eine Neufas- 
sung des $146 Sozialgesetzbuch III 
(ehemals $1 16 Arbeitsförderungsge- 
setz) versprochen. Ziel ist auch die 
Verhinderung von Scheinselbständig- 
keit und des ,,Mißbrauchs" von ge- 
ringfügiger Beschäftigung. Es bleibt 
allerdings offen, wann nach Auffas- 
sung der Autorlnnen Mißbrauch vor- 
liegt und wann nicht4 

Gestärkt werden soll unter dem 
Motto ,,Arbeit statt Arbeitslosigkeit" 
auch die aktive Arbeitsmarktpolitik. 
Wie im Entwurf der SPD-Bundestags- 
fraktion für ein Arbeits- und Struktur- 

Die strategische 
Orientierung des 
Wahlkampfes lautet: 
wir machen einiges 
anders als die 
Konservativen, aber 
vor allem vieles 
besser und moder- 
ner Die ,,Leistungs- 
träger" u n d  ,, Lei- 
stungswilligen " 
werden zu einer 
dubiosen gesell- 
schaftlichen ,, neuen 
Mitte" erklärt, zu der 
die SPD sich selber 
hinzuzählt. 

* Benny Mikfeld, Bochum, Mitglied des SPD-Parteivorstands und Juso- 
Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen 
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Kurze Bemerkungen zu den 1997 er- Für eine europäische Solidarge- 
meinschaft 
Das Buch von GlaweISchröder setzt 
sich ausführlich mit den verschiede- 
nen Aspekten der Maastrichter Wirt- 
schafts- und Währungsunion ausein- 
ander. Dabei kommen die Autoren 
zu dem Schluß, daß die derzeitige 
neoliberale Konzeption regionale 
und soziale Spaltungstendenzen ver- 
tieft. Das in Maastricht verankerte 
Primat monetärer Stabilität wird von 
ihnen als zentrales Element einer 
neoliberalen hegemonialen Kerneur- 
opastrategie Deutschlands in Koope- 
ration mit - aber auch in Konkurrenz 
zu - Frankreich analysiert. Ihrer Auf- 
fassung nach entwickelt sich hier ein 
Sprengsatz für die Integration, zu- 
mindest einer Integration, die auf ei- 
nem Mindestmaß an Konsens und 
sozialem Ausgleich zwischen den 
Mitgliedstaaten beruht. Als Konse- 
quenz fordern sie einen politischen 
Paradigmenwechsel hin zu einer eu- 
ropäischen Solidargemeinschaft, die 
sich nicht nur auf die Mitgliedstaa- 
ten beziehen soll, sondern auch die 
anderen europäischen Staaten be- 
rücksichtigt. 

Unter Bezug auf die europapoliti- 
sche Debatte in Frankreich, Italien 
und Schweden diskutieren und be- 
nennen sie Handlungsfelder und - 
optionen für eine alternative Politik - 
wie etwa die Forderung nach einer 
europäischen Beschäftigungspolitik 
oder nach der Stärkung der sozialen 
Dimension. Sie plädieren dafür, den 
Euro auf ein kooperatives Politikmo- 
dell zu stützen, welches sich sowohl 
vom konkurrenzfixierten Marktmo- 
dell von Maastricht als auch von ei- 
nem Rückfall in den Nationalismus 
deutlich abgrenzt. Wichtig ist ihnen 
in diesem Zusammenhang, daß die 
europapolitische Debatte nicht mehr 
wie bisher als Konflikt zwischen den 
Mitgliedstaaten geführt wird, son- 
dern da8 nationale Diskursgrenzen 
überwunden werden. 

Konturen eines schienenen Büchern: Wilfried Tel- 
kemper; Deutsche MdEPs Bündnis 
901Die Grünen: Maastricht I1 am grünen Europas Scheideweg - Reformen für Europa 
anstacheln, Verlag die Werkstatt, 
Göttingen, DM 28,OO; und Heiko von Joachirn Schuster* 

GlawelMarkus Schröder: Der Euro 
und die ,Idee Europa' - Katalysator 
oder Sprengsatz der Integration?, 
VSA, Hamburg, D M  19,80. 

Grünes Eurolesebuch 

D as anläßlich der Regierungs- 
konferenz zur Überprüfung 

des Maastrichter Vertrages 
von den bündnisgrünen Europa- 

hinreichende Antworten zu geben 
(was angesichts des Standes der lin- 
ken europapolitischen Diskussion 
aber auch nicht verwundert): 

1. Es bleibt undeutlich, welcher 
politisch-strategische Stellenwert der 
EU im Verhältnis zu den National- 
staaten und Regionen zukommt. Es 
wird sich zwar häufig positiv auf das 
Subsidiaritätsprinzip bezogen und 
vor einer übermäßigen Zentralisie- 
rung gewarnt. Was darunter aber 
letztlich zu verstehen ist, wird nur 
wenig konkretisiert. 

2. Zu Recht wird immer wieder 
das Demokratiedefizit in der EU be- 
klagt. Die entscheidende Frage zur 
Behebung dieses Defizites, wie näm- 
lich die Herausbildung einer europäi- 
schen Zivilgesellschaft gefördert wer- 
den kann, wird zwar kurz aufgewor- 
fen, aber nicht weiter verfolgt. 

3. Insbesondere GlaweISchröder 
befassen sich mit der für eine konse- 
quente Reformpolitik jenseits neoli- 
beraler Konzeptionen zentralen Fra- 
ge, wie eine europäische Beschäfti- 
gungspolitik inhaltlich und institutio- 
nell ausgestaltet sein muß, die die 
spezifischen Handlungsmöglichkei- 
ten der unterschiedlichen staatlichen 
Regulationsebenen -von der Region 
über den Nationalstaat bis hin zu EU 
- miteinander produktiv verbindet. 
Ihre Antworten bieten zwar Ansatz- 
punkte für weitere Überlegungen, 
stellen aber noch kein schlüssiges, 
mobilisierungsfähiges Konzept dar. 

Beide hier betrachteten Bücher 
bieten insgesamt einen interessanten 
Beitrag zu einer dringend notwendi- 
gen Debatte, gerade nachdem die Er- 
gebnisse der Maastrichter Revisions- 
konferenz selbst aus Sicht der Herr- 
schenden mehr Fragen offen gelas- 
sen als beantwortet haben. spw 

abgeordneten herausgegebene 
,Eurolesebuch' markiert einen 
Zwischenstand der grünen Debat- 
te zu Europa. Nachdem lange Jah- Wichtig ist, daß die 

europapolitische 
Debatte nicht mehr 
wie bisher als 
Konflikt zwischen 
den Mitgliedstaaten 
geführt wird, 
sondern daß 
nationale Diskurs- 
grenzen überwun- 
den werden. 

re die Grünen der westeuropäi- 
schen Integration sehr skeptisch 
bis ablehnend gegenüber gestan- 
den haben, verdeutlicht der Sam- 
melband die inzwischen akzeptier- 
te Prämisse, daß eine europäische 
lntegrationspolitik neben der EU 
zum Scheitern verurteilt ist und 
die EU in ihrer derzeitigen Form 
und Ausprägung daher zum Aus- 
gangspunkt einer sozial und öko- 
logisch orientierten Europapolitik 
genommen werden muß. Somit 
muß auch die von den Grünen für 
dringend notwendig gehaltene 
politische Kurskorrektur an den 
bestehenden Institutionen, Struk- 
turen und Politiken ansetzen. 

Von dieser Basis aus befassen 
sich grüne Europapolitiker in fünf 
Blöcken mit den verschiedenen 
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Politikbereichen und Aspekten der 
europäischen Integration, analy- 
sieren und kritisieren Fehlentwick- 
lungen und unterbreiten Reform- 
vorstellungen. Von der Agrarpoli- 
tik über die Außen- und Sicher- 
heitspolitik, die geplante Wäh- 
rungsunion bis hin zu institutio- 
nellen Fragen bleibt kein relevan- 
ter Bereich unberücksichtigt. Da- 
bei zeigen sich durchaus auch er- 
hebliche politisch-strategische Un- 
terschiede bei den Bündnisgrü- 

Zentrale Fragenkomplexe 
Beide Bücher geben einen interes- 
santen Überblick über europapoliti- 
sche Problemstellungen sowie Re- 
formnotwendigkeiten. Gleichzeitig 
vermitteln sie einen Eindruck über 
Diskussionslinien innerhalb der 
Bündnisgrünen. Neben vielen wichti- 
gen Detailfragen, die im Zuge einer 
linken Europapolitik beantwortet 
werden müssen, lenkt die Lektüre 
der beiden Bücher den Blick auf drei 
für die weitere Entwicklung zentrale 
Fragenkomplexe, ohne allerdings 
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nen. Während etwa lrene Soltwe- 
del-Schäfer den Euro aus weltwirt- 
schaftlichen Überlegungen grund- 
sätzlich befürwortet, allerdings 
soziale und ökologische Anliegen 
stärker verankert sehen will, for- 
dern Klaus Dräger und Frieder 
Otto Wolf eine grundlegende Kor- 
rektur des gesamten Konzeptes 
der Wirtschafts- und Währungs- * Dr Joachim Schustei: Politikwissenschafiler, Institut für angewandte Sozial- 

und Politikwissenschaft (ispw) in Bremen, Mitglied der spw-Redaktion union 
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Österreich 1998 - 
europäisch oder 
II anders"? 
von Jürgen Hirsch und Thomas Mann* 

Der ehemals von der 
SPÖ propagierte 

,,Dritte Weg" droht 
nun aus dem 

Bewußtsein der SPÖ- 
Spitze verdrängt und 

vergessen z u  
werden, ,,überzeugt 

vom Sieg der 
Marktwirtschaft". 

D er Zusammenbruch der kom- 
munistischen Staaten 19891 

90 sowie die Auflösung des 
Warschauer Paktes neben dem ge- 
bliebenen NATO-Militärpakt bewirk- 
ten auch für die politische und wirt- 
schaftliche Lage Österreichs maß- 
gebliche Umstrukturierungen. Das - 
seit dem 26.Oktober 1955 - paktun- 
gebundene, neutrale Österreich 
(verankert als Bundesverfassungsge- 
setz: ,,nach Schweizer Vorbild") hat- 
te, obwohl es sich mit Mehrpartei- 
ensystem, parlamentarischer Demo- 
kratie, kapitalistischer Marktwirt- 
schaft, etc. immer dem westlichen 
Wertesystem zuordnete, hervorra- 
gende Wirtschaftsbeziehungen mit 
allen Ländern des östlichen und 
westlichen Einflußbereichs und be- 
trieb eine international anerkannte 
und eigenständige Vermittlerrolle 
zwischen den Militär- und Wirt- 
schaftsblöcken. 

Soziale Marktwirtschaft und 
Neutralität 
Die aktive Neutralitätspolitik - von Dr. 
Bruno Kreisky seit 1955 kontinuier- 
lich aufgebaut - ermöglichte es 
Österreich und der seit 1945 außer in 
den Jahren 1966 bis 1970 immer 
mitregierenden SPÖ, mit Ländern un- 
terschiedlichster Gesellschaftssyste- 
me (z.8. Libyen, SU, Nicaragua, USA, 
Ungarn, Palästina, Westsahara/Poli- 
sario, usw.) politische und wirtschaft- 
liche Beziehungen aufzubauen und 
friedenssichernde Aktivitäten inner- 
halb und außerhalb der UNO zu set- 
zen, relativ ungehindert von ,,herr- 
schenden" (NATO- und Warschauer 
Pa kt-)Interessen. 

Jürgen Hirsch, Jg. 1945, Werbegestaltec Bildungsreferent der SPÖ; 
Thomas Mann, Jg. 1968, Student der Soziologie, Bildungsreferent der 5PÖ. 
Beide arbeiten führend in der Initiative für eine sozialistische Politik der 5PÖ 
mit (vgl. spw 5/97, 5. 1 5 . ) .  
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Foto Christian Kiel (Meerbusch) 

Das seit 1970 mit unbestreitba- 
rem Erfolg bewältigte umfassende 
gesellschaftspolitische und wirt- 
schaftliche Reformprogramm der 
SPÖ droht nun, nach 1990, auf- 
grund der globalen und teilweise 
neoliberalen Veränderungen desta- 
bilisiert zu werden. Die innere politi- 
sche Lage war 1989190 immer noch 
einerseits geprägt durch eine ,,mixed 
economy" - d.h. von einem seit 
1945 den Staat und die Gesellschaft 
prägenden verstaatlichten, nationa- 
len Industrie- und Bankensektor, der 
die private Wirtschaft überragte, so- 
wie einer jahrzehntelang durchge- 
hend praktizierten engen ,,Sozial- 
partnerschaft" zwischen Gewerk- 
schaften, Unternehmerverbänden 
und Parteien. Die Unternehmerseite, 
auf der auch die SPÖIÖGB-Vertreter 
der verstaatlichten Industrie 
mit,,wirkten", propagierte die sozia- 
le Marktwirtschaft (mit einer relativ 
guten Beteiligung an den Gewinnen 
und einer entgegenkommenden be- 
trieblichen und staatlichen Sozialpo- 
litik) für die Arbeitnehmer und be- 
kam eine streikfreie Sozialpartner- 
schaft dafür. 

EU-Mitgliedschaft Österreichs 
Die Volksabstimmung 1994 über den 
Beitritt zur Europäischen Union 
konnte von der Koalitionsregierung 
sowie den Sozialpartnern erfolgreich 
- mit einer 213-Mehrheit - durchge- 
führt werden. Als Folge davon 
scheint heute die ~ir i führung des 
EURO eine ebenso deutliche Zustim- 
mung zu finden. Das Ende der kom- 
munistischen Regimes und die damit 
verbundene Aufhebung jeglicher Sy- 
stemkonkurrenz zur kapitalistischen 
Marktwirtschaft beschleunigte in 
Österreich die schon eingeleiteten 
Privatisierungen vieler ehemaliger 
staatlicher und halbstaatlicher Berei- 

che. in der zeitweise 60% der arbei- 
tenden Bevölkerung beschäftigt wa- 
ren. Diese drohen nun, im Jahr 1998, 
auch bedingt durch die ökonomische 
Begrenztheit des Landes (konkurrie- 
rend auf dem EU- sowie dem globa- 
len Markt), in einen völligen Ausver- 
kauf und - unter dem Deckmantel 
der ,,Liberalisierung" - eine schritt- 
weise Entmachtung nationaler Politik 
umzuschlagen. 

Der ehemals von der SPÖ propa- 
gierte ,,Dritte Weg" -der austromar- 
xistische Ansatz zu einer Gesell- 
schafts- und Wirtschaftspolitik zwi- 
schen Kapitalismus und diktatori- 
scher Planwirtschaft - droht nun aus 
dem Bewußtsein der SPÖ-Spitze ver- 
drängt und vergessen zu werden, 
,,überzeugt vom Sieg der Marktwirt- 
schaft" (Andreas Rudas, Mitglied der 
SPÖ-Parteiprogrammkommission, 
Februar 1998). Der in der Europäi- 
schen Union praktizierte sozialdemo- 
kratische Krisenlösungsansatz eines 
Tony Blair oder Gerhard Schröder fin- 
det in Österreich seine Fortsetzung; 
gesenkte Kapitalertragssteuern sind 
nur ein Teil davon. 

Grundsätze der Sozialdemokra- 
tie 
Die momentan hitzig geführte Dis- 
kussion um ein neues SPÖ-~artei- 
Programm beinhaltet die grundsätz- 
liche Frage nach einer moralischen 
oder aber einer kapitalismuskriti- 
schen Herangehensweise bei der 
Forderung nach einer gerechten 
(klassenlosen) Gesellschaft. Und dies 
ist eigentlich nur das Spiegelbild des 
unterschiedlichen Seins und Be- 
wußtseins bzw. der unterschiedli- 
chen Visionsfähigkeit verschiedener 
Menschen innerhalb der Partei. Die- 
im EU-Durchschnitt jetzt noch sehr 
niedrigen - Arbeitslosenzahlen (la- 
nuar 98: 4,4%) steigen kontinuier- 
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staltungsmacht zu erhalten. Das ist 
im Kern in den letzten beiden Jahr- 
zehnten mit wechselndem Erfolg so 
gelaufen, muß in der Summe jedoch 
als permanentes Verlustgeschäft für 
die Linken eingestuft werden. Das 
liegt auch darin begründet, daß der 
Parteivorsitzende - eigentlich, von sei- 
ner Funktion aus betrachtet - ein ho- 
hes Interesse daran haben müßte, die 
Partei und ihre Einflußmöglichkeiten 
zu stärken. Tatsächlich haben aber 
alle Parteivorsitzenden nach Hans-Jo- 
chen Vogel (einmal abgesehen von 
dem gescheiterten SPD-2000 Projekt 
unter Engholm) keine Aktivitäten in 
dieser Hinsicht entfaltet. Die Parteide- 
mokratie gegen die Partei und ihre 
Vorsitzenden retten zu wollen, kann 
auf Dauer keine aussichtsreiche Stra- 
tegie der Linken sein. 

2. Die SPD-Linke befreit sich aus 
ihrer ,Babylonischen Gefangen- 
schaft' parteiinterner Rücksichtnah- 
men und reibt sich nicht länger in 
interner Gremienarbeit auf. Die Rol- 
le des Dummen August bzw. des 
Gewissens der Partei dürfen andere 
übernehmen. Statt dessen setzt die - 
Parteilinke auf ihre eigene Stärke. 
Die Parteilinke reorganisiert sich als 
eigenständige Kraft in der Partei. die 
selbstverständlich innerhalb der 
Strukturen ihren Job macht, wenn 
sich damit Gestaltungsoptionen ver- 
knüpfen. Ihren Schwerpunkt legt sie 
jedoch auf ausgewählte Politikberei- 
che, die als Kampagnen im Verbund 
mit Bündnispartnern außerhalb der 
eigenen Partei aufgebaut und ge- 
fahren werden. Entlang dieser Kam- 
pagnen engagiert sie sich im Sinne 

einer Revitalisierung regionaler lin- 
ker Netzwerke. Diese Strategie ver- 
spricht auch auf dem Hintergrund 
einer Regierungsübernahme da- 
durch zu gewinnen, daß wir in die- 
sem Falle für wesentliche gesell- 
schaftliche Initiativen und Bewe- 
gungen interessante Ansprechpart- 
ner sein werden. 

Entwicklungsprogramm für die 
SPD-Linke 
Ich habe im Rahmen der Frühjahrsta- 
gung des Frankfurter Kreises in Berlin 
die Einrichtung einer ,,Entwicklungs- 
werkstatt" für das kommende Jahr 
vorgeschlagen. Aufgaben dieser 
Werkstatt sollten irn Sinne der oben 
genannten zweiten Alternative fol- 
gende Punkte sein: 
1. Die Linke muß sich im Sinne einer 
eigenständigen Plattform in der SPD 
reorganisieren und damit eine Ant- 
wort auf die mediale Aushebelung 
der Parteidemokratie geben. 

2. Die Linke muß sich selber einen 
Entwicklungsplan verordnen, der ent- 
lang konkreter politischer Projekte 
eine neue Vernetzung von Basisgrup- 
pen, gesellschaftlichen Bündnispart- 
nern und Vertreterinnen und Vertre- 
tern der Linken in der Leitung des 
Frankfurter Kreises, der Parteivor- 
standslinken und der Bundestagsfrak- 
tion organisiert. 
3. Die Linke braucht eine themati- 
sche Schwerpunktsetzung, entlang 
derer eine gezielte programmati- 
sche Weiterentwicklung im Dialog 
mit befreundeten oder nahestehen- 
den Gruppierungen erfolgen kann. 
Ich schlage drei zentrale Bereiche 

dafür vor: 1. Zukunft der Arbeit (Ar- 
beitszeitfrage), 2. Demokratie, 3. 
Europa. 
4. Die Linke braucht Eigenmittel, die 
eine professionelle und attraktive 
Umsetzung der 0.g. Kampagnen er- 
möglicht. Es braucht darüber hinaus 
eine hauptamtliche Betreuung der 
hier angeführten Entwicklungsvor- 
schläge. Ein gesondertes Fundraising- 
konzept ist daher wesentliche Grund- 
lage für eine erfolgreiche Umsetzung 
der angeregten Reorganisation. 

Das sind mittelfristige strategische 
Überlegungen, die hoffentlich breit 
diskutiert werden und bald angegan- 
gen werden müssen. Kurzfristig wer- 
den wir im Wahlkampf nur begrenzte 
Spielräume für eine Eigenprofilierung 
linker Politik haben. Lafontaine und 
Schröder werden weiterhin eine Dop- 
pelspitze bilden und ganz der bewähr- 
ten Methode „Bad CopIGood Cop" 
folgen. Schröder profiliert sich wirt- 
schaftsnah mit hemdsärrnligem 
Charme, während ,,Good Cop" Lafon- 
taine die Partei befriedet. Der Dissens 
wird nicht aufgehoben, sondern wei- 
terhin geschickt ausgespielt. Ob sozial- 
demokratische Wirtschaftspolitik eher 
auf Exportorientierung und Flexibilisie- 
rung der Arbeitsmärkte oder auf sozi- 
alökologische Wachstumspolitik und 
Arbeitszeitverkürzung setzen wird, 
entscheidet sich im günstigsten Fall in 
der Regierungsverantwortung an den 
konkreten Gesetzesvorhaben. Die neo- 
liberale Grundlogik Iäßt sich nur dre- 
hen, wenn sich das gesellschaftliche 
und politische Klima in eine andere 
Richtung wendet. Dies anzustoßen, ist 
Aufgabe der Linken. spw 

Schröder & Co. 
haben sich von einer 
Ressource abhängig 
gemacht, die sie 
nicht jederzeit 
erzeugen und 
beliebig steuern 
können. Sie basiert 
nicht au f  gewachse- 
ner Anhängerschaft, 
die sich u m  ein 
politisches Projekt 
versammelt. Aus ihr 
Iäßt sich eine 
beständige und  
breite Mobilisierung 
kaum ableiten. 
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MAGAZIN EUROPA UND DIE LINKE 

SPD spielt „Bad Cop - Good Cop" lich an, und die Regierung unter Vik- 
tor ~ l i m a / ~ P Ö  ist eifrigst bemüht, 

bisher keine ,,großen Zukunftsvisio- gen sich im statistischen Feld von 
jeweils 1%. Schmidt versucht, ihre 
neoliberalen ~ i r t scha f ts~os i t i onen  
hinter liberalen Forderungen be- 
treffend Demokratie, Mitbestim- 
mung, Minderheitenschutz, etc. zu 
verstecken. 

Gertraud Knoll verursachte mit ih- 
rer Kandidatur sofort eine heftige öf- 
fentliche Diskussion über das Verhält- 
nis von Kirche und Staat, da sich seit 
dem katholischen Austrofaschismus 
(1 934 bis 1938) keine kirchlichen 
Würdenträger mehr in das politische 
Geschehen einmischen sollten. Ent- 
sprechend der evangelischen Verfas- 
sung legte jedoch Knoll sogleich ihre 
kirchlichen Funktionen zurück. Durch 
ihren engagierten Einsatz für soziale 
und demokratische Anliegen schaffte 
sie innerhalb einer Woche den zwei- 
ten Platz hinter Klestil in der Hoch- 
rechnung und wurde somit zur er- 
klärten Hoffnungsträgerin für das 
Wählerspektrum von liberal-katho- 
lisch über grünalternativ bis sozialde- 
mokratisch. Das erste Ziel für die pro- 
gressiven Kräfte ist, Klestil unter 50% 
zu bringen und dadurch einen zwei- 
ten Wahlgang zu erzwingen. 

Für die anstehenden gesell- 
schafts- und wirtschaftspolitischen 
Probleme hat die SPÖ innerhalb der 
europäischen Sozialdemokratie die 
Verpflichtung, zusammen mit allen 
anderen fortschrittlichen Kräften 
(zumeist Basisbewegungen in der 
katholischen und evangelischen Kir- 
che, Grüne, Bürgerbewegungen, 
Gewerkschaften, etc.) soziale Ver- 
antwortung und politische Füh- 
rungskompetenz zu zeigen und ei- 
nen ,,Europäischen Gesellschaftsver- 
trag" auszuarbeiten, um eine politi- 
sche Radikalisierung mit Abschot- 
tungsparolen zu verhindern. Das Pri- 
mat der Politik gegenüber einem 
Diktat der Ökonomie muß wieder 
erkämpft werden. Dazu muß sich 
auch die SPÖ klar von den Positio- 
nen des Neoliberalismus abgrenzen. 

Die Wirtschaft hat den Menschen 
zu dienen und nicht umgekehrt, wie 
auch der österreichische Bundes- 
kanzler in einem Grußwort an die Ar- 
beitsgemeinschaft Christen und Sozi- 
aldemokratie (ACUS) im April 1997 
erklärte: „Der Siegeszug marktwirt- 
schaftlicher Prinzipien kann zu einer 
gerechteren Welt führen, aber auch 
in einem Markttotalitarismus enden, 
in dem Menschen nur mehr als Ko- 
stenfaktor fungieren und das Streben 
nach Gewinnmaximierung den sozia- 
len Zusammenhalt in der Gesellschaft 
zerstört." s p w  

nen" und insbesondere keine Per- 
spektive für einen politischen Um- 
sturz hat. 

mit Hilfe der Sozialpartner, deren 
Unternehmerseite fortwährend den 

Medienlegitimation, Führungsfiguration und Schlußfolgerungen der Parteilinken 

In Österreich hätten - zumindest Sozial- und Lohnabbau als ,,logi- 
von Andrea Nahles* sches Mittel zur Standortsicherung" 

propagieren, diesen ,,normalen" ka- 
pitalistischen Trend zu verhindern. 

nach Mandaten - die christlich-kon- 
servative ÖVP mit der rechtspopulisti- 
schen FPÖ die parlamentarische 
Mehrheit. 

Das Liberale Forum (LIF) - eine 
,,linkeu Abspaltung von der FPÖ mit 

Aber die Sparpolitik der Regie- 
rung SPÖ/ÖVP sowie die oftmals not- 
wendigen Strukturveränderungen im 
Sozialbereich wie auch in anderen ihrer jetzigen Führungsperson Heide Die Neutralität, die 

Paktungebunden- 
heit, die Atornwaf- 
fenfreiheit und der 
Grundsatz,, keine 
ausländischen 
Soldaten in Öster- 
reich " sind - wie das 
Verbot von Atom- 
kraftwerken - ein 
wichtiger Teil der 
österreichischen 
Identität. 

gesellschaftlich relevanten Bereichen 
und die damit einhergehende Ver- 
schlechterung am Arbeitsmarkt brin- 

Schmidt - ist zwar gesellschaftspoli- 
tisch relativ fortschrittlich, in der 
Wirtschaftspolitik drängen sie aber 

gen große soziale Verunsicherung, 
Frust und Widerstand mit sich. Zu 
den Sparmaßnahmen der Regierung 

zu einer völligen Privatisierung der öf- 
fentlichen und gemeinwirtschaftli- 
chen Betriebe (Modell ,,Nachtwäch- 
terstaat"). 

Die kommunistische Partei (KPÖ) 
spielt außer bei kleinen regionalen 

kommt noch die diesen entgegenste- 
hende Forderung der konservativen 
Seite (ÖvP, FPÖ) nach einem Beitritt 
Österreichs zur NATO. Dies brächte Wahlerfolgen keine politische Rolle. 
eine deutliche Erhöhung des derzeiti- 
gen österreichischen Militärbudgets 
(0,8%) mit sich. 

Die Neutralität, die Paktungebun- 

Sie gehört aber zu den Staatsgrün- 
dern der „2. Republik" von 1 945 und 
genießt so - obwohl bis nach der 
Wende unflexibel SU-treu - politi- 
schen Schutz und Anerkennung aller 
österreichischen Parteien außer der 
FPÖ. 

denheit, die Atomwaffenfreiheit und 
der Grundsatz ,,keine ausländischen 
Soldaten in Österreich" sind - wie 
das Verbot von Atomkraftwerken - 
ein wichtiger Teil der österreichischen 
Identität. Innerhalb der UNO nimmt 
Österreichs Militär jedoch seit Jahr- 
zehnten an friedenssichernden Ein- 
sätzen teil. 

So verbleiben eigentlich nur die 
Grünen, die mit ihren sozial- und 
umweltpolitischen Vorstellungen die 
größte Nähe zur SPÖ aufweisen, 
wenngleich sie wiederum einige Pro- 
bleme mit der ,,Realpolitikf' der SPÖ 
haben. 

Die österreichische Parteien- 
landschaft 
Die Tatsache, daß in Österreich, wie 
auch in der EU, die Armen immer är- 
mer und die Reichen immer reicher 
werden, die Arbeitslosenzahlen im- 
mer höher, die Profite auf den Fi- 
nanzmärkten jedoch unproduktiv 
und spekulativ eingesetzt werden 
und weiter steigen, provoziert Pro- 
testverhalten in der Bevölkerung wie 
auch in den diversen SPÖ-wähler- 
schichten, von Arbeitern über Ange- 
stellte zu Akademikern bis hinein in 
die ,,Mittelschicht". 

Genau diese große Verunsiche- 
1 

rung greift die rechtspopulistische 
FPÖ unter Jörg Haider auf und bietet 
überwiegend alte Krisenlösungskon- 
zepte (,,Ausländer raus", ,,Sozial- 
schmarotzerdebatte", ,,Privilegienab- 
bau", usw.) an. Sie kann immerhin 
mehr als eine Million Protest- und 
Stammwähler auf sich vereinen. 
Trotzdem kann man von der FPÖ 
nicht von einer klassischen rechtsex- 
tremen Partei sprechen, da für Haider 
vor allem das zynische Gegeneinan- 
derausspielen der anderen Parteien, 
der Medien, usw. zählt, die FPÖ aber 

Eine wichtige Neuerung in der 
österreichischen Parteienlandschaft D ie SPD hat einen Kanzlerkandi- 

daten. Rien ne va plus. Der 
überwältigende Erfolg der 

Wahl in Niedersachsen sollte aus Sicht 
der Parteilinken nichtsdestoweniger 
präzise analysiert werden. Insbeson- 
dere im Hinblick auf die Zukunft der 
Parteidemokratie wird sich leicht fest- 
stellen lassen, daß die Omnipräsenz 
der Medien im Zusammenhang mit 
der Wahlentscheidung den altbe- 
währten Flügelschlag innerhalb der 
Parteien angreift und zu einem Stra- 
tegiewechsel nötigt. So waren weder 
die in der Satzung neu eingefügte 
Mitgliederbefragung noch die Partei- 
gremien bei der Entscheidung um die 
Kanzlerkandidatur relevant. Nicht ein- 
mal einen nennenswerten Wider- 
stand hat es gegen diese Verfahrens- 
weise gegeben. 

,,Volksentscheid" statt Parteide- 
mokratie 
Die Ursache dafür liegt auf der Hand: 
Der Mix aus Volksentscheid via Land- 
tagswahl und deren Verquickung mit 
einer immensen Medienresonanz hat 
in der Öffentlichkeit keineswegs den 
Eindruck erweckt, diese Entscheidung 
sei nicht demokratisch legitimiert. Im 
Gegenteil: Sowohl den in demoskopi- 
schen Umfragen ermittelten Mehr- 
heiten für Gerhard Schröder als auch 
den Wählerinnen und Wähler Nieder- 
sachsens wurde de facto und von den 
Medien systematisch befördert eine 
Quasi-Volksabstimmung zugespro- 
chen. Die Legitimation leitete sich hier 
eindeutig aus dem sich von Woche zu 
Woche selbst aufbauenden Verfahren 
ab. Die ohnehin im öffentlichen Anse- 
hen unbeliebte Parteidemokratie 
konnte so flugs ersetzt werden durch 
eine im hohen Maße medial gesteuer- 
te Polarisierung, in dem die Alternati- 
ven ,Schröder gegen Wulff bzw. Kohl' 
gleichzeitig mit der Alternative 
,Schröder gegen Lafontaine' ver- 
schmolz. Und das mit Erfolg. Aus 
Sicht der so in die Macht (bzw. in Sze- 

ne) gesetzten Öffentlichkeit Iäßt sich 
mit Helge Schneider (,,Texasu) feststel- 
len: ,,Alles ist sehr gut gemacht und 
man meint, dabeizusein!" 

Interessant wird für die Zukunft, 
ob dieses Verfahren eine stabile Legi- 
timationsbasis geschaffen hat. Schrö- 
der & Co. haben sich von einer Res- 
source abhängig gemacht, die sie 
nicht jederzeit erzeugen und beliebig 
steuern können. Sie basiert nicht auf 
gewachsener Anhängerschaft, die 
sich um ein politisches Projekt ver- 
sammelt. Aus ihr Iäßt sich eine be- 
ständige und breite Mobilisierung 
kaum ableiten. 

zeigt sich mit der Gründung des Un- 
abhängigen Frauenforums (UFF) 
1997 mit ihrer Sprecherin Eva Ross- 
mann, das die Unfähigkeit der jetzi- 
gen Funktionärsbünde widerspiegelt, 
geäußerte Bedürfnisse in der Bevöl- 
kerung auch als politisch relevant an- 
zuerkennen 

Die Parteidemokratie 
gegen die Partei und 

ihre Vorsitzenden 
retten zu wollen, 

kann auf Dauer 
keine aussichtsreiche 
Strategie der Linken 

sein. 

Die nahe Zukunft 
Am 19. April 1998 wird in Österreich 
das Amt des Bundespräsidenten neu 
gewählt. Der bisher amtierende Bun- 
despräsident Thomas Klestil ist für 
fortschrittliche Kräfte vor allem we- 
gen seines Mangels an Verfassungs- 
treue nicht wählbar, da er sich bereits 
mehrmals offen für einen NATO-Bei- 

SPD-Linke: Dummer August oder 
Kampagnenkraft 
Aus meiner Sicht gibt es zwei mögli- 
che Konsequenzen aus diesen Ent- 
wicklungen: 1 : Die Parteilinke kämpft 
um den Erhalt der Parteidemokratie. 
Sie setzt auf die Stärkung der Partei- 
gremien als Entscheidungsträger, 
setzt mit Hilfe der Bundestagsfraktion 
politische Kontrapunkte und steuert 
das programmatische Know-how bei, 
ohne dafür Anerkennung oder Ge- 

tritt Österreichs ausgesprochen hat 
und somit gegen das oben beschrie- 
bene Neutralitätsgesetz verstoßen 
hat. 

Seine beiden bedeutenden Her- 
ausforderinnen sind Heide Schmidt 
(LIF) und seit dem 27. Feber auch 
die Superintendentin des Burgen- 
landes Gertraud Knoll. Die weiteren 
drei männlichen Kandidaten bewe- 

* Andrea Nahles, 27, WeilerlBonn, Juso-Bundesvorsitzende, 
Mitglied im SPD-Parteivorstand 
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